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Stenografisches Protokoll 
der 41. Sitzung, Teil I 

- endgültige Fassung* - 

2. Untersuchungsausschuss 
Berlin, den 11. Januar 2021, 10.00 Uhr  
10557 Berlin, Paul-Löbe-Allee 2 (Eingang Süd) 
Paul-Löbe-Haus, Sitzungssaal 4.900 (Europasaal) 

Vorsitz: Vorsitzender Udo Schiefner, MdB 

Tagesordnung - Öffentliche Beweis-
aufnahme 

 Seite 

1. Vernehmung des Zeugen 12 
Karl-Heinz Görrissen, 
Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur 
(Beweisbeschluss Z-32) 

2. Vernehmung des Zeugen 
Guido Beermann, 80 
Minister für Infrastruktur und Landesplanung 
des Landes Brandenburg 
(Beweisbeschluss Z-62) 
 

 
 
_________ 
Der Zeuge Karl-Heinz Görrissen hat Änderungswünsche übermittelt, siehe Anlage 1 
Der Zeuge Guido Beermann hat Änderungswünsche übermittelt, siehe Anlage 2 
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 (Beginn: 10.06 Uhr) 

Vorsitzender Udo Schiefner: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich darf Sie recht herzlich begrü-
ßen zur ersten Sitzung im neuen Jahr und wün-
sche Ihnen natürlich an dieser Stelle vor allen 
Dingen Gesundheit, Zufriedenheit. Dann sind der 
Erfolg und das Glück vielleicht auch ein Stück 
weit vorprogrammiert. Hoffen wir, dass diese 
schwierige Situation, die Lage, die wir im Mo-
ment haben, sich möglichst bald entspannt. Ich 
wünsche uns natürlich und wünsche Ihnen, dass 
Sie weiterhin positiv denken, aber negativ blei-
ben. In dem Sinne: Herzlich willkommen zur un-
serer heutigen Sitzung! 

Bevor wir in die Sitzung einsteigen, darf ich hier 
ganz kurz noch einige Regularien abwickeln. Zu-
nächst mal möchte ich darauf hinweisen, dass 
uns die derzeitige schwierige Situation vor dem 
Hintergrund der Pandemie, der notwendigen 
Maßnahmen sehr wohl bewusst ist. Das haben 
wir auch in der letzten Woche unter den Obleu-
ten diskutiert. Es sind Hygienemaßnahmen noch 
strenger einzuhalten, als das bisher der Fall war. 
Darum haben wir auch für unsere Sitzungen in 
dieser Woche Folgendes vereinbart: 

Zum einen: Es sollen FFP2-Masken hier im Sit-
zungsraum getragen werden. Falls jemand keine 
FFP2-Maske zur Hand hat, sondern eine normale 
Schutzmaske: Das Sekretariat hält die entspre-
chenden Masken bereit. 

Es bestand die Möglichkeit für die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter und die Abgeordneten hier 
im Saal inklusive der Mitarbeiter des Ausschuss-
sekretariates, vor der Sitzung einen Schnelltest 
durchzuführen. Meines Wissens haben davon 
auch weitgehend alle Gebrauch gemacht, und 
alle Tests waren meines Wissens auch negativ, 
sodass wir beste Voraussetzungen haben. Ich 
möchte noch mal daran erinnern, dass bitte jeder, 
der sich hier in dem Raum bewegt, den Raum 
verlässt, darauf achten sollte, die FFP2-Maske 
auch zu tragen. 

Und der dritte Punkt: Wir haben entschieden, 
auch aus diesen notwendigen Maßnahmen her-
aus, hier im Saal oben auf der Besuchertribüne 
keine Besucher zuzulassen, und haben uns dafür 
entschieden, dann zu sagen: Wir übertragen diese 
Sitzung in einen Nebenraum, wo auch unter Hy-
gienebedingungen und den notwendigen Maß-
nahmen die Öffentlichkeit so hergestellt wird. 

Das heißt also, dass wir sehr umfangreich die 
notwendigen Maßnahmen hier umsetzen und 
dass wir darauf setzen, dass die Maßnahmen 
auch dazu führen, dass hier keiner einem Risiko 
ausgesetzt wird. Zu dem abschließend: Wer im-
mer noch der Meinung ist aufgrund seines Krank-
heitsbildes, er sei einem Risiko ausgesetzt, hat 
natürlich dann auch die Möglichkeit, dieser Sit-
zung fernzubleiben. Dafür würde jeder Verständ-
nis haben. - Dies zur Einleitung. 

Ich stelle fest: Soweit es die Coronakrise zulässt, 
ist die Öffentlichkeit in der Form, wie eben ge-
schildert, hergestellt. Die Öffentlichkeit verfolgt 
die Beweisaufnahme in einem anderen Sitzungs-
saal, um die Zahl der anwesenden Personen in 
diesem Saal hier möglichst gering zu halten. 
Heute übertragen wir in den Raum E 800 im 
Paul-Löbe-Haus. Die Öffentlichkeit, die Presse-
vertreter und den ersten Zeugen Herrn Görrissen 
darf ich an dieser Stelle ganz herzlich begrüßen. 

Bevor ich zum eigentlichen Gegenstand der heu-
tigen Sitzung komme, gestatten Sie mir einige 
Vorbemerkungen:  

Ich bitte die Vertreter der Medien, soweit sie Ge-
räte für Ton-, Film- und Bandaufnahmen mit sich 
führen, den Saal dann zu verlassen. Ton- und 
Bildaufnahmen sind während der öffentlichen 
Beweisaufnahme nicht zulässig. Ein Verstoß ge-
gen dieses Gebot kann nach dem Hausrecht des 
Bundestages nicht nur zu einem dauernden Aus-
schluss von den Sitzungen dieses Ausschusses 
sowie des ganzen Hauses führen, sondern gegebe-
nenfalls strafrechtliche Konsequenzen nach sich 
ziehen.  

Bevor wir mit den Zeugenvernehmungen begin-
nen können, muss der Ausschuss heute noch in 
öffentlicher Sitzung darüber beschließen, ob er 
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gemäß § 13 Absatz 1 Satz 3 des Untersuchungs-
ausschussgesetzes mit der Bild-/Tonübertragung 
zum einen in den erwähnten Raum E 800 im 
Paul-Löbe-Haus zur Herstellung der Öffentlich-
keit und zum anderen mit der Übertragung ins 
Bundesministerium für Verkehr und digitale Inf-
rastruktur zur Ermöglichung der audiovisuellen 
Zeugenvernehmung der heutigen Zeugen einver-
standen ist. Das muss der Ausschuss mit Zwei-
drittelmehrheit beschließen. 

Ich schlage daher folgenden Beschluss vor: 

Der 2. Untersuchungsausschuss der 19. Wahlpe-
riode beschließt gemäß § 13 Absatz 1 Satz 3 Un-
tersuchungsausschussgesetz eine Ausnahme vom 
Verbot von Bild-/Tonübertragungen der Beweis-
aufnahmesitzung dahin gehend, dass die Übertra-
gung in den Raum E 800 im Paul-Löbe-Haus und 
ins BMVI zur Durchführung der audiovisuellen 
Zeugenvernehmung am heutigen Tag zugelassen 
wird. 

Ich bitte um das Handzeichen, wer dieser Vorge-
hensweise so zustimmt. - Gegenstimmen? - Ent-
haltungen? - Dann hat der Ausschuss dies ein-
stimmig beschlossen. 

Ich rufe den einzigen Punkt der Tagesordnung 
auf - öffentliche Beweisaufnahme aufgrund der 
Beweisbeschlüsse Z-32 und Z-62 -: 

1. Vernehmung des Zeugen 
Karl-Heinz Görrissen 
Bundesministerium für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur 

2. Vernehmung des Zeugen 
Guido Beermann 
Minister für Infrastruktur und 
Landesplanung des Landes 
Brandenburg 

Damit wird Beweis erhoben zum Untersuchungs-
auftrag (Bundestagsdrucksache 19/15543) durch 
Vernehmung des Zeugen Karl-Heinz Görrissen, 
Leiter der Abteilung „Leitung, Kommunikation“ 
im Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur, und des Zeugen Minister Guido 
Beermann, ehemalig beamteter Staatssekretär im 

Bundesministerium für Verkehr und digitale Inf-
rastruktur. 
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Vernehmung des Zeugen 
Karl-Heinz Görrissen 

Ich darf Sie nun noch mal recht herzlich im 
BMVI begrüßen, Herr Görrissen. Herr Görrissen, 
der Ausschuss hat eben beschlossen, Ton- und 
Bildaufnahmen in einen anderen Sitzungssaal - 
heute ist es der Raum PLH E 800 - und zu Ihnen 
ins BMVI zur Ermöglichung Ihrer Zeugenverneh-
mung auf diesem Wege zu übertragen. Im Raum 
PLH E 800 kann die Öffentlichkeit die Beweisauf-
nahme verfolgen. Sind Sie damit einverstanden, 
Herr Görrissen?  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Vorsitzender, 
herzlichen Dank für Ihre Begrüßung. - Ich bin da-
mit einverstanden. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön.  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich hoffe, Sie kön-
nen mich hinreichend verstehen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Ja, es ist so weit al-
les gut. Wenn Sie irgendwie Probleme haben und 
die Übertragung nicht so funktioniert, bitte ich 
auch Ihrerseits um ein Zeichen. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Gerne. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Ich stelle fest, dass 
der Zeuge ordnungsgemäß geladen ist. Sie haben 
den Erhalt der Ladung auf den heutigen Sit-
zungstag am 25.11.2020 bestätigt. Haben Sie zu-
nächst den besten Dank, dass Sie zur Verfügung 
stehen.  

Ich habe darauf hinzuweisen, dass die Bundes-
tagsverwaltung eine Tonbandaufnahme der Sit-
zung fertigt. Diese dient ausschließlich dem 
Zweck, die stenografische Aufzeichnung der Sit-
zung zu erleichtern. Die Aufnahme wird nach Er-
stellung des Protokolls gelöscht. Das Protokoll 
dieser Anhörung wird Ihnen nach Fertigstellung 
zugestellt. Sie haben, falls dies gewünscht ist, die 
Möglichkeit, innerhalb von zwei Wochen Korrek-
turen und Ergänzungen vorzunehmen. - Haben 
Sie dazu noch Fragen, Herr Görrissen?  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein, habe ich 
nicht, Herr Vorsitzender. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann möchte ich 
darauf hinweisen, dass der Zeuge vom Rechtsan-
walt Dr. Daniel Krause betreut wird bei dieser 
Vernehmung. Ich stelle fest, dass Sie vom eben 
genannten Rechtsbeistand begleitet werden, Herr 
Görrissen. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Das ist zutreffend, 
Herr Vorsitzender. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Ich darf Sie, Herr 
Rechtsanwalt Krause, bitten, sich dem Ausschuss 
kurz vorzustellen.  

RA Dr. Daniel Krause: Ich grüße Sie, Herr Vorsit-
zender. - Mein Name ist Dr. Daniel Krause. Ich 
bin Rechtsanwalt in Berlin. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - Herr 
Rechtsanwalt Krause, ich muss Sie darauf auf-
merksam machen, dass Sie den Zeugen zwar be-
raten dürfen, Ihnen selbst jedoch kein Rede- oder 
Fragerecht zusteht. Insbesondere dürfen Sie Ih-
rem Mandanten während seiner Aussage keine 
inhaltlichen Hinweise geben. Gegebenenfalls 
kann Ihr Mandant eine kurze Unterbrechung zum 
Zwecke der Beratung mit Ihnen hier beantragen. 

Herr Görrissen, vor Ihrer Anhörung habe ich Sie 
zunächst zu belehren:  

Sie sind als Zeuge geladen worden. Als Zeuge 
sind Sie verpflichtet, die Wahrheit zu sagen. Ihre 
Aussagen müssen richtig und vollständig sein. 
Sie dürfen nichts weglassen, was zur Sache ge-
hört, und nichts hinzufügen, was der Wahrheit 
widerspricht.  

Ich habe Sie außerdem auf die möglichen straf-
rechtlichen Folgen eines Verstoßes gegen die 
Wahrheitspflicht hinzuweisen. Wer vor dem Un-
tersuchungsausschuss uneidlich falsch aussagt, 
kann gemäß § 162 in Verbindung mit § 153 des 
Strafgesetzbuches mit Freiheitsstrafe von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft werden. 
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Nach § 22 Absatz 2 des Untersuchungsausschuss-
gesetzes können Sie die Auskunft auf solche Fra-
gen verweigern, deren Beantwortung Sie selbst o-
der Angehörige im Sinne des § 52 Absatz 1 der 
Strafprozessordnung der Gefahr aussetzen würde, 
einer Untersuchung nach einem gesetzlich geord-
neten Verfahren ausgesetzt zu werden. Dies be-
trifft neben Verfahren wegen einer Straftat oder 
Ordnungswidrigkeit auch Disziplinarverfahren. 

Sollten Teile Ihrer Aussage aus Gründen des 
Schutzes von Dienst-, Privat- oder Geschäftsge-
heimnissen nur in einer nichtöffentlichen oder 
eingestuften Sitzung möglich sein, bitte ich Sie 
um einen Hinweis, damit der Ausschuss dann ge-
gebenenfalls einen Beschluss nach § 14 oder § 15 
Untersuchungsausschussgesetz fassen kann.  

Haben Sie dazu noch Fragen, Herr Görrissen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein, habe ich 
nicht, Herr Vorsitzender. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Nach diesen not-
wendigen Vorbemerkungen darf ich Ihnen den 
geplanten Ablauf kurz vorstellen. Eingangs habe 
ich Sie zur Person zu befragen. Zu Beginn der 
Vernehmung zur Sache haben Sie nach § 24 Ab-
satz 4 des Untersuchungsausschussgesetzes Gele-
genheit, zum Beweisthema im Zusammenhang 
vorzutragen. Anschließend erhalten die Mitglie-
der des Ausschusses das Wort für Nachfragen. 
Dies geschieht nach dem Stärkeverhältnis der 
Fraktionen, der sogenannten Berliner Stunde. - 
Haben Sie dazu noch Fragen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein, habe ich 
nicht. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Falls Sie nach einer 
längeren Befragungsdauer eine kurze Unterbre-
chung wünschen, lassen Sie mich das wissen. 
Dann machen wir eine kurze Pause, am besten 
nach einer kompletten Berliner Stunde. 

Ich darf Sie bitten, sich dem Ausschuss mit Na-
men - -  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Vorsitzender, 
Entschuldigung. Dürfte ich zu dieser Anmerkung 
eine kleine Ergänzung meinerseits machen? 

Vorsitzender Udo Schiefner: Bitte. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich würde ganz 
gerne gegen 13 Uhr, so wir denn so lange tagen, 
eine etwas längere Pause machen, weil ich da 
mal einen kleinen Gang zur Toilette machen 
muss, was für mich heute etwas beschwerlich ist. 
Dazu benötige ich auch eine Hilfestellung durch 
meine Ehefrau. Also das wäre meine Bitte, dass 
wir so gegen 13 Uhr einmal unterbrechen könn-
ten. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Das können wir 
gerne so machen, Herr Görrissen. Keine Frage.  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Vielen Dank.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Ich darf Sie nun bit-
ten, sich dem Ausschuss mit Namen, Alter, Beruf 
und einer ladungsfähigen Anschrift vorzustellen. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Mein Name ist Karl-
Heinz Görrissen. Geboren wurde ich am 
22.12.1953, bin also 67 Jahre alt. Die ladungsfä-
hige Adresse ist Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur, Invalidenstraße 44, 
10115 Berlin. Von Beruf bin ich Diplom-Verwal-
tungswirt und Leiter der Leitungsabteilung im 
Bundesministerium für Verkehr und digitale Inf-
rastruktur. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - Ich 
möchte dann noch darauf hinweisen, dass vom 
Ausschusssekretariat Herr Simon im BMVI an Ih-
rer Befragung teilnimmt. 

Zunächst möchte ich Ihnen, wenn Sie dies wün-
schen, entsprechend § 24 Absatz 4 des Untersu-
chungsausschussgesetzes Gelegenheit geben, sich 
im Zusammenhang zum Gegenstand Ihrer Ver-
nehmung zu äußern. Wenn Sie davon Gebrauch 
machen, bitte ich Sie nun, dem Ausschuss dies 
kurz darzustellen, auch darzustellen, wie Sie sich 
auf die Sitzung vorbereitet haben. Konnten Sie ir-
gendwelche Unterlagen einsehen? Haben Sie Ge-
spräche geführt? Ist Ihnen Hilfestellung gegeben 
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worden zur Vorbereitung auf die heutige Verneh-
mung? Möchten Sie Ihre Möglichkeit nach § 24 
Absatz 4 nutzen, Herr Görrissen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich würde gerne da-
von Gebrauch machen, Herr Vorsitzender. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann gebe ich 
Ihnen hiermit das Wort. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender, dass ich mich einleitend äußern 
darf, um meine Berührungspunkte mit Ihrem Un-
tersuchungsgegenstand zu beschreiben und 
Ihnen zu erläutern, auf welche Weise ich im Rah-
men meiner Funktion im Ministerium mit der 
Pkw-Maut zu tun gehabt habe. Gerne unterstütze 
ich den Ausschuss bei der Erfüllung seiner Auf-
gabe nach meinen Möglichkeiten. Ich bitte aber 
schon jetzt um Verständnis, wenn mir nicht mehr 
jedes Detail für einen Zeitraum von elf Jahren in 
Erinnerung ist. 

Zunächst zu meinem beruflichen Werdegang, der 
aber auch Bedeutung hat für meine konkreten 
Wahrnehmungen im Zusammenhang mit dem 
Untersuchungsgegenstand: Nach der Ausbildung 
für den allgemeinen gehobenen Verwaltungs-
dienst des Landes Schleswig-Holstein habe ich 
1976 im Gesetzgebungsreferat des Innenministe-
riums des Landes Schleswig-Holstein meine be-
rufliche Tätigkeit begonnen. Schwerpunkt war 
die rechtsförmliche Prüfung von Gesetzentwür-
fen und Verordnungen diverser Landesministe-
rien. 1980 wurde ich in die Vertretung des Lan-
des Schleswig-Holstein beim Bund nach Bonn 
versetzt. Hier war einer der Schwerpunkte die 
Funktion des Bundesratsreferenten, also die Vor- 
und Nachbereitung der Bundesratssitzungen. 
1989 wurde ich beurlaubt für eine Tätigkeit des 
Büroleiters des Parlamentarischen Geschäftsfüh-
rers bzw. des Landesgruppenvorsitzenden der 
CSU-Landesgruppe der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion im Deutschen Bundestag. Schwerpunkt 
war hier die parlamentarische Arbeit im Bundes-
tag, vor allem die Gesetzgebung und Koordinie-
rung der politischen Arbeit. Während der Dauer 

                                                      
1 Richtigstellung des Zeugen: „des Ministeriums“, siehe An-
lage 1, S. 14 

der Beurlaubung wurde ich vom Land Schleswig-
Holstein zum Deutschen Bundestag versetzt. Seit 
2009 bin ich Leiter der Leitungsabteilung im 
Bundesverkehrsministerium; das hatte ja damals 
noch eine andere Bezeichnung. 

In allen Funktionen waren die Gesetzgebung und 
Koordinierungsaufgaben Schwerpunkt meiner 
Tätigkeit, nie die fachliche Tätigkeit in einem be-
stimmten Aufgabenbereich. Dies gilt insbeson-
dere auch in Bezug auf meine Berührungspunkte 
mit der Pkw-Maut bzw. der Infrastrukturabgabe. 
Auch mit der Pkw-Maut bin ich nur in meiner 
koordinierenden Funktion in Berührung gekom-
men, nicht im Rahmen einer fachlichen oder in-
haltlichen Tätigkeit. 

Erlauben Sie mir jetzt, dass ich Ihnen kurz meine 
Aufgaben als Leiter der Leitungsabteilung dar-
stelle. Mit dem Amtsantritt von Dr. Peter Ram-
sauer als Bundesminister 2009 haben wir im Mi-
nisterium die vorhandenen Stabsstellen in einer 
Leitungsabteilung zusammengefasst. Diese Abtei-
lung wurde von mir in den letzten elf Jahren ge-
leitet, und sie ist verschiedentlich in der Struktur 
leicht verändert worden. Dies hatte mit unter-
schiedlichen Schwerpunktsetzungen der einzel-
nen Bundesminister zu tun, aber auch jeweils mit 
den dort tätigen Mitarbeitern. 

Kernaufgabe dieser Abteilung sind Koordinie-
rungsfunktionen im parlamentarischen Bereich, 
also Deutscher Bundestag und Bundesrat, Bun-
deskabinett, Bund-Länder-Beziehungen, und 
auch in den Bereichen Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit und Besucherdienst. Zeitweilig waren 
es auch Europafragen und auch die Koordinie-
rung der VMK, also der Verkehrsministerkonfe-
renz der Länder. Eine gewisse Besonderheit die-
ser Abteilung ist die direkte Zuordnung zum je-
weiligen Minister. Die konkreten Aufgaben sind 
in den jeweiligen Organisationsplänen, die Ihnen 
vorliegen, vor allem auch in der Ergänzung zur 
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Ministe-
rien1, im Einzelnen näher dargestellt. Wesentlich 
ist noch Folgendes: Meine Abteilung ist weitge-
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hend keine aktenführende Einheit im Ministe-
rium. Die Sachakten werden entsprechend der 
Registraturrichtlinie auf der Ebene der Betreffs-
einheiten, wie es dort so schön heißt, geführt.  

Die damit beschriebenen Rahmenbedingungen 
haben auch meine Berührungspunkte mit der 
Pkw-Maut bestimmt, zu denen ich, unterteilt 
nach den Amtszeiten der einzelnen Bundesmi-
nister, unter denen ich tätig war bzw. bin, nun 
komme.  

In der Amtszeit von Dr. Peter Ramsauer ging es 
vorrangig um die Fragestellung, ob eine europa-
rechtskonforme Ausgestaltung einer Pkw-Maut 
entsprechend den Vorgaben des damaligen Koali-
tionsvertrages machbar ist. Das Ergebnis kennen 
Sie.  

In der Amtszeit von Alexander Dobrindt wurde 
vom Minister eine vollkommen andere Konzep-
tion entwickelt, nämlich die Infrastrukturabgabe. 
Hier waren meine Zuständigkeiten vor allem die 
Begleitung der beiden Gesetzgebungsverfahren 
im Deutschen Bundestag und im Bundesrat. Dies 
waren sehr komplizierte Verfahren, da es sich um 
zwei Gesetzentwürfe handelte jeweils, die in un-
terschiedlichen Ausschüssen federführend bera-
ten wurden. Es schlossen sich dann die Vertrags-
verletzungsverfahren und die Verhandlungen mit 
der EU-Kommission an, die letztlich in einem 
weiteren Gesetzgebungsverfahren, was Ihnen be-
kannt ist, endeten. 

In der noch laufenden Amtszeit von Herrn An-
dreas Scheuer waren es schließlich das Vorgehen 
nach dem Urteil des EuGH und vor allem die 
pressemäßige Begleitung und das Fragewesen. 
Nicht befasst war ich mit rechtlichen und euro-
parechtlichen Fragen, der inhaltlichen Ausgestal-
tung und dem Abschluss der beiden Verträge, 
dem Vergabeverfahren und den damit zusam-
menhängenden Verhandlungen. Insbesondere zur 
Jahreswende 2018 war ich persönlich anderwei-
tig gebunden. 

Ich möchte abschließend auf drei Punkte näher 
eingehen, die mir für Ihre Untersuchung bedeut-
sam erscheinen und die teilweise auch schon in 

der öffentlichen Diskussion angesprochen wor-
den sind, nachdem Unterlagen aus dem Untersu-
chungsausschuss an die Presse bzw. an abgeord-
netenwatch gelan- - dort gelandet sind. 

Der erste Punkt ist der Bereich „Koordinierung 
des Fragewesens“. Die Koordinierung des Frage-
wesens war und ist für mich eine besonders um-
fangreiche Aufgabe und ein umfangreiches Betä-
tigungsfeld. Hier ging es um die Koordinierung 
der verschiedenen Fragewege, nämlich auf der ei-
nen Seite dem parlamentarischen Fragerecht mit 
Kleinen Anfragen und schriftlichen und mündli-
chen Fragen, auf der anderen Seite den Pressean-
fragen, dann dem Block der IFG-Anfragen und 
schließlich auch noch den Anfragen der Haushäl-
ter, ein parlamentarisches Gewohnheitsrecht, mit 
dem jeweils zu bestimmten parlamentarischen 
Terminen eben auch umfangreiche Fragen ge-
stellt wurden. Diese Fragen wurden von verschie-
denen Stellen im Ministerium sehr unterschied-
lich beantwortet und lösten daher einen hohen 
Koordinierungsbedarf aus. 

Der zweite Block ist mein vermeintlicher Ver-
merk oder mein Vermerk zur vermeintlichen Be-
hinderung der Arbeit des 2. Untersuchungsaus-
schusses. Im Vorfeld der Einsetzung des Untersu-
chungsausschusses gab es Diskussionen, ob es 
überhaupt einen Untersuchungsausschuss geben 
soll oder die Aufklärung im fachlich zuständigen 
Verkehrsausschuss erfolgen könne, der damit ja 
bereits unter dem Vorsitz von Herrn Özdemir be-
gonnen hatte. Hier wurde von einigen Oppositi-
onspolitikern unter anderem aus rechtlichen 
Gründen als Alternative zu einem Untersu-
chungsausschuss der nicht gangbare Weg vorge-
schlagen, einen Ermittlungsbeauftragten einzu-
setzen. In den Medien und auch im Ministerium 
selber hatten manche dies als eine Alternative zu 
einem Untersuchungsausschuss verstanden, also 
ein Ermittlungsbeauftragter statt eines Untersu-
chungsausschusses. 

Um den rechtlichen Sachverhalt zu klären, habe 
ich damals einen Vermerk angefertigt, der es 
dann zu abgeordnetenwatch geschafft hat und 
dort bewusst missinterpretiert wurde. Der Ver-
merk stellt lediglich die zutreffende Rechtslage 
dar, dass es einen Ermittlungsbeauftragten nur 
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nach der Einsetzung eines Untersuchungsaus-
schusses geben kann, und erwähnt, dass es für 
das Ministerium natürlich der näherliegende 
Weg sei, eine Aufklärung durch den Fachaus-
schuss zu erreichen als durch einen Untersu-
chungsausschuss. Die Unterstellung, die in den 
Medien gegeben2 wurde, der Vermerk sei der Ver-
such, die Arbeit eines noch nicht einmal existie-
renden Untersuchungsausschusses zu behindern, 
ist mir bis heute absolut unerklärlich; ja, sie ist 
einfach falsch.  

Der dritte Punkt sind die sogenannten Tagesin-
formationen. Als 100-Prozent-Schwerbehinder-
ter, der nach einem Schlaganfall auf den Roll-
stuhl angewiesen ist und dem mehrere Bundes-
minister die Chance gaben, auch weiter in sei-
nem Beruf tätig sein zu können, musste ich mir 
überlegen, wie ich meinen jeweiligen Minister 
trotz gewisser körperlicher Handicaps umfassend 
informieren und unterstützen kann. 

Minister Andreas Scheuer war und ist viel unter-
wegs, und es war und ist mir in der Regel nicht 
möglich, ihn zu begleiten. Die gebotene Informa-
tion des Ministers war und ist aber ein Anspruch, 
den ich zu erfüllen hatte und auch gerne erfüllen 
möchte. Um dieses Ziel zu erreichen, habe ich 
die sogenannten Tagesinformationen eingeführt. 
In diesen Tagesinformationen habe ich den Mi-
nister an den Tagen, an denen er unterwegs oder 
kaum im Ministerium war, über das Tagesgesche-
hen informiert. Dies waren kurze Informationen 
über eingegangene Post, über parlamentarische 
Entwicklungen und auch vertrauliche Informatio-
nen über personelle Dinge oder auch regierungs-
interne Abläufe usw. 

Um sicherzustellen, dass derartige Informatio-
nen, die ich dem Minister sonst im persönlichen 
Gespräch gebe, nicht über einen großen Verteiler 
geschickt werden und damit die Vertraulichkeit 
gewahrt wird, habe ich diese Tagesinformationen 
an den MdB-Account des Abgeordneten Andreas 
Scheuer gesendet. Gelegentlich hat der Minister 
in der Regel sehr kurze Antworten gegeben. Meis-
tens handelte es sich aber um reine Informations-

                                                      
2 Richtigstellung des Zeugen: „erhoben“, siehe Anlage 1, S. 16 

übermittlungen durch mich, die keiner Beant-
wortung bedurften bzw. die wir später im Ge-
spräch dann vertieft erörtert hatten3. 

Erlauben Sie mir noch den Hinweis: Ebenso we-
nig wie ich meine sonstigen mündlichen und 
sonstigen Informationen zu Ereignissen des Tages 
an den Minister in Form von Vermerken festhalte 
und verakte, habe ich auch die E-Mails mit Tage-
sinformationen nicht in Akten des Ministeriums 
aufgenommen. Dazu bestand keine Veranlassung; 
denn es handelte sich jeweils nur um kurze Infor-
mationsübermittlungen als Ersatz für einen per-
sönlichen Hinweis oder Zuruf. 

Abschließend möchte ich sagen, dass ich mit 
dem Thema Pkw-Maut bzw. Infrastrukturabgabe 
in meiner konkreten Tätigkeit und Funktion kei-
nen herausgehobenen Stellenwert - - gesehen 
habe. Es war ein politisch wichtiges, aber kein 
meine Tätigkeit prägendes oder auch nur bestim-
mendes Thema. Es gab Monate, in denen es über-
haupt nicht auf der Agenda stand, und dann wie-
der kurze Phasen, in denen es sehr aktuell war 
und uns intensiv befasst hat. Schon wegen mei-
nes Zuständigkeitsbereiches lagen sachliche Ent-
scheidungen der Pkw-Maut nicht bei mir, son-
dern bei den Fachabteilungen und den Staatssek-
retären des Ministeriums. Ein Weisungsrecht ge-
genüber Fachabteilungen besteht nicht. Soweit 
ich in Besprechungen, an denen ich vereinzelt 
teilgenommen habe, zur anstehenden Entschei-
dung um meine Einschätzung gebeten wurde, 
habe ich diese abgegeben, soweit ich dies sach-
lich konnte. Sachentscheidungen getroffen habe 
ich zu keiner Zeit. Die Texte der Mautverträge 
habe ich erstmalig am 19. Juni abends erhalten.  

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit und 
stehe jetzt gerne für Ihre Fragen zur Verfügung. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Herzlichen Dank, 
Herr Görrissen. - Und dann können wir gleich in 
die Fragerunde einsteigen. Als Erstes hat das 
Wort die CDU/CSU-Fraktion. Herr Kollege Lange. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja. - Einen schönen gu-
ten Morgen, Herr Görrissen! - Ich weiß jetzt nicht, 

3 Richtigstellung des Zeugen: „haben“, siehe Anlage 1, S. 16 
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ob das so funktioniert; sonst nehme ich die Mas-
ke wirklich zum Fragen vielleicht doch besser 
runter, damit man es auch deutlicher versteht. - 
Danke auch für die Einführung, die natürlich, 
Herr Görrissen, den einen oder anderen Punkt 
der Fragen vorweggenommen hat, beantwortet 
hat, einiges erläutert hat, womit wir uns aber jetzt 
sicherlich in dem einen oder anderen Detail noch 
auseinandersetzen werden. 

Sie haben es ja selber schon geschildert: Sie die-
nen jetzt dem dritten Bundesverkehrsminister, 
angefangen mit Peter Ramsauer. Sie haben auch 
kurz schon beschrieben, welche Aufgaben Sie als 
Leiter der Koordination hatten.  

Für mich oder für uns ist jetzt schon noch ein 
bisschen wichtig: Es ist klar: In Ihrer Abteilung o-
der bei Ihnen werden keine Sachentscheidungen 
getroffen, aber Sie koordinieren, wie Sie selber 
dargestellt haben, das Fragewesen. Um ein Frage-
wesen koordinieren zu können, müssen aber ja 
Sachinformationen bei Ihnen auch zusammen-
laufen, um die Abwägung aus den einzelnen Ab-
teilungen vornehmen zu können; denn ansonsten 
würde man ja ein Fragewesen nicht koordinieren 
müssen. Können Sie uns bitte informieren, und 
zwar grundsätzlich darstellen, wenn Sie aus Ab-
teilungen, sage ich mal, unterschiedliche Ant-
worten, nicht ganz identische Darstellungen, 
rechtliche Abwägungen, die vielleicht jetzt nicht 
ganz politisch sind, bekommen haben, wie dann 
die politische Rückkopplung stattgefunden hat 
bzw. wie die jeweiligen Minister - also, ich kenne 
ja auch alle drei; die sind ja doch ein bisschen 
unterschiedlich, auch von ihrer Art her - dann 
diese Koordination des Fragewesens politisch ge-
staltet haben? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter 
Lange, vielen Dank für die Frage. Das will ich 
gerne versuchen. - Ich habe ja versucht, darzu-
stellen, dass es natürlich auf der einen Seite ei-
nen sehr unterschiedlichen Herkunftsbereich der 
Fragen gibt. Sie haben jetzt sich bezogen auf das 
parlamentarische Fragerecht. Da haben wir die 
Situation, dass es dieses Mal ja Fragen waren, die 

                                                      
4 Richtigstellung des Zeugen: „zeitweise“, siehe Anlage 1, 
S. 17 

sich teilweise ganz allgemein mit der Maut be-
schäftigt haben, dass es auch Fragen waren, die 
sich mit haushalterischen Fragen beschäftigt ha-
ben, dann wiederum mit vergaberechtlichen Fra-
gen und auch mit ganz allgemeinen Dingen. Das 
heißt, diese Fragen wurden natürlich fachlich in 
den jeweiligen Fachabteilungen vorbereitet; aber 
ich sagte jetzt ganz bewusst: eben sehr unter-
schiedlich vorbereitet. - Sie wissen vielleicht, 
dass in der Geschäftsordnung der Bundesregie-
rung steht, dass derartige Fragen knapp beant-
wortet werden sollen. Das hören Sie als Parla-
mentarier nicht alle gern; aber es ist die Tatsache. 
Und insofern haben wir immer sehr unterschied-
liche Antwortbeiträge bekommen, die teilweise 
sehr allgemein formuliert waren, aber auch sehr 
verständlich, aber auch manchmal sehr unver-
ständlich. Und meine Aufgabe oder die Aufgabe 
meiner Abteilung ist es, daraus Texte zu machen, 
die eben allgemein verständlich sind, die den 
Fragekreis auch betreffen und die auch hinrei-
chend richtig in ihrer Darstellung sind.  

Und vor allem - ich hatte das eben mit meinen 
Tagesinformationen gesagt -: Genauso wie meine 
Tagesinformationen manchmal häufiger kamen, 
kamen auch die Fragen häufiger. Und wir haben 
häufig parallellaufende, auch fast gleichlautende 
Fragestellungen aus unterschiedlichen Fraktio-
nen gehabt, sodass es darauf ankam, diese dann 
möglichst wieder so in eine Antwort zu bringen, 
dass sie zusammenpassten. 

Und - Sie haben es gesagt -: Fragewesen. Die Fra-
gen werden formal beantwortet vom jeweiligen 
Parlamentarischen Staatssekretär bei uns im 
Hause, von denen wir teilweise4 drei, dann wie-
der zwei hatten, und sie werden bei ganz wichti-
gen Dingen auch mit dem Minister immer abge-
stimmt. Sie haben die unterschiedliche Arbeits-
weise der Minister gerade genannt. Da gab es in 
der Tat auch Minister, die sich das etwas genauer 
noch angeschaut haben und daran noch mal poli-
tisch gearbeitet haben. Aber wir haben eben ver-
sucht, aus der Fülle von Materialien und ver-
schiedenen Herkunftsstellen, die jeder Beamte 
hat - der eine schreibt viel, der andere schreibt 
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wenig; der eine schreibt verständlich, der andere 
unverständlich -, dieses zusammenzuführen, da-
mit wir eine geordnete Antwort und einheitliche 
Antwortvorgehensweise finden konnten. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Danke schön an dieser 
Stelle. - Sie hatten vorhin gesagt: Es gab dann 
Wochen und Monate, da spielte die Infrastruktur-
abgabe keine besondere Rolle mehr. Dann kam 
das Thema - ich meine, so war es ja auch für alle, 
die wir hier politisch damit beschäftigt waren - 
wieder massiver oder geballter. - Gab es im Rah-
men dieses koordinierten Fragewesens durch die 
Minister mit den Abteilungen dann entspre-
chende Vorkoordinationen, bevor man wieder in 
den politischen Bereich gegangen ist, oder war es 
tatsächlich so, dass, je nachdem, ob das Thema 
tagesaktuell auf die Agenda kam, man sich auch 
tagesaktuell damit wieder auseinandersetzte? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Diese Frage kann 
ich jetzt nicht ganz richtig einordnen. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Mir geht es ein biss-
chen um den roten Faden in der Koordination 
des Fragewesens. Wir haben ja auch parlamenta-
rische Anfragen; wir haben Anfragen auch einzel-
ner Abgeordneter. Das berühmteste Beispiel ist 
hier der Kollege Zylajew - - den damals der Parla-
mentarische Staatssekretär Andreas Scheuer 
noch beantwortet hat. Diese Koordination oder 
dieser rote Faden im Rahmen auch der Verände-
rung des tagespolitischen Geschäftes, der Ausei-
nandersetzung mit der Maut musste ja irgendwo 
sich wieder abbilden. Lief der tagesaktuell, dass 
man gesagt hat, jetzt schaut man wieder an? Oder 
hat man gesagt: „Hier zieht sich ein Faden, und 
es haben sich gewisse Situationen verändert“? 
Das Modell, nach dem der Kollege Zylajew fragte, 
war ja nicht das Modell der Infrastrukturabgabe 
nach dem zweiten Änderungsgesetz. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Wir haben uns also 
bemüht, da ein System hineinzubringen. Die 
Frage von Herrn Zylajew war gerade ein Fall, wo 
es in eine ganz andere Richtung ging. Insofern 
haben wir schon uns bemüht, koordinierend ein-
zugreifen und die Fragen so darzustellen, wie sie 
halt in der politischen Entwicklung aus den Ge-

gebenheiten heraus, die sich auch aus den unter-
schiedlichen Koalitionen und Koalitionsverträ-
gen ergaben - - zu beantworten und in der jewei-
ligen Handlungsweise darzustellen. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Danke. - Da möchte ich 
noch mal ein bisschen auf die Informationspraxis 
im BMVI und auch der unterschiedlichen Minis-
ter - das hat uns ja auch schon beschäftigt - einge-
hen. Wir haben festgestellt, dass es bei Bundes-
minister Alexander Dobrindt eine Vielzahl von 
Leitungsvorlagen unmittelbar an den Minister 
gab. Die Praxis bei Bundesminister Andreas 
Scheuer hat sich dann durchaus etwas verändert; 
dort liefen die Vorlagen insbesondere an den 
dann zum Staatssekretär beförderten Herrn 
Dr. Schulz. Wie schätzen Sie oder wie beurteilen 
Sie diese unterschiedlichen Informationsaufbau-
ten durch die Minister? Oder hatte das durchaus 
etwas damit zu tun, dass Herr Dr. Schulz dann 
im Ministerium unter der Leitung von Andreas 
Scheuer Staatssekretär wurde und damit die Lei-
tungsvorlage zum beamteten Staatssekretär ging? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter 
Lange, das ist, glaube ich, genau die richtige Fest-
stellung, die Sie gerade getroffen haben. In der 
Tat gab es bei Herrn Dobrindt häufiger Leitungs-
vorlagen. Seine Arbeitsmethodik bestand darin - 
entschuldigen Sie, ich darf das vielleicht so 
leicht salopp sagen -, dass er sehr gerne Abend-
sitzungen machte und wir sehr detailliert über 
Vorgänge gesprochen haben, während Herr Mi-
nister Scheuer eher im Tagesgeschäft gearbeitet 
hat und der Herr Dr. Schulz, den Sie zitieren, un-
ser Staatssekretär zu dem Zeitpunkt, natürlich 
mit dieser Thematik sehr detailliert befasst war.  

Insofern, glaube ich, müssen wir einmal unter-
scheiden zwischen Leitungsvorlagen und Minis-
tervorlagen. Jede Ministervorlage ist auch eine 
Leitungsvorlage; aber nicht jede Leitungsvorlage 
ist eine Ministervorlage. Das heißt, viele Dinge 
hat Herr Dr. Schulz aus seiner Kenntnis heraus - - 
Er hat ja als Referatsleiter, als Abteilungsleiter, 
als Staatssekretär dann selber sehr intensiv an 
der Maut gearbeitet, vorher schon an der Lkw-
Maut, dann an der Pkw-Maut, und war natürlich 
der optimale Informant und auch Gesprächs-



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 19/41 I 

  

 
2. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 19 von 114 

 

partner. Das heißt, es war gar nicht immer erfor-
derlich, jetzt eine mühsam erstellte Leitungsvor-
lage, die die Hierarchieleiter hinaufging, zu ma-
chen, sondern häufig konnte im Gespräch der zu-
ständige Staatssekretär sofort die Details darstel-
len und konnte auch Fragen, die der Minister 
hatte, beantworten. Das heißt also, auch Herr 
Scheuer hat natürlich sehr intensiv sich mit der 
Thematik befasst, aber eben in einer anderen Vor-
gehensweise. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Danke, Herr Görrissen, 
an dieser Stelle. - Ich will jetzt einen kleinen 
Sprung machen gedanklich - weg von der Ar-
beitsweise, hin in einen vielleicht politischen Be-
reich - und bitte nur dazu um ganz kurze, grund-
sätzliche Aussagen. Nachdem Sie vorhin Ihre Tä-
tigkeit beschrieben haben, Sie jedoch - wie soll 
ich das nennen? - die Konstante an der Seite der 
Minister waren, von Ramsauer, Dobrindt bis 
Scheuer - - einen kurzen - wie soll ich sagen? -
Seitenaspekt aus Sicht des Hauses, aber natürlich 
politisch nicht ganz unbedeutend, hin zum Koa-
litionsvertrag, der ja dann 2013 geschlossen 
wurde. 

Nur noch mal zur Einordnung in die Diskussion: 
Wir haben gehört von Peter Ramsauer, seinen 
Kontakten mit Siim Kallas, die dann auch Ale-
xander Dobrindt ja fortgesetzt hat, bis hin zu Vio-
leta Bulc dann bei Alexander Dobrindt, und die 
damit von vornherein verbundenen Fragestellun-
gen, die im Vorfeld des Koalitionsvertrages ja 
mehrfach diskutiert wurden. Wurden die auf 
Ebene BMVI - Koordinierung - damals schon the-
matisiert, oder hat man sich im Haus einfach mal 
zurückgezogen und gewartet: „Was wird der Koa-
litionsvertrag bringen? Und wir setzen uns im 
Anschluss damit, mit diesem auseinander“? 

Vorsitzender Udo Schiefner: Es gab ein kleines 
Tonproblem.  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich versuche es 
noch einmal.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Ja, bitte.  

                                                      
5 Richtigstellung des Zeugen: „Eingang“, siehe Anlage 1, S. 19 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Können Sie mich 
jetzt hören?  

Vorsitzender Udo Schiefner: Jetzt ist okay.  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Okay. - Bevor der 
Koalitionsvertrag, Herr Abgeordneter Lange, ent-
stand, gab es ja die politischen Gespräche zum 
sogenannten Bayernplan, also dem Wahlpro-
gramm der CSU, wo dieses Thema ja erstmalig 
hochkam. Und wir haben natürlich auch im 
Hause uns mit dieser Frage einer europarechts-
konformen Ausgestaltung des Modells, was im 
„Bayernplan“ vorgesehen war und was dann Ein-
fluss5 in den Koalitionsvertrag nahm - - nach die-
sen Gesprächen oder Interviews, wie sie die da-
maligen Kandidaten geführt haben und wie es 
dann interpretiert wurde. Da hat es dann Modell-
überlegungen gegeben, die in der Tat Peter Ram-
sauer und auch später Alexander Dobrindt mit 
Herrn Kallas erörtert hatten, die ja in diese Rich-
tung gingen, dass Herr Kallas sagte: Okay, das 
lässt sich europarechtskonform machen, wenn 
wir dieses so interpretieren, dass wir sagen: 
Nicht jeder einzelne Autofahrer, aber die deut-
schen Autofahrer in ihrer Gesamtheit werden 
nicht höher belastet. - Aber das war ein Modell, 
was mit dem Koalitionsvertrag nicht kompatibel 
wurde und nicht war.  

Mit der Frau Bulc hat dann Herr Dobrindt die Ge-
spräche geführt, die übrigens sehr viel schwieri-
ger waren, als sie es mit Herrn Kallas waren. Herr 
Kallas war ein Mann, mit dem man reden konnte; 
Frau Bulc war sehr, sehr schwierig in ihrer Art. 
Umso wichtiger war es, dass man mit ihr sprach. 

Und wir haben da natürlich auch als Haus zuge-
liefert und dann in dem - ich hatte es ja eingangs 
bemerkt - veränderten Modell, das Herr Dobrindt 
entwickelt hat - ich nenne es jetzt mal verein-
facht „Kompensationsmodell6“, also den Ände-
rungen der beiden Gesetze - - Und da haben wir 
in der Tat als Haus zugearbeitet und auch Emp-
fehlungen gegeben, immer in dieser Kontinuität. 
Deshalb habe ich es erwähnt, dass Herr 
Dr. Schulz, der ja eigentlich - manche nenne ihn 
ja „Mister Maut - - Ich habe ihn kennengelernt als 

6 Protokoll korrigiert, siehe Anlage 1, S. 19 
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jemand, der wirklich ein exzellenter Fachmann 
auf diesem Gebiet war und auch heute noch ist.  

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja, danke, Herr Görris-
sen. - Mit dem Wort „exzellenter Fachmann“ ge-
ben Sie mir natürlich quasi eine Vorlage für eine 
Frage. Die Zuarbeit kam aus dem Mautreferat. 
Wir hatten aber das europarechtliche Referat ja 
auch noch. Und vielleicht können Sie uns dann 
in diesem Zusammenhang, sofern Sie da eigene 
Kenntnis haben, kurz schildern, wie man dann 
auf den Professor Hillgruber als rechtliche Beglei-
tung für die europarechtlichen Fragen gekommen 
ist. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Es ist vollkommen 
zutreffend, dass die Hauptvorschläge aus dem 
Mautreferat kamen und dort auch erarbeitet wur-
den. Ich habe ja einige Zeit lang auch die Zustän-
digkeit für den Europabereich gehabt im Hause. 
Das ist mir in meiner Tätigkeit nicht gelungen - 
es ist bis heute nicht gelungen -, darzustellen, 
dass dieser Europabereich wirklich eigenständig 
arbeitet, sondern es ist auch mehr eine rein koor-
dinierende Stelle. Das heißt, eigene Entwicklun-
gen, eigene Stellungnahmen, eigene Positionie-
rungen sind aus dieser jeweiligen Arbeitseinheit 
heraus nicht in großem Umfange erstellt worden. 
Vielfach ist dieses ja auch in vielen Dingen in 
Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie - oder wie es dann jeweils 
auch hieß - getroffen worden, das ja in Europa-
rechtsfragen die Federführung hat, auch in Ab-
stimmung dann mit dem BMJ.  

Ihre Frage zu Herrn Professor Hillgruber, den ich 
persönlich nicht kenne, kann ich nicht genau be-
antworten. Ich weiß, dass es damals ein Vor-
schlag des damals zuständigen beamteten Staats-
sekretärs Rainer Bomba war, nachdem man er-
kundet hat, welcher Rechtsprofessor in der Lage 
war, vor allem zeitlich auch in der Lage war, die-
ses Verfahren zu begleiten. Und da sind wir auf 
Herrn Hillgruber gekommen. Ich weiß, dass es da 
auch Stimmen gab, die etwas überrascht waren, 
weil Herr Hillgruber jetzt vielleicht nicht gerade 
der ausgewiesene Europarechtspolitiker7 ist; aber 

                                                      
7 Richtigstellung des Zeugen: „Europarechtler“, siehe An-
lage 1, S. 20 

ich habe die Erfahrung gemacht, dass er sich 
sehr, sehr tief in die Thematik eingearbeitet hat 
und auch mit anderen Professoren zusammenge-
arbeitet hat. Aber ich kann Ihnen nicht sagen, 
wie genau und warum wir uns für Herrn Profes-
sor Hillgruber entschieden haben. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja, danke schön. - Ich 
habe jetzt, glaube ich, noch zwei Minuten, drei 
Minuten?  

Vorsitzender Udo Schiefner: Drei Minuten.  

Ulrich Lange (CDU/CSU): Drei Minuten. - Dann 
setze ich noch eine ganz kurze Frage an, europa-
rechtlicher Art. Als dann die Kommission das 
Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet hat, hat 
man sich ja im BMVI zunächst entschieden, die 
Sache eher defensiv anzugehen. Können Sie uns 
kurz schildern, wie man zu dieser Entscheidung 
damals gekommen ist?  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich kann das jetzt 
aus meiner Erinnerung heraus nicht genau dar-
stellen; ich bitte um Verständnis. Ich erkenne 
auch nicht, was Sie jetzt unter „defensiv“ verste-
hen; das müssten Sie mir näher erläutern.  

Ulrich Lange (CDU/CSU): Dann würde ich in der 
nächsten Runde, sofern das dann noch offen ist, 
wieder zu diesem Punkt zurückkommen, weil 
meine Zeit an dieser Stelle zu Ende ist. - Danke 
schön.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön, Herr 
Kollege Lange. - Dann hat jetzt der Kollege Mro-
sek das Wort. 

Andreas Mrosek (AfD): Danke, Herr Vorsitzen-
der. - Herr Görrissen, ich wünsche Ihnen erst mal 
ein gesundes neues Jahr und dass Sie gesund 
bleiben. - Eine allgemeine Frage: Haben Sie denn 
an bestimmten Verhandlungsgesprächen teilge-
nommen? 
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Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter, 
vielen Dank für Ihre Wünsche. Das mit dem „ge-
sund bleiben“ ist bei mir leider ein bisschen zu 
spät. Wie Sie sehen, bin ich leider schon nicht 
mehr ganz gesund, durch einen Schlaganfall 
leicht gehandicapt. Aber Sie beziehen das auf 
Corona, und dafür bedanke ich mich. - Sagen Sie 
noch mal genau, in welche Richtung Sie mit Ihrer 
Frage tendieren wollen. 

Andreas Mrosek (AfD): Das BMVI hat sich doch 
schon länger mit der Infrastrukturabgabe beschäf-
tigt. Seit wann eigentlich - das ist die Frage, weil 
Sie sind ja schon sehr lange im BMVI -, und ha-
ben Sie da an bestimmten Gesprächen, Verhand-
lungen teilgenommen?  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Die Entstehungsge-
schichte war ja die Pkw-Maut - ich hatte das eben 
schon als Stichwort genannt - in dem sogenann-
ten Bayernplan, dem damaligen Wahlprogramm 
der CSU, wo - das ist ja heute der Kampfbegriff, 
wenn ich das so sagen darf - die Ausländermaut 
erfunden wurde. Und seitdem - - Das war so in 
der Schlussphase der Amtszeit von Herrn Ram-
sauer. Auch vorher gab es schon aus der CSU 
heraus diese Überlegungen; also insofern hat es 
viele Gespräche gegeben, politische Gespräche, 
wo man entwickelt hat, was eine Maut sein kann, 
aber auch Fachgespräche, wie man es umsetzen 
kann. Ich habe immer wieder an Gesprächen teil-
genommen, aber nie in einer Detailtiefe oder - Sie 
haben, glaube ich, den Begriff „Verhandlungen“ 
gewählt; das waren keine Verhandlungen, son-
dern das waren Entwicklungen oder Fortset-
zungsgespräche - nie in der Kerngeschichte; die 
sind von anderen. Ich hatte das versucht in mei-
nem Eingangsstatement zu sagen: durch die Kol-
legen aus den Fachabteilungen.  

Es gab ja auch bei uns unterschiedliche Zustän-
digkeiten, heute die Abteilung StV, früher einmal 
die Grundsatzabteilung. Und viele dieser Dinge 
wurden durch die damals zuständigen Staatssek-
retäre - - Es begann mit Rainer Bomba und dann 
Guido Beermann, aber eben vor allem auch mit 
Herrn Schulz, der eben auch schon in seiner 
Rolle als Abteilungsleiter die Kerngesprächsfüh-
rung hatte, also in Detailgesprächen. Ich war bei 

Gesprächen mit Herrn Kallas, mit Frau Bulc da-
bei; aber da waren diese Mautthemen nicht die 
Kernthemen, sondern es waren immer Gegen-
stände der Erörterung neben vielen anderen The-
men, die dort eine Rolle spielten.  

Andreas Mrosek (AfD): Wurde denn im Zusam-
menhang mit diesem, wie Sie gesagt haben, „Bay-
ernplan“ die Vereinbarkeit mit dem europäischen 
Recht besprochen, oder wie wurde das ausgewer-
tet? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ja, gut, der „Bayern-
plan“ wurde erarbeitet, und es war eine der For-
derungen der Partei, hier eben eine Maut, eine 
Pkw-Maut für Reisende aus dem Ausland auf 
deutschen Autobahnen zu schaffen, natürlich im-
mer mit der Zielsetzung: Die muss europarechts-
konform sein. - Das war ja allen bewusst, dass ein 
Modell, das nicht europarechtskonform ist, nicht 
funktionieren kann. Ausgangspunkt waren, 
glaube ich, im Wesentlichen die Vorhaben in Ös-
terreich, weil die Österreicher ja ein ähnliches 
Modell geschaffen hatten. Und das wollte man 
halt erreichen, dass man auch in Deutschland ein 
derartiges Thema sucht. Es war ein Thema in den 
süddeutschen Bundesländern; in den norddeut-
schen Bundesländern hat es eigentlich nieman-
den interessiert.  

Und Sie können sich wahrscheinlich alle erin-
nern an dieses TV-Duell zwischen der Frau Bun-
deskanzlerin und Herrn Steinbrück, wo es am 
Schluss um diesen Satz ging: „Mit mir wird es 
keine Pkw-Maut geben“, eine Aussage der Bun-
deskanzlerin, die, wie gesagt, im Laufe der Zeit 
dann durch die politischen Dinge und die Ab-
stimmungen über den Koalitionsvertrag etwas re-
lativiert wurde - also, eine lange Diskussion zu 
dieser Thematik.  

Andreas Mrosek (AfD): Kurze Nachfrage: Wurde 
denn da konkret auch über dieses Diskriminie-
rungsverbot gesprochen, in diesem „Bayern-
plan“? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich war, wie gesagt, 
allenfalls immer mal am Rande beteiligt; insofern 
kann ich diese Frage nicht aus meiner Erinne-
rung heraus beantworten. Es war klar: Das muss 
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irgendwie europarechtskonform geschaffen wer-
den; das waren sozusagen die Aufträge an die 
beiden Minister Ramsauer und später dann auch 
Alexander Dobrindt.  

Wie das vertieft erörtert worden ist: Natürlich hat 
es viele Gespräche gegeben; auch die Europapoli-
tiker haben sich in diese Thematik immer wieder 
eingefunden. Klar war: Es muss ein Weg gefun-
den werden, wie das europarechtskonform laufen 
kann.  

Andreas Mrosek (AfD): Dann möchte ich mal auf 
dieses Beweismaterial kommen, MAT A BRH-
2/2i-01f, auf dieses Blatt 170 f. Da schreiben Sie - 
ich zitiere mal - an eine Frau Dr. Mohn:  

… in der letzten Grossen Lage hat-
ten Sie das Thema der Zulaessig-
keit von Kompensationsmassnah-
men bei der Einfuehrung einer 
Pkw-Maut angesprochen.  
Min hat die Bitte, ob Sie bitte 
noch im Laufe dieser Woche fol-
gende Frage klaeren koennten:  
Ist es EU-rechtlich zulaessig, 
wenn bei der Einfuehrung einer 
Pkw-Maut in D  

- Deutschland -  

alle in D KFz-Steuerpflichtigen 
(unabhaengig von der Staatsbuer-
gerschaft) eine Vignette erhalten, 
ohne dass sie diese zahlen, waeh-
rend alle anderen Autofahrer 
dafuer zahlen muessen? 
Vielen Dank im voraus 
Karl-Heinz Görrissen 

Das war eine E-Mail vom 27.09.2011.  

Und als Antwort haben Sie bekommen:  

Lieber Herr Görrissen, 
Anbei eine rechtliche Bewertung 
für BM  

- Bundesminister -  

zu seiner Anfrage. Einschätzung 
ist, dass das geschilderte Vorha-
ben EU-rechtswidrig ist, weil es 
eine verdeckte Diskriminierung 
aufgrund der Staatsangehörigkeit 
darstellt. 
Gruß Astrid Mohn 

Wie ist man denn mit dieser Einschätzung, mit 
diesem Ergebnis damals umgegangen? 

(Der Zeuge blickt auf einen 
Bildschirm) 

RA Dr. Daniel Krause: Verzeihen Sie, Herr Abge-
ordneter, wir haben hier in dem Raum einen Vor-
haltbildschirm, auf dem wir aber die Unterlage, 
die Sie jetzt zitiert haben, noch nicht sehen kön-
nen. Könnten Sie so freundlich sein, noch mal 
die genaue Fundstelle anzugeben? 

Vorsitzender Udo Schiefner: Ja, die Material-
nummer bitte, Herr Kollege.  

Andreas Mrosek (AfD): Ja, und zwar sage ich es 
noch mal: MAT A BRH-2/2i-01f, Blatt 170 f. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Also das, was hier 
auf dem Monitor angezeigt wird. Jetzt ist die 
Frage: Im BMVI, sagten Sie gerade, kann man die-
ses Material, dieses genannte, gerade nicht einse-
hen. - Ist das so, oder haben Sie da jetzt - -  

(Der Zeuge blickt auf einen 
Bildschirm) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Wir haben es leider 
nicht sichtbar hier. 

RA Dr. Daniel Krause: Also, wir haben hier 
eine - - Verzeihen Sie, Herr Vorsitzender; wenn 
ich das kurz erläutern darf. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Ja, bitte. 

RA Dr. Daniel Krause: Wir haben hier eine Auf-
stellung der Unterlagen, und unter der von dem 
Herrn Abgeordneten eben zitierten Materialbe-
zeichnung hat die Mitarbeiterin hier keine Unter-
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lage mit dieser Seitenanzahl finden können. Des-
halb wäre ich Ihnen dankbar, wenn wir einen 
Moment Zeit hätten. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Ja, werden wir ma-
chen; werden wir jetzt klären. Die für die Tech-
nik Zuständigen aus dem Ausschusssekretariat - - 
Gibt es dazu eine Information, warum das da - -  

RA Dr. Daniel Krause: So, jetzt haben wir hier 
eine E-Mail vorgelegt auf dem Bildschirm, vom 
28. September 2011, 18.01 Uhr, von einer Frau 
Mohn an Herrn Görrissen. Aus dieser E-Mail - - 
Ist das richtig, dass da eben vorgehalten worden 
ist? Ist das die richtige E-Mail? 

Vorsitzender Udo Schiefner: Herr Kollege. 

Andreas Mrosek (AfD): Ich kann sie ja nicht se-
hen. Das ist eine E-Mail vom 28. September 2011, 
18.01 Uhr, von Astrid Mohn an Herrn Görris-
sen, - 

RA Dr. Daniel Krause: Danke sehr.  

Andreas Mrosek (AfD): - wo sie antwortet auf die 
Frage von Herrn Görrissen - ich zitiere sie noch 
mal -: 

Lieber Herr Görrissen, 
Anbei eine rechtliche Bewertung 
für BM zu seiner Anfrage. Ein-
schätzung ist, dass das geschil-
derte Vorhaben EU-rechtswidrig 
ist, weil es eine verdeckte Diskri-
minierung aufgrund der Staatsan-
gehörigkeit darstellt. 
Gruß Astrid Mohn 

Diese meine ich. Und da war meine Frage: Wie 
ist man damit danach umgegangen? 

Vorsitzender Udo Schiefner: Können Sie das 
jetzt sehen? Ansonsten, die Frau Hönle ist, 
glaube ich, auch bei Ihnen; -  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich kann es jetzt se-
hen; ich habe es auch gelesen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: - die müsste das 
auch aufrufen können. - Sie haben es. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ja, wir haben es.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Okay, Herr Görris-
sen. Dann können wir weiter fortfahren, okay.  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich habe es jetzt ge-
lesen. Sie werden verstehen, dass ich mich nach 
zehn Jahren nicht mehr genau an diese Mail oder 
diesen Mailverkehr mit Frau Dr. Mohn erinnern 
kann. Aber Frau Dr. Mohn war damals für die Eu-
ropaangelegenheiten im Hause zuständig. Die 
Amtszeit von Dr. Peter Ramsauer ist ja, wie Ihnen 
bekannt ist, geendet mit dem Ergebnis, dass er 
die europarechtskonforme Pkw-Maut nicht hat 
einführen können, weil das in der Tat damals die 
Position des Hauses war. Ich habe das, wenn Sie 
sich erinnern, in meinem Einführungsstatement 
versucht deutlich zu machen, dass Herr Do-
brindt, als er Minister wurde, mit ja eigentlich 
dem ähnlichen Auftrag versehen, einen vollkom-
men anderen Weg gegangen ist und mit diesem 
Kompensationsmodell - so habe ich es mal ge-
nannt -, also mit der Änderung des steuerlichen 
Teils, versucht hat, diese Besorgnis, die hier auch 
Frau Dr. Mohn zum Ausdruck bringt, zu beseiti-
gen.  

In der Tat war das, was Frau Mohn hier schreibt, 
die Position. Deswegen hatte ich ja auch auf das 
Testat von Herrn Kallas verwiesen, der da ja auch 
einige andere Lösungswege uns vorgeschlagen 
hat.  

Aber das war damals die Arbeitsgrundlage im 
Hause, Herr Abgeordneter, wie Sie es gefragt ha-
ben.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann kommen wir jetzt zur Kollegin Lühmann.  

Kirsten Lühmann (SPD): Hallo, Herr Görrissen! - 
Meine erste Frage ist eine grundsätzliche, und 
zwar nach der Fehlerkultur. Wenn ich Sie richtig 
verstanden habe, haben Sie gesagt, Ihre Aufgabe 
ist es, zu koordinieren. Das heißt, aus den einzel-
nen Fachabteilungen kommen Meldungen rein, 
Sie müssen sie zusammenbinden, Sie müssen gu-
cken, was das für Gesetzesvorhaben auslöst, wie 
die abzuwickeln sind, und Sie können inhaltlich 
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eigentlich nichts dazu sagen, was aus den Fach-
abteilungen kommt.  

Da stellt sich mir die Frage: Wer ist denn eigent-
lich die Person, die da noch mal draufguckt, ob 
das Ganze dann wirklich korrekt ist oder nicht? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Gut, Frau Lüh-
mann, die Frage kann man natürlich ganz einfach 
beantworten und sagen: immer der Letztunter-
zeichner, wie man es so schön nennt; die Staats-
sekretäre oder der Minister, der die Letztverant-
wortung trägt.  

Mein Versuch und mein Bemühen - wir kennen 
uns auch, glaube ich, seit sieben Jahren - ist es, 
inhaltlich natürlich mich vorzubereiten und auch 
mit einem gewissen politischen Gespür, das ich 
mir einfach vielleicht im Laufe der vielen Jahre 
angeeignet habe, zu prüfen, ob das in sich schlüs-
sig ist, ob diese Konzeption denkbar ist. Aber wir 
haben acht Fachabteilungen - wenn ich den heu-
tigen Stand des Hauses nehme -, wo wir eine ex-
zellente Zuarbeit bekommen. Natürlich sind alle 
bemüht, dieses richtig und verständlich darzu-
stellen. Meine Koordinierungsfunktion - - das 
klingt jetzt zwar etwas lächerlich, aber sie be-
ginnt quasi bei einem Vermerk oder bei einer An-
rede damit: Sind die Daten überhaupt richtig?  

Es werden leider Gottes auch immer wieder Feh-
ler gemacht; dass irgendwo etwas übersehen 
wird. Ich bin ein Mensch, der sehr viel liest, der 
auch häufig dann den aktuellen Stand oder aktu-
elle Ergänzungen noch hineinbringen kann. Und 
am Ende erwartet der Minister, dass wir - das 
heißt, die acht Kollegen und ich, wir neun Abtei-
lungsleiter - ihm Vorlagen liefern, die fachlich 
und auch politisch - deswegen sind wir politi-
sche Beamte - richtig sind. Auf der Basis kann er 
oder können seine vier oder fünf Staatssekretäre - 
je nachdem, wie viel wir hatten - ihre Entschei-
dungen treffen. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja, aber das beantwortet 
ja meine Frage nicht richtig. Wo kann ein Fehler 
korrigiert werden? Ich gebe Ihnen ein Beispiel: 

                                                      
8 Protokoll korrigiert, siehe Anlage 1, S. 24 

Wir haben hier die Leiterin des Haushaltsrefera-
tes gehört, die gesagt hat, von einer bestimmten 
Problematik hat sie nichts gewusst, weil das fach-
lich der Mitarbeiterin zugeordnet ist, die für 
Haushalt zuständig ist, aber nicht in ihrem Refe-
rat sitzt, sondern im Mautreferat. Und die hat 
eine Aussage getroffen, die zumindest kritikwür-
dig ist; wenn ich die Zeugin richtig verstanden 
habe, hat sie sogar gesagt, die wäre falsch. Im ge-
samten Verfahren ist das aber nirgends aufgefal-
len, weil im Mautreferat diese Mitarbeiterin die 
Einzige ist, die für Haushalt zuständig ist. Das 
heißt, im Mautreferat gibt es keinen anderen, der 
ihre Aussage überprüfen kann. Das Haushaltsre-
ferat ist nicht eingebunden worden. Dann kommt 
es zu Ihnen. Sie sagen, Sie koordinieren dann, 
gucken noch mal die Plausibilität, und dann geht 
es hoch zum Staatssekretär oder Minister.  

Wenn ich Sie eben richtig verstanden habe, heißt 
das letztendlich: Der, der zum Schluss die Unter-
schrift daruntersetzt, ist der oder die politisch 
Verantwortliche, und eine Möglichkeit, das noch 
inhaltlich zu überprüfen, gibt es nicht. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Natürlich gibt es 
die Möglichkeit, das inhaltlich zu überprüfen, 
wenn man Zweifel hat. Das ist ja genau die 
Kunst. Ich meine, mein Versuch ist es ja - - Ich 
bin ja nicht derjenige, der jetzt eine Vorlage 
nimmt und sagt: „So ist es“, sondern ich frage 
nach. Das heißt, in einem derartigen Fall, wenn 
mir dort gewisse Dinge unklar vorgekommen wä-
ren, hätte ich nachgefragt, im Zweifel auch im 
Haushaltsreferat.  

Normalerweise soll solches ja durch die förmli-
che Mitzeichnung8 verhindert werden. Wenn das 
mal nicht erfolgt, worauf aber auch ja dann die 
zuständigen Abteilungsleiter, Unterabteilungslei-
ter zu achten haben, muss es im Zweifel nachge-
holt werden. Sie werden sehen, dass es bei mir 
viele Vorgänge gibt, die nicht beim Minister an-
landen, sondern erst einmal zurückgehen, noch 
mal in einen anderen Strang gehen, um eventuell 
vergaberechtlich, haushaltsrechtlich oder sonst 
wie - unter welchen Kriterien auch immer - - 
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noch mal geprüft werden und quasi im Wege ei-
ner Mitzeichnung dann wieder ordentlich herge-
stellt werden, so wie Sie es erwarten. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke schön. - Sie hat-
ten den Werdegang der Infrastrukturabgabe ge-
schildert. Ich komme auch noch mal zurück auf 
Herrn Ramsauer. Der hat hier nämlich berichtet, 
dass er während der Koalitionsverhandlungen 
am 6. November 2013 mit Herrn Kallas geredet 
hat - Sie haben da auch drüber gesprochen -, und 
da ging es um die Voraussetzung für die Euro-
parechtskonformität. Herr Kallas soll gesagt ha-
ben, dass es keine Verbindung zwischen Kfz-
Steuersenkung und Maut geben dürfe, was unter 
anderem dadurch bewiesen werden könne, dass 
es bei den deutschen Haltern und Halterinnen 
auch Verlierer gäbe; Sie haben das auch, ein biss-
chen anders formuliert, schon angedeutet.  

In dem Koalitionsvertrag stand ja dann etwas an-
deres drin, nämlich dass kein deutscher Fahr-
zeughalter oder - - Ich sage mal korrekter: Kein 
Fahrzeug, das in Deutschland zugelassen ist, darf 
finanzielle Nachteile durch diese Maut bekom-
men. - Wann ist Ihnen diese europarechtliche 
Problematik bewusst geworden, und haben Sie 
darüber mit Herrn Ramsauer gesprochen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Uns war diese euro-
parechtliche Problematik bewusst. Ich will jetzt 
nicht sagen: Das war ja einer der Gründe mit viel-
leicht, warum die Amtszeit von Herrn Dr. Ram-
sauer nach vier Jahren endete: weil man politisch 
anders entschieden hat. - Sie haben gerade den 
Koalitionsvertrag - - wo es in der Tat heißt, dass 
kein Fahrzeughalter in Deutschland stärker belas-
tet werden darf. Das war dann der neue Auftrag 
aus dem Koalitionsvertrag aus dem Jahre 2013, 
den es umzusetzen galt, und auch dort war ja 
noch aufgeführt, dass das europarechtskonform 
zu erfolgen hat und auch möglichst im Jahre 2014 
noch ein Gesetzentwurf vorgelegt werden soll. 
Natürlich waren diese Dinge klar, aber deswe-
gen - habe ich ja auch gesagt - sind wir mit einer 
neuen oder veränderten Konzeption gestartet. 

Kirsten Lühmann (SPD): Diese neue Konzeption, 
da möchte ich kurz drauf eingehen oder auf die 
Vorarbeit. In einer Vorlage vom 14. Februar 2014 

stellt, also nachdem Herr Dobrindt Verkehrsmi-
nister wurde - - Am 14. Februar 2014 hat das 
Mautreferat vier Lösungsvarianten vorgestellt, 
um die Vorgaben des Koalitionsvertrages zu er-
füllen; das ist die MAT A BMVI-1/1_B30, Blatt 1 
bis 4. Staatssekretär Bomba hat auf dieser Vorlage 
vermerkt, mit Ihnen abgesprochen zu haben, dass 
die Vorlage zunächst nicht an den Minister wei-
tergeleitet werden soll. Sie haben dann am 
27. Februar 2014 verfügt, die Vorlage zu den Ak-
ten zu geben. - Können Sie uns erklären, warum 
der Minister nicht über diese vier Varianten des 
Mautreferates informiert wurde? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich habe die jetzt 
gerade hier, Frau Lühmann, eingespeist; wenn 
ich sie vielleicht einmal gerade lesen darf. 

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Ich habe den Text gelesen, Frau Lühmann. Ich 
kann jetzt nicht aus der Erinnerung genau sagen, 
was da die gesamte Vorgeschichte war. Ich will 
es nur einmal versuchen, Ihnen zu erläutern, 
dass Sie meine Notiz oder meine Empfehlung 
verstehen.  

Das war ziemlich zum Amtsbeginn von Herrn 
Dobrindt, wo es ja darum ging, ein Modell zu fin-
den, das zu einer wirklichen Lösung führt. In die-
sem Vermerk sind verschiedene Punkte aufge-
führt, wo immer wieder auch Schwierigkeiten 
dargestellt wurden, also Dinge, über die wir auch 
unabhängig von dieser Vorlage - und deswegen 
habe ich vorhin gesagt: Leitungsvorlage, Mi-
nistervorlage sind manchmal etwas unterschied-
liche Dinge - auch in den Wochen oder Tagen 
vorher schon intensiv diskutiert hatten, sodass 
das noch mal eine Zusammenfassung oder ein 
Vorschlag für das weitere Vorgehen war, was 
aber mit Sicherheit nicht auf die Schnelle zu ei-
nem Ergebnis geführt hätte. Und ich habe ja ge-
sagt: Da stand im Koalitionsvertrag ja auch ein 
Zeitrahmen drin.  

Wenn ich mich recht erinnere, habe ich damals 
mit Herrn Bomba darüber gesprochen und gesagt: 
Werter Herr Staatssekretär, ich glaube nicht, dass 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 19/41 I 

  

 
2. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 26 von 114 

 

dieser Vermerk dem Minister hilfreich sein wird, 
um einen Lösungsweg zu finden. Es wäre klüger, 
wenn wir ihm jetzt nicht darstellen, wo wir über-
all Probleme sehen, sondern wenn wir jetzt end-
lich uns mal daran begeben, den Koalitionsver-
trag so anzupacken, dass wir zu einer Lösung 
kommen; denn Herr Dobrindt hatte bereits signa-
lisiert: Wir werden irgendwo einen Lösungsweg 
finden, und - ich habe das ja schon mehrfach ge-
sagt - wir haben dann auch ja Wege gefunden, 
wie man es aus unserer damaligen Sicht europa-
rechtskonform hinbekommt.  

Also, ich glaube, es war mehr eine gut gemeinte 
Empfehlung - das Verhältnis Bomba/Dobrindt 
war eh nicht das beste -, jetzt nicht mit einem 
Vorschlag zu kommen, der wieder auch an vielen 
Stellen darstellt, was nicht geht, sondern den 
Versuch zu unternehmen, eine Lösung zu schaf-
fen, mit der wir den Koalitionsvertrag umgesetzt 
bekommen. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke sehr. - Das ver-
stehe ich. Ich habe da nur eine Frage. In dieser 
Vorlage steht unter anderem drin:  

Die direkte Verbindung zwischen 
Pkw-Maut und Kompensation 
dürfte gegen das Diskriminie-
rungsverbot der EU … verstoßen. 

Das ist einer von den Hinderungsgründen, die 
Sie gerade genannt haben.  

Dann wissen wir, dass andere Ministerien, zum 
Beispiel das BMJV, das ähnlich gesehen haben; 
denn das Gesetz, das dann geschaffen wurde, sah 
ja genau das vor: eine direkte Kompensation; 
zwar in zwei Gesetzen, aber faktisch wurde die 
Kfz-Steuer exakt um die Summe gesenkt, die die 
Höhe der Infrastrukturabgabe ausmachte.  

Und auch in diesen Stellungnahmen heißt es 
nicht: „Das Gesetz ist europarechtskonform“, 
sondern: Es wäre gut vertretbar.  

Wir haben hier die Zeugin Wunderlich gehabt 
aus dem BMVI. Die hat noch mal deutlich gesagt:  

Wir haben durchweg auf das Ri-
siko hingewiesen und haben auch 

nie gesagt, dass es europarechts-
konform ist, sondern dass es euro-
parechtlich gut vertretbar ist.  

Protokoll vom 12.03.2020, Seite 17.  

Allein Herr Hillgruber, also der Sachverständige, 
von dem wir eben schon gehört haben, dass er 
auch aufgrund seiner zeitlichen Verfügbarkeit 
ausgesucht wurde, sagte dann letztendlich, dass 
es europarechtlich problemlos sei. Auch der Wis-
senschaftliche Dienst des Deutschen Bundestages 
hat auf Probleme hingewiesen. 

Meine Frage ist nun: Wenn ich jetzt so viele kriti-
sche Stimmen habe, warum wurde dann - und 
das haben uns andere Zeugen auch schon gesagt - 
allein auf das Gutachten von Herrn Hillgruber 
hin die Bewertung vorgenommen, dass das alles 
sauber ist und durchgehen wird? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Also, ich glaube 
nicht, dass man das jetzt allein auf das Gutachten 
von Herrn Hillgruber stützen kann, sondern es 
hat ja intensive Gespräche gegeben. Und wie Sie 
wissen, sind diese beiden Gesetzentwürfe vom 
Bundeskabinett beschlossen worden; das heißt, 
es haben die Fachressorts im Rahmen der Res-
sortabstimmung auch zugestimmt. Es ist parla-
mentarisch behandelt worden, und Sie kennen 
den Verlauf auf der europäischen Ebene.  

Dass dieses eine Position war und dass es Inter-
pretationsmöglichkeiten gibt, das ist allen be-
wusst gewesen. Aber wir waren der Meinung, 
dass man einen Lösungsweg finden konnte und 
dass wir den gefunden haben, wo wir - und das 
hat nichts mit Herrn Professor Hillgruber - - Und 
ich habe auch nicht gesagt, dass er nur aus Zeit-
gründen - - sondern dass er einer war, der zeit-
lich verfügbar war. Aber, ich glaube, Herr Hill-
gruber ist schon ein anerkannter Rechtsprofessor. 
Also insofern ist es jetzt keine Notlösung gewe-
sen, sondern es war schon jemand, der das mit 
Überzeugung und Verve - und er hat ja auch an-
dere Mitarbeiter dabei gehabt - dargestellt hat. 
Also, die Tatsache, dass wir durch das Bundeska-
binett entschieden haben - - glaube ich, sind die 
Bedenken, die immer wieder mal geäußert wur-
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den und - die haben Sie ja gerade eben richtig zi-
tiert - auch wieder ausgeräumt wurden durch 
dieses Modell, das der Herr Dobrindt entwickelt 
hat - - und das dann eben auch ja immerhin bis 
ins Gesetzblatt geschafft hat.  

Und ich habe immer wieder den Eindruck, dass 
auch der Herr Bundespräsident - Joachim Gauck 
meine ich - damals sehr bewusst noch mal gerade 
diese europarechtliche Seite sich angeschaut hat. 
Denn wenn Sie in die Gesetzesmaterialien gehen, 
sehen Sie etwas, was etwas ungewöhnlich ist, 
nämlich dass Herr Gauck - sprich: das Bundes-
präsidialamt - immerhin vier Wochen geprüft 
hat, bevor das Gesetz endgültig ausgefertigt 
wurde - etwas, was sehr ungewöhnlich ist. Meis-
tens dauert so eine Ausfertigungsphase einige 
Tage. Später bei Herrn Steinmeier ist es dann 
auch wesentlich schneller gegangen. Bei Herrn 
Gauck hat es vier Wochen gedauert, und es hieß 
immer, man lässt gerade noch mal diese europa-
rechtliche Seite prüfen.  

Also, sie ist ja kritisch gewürdigt worden, aber 
sie ist eben als ein Lösungsweg am Ende darge-
stellt worden. Und so sind ja auch die Formulie-
rungen hier gewählt: dass es denkbar ist. Dass es 
gewisse Risiken gab, wussten wir im Vorfeld, 
aber sie sind durch die parlamentarische Bera-
tung, durch die verschiedenen Instanzen, die 
sich damit beschäftigt haben, unseres Erachtens 
dann auch ausgeräumt worden. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke. Meine Zeit ist 
um. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - Ich 
finde das immer sehr nett, wie Frau Lühmann da-
rauf achtet, dass ihr eigenes Zeitfenster nicht 
überschritten wird, und sie selber darauf hin-
weist. - Jetzt hat der Kollege Jung das Wort. 

Dr. Christian Jung (FDP): Vielen Dank. - Frau 
Lühmann, Sie sind immer sehr vorbildlich. - 
Sehr geehrter Herr Görrissen, schön, Sie zu se-
hen! Erst mal auch für Sie ein gutes neues Jahr! 
Und ich finde es auch gut, dass wir aus den von 
Ihnen beschriebenen Gründen auch diese Vide-
obefragung machen. Das Wichtigste im Moment 
ist, dass alle gesund bleiben, auch wenn man 

schon Dinge hat, die auch vorher schon passiert 
sind. Deswegen freue ich mich, dass Sie heute 
über das BMVI zugeschaltet sind. 

Ich interessiere mich vor allem in Bezug auf Ihre 
Arbeit für den Tag des EuGH-Urteils, und dazu 
hätte ich jetzt in der ersten Runde einige Fragen. 
Wenn Sie sich zurückversetzen an den Tag des 
EuGH-Urteils, an welchen Besprechungen haben 
Sie damals genau teilgenommen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Vielen Dank für 
Ihre Wünsche, Herr Abgeordneter. - Sie meinen 
also den 18. Juni, über den ich Ihnen hier jetzt 
berichten soll. 

Dr. Christian Jung (FDP): Genau. Exakt. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Der 18. Juni begann 
ja mit der Urteilsverkündung am relativ frühen 
Vormittag. Da haben wir dann im Kollegen-
kreis - - Das heißt, ich hatte meine beiden Unter-
abteilungsleiter zu mir geholt, weil ich selber lei-
der nicht so beweglich bin, wie ich es früher ge-
wohnt war; da bin ich zu Kollegen hingegangen, 
oder wir haben irgendwo eine Runde gebildet. 
Ich muss heute leider ein bisschen darauf Rück-
sicht nehmen, dass meine Beweglichkeit einge-
schränkt ist. Deswegen hatte ich beide Kollegen 
zu mir gebeten. 

Wir wussten ja nicht, wie das Urteil ausgeht. Wir 
waren der festen Überzeugung: Es kommt ein po-
sitives Urteil, vielleicht mit ein paar Hinweisen 
auf irgendetwas, was man noch ein wenig anpas-
sen muss, um dem Ganzen gerecht zu werden. - 
Umso mehr hat uns das Urteil, wie es dann letzt-
endlich gefällt wurde, überrascht. Wir haben 
dann relativ schnell den Minister informiert, und 
wir haben dann erste Gespräche im Kollegenkreis 
geführt.  

Die Bewertung des Urteils haben wir natürlich 
anschließend vorgenommen, aber sie war relativ 
einfach. Es war halt ein so klares Urteil: Das Mo-
dell, was wir im Gesetzblatt stehen hatten, wird 
nicht gehen. - Wir haben dann an diesem Tag 
verschiedene Gespräche geführt. Ich habe viele 
Anrufe bekommen von unterschiedlichen Stel-
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len, Verbänden, Organisationen, die alle natür-
lich mit der Frage kamen: Was macht ihr jetzt? 
Also eine Frage, die ich gerne hätte beantworten 
mögen, aber nicht in der Lage war zu beantwor-
ten.  

Sie wissen aus Ihren Befragungen, dass der Mi-
nister kurzfristig und sehr schnell entschieden 
hat, die Dinge, die wir am Laufen hatten, zu stop-
pen, damit nicht weiter Geld ausgegeben wird, 
damit keine Verbindlichkeiten eingegangen wer-
den, weil da ja auch auf verschiedenen Ebenen 
Gespräche schon liefen, das eine oder andere zu 
machen. Wir haben dann eine Taskforce einge-
setzt unter der Leitung des zuständigen Staats-
sekretärs, Guido Beermann, der leider an diesem 
Tag seine Aufgabe aber nicht wahrnehmen 
konnte, weil er nicht im Hause war. Wenn ich 
mich erinnere - aber das können Sie ihn genauer 
fragen -, meine ich, wäre er bei einer Klausurta-
gung oder Strategietagung des DB-Aufsichtsrates 
gewesen. Und wir haben diese Taskforce arbeiten 
lassen in einer variablen Zusammensetzung und 
haben dann am späten Nachmittag, frühen Abend 
mit dem Minister zusammen noch einmal uns 
die Ergebnisse dieser Taskforce berichten lassen 
aus den verschiedenen fachlich infragekommen-
den Bereichen und haben dann uns am späteren 
Abend zusammengesetzt in einem kleineren 
Kreis mit dem Minister, um noch einmal zu bera-
ten und darüber zu befinden, wie wir mit dem 
Urteil umgehen. Details, glaube ich, sind Ihnen 
weitgehend bekannt. Das sind also die Gesprä-
che, die ich bis in die Nacht hinein an diesem 
Tage geführt habe, also koordiniert, diese Kern-
runde Taskforce usw. 

Dr. Christian Jung (FDP): Vielen Dank. - Man 
könnte den Eindruck haben, obwohl wir uns 
nicht persönlich kennen, dass wir die Fragen so 
ein bisschen abgesprochen haben, weil Sie dan-
kenswerterweise einige meiner Fragen jetzt schon 
beantwortet haben. 

Es gab ja die Taskforce, wie Sie gesagt haben. 
Und die Frage wäre für mich bei der Taskforce: 
Haben Sie die zusammengestellt, oder war das je-
mand anderes, die Teilnehmer? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Der Auftrag des Mi-
nisters - - Oder was heißt „Auftrag“? Wir haben 
darüber uns unterhalten, weil - das darf ich viel-
leicht an dieser Stelle einmal ganz offen sagen - 
wir haben seinerzeit zu der Amtszeit von Peter 
Ramsauer das Thema „Aschewolke“ - Sie können 
sich erinnern - gehabt und haben damals das 
Problem „Aschewolke“ gelöst, indem wir im Kol-
legenkreis zusammengesessen sind und das be-
sprochen und verhandelt haben, und haben da 
den Fehler gemacht, keine Taskforce einzuberu-
fen. Das ist uns später angekreidet worden. Ja, 
wie habt ihr das eigentlich gehandhabt? Wir hat-
ten im Prinzip eine Taskforce. Wir haben nur die 
Taskforce nicht „Taskforce“ genannt. Und die 
Lehre haben wir gezogen und gesagt: Man muss 
jetzt das sozusagen formalisieren. 

Wir haben dem Staatssekretär Guido Beermann, 
der ja nicht weg war, aber eben nicht verfügbar 
war, diesen Auftrag gegeben, und er hat das dann 
teilweise auf seinen Kollegen Dr. Michael Günt-
ner delegiert, der dann - - Ich selber habe mich da 
überhaupt nicht drum gekümmert. Ich habe 
gleich gebeten, nicht in dieser Taskforce dabei 
sein zu müssen, weil ich gar nicht mit dem nöti-
gen Sachverstand da hätte arbeiten können - ich 
wäre da eigentlich nur ein zuhörendes Organ ge-
wesen -, habe also gebeten oder wir haben gebe-
ten, dass der Staatssekretär die Kollegen dazu-
holt, die er meint zu brauchen, die fachlich Aus-
kunft geben können, die das Urteil bewerten kön-
nen, die Schlussfolgerungen ziehen können und 
dies auch gegebenenfalls unter Hinzunahme der 
Berater, die ja sich auch mit der Thematik immer 
sehr intensiv befasst haben. Aber ich selber war 
nicht Mitglied der Taskforce, die ja auch spä-
ter - - Sie haben jetzt nur nach dem 18. gefragt, 
aber auch später hat es ja noch mal Tagungen o-
der Sitzungen gegeben unter der Leitung dann 
von Herrn Beermann. 

Dr. Christian Jung (FDP): Also das heißt, Sie ha-
ben gar nicht an den Sitzungen teilgenommen 
der Taskforce? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich habe an keiner 
Sitzung der Taskforce teilgenommen. Ich habe 
nur am späten Nachmittag, als der Minister dazu-
kam - jetzt kann man das noch eine Sitzung der 
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Taskforce nennen; wie Sie wollen - - Wir haben 
dort sozusagen aus den verschiedenen Bereichen 
die zusammengefassten Ergebnisse uns berichten 
lassen, was man tun kann oder was man machen 
sollte, und noch mal so eine Gesamtschau auch 
des Urteils, wie das Urteil nun insgesamt bewer-
tet wird. Es gab ja dann auch schon mediale Be-
richte darüber, wie es interpretiert wurde und 
was nun an Möglichkeiten gegeben ist, wie man 
weiter vorgeht bei dieser Taskforce. 

Dr. Christian Jung (FDP): Jetzt, als Sie bei den 
Sitzungen dran teilgenommen haben dann mit 
dem Minister zusammen, an welche Teilnehmer 
können Sie sich denn noch erinnern? Wer war 
denn genau dabei? Wie hießen die? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Also, das fällt mir 
jetzt schwer, das aus der Erinnerung heraus zu 
sagen, wer alles dabei war. Es war ein größerer 
Kreis. Und ich hatte ja schon gesagt: Es oblag 
dem zuständigen Staatssekretär, darüber zu be-
finden, wen er dazuholt. Das heißt, in der Phase, 
wo ich dazukam, will ich jetzt nicht sagen: „Das 
war jetzt die Taskforce“, sondern das war ein 
Kreis, der dann noch zusammen tagte.  

Natürlich waren es die Kollegen, die sich mit der 
Mautthematik aus der Abteilung StV beschäftigt 
hatten. Es waren die Kollegen, die sich mit den 
europarechtlichen Fragen beschäftigt hatten, da-
bei, und es waren auch - ich glaube jedenfalls - 
aus der Abteilung Z Haushalt usw. noch dabei. 
Aber eine genaue Liste sozusagen - - Es war ein 
relativ großer Kreis in unserem Besprechungs-
raum, der einen großen ovalen Tisch hat, wo 
20 Leute Platz finden. Aber ich kann Ihnen nicht 
mehr im Detail sagen, wer da jetzt alles sozusa-
gen als Taskforce dabei war. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Gut. Dann ist die 
Zeit auch abgelaufen. 

Dr. Christian Jung (FDP): Ich sehe, dass meine 
Zeit auch abgelaufen ist. Ich werde dann weitere 
Fragen in der nächsten Runde stellen.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann hat jetzt der 
Kollege Cezanne das Wort. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Danke schön, Herr 
Vorsitzender. - Guten Tag, Herr Görrissen! Vielen 
Dank, dass Sie uns heute für Fragen zur Verfü-
gung stehen. 

Ich setze auch mal an dem Datum 18.06.2019 an. 
Mich würde interessieren: Sie haben selbst ge-
sagt, Sie haben eigentlich mit einem positiven 
Urteil des EuGH gerechnet. Aber wie haben Sie 
denn dennoch für die Öffentlichkeitsarbeit, für 
die Außendarstellung diesen Tag inhaltlich vor-
bereitet? Gab es dazu Vorlagen intern oder ausge-
arbeitete - - keine Ahnung, ob das im Ministe-
rium auch „Sprechzettel“ heißt - - 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter, 
ich habe ja versucht, das deutlich zu machen, 
dass wir - und mit „wir“ meine ich eigentlich alle 
Stellen im Hause - der festen Überzeugung wa-
ren: „Es wird ein positives Urteil geben“, begrün-
det dadurch, dass wir ein Gesetzgebungsverfah-
ren hatten, das uns mühsam genug war, und am 
Ende aber niemand Zweifel dann mehr erhoben 
hat. Die beiden Gesetze sind von verschiedenen 
Bundespräsidenten sogar ausgefertigt worden; sie 
sind im Gesetzblatt veröffentlicht worden. Wir 
haben von der EU-Kommission unter der Ägide 
von Frau Bulc ein Testat bekommen, dass sie 
sagt: Es sind jetzt europarechtskonforme Regelun-
gen. - Und wir haben auch durch den Generalan-
walt - - Nun habe ich gelernt, dass man auf Gene-
ralanwälte unterschiedlich einwirken kann. 
Manchmal treffen sie es scheinbar; manchmal 
treffen sie es nicht. Wir haben jetzt leider einen 
Fall gehabt, da war der Generalanwalt anderer 
Meinung als am Ende das Gericht.  

Aber alles, was ich so vernommen hatte - - Ich 
war, wie gesagt, nicht bei den Terminen, die auf 
europäischer Ebene stattfanden usw., dabei, aus 
den bekannten Gründen, weil wenn ich reise, ist 
das immer ein Aufwand; ich bin immer eine 
Stunde später erst da, bevor die anderen das 
schon alles erlebt haben. Aber wir haben eben 
durch die mündliche Verhandlung, über die mir 
der Kollege Dr. Schulz berichtet hat, über die Ge-
spräche, über die Tatsache, dass das Projekt der 
Großen Kammer des EuGH zugewiesen wurde, 
wo er meinte, daraus könnte man ableiten, dass 
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sie das Verfahren sehr ernst nehmen, aber wahr-
scheinlich auch nutzen werden, noch einige 
Dinge uns mit auf den Weg zu geben, zum Bei-
spiel eben zu sagen, wie die europarechtliche 
Ausgestaltung der Eurovignetten-Richtlinie - - 
kommen, also so ein Grundsatzurteil, das eben 
nicht nur sich mit der reinen Thematik Pkw-
Maut befasst, sondern auch darüber hinaus noch 
einige wegweisende Dinge, was die Gerichte ja 
gerne mal mögen, der Politik mit auf den Weg 
gibt.  

Das heißt, wir waren eigentlich der festen Über-
zeugung und haben diesen Plan B, wenn Sie es 
so nennen wollen, nicht durchgespielt - was ma-
chen wir denn, wenn es schiefgeht? -, weil wir 
uns das einfach nicht vorstellen konnten. Ich 
sage Ihnen ganz offen: Ich habe manchmal das 
Gefühl gehabt, wenn noch etwas kommt, werden 
die einige kleinere Korrekturen anbringen, die 
wir dann umsetzen müssen, was - das können 
Ihnen Herr Lange und Frau Lühmann bestätigen - 
sicher nicht einfach geworden wäre, aber man 
hätte es hinbekommen. Also, wir hatten diesen 
Fall „Es kommt ein Urteil, das uns sagt: Infra-
strukturabgabe geht gar nicht“, nicht durchge-
plant. Was hätten wir da auch planen sollen? 
Weil wir nicht wussten, was das Gericht verfasst, 
was das Gericht uns gibt, wo es - - Denn streng 
genommen hat es ja nur gesagt: Eine Pkw-Maut 
ist möglich, aber nicht in dieser Konstellation. - 
Also, mehr hatten wir nicht uns vorbereitet, weil 
wir der festen Überzeugung waren im ganzen 
Hause, dass das EU-konform abgelaufen ist und 
so auch im Gesetzblatt jetzt steht.  

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Danke schön. - In den 
Unterlagen haben wir eine E-Mail von Ihnen vom 
12. Juni 2019 an Herrn Beermann gefunden, wo 
Sie schreiben:  

Lieber Guido,  
Min bittet für den 18.6. (Urteils-
verkündung EuGH zur Infrastruk-
turabgabe) für ihn und Herrn ... 

- heißt wahrscheinlich „Landesgruppenvorsitzen-
den“ -  

Dobrindt eine Sprachregelung und 
Kommunikationsstrategie zu er-
stellen. 

Ich kann die MAT-Nummer sagen: MAT A 
BMVI-5/8, Blatt 1. - Wie ist denn - - Wollen Sie 
erst schauen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordne-
ter - - 

Riccy Simon (BT): Könnten Sie bitte die MAT-
Nummer noch mal wiederholen? 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Ja, gerne: MAT A 
BMVI-5/8, Blatt 1. 

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich weiß jetzt nicht, 
Herr Abgeordneter, ob das noch weitergeht, ob es 
da eine Antwort gibt. Ich kann jetzt auch das - - 
Also, ich kann mich jetzt nicht genau an diesen 
Vorgang erinnern. Er ist ja relativ knapp und 
kurz. Es ist das übliche Verfahren eigentlich, wie 
ich es kenne, dass Herr Dobrindt angerufen hat 
und gesagt hat: Ich brauche was, wenn das Urteil 
kommt, dass ich argumentieren kann. - Da wir 
aber das Urteil nicht kannten, ist jetzt meine Ver-
mutung, dass dieser Auftrag nicht erfüllt wurde, 
sondern dass wir eben alle drangesessen sind 
und gesagt haben: Sobald was kommt, werden 
wir auch eine Sprachregelung vorlegen. - Denn 
über ein nicht vorhandenes Urteil eine Sprachre-
gelung zu fertigen - - Wahrscheinlich haben wir 
für den Fall, dass es positiv ausgeht, irgendwas 
vorbereitet gehabt noch mal zusammenfassend; 
aber ich kann nicht erinnern, was da vorbereitet 
war. Jedenfalls hatten wir nichts in der Tasche, 
was wir dort hätten vorlegen können.  

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Danke schön. - Nun 
hat es nach dem, was wir wissen, eine AG Kom-
munikation oder Informationsmanagement zwi-
schen den Betreibern, dem Kraftfahrt-Bundesamt 
und dem Ministerium gegeben. Wissen Sie, 
wussten Sie von dieser AG Kommunikation, wel-
che Aufgaben hatte sie, und waren Sie da mit 
eingebunden? 
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Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Von dieser AG 
Kommunikation habe ich nie etwas gehört; ich 
kannte sie nicht, ich war auch nicht eingebun-
den. … (akustisch unverständlich) Geschichte 
scheinbar. Ich kann es nicht bewerten und nicht 
beurteilen. Ich habe jedenfalls mit keinem jemals 
darüber gesprochen. Ich habe es jetzt erst im 
Nachhinein gehört oder mal irgendwo gelesen, 
dass es das gegeben hat. Mir war das nicht be-
kannt. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Und vielleicht dann 
noch eine letzte Frage zu diesem Themenkom-
plex: Bei autoTicket gab es einen relativ neuen 
Kommunikationschef, Herrn Kollner. Hatten Sie 
denn Kontakt mit ihm, oder gab es vom Ministe-
rium Kontakt mit ihm? Herr Blum, zum Beispiel, 
von den Betreibern hat ausgesagt, dass es für den 
Tag des EuGH-Urteils intern eine Kommunikati-
onsrichtlinie gegeben hätte, die wir aber in den 
Unterlagen bisher nicht gefunden haben. Können 
Sie dazu etwas sagen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Den von Ihnen ge-
nannten Herrn Kollner - oder wie Sie sagten - 
kenne ich nicht. Den habe ich nie kennengelernt. 
Ich kenne natürlich Herrn Dr. Blum, vor allem 
aus seiner vorherigen Tätigkeit bei Toll Collect, 
und ich kenne Herrn Schneble. Mir war nicht be-
kannt, dass die irgendwas vorbereitet haben. Die 
werden sicherlich firmenintern etwas gemacht 
haben, aber wir hatten keinerlei Kontakt mit de-
nen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann darf ich das Wort geben dem Kollegen Kri-
scher. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herzlichen Dank, Herr Vorsitzender. - Herr Gör-
rissen, danke, dass Sie hier zur Verfügung stehen, 
und auch danke für Ihre Ausführungen zu Be-
ginn, die ich sehr interessant fand. Und da möch-
te ich auch nachfragen.  

Sie haben beschrieben, wie Sie mit den verschie-
denen Ministern - die, manche sagen ja, unter 
Ihnen Minister waren -, denen Sie gedient haben, 
kommuniziert haben. Ich hätte eine Frage zu den 
Tagesinformationen, die Sie geschrieben haben. 

Wir haben ja einige dieser Tagesinformationen 
vorliegen, hier in den Unterlagen. Sie haben aber 
eben gesagt: Die sind nicht veraktet worden. - 
Können Sie uns das erklären, warum es dann ei-
nige dieser Tagesinformationen in den Unterla-
gen gibt, andere aber wahrscheinlich nicht? Oder 
wissen wir einfach nicht, ob es andere gab? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter, 
Sie dürfen jetzt den Begriff „Tagesinformationen“ 
nicht so verstehen, dass es jeden Tag irgendwas 
zu informieren gab, sondern es war halt ein ge-
willkürter Begriff, und wenn was zu berichten 
war, habe ich es berichtet.  

Sie sagen, Sie haben einige in Ihren Akten vorlie-
gen. Das würde ich anders interpretieren: Sie ha-
ben die in Ihren Akten vorliegen, die untersu-
chungsgegenständlich waren. - Es gibt einen gro-
ßen Berg weiterer Tagesinformationen, die aber 
mit dem Thema Maut oder Infrastrukturabgabe o-
der drum herum nichts, aber auch gar nichts zu 
tun haben. Sie haben zu tun mit der Gründung 
der Autobahngesellschaft, mit vielen Fragestel-
lungen, die wir im Bundesverkehrswege-
plan - - also eine wirklich breite Palette. Und in-
sofern haben Sie die vorliegen, die sich mit 
Mautfragen beschäftigen, also die untersuchungs-
gegenständlich sind. Und die habe ich Ihnen zur 
Verfügung gestellt.  

Alle anderen, die es gibt, in großer Zahl sogar 
gibt, betreffen - - Und Sie haben ja einige Schwär-
zungen auch gesehen. Ich habe die Schwärzun-
gen vorgenommen, weil es Informationen sind, 
die niemanden aus dem Bereich des Untersu-
chungsausschusses eigentlich betreffen, habe mir 
aber erlaubt, die Überschriften stehen zu lassen, 
damit Sie sehen, welche Themen das sind, und 
sehen, dass das eine wirklich breite Palette ist.  

Das ist ein Riesenministerium, und Sie können 
sich vorstellen: Ich habe da manchmal auch ganz 
banale Dinge mitgeteilt. Wenn Sie als Abgeordne-
ter eine Frage gestellt haben, Herr Krischer, dann 
habe ich dem Minister auch mitgeteilt: Der Abge-
ordnete Krischer hat eine Frage gestellt zum 
Thema Pkw-Maut, von der wir davon ausgehen 
dürfen, dass die morgen oder übermorgen in der 
Zeitung steht. - Entschuldigen Sie, wenn ich das 
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als Beispiel nehme, aber so waren die Sachver-
halte, weil das natürlich Ihre parlamentarische 
Arbeit ist, die ja auch vollkommen in Ordnung 
ist, aber wir eben am nächsten Tag - - Und Sie 
können sich gar nicht vorstellen, wie oft der Mi-
nister mich dann am Wochenende oder was9 an-
morst: „Was ist das schon wieder gewesen?“ o-
der: „Was was steckt dahinter?“ Deswegen habe 
ich mir gesagt: Bevor er dich jedes Mal fragen 
muss, sagst du einfach, was du weißt sozusagen, 
informierst ihn, was da kommen wird. - Also, vo-
rausschauende Informationspolitik betreiben, - 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: - das ist der Sinn 
der Tagesinformationen zu einem wirklich brei-
ten Spektrum. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Das freut mich ja zu hören, dass unsere Arbeit im 
Verkehrsministerium wertgeschätzt wird. - Meine 
Frage wäre dann zu den Tagesinformationen: Die 
haben Sie dann immer an den MdB-Account ge-
schickt? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Hatte ich ja in mei-
nem Einführungsstatement gesagt, warum ich das 
gemacht habe: weil der Minister-Account, der 
normale Minister-Account, ist ein Account, wo 
wohl am Tag - ja, lassen Sie mich grob schätzen - 
200, 300 Mails einlaufen. Das heißt, der wird na-
türlich vorsortiert von den Sekretärinnen des Mi-
nisters, vom Leiter des Ministerbüros, von auch 
noch ein, zwei weiteren Mitarbeitern. Das heißt, 
dort haben viele Zugriff. Und wenn ich jetzt zum 
Beispiel - und ich habe es ja versucht darzustel-
len - - Normalerweise, früher bei Peter Ramsauer 
und auch vielfach noch bei Dobrindt, bin ich halt 
mit denen unterwegs gewesen, habe ihnen er-
zählt: Soundso, da kommt dies oder jenes. - Das 
war mir einfach aus Gesundheitsgründen bei 
Herrn Scheuer nicht mehr möglich, weil ich - - 
Ich sage es mal ganz salopp: Als Mittsechziger 
mit einem Anfang-Vierziger noch mithalten, und 

                                                      
9 Richtigstellung des Zeugen: „sonstwie“, siehe Anlage 1, 
S. 31 

dann im Rollstuhl, das war einfach nicht mög-
lich. - Aus dem Grunde habe ich diese Informati-
onen ihm dann auf diesem Wege mitgeteilt, und 
damit war es auch nicht erforderlich, derartige 
Dinge - -  

Wenn Herr Luksic ein Gutachten in der Presse zi-
tiert hat, dann kam natürlich vom Scheuer10 die 
Frage am Telefon: Woher hat er das? - Ja, woher 
soll ich wissen, wo Herr Luksic das Gutachten 
herhat? Bis ich dann feststellte, dass es ein Be-
richt des Wissenschaftlichen Dienstes ist, was er 
in Auftrag gegeben hat. Logischerweise hatte er 
es nur, und wir hatten es nicht; Herr Simon wird 
es bestätigen, der vor mir sitzt.  

Also, insofern war das das hilflose Bemühen ei-
nes Abteilungsleiters, möglichst viele Informatio-
nen an einen Minister heranzutragen - und dass 
er sie auch wirklich liest und das nicht in der 
Fülle dieser Ministeriumsmails irgendwo unter-
geht -, aber eben auch vertrauliche Dinge. Wenn 
es um die Frage der Besetzung der Autobahnge-
sellschaft ging, da konnte ich nicht öffentlich 
und offen diskutieren, wen wir da vorschlagen 
als Geschäftsführer. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. Aber das ging immer an seinen MdB-Ac-
count? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: All diese Tagesin-
formationen sind an den MdB-Account gegangen. 
Ich sage Ihnen auch ganz ehrlich: damit ich auch 
die Sicherheit hatte. Weil ich wusste: Das liest er. 
- Das andere, was ihm dann das Ministerbüro 
hätte weiterleiten müssen oder ihn drauf auf-
merksam machen müssen, das hätte nicht funkti-
oniert. Und Sie sehen es ja auch teilweise an mei-
nen Zeiten: Ich arbeite nicht nur zu den norma-
len Zeiten, sondern ich mache manchmal auch 
etwas am Wochenende in aller Ruhe, weil ich 
das sonst einfach nicht schaffe, und es gibt eben 
auch Abende, wo einem noch etwas einfällt: 
Mensch, du hast vergessen, den Minister über 
dies oder jenes zu informieren. - Und das war 

10 Richtigstellung des Zeugen: „Minister“, siehe Anlage 1, 
S. 32 
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zwischen uns vereinbart, dass meine Informatio-
nen, wenn ich sie ihm dann schicke, eigentlich 
wichtig sind, um das politische Geschehen des 
Tages zu verfolgen und gerüstet zu sein für wei-
tere Informationen11. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. - Sie haben eben gesagt: Diese Tagesinfor-
mationen sind nicht veraktet worden. - Dass uns 
aber jetzt welche zur Verfügung gestellt wurden, 
zeigt ja, dass sie im Ministerium vorliegen. Wo 
liegen die denn da dann vor? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Sie liegen vor im 
Computer sozusagen. Ich meine, ich habe sie jetzt 
auch mir angeschaut noch mal, und ich habe sie 
ja sortiert, und ich kann Ihnen sagen: Sie könnten 
jetzt - - Ich könnte dem Herrn Simon einen Stapel 
geben, den kann er durchblättern, und er wird se-
hen: Das sind interessante Themen, politisch in-
teressante Themen, aber es hat nichts mit dem 
Untersuchungsgegenstand des heutigen Tages zu 
tun. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. - Wenn man in diese Tagesinformationen 
guckt, bestätigt sich das, was Sie sagen, dass da 
zu verschiedenen Themen ausgeführt wird. Sie 
haben aber eben gesagt, das seien sehr kurze In-
formationen. Also, ich habe hier eine - ich kann 
gern die MAT-Nummer sagen: MAT A BMVI-
5/12, Blatt 35 -, da gibt es - das ist wohl vom 
01.09.2019 - elf Punkte, und allein die Ausfüh-
rungen zum Thema Infrastrukturabgabe umfassen 
fast eine DIN-A4-Seite mit sehr vielen auch rele-
vanten Informationen. Das ist ja schon ein biss-
chen mehr als eine kurze Information, sondern 
das sind schon umfängliche Vorlagen, die Sie ja 
verschickt haben. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich habe jetzt ge-
rade den Text hier vor Augen. Wenn ich das ge-
rade mal durchschauen darf, weil ich jetzt natür-
lich nicht genau weiß, was - - 

                                                      
11 Richtigstellung des Zeugen: „Gespräche“, siehe Anlage 1, 
S. 32 

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Das meiste ist schwarz. Das ist klar, weil da geht 
es um Klimaschutz - gut, da hat das Ministerium 
nicht so viel zu sagen - und andere Dinge, wo 
man nicht mal die Überschrift erkennen kann. 
Aber Punkt fünf und sechs von elf, da geht es um 
die Infrastrukturabgabe. Und meine Frage wäre 
an Sie nur: Würden Sie das, ein solch umfängli-
ches Dokument, als kurz bezeichnen? Weil Sie 
eben gesagt haben, diese Tagesinformationen 
seien kurze Informationen. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter, 
es ist Ihnen jetzt gelungen, ein Beispiel aufzuneh-
men, wo es mal anders ist. Ich meine, es ist wie 
im richtigen Leben: 90-mal geht es gut, und ein-
mal geht es dann am Ende schief. - Also, natür-
lich, hier habe ich mal etwas mehr ausgeführt. 
Aber wenn Sie standardmäßig die anderen Texte 
sich anschauen: Die sind in der Regel kurz. - Nun 
kann man über „kurz“ streiten. Jedenfalls habe 
ich mich bemüht, immer zusammengefasst das 
darzustellen. Und das hier sind auch Zusammen-
fassungen - wenn Sie sehen: „das von der FDP 
beauftragte Gutachten“, dass man das nutzen 
kann. Da habe ich natürlich ein paar Dinge - - 
Manchmal kann man nicht ganz kurz schreiben, 
weil es dann der Betroffene nicht versteht. Man-
che Dinge kann man mit einem Stichwort be-
schreiben.  

Also, ich bitte schon, mir abzunehmen, dass die 
Masse meiner Tagesinformationen kurz ist. 
Manchmal vielleicht - und Sie haben jetzt gerade 
einen Fall, am 1. September, gefunden, den ich 
etwas länger ausgeführt habe - - vielleicht manch-
mal auch aus Bequemlichkeitsgründen, dass man 
es irgendwo abschreibt. Denn das wissen Sie sel-
ber auch: Ein kurzer Text ist schwieriger verfasst 
als ein langer. - Das Erstellen von Tagesinformati-
onen ist eine sehr, sehr schwierige Aufgabe, mit 
wenigen Worten einen komplexen Sachverhalt 
manchmal zu beschreiben oder zu umschreiben. 
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Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann kommen wir jetzt zur zweiten Runde. Und 
nach dieser zweiten Runde, würde ich vorschla-
gen, machen wir dann auch die Pause, die Herr 
Görrissen erbeten hat. - Herr Kollege Lange. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja, danke schön. - Herr 
Görrissen, ich möchte noch mal ganz kurz einha-
ken in den Juni 2015. Da leitete die Kommission 
ja das Vertragsverletzungsverfahren wegen der 
Infrastrukturabgabe ein, und im BMVI hat Bun-
desminister Dobrindt dann entschieden, dass die 
Vergabeverfahren zwar intern vorbereitet werden, 
die Umsetzung jedoch erst vorgenommen wird, 
wenn die europarechtliche Klärung erfolgt ist. 
Wissen Sie heute noch, warum man sich zu die-
sem Schritt entschieden hatte, hier zunächst 
mal - das ist das, was ich vorhin meinte mit „de-
fensiv“ - defensiv damit umzugehen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Jetzt verstehe ich 
Ihre Frage; aber ich kann Ihnen es trotzdem nicht 
erklären, weil ich das nicht erinnere, ob wir das 
diskutiert haben. Ich glaube eher, dass es eine 
fachliche Geschichte war. Und ich habe ja ver-
sucht, in meinen Einführungen zu sagen, dass ich 
in diesen fachlichen Diskussionen nicht dabei 
war. Also, ich kann Ihnen da als Zeuge jetzt 
keine Dinge benennen, die diese Frage beantwor-
ten. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Es gab dann in der 
Folge ja einen durchaus regen Austausch mit der 
Kommission, mit der Kommissarin. Am Ende des 
Jahres, also 1. Dezember 2016, fand man dann 
auch einen Kompromiss. Bei diesem Kompro-
miss ging es jetzt hier im Untersuchungsaus-
schuss auch durchaus um die Frage: Welche Zu-
geständnisse gab es, und welche Qualität hatte 
dieser Kompromiss? Ist es ein rein politischer 
Kompromiss gewesen? Ist es ein politisch-juristi-
scher Kompromiss mit der Kommission gewesen? 
Die Kommission hat ja dann am Ende auch das 
Vertragsverletzungsverfahren eingestellt und die 
Klage zurückgenommen. Wie hat man das auf Ih-
rer Seite und auch in der Kommunikation beur-
teilt? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Wir haben natürlich 
sehr begrüßt, dass am Ende Frau Bulc in einer 

Presseerklärung - am 1. Dezember war es, glaube 
ich - deutlich gemacht hat, dass sie bestätigt hat, 
dass das ein europarechtskonformes Vorgehen 
ist, und sie hat dann ja auch das Vertragsverlet-
zungsverfahren eingestellt.  

Es hat im Vorfeld viele Gespräche gegeben. Ich 
habe bereits gesagt, dass ich eigentlich an fast 
keinem teilgenommen habe; aber es hat Gesprä-
che gegeben, von denen ich weiß, insbesondere 
auch mit dem Juristischen Dienst, auch mit Herrn 
Selmayr - Sie haben ihn ja als Zeugen vernom-
men -, wo wir bestimmte Dinge erörtert haben. 

Dieses Gespräch mit der Frau Bulc, wo wir an-
geblich Zugeständnisse gemacht haben: Ich habe 
das nicht so mehr in Erinnerung, sondern meines 
Erachtens war das ein politisches Zugeständnis, 
dass man gesagt hat: Die Frau Bulc bestätigt, dass 
das Vertragsverletzungsverfahren auch rechtlich 
sauber in dieser Variante der Änderung des Ge-
setzes abgearbeitet ist, und wir haben politisch 
gesagt - aber das muss Herr Dobrindt Ihnen näher 
darstellen -: Wir unterstützen die Bemühungen 
der Kommission bei der Eurovignetten-Richtli-
nie, natürlich nur so, wie wir es politisch durch-
setzen können. - Sie haben ja miterlebt, dass wir 
jetzt gerade im Rahmen unserer EU-Ratspräsi-
dentschaft die EU-Richtlinie, die Eurovignetten-
Richtlinie, versuchen anzupassen, und Sie haben 
auch miterlebt, wie schwer es ist, innerhalb der 
Bundesregierung zu einer Positionierung zu kom-
men. Und insofern war das für mich eine politi-
sche Zusage, die man gemacht hat: Wir bemühen 
uns auf den europäischen Ebenen. - Jeder Ver-
kehrsministerrat hatte diese Eurovignetten-Richt-
linie auf der Tagesordnung, und es war das große 
Bestreben von Frau Bulc, das zu einem Ende zu 
bringen, was sie aber nicht mehr in ihrer Amts-
zeit geschafft hat - lag aber teilweise auch an ih-
rer Unnahbarkeit bei bestimmten Themen. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Darf ich an dieser 
Stelle einfach noch mal nachfragen? Ich weiß 
nicht, ob Sie dabei waren oder ob das überhaupt 
ein Thema in diesen Gesprächen war: Der Herr 
Selmayr hat hier ausgesagt, man habe quasi von 
Deutschland oder aus dem BMVI eine Zusage zu 
einer sogenannten Interoperabilität mit dem eu-
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ropäischen System und damit zu einer strecken-
bezogenen Maut bekommen und sei deswegen 
enttäuscht gewesen, dass sich Deutschland dann 
gegen eine streckenbezogene Maut ausgespro-
chen hätte. Waren Sie da in irgendwelche Ge-
spräche involviert, oder ist Ihnen davon irgendet-
was bekannt? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich war in keines 
dieser Gespräche involviert. Ich habe mit Herrn 
Selmayr nie ein Gespräch geführt oder war nie 
dabei, als mit ihm Gespräche geführt wurden, 
kann mir allerdings auch nicht vorstellen, dass 
wir eine streckengebundene Maut zugesagt ha-
ben, weil - Herr Lange, Sie wissen es selber - ich 
seit 30 Jahren im Umfeld der CSU tätig bin und 
ich weiß, dass es in Flächenländern - als jemand, 
der aus Schleswig-Holstein kommt, vielleicht 
nicht ganz so bedeutsam - halt mit der strecken-
gebundenen Maut ein Riesenproblem gibt. Aber 
ich habe keine Detailkenntnisse. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja, danke schön. - 
Dann mache ich jetzt einen relativ großen Sprung 
in das Jahr 2018. Am 17. Oktober 2018 kam das 
finale Angebot, mehrfach ja schon benannt und 
bekannt. Wurden Sie über den Eingang dieses fi-
nalen und einzigen Angebotes informiert? Hat 
man Sie informiert über die große Diskrepanz 
zwischen dem finalen Angebot und dem, was im 
Haushalt eingestellt war? In welcher Form waren 
Sie in diesen Informationskreislauf und, wenn, 
zu welchen Zeitpunkten eingebunden? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich war in diesen 
Informationskreislauf nicht eingebunden. Mir 
waren die Termine nicht bekannt. Ich habe dann 
in immer wieder stattfindenden Gesprächen - 
aber das waren keine geplanten Gespräche, son-
dern es waren Gespräche, die man halt immer 
wieder geführt hat - - von Herrn Dr. Schulz zwi-
schenunterrichtet, sage ich mal, über den Stand: 
„Es läuft“ oder „Es sind Angebote da“. Aber ich 
habe keine Erkenntnisse, zu denen ich jetzt etwas 
konkret aussagen könnte, wie diese Vergabever-
fahren - - Das waren Verwaltungsverfahren, die 
eigentlich in der Zuständigkeit der Staatssekre-
täre laufen und gar nicht über meinen Tisch in ir-
gendeiner Form liefen. 

Und, wie gesagt, vielfach hat der Herr Schulz 
dann auch direkt den Minister unterrichtet. Ich 
habe immer nur kurze Hinweise von Herrn 
Schulz bekommen über den Stand der Verfahren, 
aber keine Details, wer angeboten hat oder zu 
welchen Konditionen. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Dann möchte ich jetzt 
noch mal genauer auf den 2. Oktober 2018 einge-
hen. Da erhielten Sie eine Einladung für ein Ge-
spräch mit dem Minister zum Thema Infrastruk-
turabgabe; MAT A BMVI-5/2-a, Blatt 1. Haben 
Sie, wenn Sie jetzt die Einladung sehen, am 
2. Oktober, falls erinnerlich, an einem Gespräch 
teilgenommen, und, wenn ja, was wurde dabei 
besprochen, und ging es dabei eventuell um das 
Treffen am 3. Oktober 2018 mit Herrn Kapsch 
und Herrn Schneble? Das war ja am Tag darauf. 

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: An diese Einladung 
habe ich keinerlei Erinnerung, und ich meine 
auch, ich hätte daran nicht teilgenommen. Ich 
kann es jetzt nicht ganz genau sagen; aber gerade 
der 3. Oktober ist für mich eigentlich immer so 
ein Tag, wo ich, weil es meistens irgendwo Brü-
ckentage dann gibt, dieses gerne ausnutze, um in 
meine Zweitwohnung nach Husum zu fahren, 
weil ich ab und zu einfach mal ein paar Tage der 
Erholung brauche, und da ist der 3. Oktober ei-
gentlich immer ein Standardtermin. Also, ich 
kann mich nicht daran erinnern, dass ich daran 
teilgenommen habe. An Inhalte könnte ich mich 
schon überhaupt nicht erinnern. Auf jeden Fall 
diente es nicht der Vorbereitung, weil dann war 
ich nämlich in Husum. 

Wo ich mich noch wiederum gut dran erinnere: 
Ich war in Husum, weil hinter meiner Wohnung 
dort ein neues Einkaufszentrum eröffnet wurde, 
und aufgrund der langen Lärmbelästigung in der 
Bauphase war ich dort eingeladen und war ein 
Ehrengast, und ich habe, wenn ich ganz ehrlich 
sein soll, diese Rolle ein wenig genossen. 
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Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja. Vielleicht gab es da 
sogar Krabbenbrötchen, die ich nicht gegessen 
hätte. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein, leider nicht. 
Herr Lange, ich weiß, dass Sie das nicht essen 
würden. Nein, es gab ganz banale Dinge, die Sie 
auch gegessen hätten. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Herr Görrissen und ich 
haben das schon verstanden, was wir hier gerade 
gemeint haben. - Am 29. November 18 fand dann 
ja auch ein in der Presse vieldiskutiertes Ge-
spräch statt mit dem Bundesminister, den Herren 
Schulenberg und Kapsch. Hat der Minister Ihnen 
in irgendeiner Form darüber berichtet, oder hat 
er Ihnen erzählt: „Die haben jetzt angeboten, das 
alles auszusetzen, bis der EuGH entschieden 
habe“? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Sie haben zu Recht 
die Teilnehmer benannt. Ich selber war nicht da-
bei. Sie kennen mich: Ich wäre natürlich als neu-
gieriger Mensch gerne dabei gewesen; aber es war 
klüger, nicht dabei zu sein, weil dann hätten 
auch noch andere dabei sein wollen wie zum 
Beispiel Herr Schneble oder Sonstige. Wir haben 
über diesen Termin weder eine Vorbereitung ge-
troffen noch Sonstiges.  

Der Minister hatte immer mal den Wunsch geäu-
ßert, er würde gerne seine Vertragspartner ken-
nenlernen. Ich weiß gar nicht, ob er zum damali-
gen Zeitpunkt den Herrn Kapsch persönlich 
kannte; ich glaube es aus irgendeiner Geschichte 
im deutsch-österreichischen Grenzraum. Auf je-
den Fall, der Herr Schulenberg war uns allen 
nicht bekannt, und es war für uns natürlich 
schon eine leicht überraschende Situation, dass 
ein Unternehmer wie Schulenberg, den wir von 
Eventim, also Konzertkarten usw., kannten, jetzt 
sich für ein derartiges Projekt interessiert. 

Der Minister hat immer wieder mal gesagt: Ich 
möchte gerne wissen: Wie will der das handha-
ben? Wir haben immerhin geredet über 41 Millio-
nen Bescheide, die hätten verfasst werden müs-
sen. Klappt das? Kann man sich auf den 

                                                      
12 Ergänzung des Zeugen: „lassen“, siehe Anlage 1, S. 35 

ver12- - Ist das ein Vertragspartner, mit dem man 
vernünftig arbeiten kann? - Uns allen steckten na-
türlich in den Gliedern die Entstehungsge-
schichte und die Anlaufphase der Lkw-Maut, wo 
man schlechte Erfahrungen hatte, und eine derar-
tige Situation wollten wir vermeiden. 

Also, ich habe über dieses Gespräch nur im 
Nachhinein noch mal kurz mit Herrn Schulz ge-
sprochen, der gesagt hat: Och, lief ganz gut; die 
scheinen einen ganz vernünftigen Eindruck zu 
machen. - Dieser Umstand, den Sie jetzt nennen, 
dass man das nicht unterzeichnet oder irgend-
wie, ist mir nie bekannt gewesen; ich habe nichts 
davon gehört. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja. Danke schön. - 
Dann mache ich einen Sprung zum Dezem-
ber 2018. Sie haben vorhin in Ihrer Einleitung 
schon gesagt, dass Sie in diese Vertragsverhand-
lungen nicht eingebunden waren. Deswegen nur 
noch mal die Frage - das Ganze lief über den 
Herrn Schulz; mehrfach schon beschrieben -: War 
im Rahmen des Aufstellungsverfahrens Haushalt 
2019 das Thema „Abschluss der Verträge“ ir-
gendwie in Ihrem Umfeld mal adressiert worden, 
dass man gesagt hat: „Ja, da müssen wir noch auf-
passen; da brauchen wir vielleicht in 19 noch 
mal Geld; wir wissen nicht, ob wir in 18 die Ver-
träge zustande kriegen“, oder war das auf der 
Ebene „Koordinierung der Informationen“ zu 
dem Zeitpunkt kein Thema? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Das war auf meiner 
Ebene, in meiner Zuständigkeit kein Thema, weil 
der Haushalt - - Die Haushaltsunterlagen waren 
dort, und es war klar, welcher Finanzrahmen vor-
gesehen war. Und mir zumindest war eigentlich 
auch klar, dass man keinen Erfolg haben würde, 
noch einmal mehr Geld zu organisieren. Aber ich 
war damit nicht befasst, und - Sie haben es ge-
rade gesagt - Ende 2018 habe ich mich einfach 
mal für ein paar Wochen ausgeklinkt, weil da fiel 
hinein mein 65. Geburtstag, und da mein 60. in 
einer Reha landete, habe ich mir gesagt: Du 
möchtest noch einmal mit Freunden wirklich ei-
nen Geburtstag feiern, den es zu feiern lohnt. - 
Das habe ich da an diesem Jahresende gemacht 
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und habe auch dem Minister gesagt und Herrn 
Schulz: Ihr könnt mir schicken, was ihr wollt; 
mich interessiert das jetzt nicht. Ich habe Ge-
burtstag. - Aber ich habe zu den Haushaltsdingen 
keine Details. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Danke schön. - Dann 
springe ich. Weil ich das auch richtig verstanden 
habe, dass Sie auch die Verträge im Vorfeld nicht 
weiter gekannt haben oder sie besprochen wur-
den, nehme ich das jetzt einfach so und würde 
wirklich auch zu diesem 18./19. Juni zu sprechen 
kommen, also der Tag, als das Urteil kam. Kön-
nen Sie uns bitte schildern, wie dann Ihr Erst-
kontakt mit dem Minister lief, was Sie bespro-
chen haben, wie man jetzt vorgehen will, wen 
man auch sonst aus dem politischen Bereich jetzt 
informieren und mit wem man sich abstimmen 
möchte, wen man im rechtlichen Bereich 
braucht? Wie sind Sie an diesem Tag dann mit 
der ja doch unerwarteten Situation umgegangen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Das Urteil wurde, 
glaube ich, um 9.30 Uhr verkündet. Der Minister 
war nicht in Berlin anwesend, sondern war in 
seinem Wahlkreis und hatte mir kurz vorher 
schon eine SMS geschickt: „Sind alle aufmerk-
sam dabei und beobachten das Urteil?“, und ich 
konnte ihm berichten: „Alle, die damit befasst 
sind, werden sich jetzt diese Urteilsverkündung 
genau anschauen“, weil wir ja auch dachten, es 
wird jetzt auf Details ankommen, was wir für 
eine Umsetzung brauchen. Dass es so klar wird, 
war nicht denkbar.  

Ein paar Minuten nach der Urteilsverkündung - 
aufgrund der Klarheit - hat der Minister angeru-
fen. Ich hatte die Kollegen, meine beiden Unter-
abteilungsleiter, bei mir, und wir haben dann ge-
meinsam mit dem Minister kurz nur besprochen. 
Und ich sagte ja schon eingangs: Es waren zwei 
Entscheidungen, die der Minister getroffen hat. 
Einmal: Stoppt bitte alle Maßnahmen, die noch 
laufen. - Da ging es ja auch um Grundstücksdinge 
oder Gebäude, Beschaffung für Personal beim 
KBA - das lief bei mir, in meiner Heimat in Nord-
friesland; da gab es Überlegungen - und auch an-
dere Dinge. Und das Zweite war eben das Einset-
zen dieser Taskforce; das war die klare Entschei-
dung des Ministers. 

Wir haben dann gesagt: Wir werden nachher 
noch mal eine Telefonschalte machen mit den 
Verkehrspolitikern aus der Fraktion. - Das waren 
ja damals - Herr Lange, Sie werden sich erin-
nern - im Wesentlichen CSU-Politiker, mit denen 
wir dann eine kurze Schalte - - Ich kann nicht 
mehr beurteilen, wer da jetzt alles drin war; das 
hat das Vorzimmer koordiniert. Wir haben dann 
noch mal alle informiert. Aber, wie gesagt, die In-
formationen waren ja über die Ticker schon ge-
laufen. 

Wir haben dann verschiedene Gespräche geführt. 
Der Minister hat sicher viele Leute informiert - 
das weiß ich nicht, weil er nicht da war -, und 
wir haben dann, wie Sie sicher auch alle wissen, 
diese Pressekonferenz vorbereitet, die am Flugha-
fen München stattfand, weil die Presse natürlich 
drängte und Statements haben wollte. Das hätte 
zu lange gedauert, bis der Minister wieder in Ber-
lin gewesen wäre, und er wäre dann auch in die 
Fraktionssitzung usw. hineingeplatzt. Also, wir 
mussten da ein wenig improvisieren und haben 
dann diese Gesprächsrunden, von denen ich 
eben schon in der Fragestellung von Herrn 
Dr. Jung berichtet habe, einberufen. Die Taskforce 
hat getagt, auch unter Beteiligung von Fachleuten 
usw., und wir haben dann abends die Bewertung 
vorgenommen. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja. - Die Bewertung ist 
für mich jetzt auch ein Stichwort. Sie haben sich 
dann mit dem Minister in einem kleineren Perso-
nenkreis an diesem 18. Juni in das Büro des Mi-
nisters noch zurückgezogen - so hat es zumindest 
die Zeugin Bethge hier berichtet -, also nicht die 
gesamte Taskforce, sondern eine kleinere Runde, 
an der auch Sie teilgenommen haben sollen. Kön-
nen Sie uns bitte kurz berichten, was man in die-
ser kleinen Runde besprochen hat und - man kam 
ja dann mit einem Ergebnis auch aus dieser 
Runde - wie man zur Abwägung und dann zu 
diesem Ergebnis für das weitere Vorgehen ge-
kommen ist? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich hatte ja schon 
berichtet, dass es vorher noch mal den Termin 
der Taskforce mit dem Minister gab, wo die ein-
zelnen Bereiche dargestellt haben, was sie im 
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Laufe des Tages erörtert haben, was sie für recht-
liche Bewertungen vorgenommen haben, was sie 
für Schlussfolgerungen vorbereitet haben, was sie 
veranlasst haben, um weitergehende Dinge, die 
beim KBA oder beim BAG gelaufen sind, zu stop-
pen. Wir haben dann gesagt: „Das hat jetzt keinen 
Sinn in dieser großen Runde, wo dann jeder noch 
mal wieder meint, noch mal wieder was sagen zu 
sollen“, sondern die Positionen waren darge-
stellt; der Minister hatte sich das dort angehört. 

Wir haben gesagt: „Das müssen wir jetzt bewer-
ten und zu einer Idee kommen, wie wir mit dem 
Ganzen weiter umgehen“, und haben uns dann in 
der Tat in diese kleinere Runde zurückgezogen 
im Büro des Ministers, die ja aus - ich kann es 
jetzt nicht ganz genau sagen - sieben, acht Leuten 
bestand, und haben dort noch einmal Revue pas-
sieren lassen, was jetzt das Urteil konkret bedeu-
tet, und haben uns insbesondere auch durch den 
anwesenden Rechtsberater Herrn Dr. Neumann 
noch mal Empfehlungen geben lassen, was man 
machen kann: die Kündigung aus ordnungspoliti-
schen Gründen auf der einen Seite, aber vor al-
lem auch den weiteren Kündigungsgrund wegen 
der Schlechtleistung, der ja zu vollkommen ande-
ren Rechtsfolgen auch führt. 

Wir haben das alles noch einmal abgewogen, ha-
ben uns die Dinge noch mal vorgestellt und dar-
gestellt, was rechtlich geht, was man machen 
könnte, wie die Verfahrenswege vor allem sind. 
Es gibt ja in dem Vertragswerk auch sehr genaue 
Kündigungsregelungen und Zustellungsbestim-
mungen. Über all diese Dinge haben wir uns un-
terhalten, und am Schluss bestand das Einver-
nehmen. Also, es ist jetzt nicht abgestimmt wor-
den, oder irgendeiner hat gesagt: „So machen wir 
es“, sondern es ist, wie bei Herrn Scheuer häufig 
üblich, die Frage: Hat noch einer eine andere 
Meinung? Hat noch einer eine andere Position? 

Und es war eigentlich die einhellige Meinung: 
Nein, wir müssen zu der Erkenntnis kommen - - 
Wir müssen kurzfristig - - Der Rechtsberater hatte 
gesagt: Wir haben vielleicht auch ein paar Tage 

                                                      
13 Richtigstellung des Zeugen: „Feinplanungsdokumentation“, 
siehe Anlage 1, S. 37 

Zeit. - Aber uns hatte eine Mail besonders verun-
sichert, die am Tag vorher versandt worden war, 
am 17. Juni, nämlich von der Kanzlei Noerr und 
Stiefenhofer - wie sie genau heißt, weiß ich jetzt 
nicht -, in der ja sinngemäß mitgeteilt wurde: 
„Wir sind dabei, diese Feindokumentationspla-
nung13 [sic!] zu betreiben, aber jetzt kommt ihr 
mit ganz anderen Forderungen noch, die auch 
vom Vertragswerk nicht gedeckt sind“, also wo 
man wittern könnte - Sie selber, Herr Lange, sind 
Jurist; Sie können das besser als ich als Nichtju-
rist bewerten -, wo man auch herauslesen konnte: 
Na, jetzt wollen sie noch Geld machen. Jetzt wol-
len sie uns noch aufdrücken, dass die Forderun-
gen, die wir stellen, wo wir meinen, dass sie rich-
tig sind für die Feinplanungsdokumentation, 
dass die noch - - Das hat uns sehr nachdenklich 
gestimmt, und wir haben gesagt: Bevor wir jetzt 
hier lange Zeit ins Land gehen lassen, entschei-
den wir, dass diese Kündigungen jetzt vorgenom-
men werden aus den beiden genannten Gründen. 
Später ist ja dann noch ein weiterer Kündigungs-
grund dazugekommen. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja, danke, Herr Görris-
sen. Damit haben Sie den zweiten Teil meiner 
Frage vorweggenommen und mir die Möglichkeit 
gegeben, in der Zeit zu bleiben. - Danke. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Das tut mir leid, 
Herr Lange; aber das ahnte ich nicht. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Perfekt. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann hat jetzt der 
Kollege Mrosek das Wort. 

Andreas Mrosek (AfD): Ja, recht vielen Dank. - 
Herr Görrissen, ich habe noch mal eine kurze 
Frage. Die Frau Lühmann hatte vorhin erklärt, 
ich sage mal, dass Sie da, nachdem der Minister 
Dobrindt im Amt war, Warnungen gekriegt hat-
ten - habe ich das so richtig verstanden, Frau 
Lühmann? -, und zwar - ich gehe noch mal da-
rauf ein - saß der Kollege Ramsauer hier und 
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hatte von sich gegeben, dass er vor dem Koaliti-
onsvertrag gewarnt hatte, dass das so nicht geht, 
wie man das wollte. Dann war er kein Minister 
mehr; es wurde Herr Dobrindt Minister. Sie hat-
ten dann Nachrichten bekommen, dass gewarnt 
wurde, dass das so nicht geht, und Sie sagten, 
wenn ich es richtig wahrgenommen habe: Wir 
wollen den Minister nicht mit so was bombardie-
ren, was nicht geht, sondern wir wollen eine Lö-
sung haben. - So haben Sie das auch wahrgenom-
men, ne? 

(Abg. Kirsten Lühmann 
(SPD) nickt) 

Jetzt ist ja das Ganze auch in die Hose gegangen - 
das wissen wir ja nun -, und Sie sagten: Einen 
Plan B gab es nicht. - Deswegen frage ich: Warum 
gab es denn keinen Plan B? Denn uns liegen hier 
auch Mails vor, so eine Art Pressemitteilungen, 
die gemacht werden sollten - nicht von Ihnen, 
von jemand anders -, wo die Pressemitteilung po-
sitiv ist, wenn das EuGH-Urteil für Deutschland 
gut ausfällt, aber die Pressemitteilung auch an-
ders aussieht, wenn das EuGH-Urteil nicht gut 
für Deutschland ausfällt. Das heißt, man hatte 
sich ja im BMVI damit beschäftigt. Und deswe-
gen war die Frage: ein Plan B. Wieso hatte man 
die Warnungen nicht aufgegriffen und doch 
schon an einem Plan B gearbeitet, anstatt sofort 
den ganzen Firmen zu kündigen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter, 
ich habe jetzt nicht genau verstanden, welche 
Presseentwürfe Sie dort meinen, wer diese ver-
fasst hat. Ich kenne sie nicht. Insofern kann ich 
dazu auch nichts sagen. 

Ich will nur eins sagen: Sie vermengen jetzt 
„Warnungen“, wie Sie es nennen - - Ich würde es 
anders bezeichnen. Es waren Stellungnahmen, 
wie Europäer typisch sich äußern: ja nicht ver-
bindlich, sondern immer noch mit der Abwä-
gung, es könnte sein, aber es müsste nicht sein. 
Und das war im Jahre 2014, glaube ich, während 
das Urteil vier Jahre später kam. Also, insofern 
kann man, glaube ich, diese Verbindung nicht 

                                                      
14 Richtigstellung des Zeugen: „herstellen“, siehe Anlage 1, 
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stellen14. Dazwischen - ich habe es versucht dar-
zustellen - ist vier Jahre lang - entschuldigen Sie, 
wenn ich es so sage - verdammt viel passiert - ich 
habe es versucht darzustellen -: durch das Ver-
halten des Bundespräsidenten, durch Gesetzge-
bungsverfahren, durch die Positionierung der 
Kommission oder die Veränderung der Positio-
nierung. Und insofern kann ich jetzt zwischen 
diesem Vermerk, den Sie haben, der in der An-
fangsphase der Amtszeit von Herrn Dobrindt er-
stellt wurde - in Unkenntnis des Lösungsmodells, 
das Herr Dobrindt anstrebt -, und den „Warnun-
gen“, die Sie hier nennen, die wir dann bei Ver-
kündung des Urteils in Form eines Plans B hätten 
berücksichtigen müssen - - Ich sehe da keinerlei 
zeitlichen Zusammenhang, geschweige denn ei-
nen inhaltlichen. 

Andreas Mrosek (AfD): Keine weiteren Fragen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann hat jetzt die Kollegin Lühmann das Wort. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke schön. - Herr 
Görrissen, ich habe noch mal eine Frage zu der 
Art und Weise, wie Herr Scheuer eingebunden 
wurde. Wie Herr Dobrindt eingebunden wurde, 
da haben wir drüber geredet - aber wie Herr 
Scheuer eingebunden wurde. Welche Rolle 
wollte er einnehmen? Wie stark wollte er einge-
bunden werden? Was für eine Rolle hatte 
Dr. Schulz, und was für eine Rolle sollten Sie 
einnehmen? Könnten Sie uns das mal kurz schil-
dern? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Das Schwerste ist 
jetzt, meine eigene Rolle darzustellen, weil das 
können besser Sie als Außenstehende nehmen15. 
Die Rolle von Herrn Dr. Schulz ist klar: Er war 
der zuständige Staatssekretär, jedenfalls in der 
letzten Phase, vorher der zuständige Abteilungs-
leiter. Vor allem, Frau Lühmann: Es geht ja in 
vielen Dingen um reine Verwaltungsverfahren, 
wo in der Regel der Staatssekretär auch der 
Letztentscheider ist. Und auch das hat Herr 
Schulz in vielen Fällen getan, gerade in dem gan-
zen Bereich des Vergabeverfahrens. Das ist kein 

15 Richtigstellung des Zeugen: „machen“, siehe Anlage 1, 
S. 39 
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Verfahren üblicherweise, wo man einen Minister 
mit befasst; dann wäre ein Minister, glaube ich, 
auch überfordert. Und viele der Dinge sind eben 
über den zuständigen Staatssekretär gelaufen, der 
in unserem speziellen Fall nun auch wirklich der 
absolute Fachmann ist. Dem konnte keiner so 
ohne Weiteres Paroli bieten.  

Und das hatte sich bereits in der Amtszeit von 
Herrn Dobrindt so eingespielt, dass Herr 
Dobrindt gerne es ausgenutzt hat und gesagt hat: 
Schulz soll zu mir kommen, soll mir das erläu-
tern, und zwar nicht jetzt in Form von einem 
vierseitigen Vermerk, sondern persönliches Er-
scheinen. - Und der Minister hat Fragen gestellt, 
und Herr Schulz hat sie beantwortet, wo man 
sonst wahrscheinlich auch wegen der Hierarchie 
lange Zeit gebraucht hätte, um erst mal auf der 
Arbeitsebene einen Vermerk zu machen, der 
dann hätte die Hühnerleiter herauflaufen müs-
sen, und es hätte lange Verfahren gebraucht. 

Hier war es so: Herr Schulz kam oft bei mir auch 
vorbei - Sie wissen, räumlich sitzen wir ja alle 
nicht weit auseinander -, ist bei mir kurz reinge-
kommen, hat gesagt: Ich muss mal wieder zum 
Chef und ihm die Details erläutern; da ist irgend-
eine Frage aufgetreten im Zusammenhang mit ei-
ner Presseanfrage oder einer kleinen oder schrift-
lichen Frage eines Abgeordneten. - Und, wie ge-
sagt, bevor Herr Schulz dann einen langen Ver-
merk hat fertigen lassen, ist er halt mit den Un-
terlagen zum Minister gegangen und hat ihn in-
formiert. 

Ich war in der Regel nicht dabei, weil - das sage 
ich ganz offen - das sehr viel Kleinkram war. 
Wenn ich mich damit auch noch hätte beschäfti-
gen müssen - - Ich habe immer das Gefühl, dass 
mein Bauchladen groß genug ist, wenn ich da ei-
nigermaßen à jour sein will. Und insofern war 
dort ein sehr guter und verlässlicher Informati-
onsfluss gestartet zwischen Schulz und Dobrindt, 
fortgeführt zwischen Schulz und Scheuer. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke sehr. - Jetzt gab 
es aber bei Herrn Dobrindt trotzdem einige Mi-
nistervorlagen, und uns ist aufgefallen: Bei Herrn 
Scheuer gab es deutlich weniger. Am Tag der Er-
nennung von Herrn Scheuer zum Bundesminister 

erstellte das Mautreferat am 13. März 2018 so 
eine Vorlage; das ist die MAT A BMVI-6/50, 
Blatt 42 und 43. Diese Vorlage war an den Minis-
ter und an Sie adressiert, wurde jedoch weder 
von Ihnen noch von dem Minister gezeichnet. 
Meine Frage ist: Kennen Sie die? Sind die später 
noch gezeichnet worden? 

Ich sage Ihnen auch den Hintergrund meiner 
Frage: Das am 13. März war eine Ministervorlage, 
von der wir nicht wissen, ob der Minister sie zur 
Kenntnis genommen hat, und die nächste war 
vom 14. Januar 2019, also nach Unterzeichnung 
des Vertrages. Also, meine erste Frage ist: Diese 
erste Ministervorlage vom 13. März 2018, hat er 
die irgendwann noch zur Kenntnis genommen, 
und haben Sie die zur Kenntnis genommen? 
Denn beide Vermerke fehlen. 

RA Dr. Daniel Krause: Frau Abgeordnete, könn-
ten Sie bitte so freundlich sein, noch mal die ge-
naue Fundstelle zu bezeichnen? Das bereitet hier 
Schwierigkeiten, die zu finden. 

Kirsten Lühmann (SPD): MAT A BMVI-6/5o - 
klein Otto, Entschuldigung -, Blatt 42/43; mein 
Fehler. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Frau Lühmann, ich 
muss mir das gerade mal anschauen, - 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: - weil auf Anhieb 
sagt mir diese Vorlage nichts. 

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Also, ich kann mich an diese Vorlage nicht erin-
nern. Ich könnte jetzt nicht sagen, dass ich sie je-
mals gesehen habe oder bewertet habe oder ir-
gendwie was. Also, mir ist sie nicht bekannt. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke sehr. - Das finde 
ich spannend, weil sie ja auch an Sie adressiert 
ist. Gut, jetzt kann es sein, dass im - - 
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Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Na ja, Sie müssen 
nur schauen: Sie ist an mich adressiert nach dem 
Herrn Bomba. Aber auf dem Exemplar, was Sie 
haben, hat Herr Bomba nicht abgezeichnet. 

Kirsten Lühmann (SPD): Also, da könnte es hän-
gen geblieben sein? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Da ist die Frage: Hat 
Herr Bomba sie jemals weitergeben? Vielleicht 
hat er sie schon nicht weitergegeben, weil er ge-
sagt hat: Das werde ich dem Minister persönlich 
sagen. - Das gab es ja auch.  

Entschuldigung, ich darf das einmal so offen sa-
gen: Es gab natürlich auch gewisse Rivalitäten. 
Der Umstand, dass Herr Schulz - damals noch, 
wie Sie sehen, Abteilungsleiter - direkten Infor-
mationszugang sozusagen hatte zum Minister, ge-
fiel nicht unbedingt dem Staatssekretär, dem Mi-
nister schon. Und insofern mag es Fälle geben, 
wo Vorlagen auch an diesen bösen Görrissen 
nicht erst gegeben wurden, sondern die der 
Staatssekretär dann direkt mal dem Minister ge-
geben hat. Das kann ich aber nicht beurteilen. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nur, Sie können 
mich jetzt nicht als Empfänger bezeichnen; denn 
der Empfänger wäre ich erst nach Bomba gewor-
den. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja. - Ich formuliere neu: 
Sie stehen unter dem Adressatenkreis. - Aber es 
hat Sie nicht erreicht, wie wir jetzt gehört haben. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Also, ich kann mich 
jedenfalls nicht daran erinnern. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Auch jetzt durch 
Lektüre des Inhalts verfestigt sich kein Eindruck 
bei mir. 

Kirsten Lühmann (SPD): Dann stelle ich fest, 
dass die erste Ministervorlage tatsächlich, die 
den Minister nachweislich erreicht hat, nach der 
Vertragsunterzeichnung ist. 

Jetzt haben Sie gesagt verschiedene Dinge; das 
habe ich mitgenommen. Das Erste ist, dass Sie ge-
sagt haben: Der Minister hat eine Fülle von Infor-
mationen, da geht einiges unter, darum habe ich 
diese Tagesmeldungen auf seinen MdB-Account 
geschickt, und das waren aber keine fachlichen 
Sachen, sondern eher politische, um ihn zu infor-
mieren, wie man damit umgeht. - Und für das 
Fachliche war Herr Schulz zuständig - so habe 
ich Sie verstanden -, und der ist öfter gekommen 
und hat gesagt: Ich muss mal wieder zum Minis-
ter und zu der einen oder anderen Frage referie-
ren. - So habe ich das aufgenommen.  

Meine Frage ist jetzt nur: Wie hat der Minister 
denn Informationen gekriegt, die er nicht persön-
lich angefordert hat, also zum Beispiel die Tatsa-
che, dass ein Bieter nach dem anderen ausgestie-
gen ist, bis auf das Telefonat mit Herrn Höttges, 
der dem Minister persönlich mitgeteilt hat, dass 
T-Systems und AGES kein finales Angebot abge-
ben werden? Das wusste er nun von dem persön-
lich. Aber die anderen Sachen, die hat er ja gar 
nicht mitgekriegt, und deswegen kann er auch 
nicht danach fragen. Deshalb kann er auch nicht 
Herrn Schulz bitten, zu einem Termin zu kom-
men und ihm darüber was zu erzählen.  

Also, wie ist sichergestellt worden, dass der Mi-
nister über die problematischen Punkte - - Und 
Sie haben gerade eben gesagt: „Na ja, das ist eine 
reine Rechtsfrage“, Vergaberecht oder so. Aber 
ich sage mal: Sie sind lange genug im Geschäft, 
um zu wissen, dass die Tatsache, dass es zum 
Schluss nur noch einen Bieter gibt, keine rein 
vergaberechtliche, sondern auch eine politische 
ist. Also, meine Frage: Wie ist denn der Minister 
informiert worden, wenn es kein strukturelles 
Verfahren wie das von Ministervorlagen gab? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Frau Lühmann, Sie 
haben gesagt, ich mache meine Tagesinformatio-
nen, da sonst einiges untergeht. Das ist natürlich 
nicht die richtige Beschreibung. 

Kirsten Lühmann (SPD): „Könnte“ habe ich ge-
sagt. 
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Zeuge Karl-Heinz Görrissen: „Könnte.“ Es ist 
teilweise auch richtig. - Nein, es sind Informatio-
nen, die ich bekomme, wenn ich zum Beispiel 
mit der Abgeordneten Frau Lühmann über ir-
gendwas spreche und sie mir beiläufig sagt: Da 
und da ist das und das. - Das wäre zum Beispiel 
etwas, wo ich sage: Mensch, das muss der Minis-
ter wissen, weil: Wenn Frau Lühmann nächste 
Woche auf ihn trifft, dann kommt sie wieder da-
mit und dann ist er vorgewarnt und sagt: Ja, Sie 
haben doch schon dem unbedeutenden Görrissen 
das gesagt. - Also, es war der Versuch, eine Infor-
mationsquelle für ihn zu sein. 

Jetzt ist es ja nicht so, dass ein Minister alleine 
durch Vorlagen informiert wird, sondern die 
Routine - die haben wir damals noch relativ 
streng eingehalten - des Hauses war, dass man 
einmal die Woche, am Mittwochnachmittag, eine 
sogenannte Leitungsrunde hatte - oder hat. Das 
klappt leider nicht immer durch die Strukturen, 
die jetzt im Parlament etwas anders geworden 
sind: dass wir häufig mittwochs schon parlamen-
tarische Tagesordnungspunkte haben. Aber es 
war damals zumindest bei Dobrindt und auch 
später bei Scheuer in der Anfangsphase gang und 
gäbe, dass wir am Mittwoch Leitungsrunde ha-
ben, und da berichtet jeder Abteilungsleiter über 
die Punkte, die aus seiner Sicht wichtig sind - 
plus die vier Staatssekretäre.  

Und da kann ich jetzt nicht im Einzelnen sagen: 
„Das war dann und dann gewesen“; aber natür-
lich wird in diesen Runden auch intensiv über 
die Themen, die dann gerade aktuell sind - - Und 
sicher wird dort auch berichtet worden sein: Wir 
haben jetzt nur noch ein Angebot vorliegen, 
nachdem die anderen uns nichts mehr anbieten 
werden oder kein Letztangebot mehr machen 
werden. - Also, es gibt auch noch ganz andere 
Quellen, und es ist auch nicht so, dass der Minis-
ter von sich aus gesagt hat: „Ich brauche jetzt mal 
den Schulz“, sondern eben Schulz auch gesagt 
hat: „Da ist jetzt ein neuer Fall, eine Situation 
eingetreten.“  

Und bevor ich da jetzt die ganze Maschinerie ar-
beiten lasse und einen Vermerk schreiben las-
se - - Denn so Vermerke - wissen Sie auch -, die 

beginnen dann ja: „Die Einführung der Infra-
strukturabgabe wurde im Jahre sowieso ange-
dacht, und jetzt ist die Situation“, sondern das 
ging halt schneller, indem der wirklich erfahrene 
Dr. Gerhard Schulz zum Minister gegangen ist 
mit seinen aktuellen Unterlagen, hat gesagt: Hier, 
Herr Minister, das und das ist jetzt die Situation. 
Da brauchen wir jetzt eine Entscheidung. - Oder 
er hat es selber entschieden. Ich sagte ja: Das sind 
Verwaltungsverfahren gewesen, die ja eigentlich 
in der Kompetenz eines Staatssekretärs auch lie-
gen. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke sehr. - Übrigens, 
aus eigener Erfahrung im Team kann ich Ihnen 
sagen: Die Schreiben von solchen Vermerken, bei 
denen erst bei Adam und Eva angefangen wird, 
bevor man zum Punkt kommt, kann man durch-
aus verändern. Das funktioniert. 

Die letzte Frage in dieser Runde bezieht sich auf 
den 3. Oktober 2018. Da trafen sich Minister 
Scheuer und Staatssekretär Dr. Schulz mit Herrn 
Kapsch am Flughafen Tegel. Wann haben Sie von 
diesem Treffen Kenntnis erlangt? Denn Sie haben 
an demselben Tag, also am 3. Oktober, eine Mail 
an die persönliche Referentin des Ministers, Frau 
Teufert, mit folgendem Text - -  

Weißt Du übrigens, daß sich Sts S 
heute auf dem Flughafen wegen 
Maut mit Min. 

Und Frau Teufert antwortete:  

Nein. Wusste ich nicht. Ko-
misch… 

Das ist die MAT A BMVI-5/2-a, Blatt 2. Also, 
wann haben Sie zum ersten Mal davon erfahren, 
und warum haben Sie diese Mail an Frau Teufert 
geschrieben? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich darf es mir ge-
rade noch mal anschauen, Frau Lühmann.  

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 
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Also, ich habe das ja gerade schon auf die Frage 
von Herrn Abgeordneten Lange gesagt, dass das 
wieder so ein Fall war, wo ich ganz gerne die 
Zeit einmal nutze mit einem Brückentag - - ver-
bringe ich meinen Aufenthalt dann in Husum in 
einer behindertengerechten Wohnung, die ich 
mir dort gekauft habe. Und ich brauche ab und 
zu einfach mal so ein paar Tage der Entspan-
nung. Das heißt, ich hatte in den Tagen - ich 
glaube, ich habe die ganze Woche Urlaub gehabt - 
mich nicht mit dem Tagesgeschäft beschäftigt.  

Aber ich bin ein Mensch, der dann doch nicht 
lassen kann und irgendwann dann wieder 
schaut, und so habe ich, so meine ich mich zu er-
innern, noch mal in den Kalender geschaut: Was 
ist jetzt eigentlich in den nächsten Tagen, was er-
wartet dich, oder was versäumst du? - Und dann 
habe ich gesehen diesen Termin im Kalender, 
dass der Minister sich mit Herrn Schulz auf dem 
Flughafen trifft. Das war ja an dem Tag, glaube 
ich, wo der Minister zu den deutsch-israelischen 
Konsultationen abreiste, wiederum eine gute Ge-
legenheit für mich, mal nicht da zu sein, weil er 
auch nicht da war, und habe dann gesehen die-
sen Termin und habe gedacht: Was ist denn das? 
Kein Mensch hat dir davon berichtet. - Und dann 
habe ich die Frau Teufert, die damals schon, 
glaube ich, persönliche Referentin war - vorher 
ja, wie Sie wissen, meine engste Mitarbeiterin -, 
befragt, ob sie mir das erklären kann, und sie 
wusste es auch nicht.  

Es war dann ja, wie sich herausgestellt hat, ein 
Termin, den der Leiter des Ministerbüros mit 
Herrn Schneble vereinbart hat. Es wurde ja sogar 
gesagt: angeblich sogar unter geheimem Namen 
vereinbart hat, was aber alles nicht stimmt, son-
dern die haben halt einen Raum in Tegel ange-
mietet, weil eben die Herren der Betreiberseite - 
die haben ja den Luxus von Privatfliegern - dort-
hin geflogen sind und der Minister auf dem Flug-
hafen war, weil er von dort dann direkt rüber 
zum militärischen Teil - - um nach Israel zu flie-
gen.  

Das gehörte zu dem, was ich eingangs schon auch 
zu Herrn Lange sagte: dass der Minister immer 
mal gesagt hat: Ich will wissen, mit welchen Be-
treibern ich es hier zu tun habe, ob das Firmen 

sind, die mir wirklich zuverlässig garantieren 
können, dieses, ja, ich sage mal, Mammutprojekt 
mit über 40 Millionen Steuerbescheiden usw. in 
den Griff zu kriegen. - Und dazu hat dieses Ge-
spräch gedient. Inhalte darüber sind mir nicht be-
kannt, und ich hatte vorher auch keine Kenntnis 
von diesem Termin. Aber bedingt dadurch, dass 
ich - - Frau Lühmann, was Sie bei mir selten ken-
nen - Sie rügen es auch jedes Mal, wenn ich mal 
nicht da bin -: Da war ich einfach mal nicht da. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Gut. - Dann hat jetzt 
der Kollege Jung das Wort für die FDP.  

Dr. Christian Jung (FDP): Sehr geehrter Herr Gör-
rissen, ich finde es ja immer interessant, wenn 
man sich sozusagen - in Anführungszeichen - als 
„unbedeutend“ bezeichnet. Ich bin da von Land-
räten aus Baden-Württemberg von der CDU ganz 
anderes gewohnt, die mir immer sagen, wenn sie 
was wollen, dann rufen sie erst mal Sie an in Ber-
lin. Also, so unbedeutend können Sie nicht sein. 

Aber die Frage, die ich jetzt habe an Sie - -  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Aber, Herr Dr. Jung, 
das sagt nur Ihr Landrat, mein Freund Riegger. 
Das rührt aber daher, dass wir alte Freunde sind 
und schon mal Kollegen in den Landesvertretun-
gen waren. Sonst kann das keiner in Baden-Würt-
temberg als Landrat von mir behaupten. 

Dr. Christian Jung (FDP): Der hat das zum Bei-
spiel gesagt; das stimmt, ja.  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Das war mir klar. 

Dr. Christian Jung (FDP): Der hat mir aber auch 
selbst bestätigt, dass Sie nicht so unbedeutend 
sind, wie Sie jetzt hier sich darstellen. - Aber 
Spaß beiseite: Haben Sie sich mit dem Herrn 
Dr. Feser im Vorfeld der heutigen Veranstaltung 
besprochen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Dr. Feser ist 
mir natürlich seit rund 30 Jahren bekannt, weil 
ich mal dafür verantwortlich war, dass er eine 
Tätigkeit in der CSU-Landesgruppe aufgenom-
men hat. Auf gut Deutsch: Ich habe ihn damals 
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eingestellt, bin ab und zu dafür beschimpft wor-
den und auch wieder gelobt worden. Aber so ist 
es nun mal: Mit seinem Tun wird man manchmal 
gelobt, manchmal geschimpft.  

Ich habe mich mit Herrn Feser im Vorfeld des 
Untersuchungsausschusses, also im Vorfeld der 
Einrichtung des Untersuchungsausschusses, un-
terhalten, weil wir, wie gesagt, alte Fahrensleute 
sind. Und ich behaupte: Wir waren in der Frak-
tion immer diejenigen, die vielleicht ein bisschen 
Ahnung vom PUAG hatten. - Ich habe festgestellt, 
dass viele gar nicht wissen, was das PUAG ist, 
geschweige denn die Inhalte kannten. Und Feser 
und ich sind da alte Leidenskumpane. Wir haben 
die Entstehungsgeschichte dieses Gesetzes mitge-
macht. 

Ich hatte damals den Kontakt mit Herrn Feser 
wegen dieser Frage des Ermittlungsbeauftragten. 
Das waren nicht - ich verrate ja keine Geheim-
nisse - die Herren Krischer und Cezanne, die da-
mals in der Presse den Eindruck vermittelt hat-
ten, es könne auch ein Ermittlungsbeauftragter - 
oder sie haben es, glaube ich, damals in den ers-
ten Medienberichten „Sonderermittler“ genannt - 
eingesetzt werden, ohne dass es einen Ausschuss 
gibt - etwas, was eigentlich sehr sympathisch 
war. Ich habe da auch die leicht ironische Bemer-
kung gemacht, das würde dann ja der Deutsche 
Bundestag bezahlen, den ganzen Aufwand, weil 
das so die Vorkehrungen sind. - Ich habe mit 
Herrn Feser gesprochen.  

Ich habe dann bewusst keinen Kontakt mehr mit 
Herrn Feser gehabt, was ich sehr bedaure, was 
nämlich, Herr Dr. Jung, auch dazu geführt hat, 
dass ich ihm nicht mal zu seinem 60. Geburtstag 
gratuliert habe, was ich mir eigentlich als schwe-
ren Fehler vorwerfe. Aber ich habe mir geschwo-
ren: Wenn der Untersuchungsausschuss zu Ende 
ist, werde ich dieses würdig nachholen. Und in-
sofern habe ich aber sonst mit ihm keinen Kon-
takt mehr gehabt, um ihn nicht in Schwierigkei-
ten zu bringen und mich auch nicht. 

Dr. Christian Jung (FDP): Gut. Das ist auch sehr 
lobenswert, auch aus Fürsorgegründen gegenüber 
dem Herrn Dr. Feser. Hätte ja sein können, dass 
Sie gestern irgendwie mit ihm gesprochen hätten.  

Jetzt hatten sie den 18.06. noch mal ausführlich 
beschrieben. Wie viele SMS haben Sie denn am 
18.06. von dem Minister etwa bekommen? Sie 
haben ja sehr viel Kontakt an dem Tag gehabt. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich habe morgens 
eine bekommen, die da eben sagte: „Sind alle Ge-
wehr bei Fuß? Also, kümmert ihr euch auch?“, 
also, so eine, wissen Sie, nach dem Motto: Ich 
glaube ja schon, dass der Görrissen was tut, aber 
ich kontrolliere ihn noch mal. - Und dann weiß 
ich nicht. Möglicherweise habe ich im Laufe des 
Tages noch mal eine bekommen, nämlich zu der 
Frage: Wann kommen denn jetzt Kapsch und 
Eventim? - Denn das war einer der Punkte - das 
habe ich Ihnen unterschlagen - -  

Der Minister hatte dann auch gesagt: Vielleicht 
ist es klug, wenn wir uns mit denen noch mal un-
terhalten. - Und das hatten wir dann für den 18. 
vereinbart, Herr Schneble und ich. Und dann hat 
sich herausgestellt, dass das alles sich hinzieht 
bei uns durch diese Gespräche und Beratungen 
und Überlegungen in der Taskforce, und wir ha-
ben dann den Termin abgesagt. Und wir hatten 
im Rahmen der Taskforce-Überlegungen am 
Abend dann noch mal die Frage uns gestellt - 
und ich habe sie selber auch; Sie wollen ja auch 
darauf hinaus, dass ich doch bedeutender bin, als 
ich tue -, ob es sinnvoll ist, sich am 19. noch mal 
mit den beiden Herren zu treffen. Und es wurde 
dann auch anwaltlicherseits gesagt: Ja, es kann 
nicht schaden, dass man sich noch mal unterhält, 
dass man sich noch mal in die Augen schaut und 
miteinander redet. - Aber sonst war der Tag auch 
gar nicht dafür geeignet, sich SMS-mäßig auszu-
tauschen, weil wir da einfach - - Wir haben mehr-
fach telefoniert. Der Minister war im Flieger, also 
nicht erreichbar, und wir haben dann auch viele 
Stunden eben zusammengesessen. Da brauchten 
wir uns ja nicht austauschen. 

Dr. Christian Jung (FDP): Ich frage deswegen, 
Herr Görrissen: Sie hatten jetzt ja gesagt - etwa 
drei SMS oder vielleicht auch nur eine -: „Sind 
alle an Bord?“, sinngemäß. Diese SMS, diese Un-
terlagen liegen uns allerdings nicht vor. Wir ha-
ben gerade noch mal nachgeschaut in unseren 
Unterlagen. Sie haben ja, das Ministerium, eine 
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Vollständigkeitserklärung auch über diese Unter-
lagen abgegeben. Das liegt uns leider nicht vor. 
Haben Sie das möglicherweise mit einem priva-
ten Handy gemacht oder - - 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein. Mit meinem 
privaten Handy - das ist ein Uraltgerät; da wür-
den Sie sich schämen, wenn Sie so ein Gerät be-
nutzen müssten - habe ich - - Ich habe nur immer 
meine dienstlichen - - Aber, wie gesagt - -  

Dr. Christian Jung (FDP): Ich frage deswegen, 
weil wir verschiedene Vollständigkeitserklärun-
gen immer abgerufen haben, und diese Unterla-
gen liegen jetzt leider nicht vor. Ich bin jetzt ein 
bisschen verwirrt, weil wir immer -  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich weiß jetzt nicht, 
welche Unterlagen Sie meinen. 

Dr. Christian Jung (FDP): - die Mutmaßung ha-
ben, dass uns alle Unterlagen vorliegen. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich weiß jetzt nicht, 
was Sie mit „welche Unterlagen?“ meinen. Ich 
sage ja: Ich erinnere nur diese Morgen- - Das 
kann sein, dass die irgendwo, weil sie nun über-
haupt keinen Bezug - - „Sind alle an Bord?“ Gut, 
das hätte man auch fragen können: „Sind alle ge-
sund?“ oder: „Hast du einen Krankenstand?“ 
Also, ich habe meine SMSen sehr sorgfältig ge-
prüft und auch rechtlich bewerten lassen; ich 
habe es Ihnen ja gesagt. Also, da sehe ich jetzt 
keinen Fehler, dass da irgendwie Ihnen etwas 
nicht mitgeteilt worden ist. 

Dr. Christian Jung (FDP): Jetzt hatten Sie ja über 
die Taskforce gesprochen, an der Sie ja, wie Sie 
gesagt haben, erst später teilgenommen haben: 
am Abend, als der Minister auch da war. Gab es 
denn insgesamt einen schriftlichen Arbeitsauf-
trag für die Taskforce? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Also, ich weiß 
nicht, ob jemand einen schriftlichen verfasst hat. 
Mir ist keiner bekannt. 

Dr. Christian Jung (FDP): Haben Sie denn einem 
Teilnehmer oder einer Teilnehmerin der 

Taskforce explizit gesagt: „Wir brauchen kein 
Protokoll davon“? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich weiß jetzt nicht 
genau, wo Sie mit Ihrer Frage hinwollen. Warum 
hätte ich das sagen sollen? 

Dr. Christian Jung (FDP): Also, könnte es sein, 
dass Sie extra gesagt haben zu Mitarbeitern von 
Ihnen: „Wir brauchen an diesem Tag kein Proto-
koll“?  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Also, Sie machen es 
mir jetzt schwer, Herr Dr. Jung. Das Einzige 
war - - Ich habe Ihnen ja gesagt: Ich selber bin 
nicht in diese Taskforce hineingegangen, weil ich 
die Zeit auch gar nicht gehabt hätte. - Und, wie 
gesagt, mein Beitrag hätte da auch nicht sehr viel 
weitergeholfen.  

Ich hatte in meiner Vertretung die Frau Bethge 
gebeten oder auch der Minister hat sie gebeten, 
an dieser Taskforce teilzunehmen. Und wir ha-
ben uns, Frau Bethge und ich, darüber unterhal-
ten: Wie machen wir das? - Und da mag es sein, 
dass ich am Anfang zu ihr gesagt habe: „Schrei-
ben Sie mal ein bisschen was auf“, wobei ich 
jetzt nicht formal von einem Protokoll, ich 
glaube, gesprochen habe, weil: Was soll ein Pro-
tokoll bei allen Teilnehmern, die die entschei-
denden Dinge treffen? Aber ich wollte vielleicht 
eine kleine Gedankenskizze haben: „Was ist dort 
erörtert worden?“, weil - - Ich habe Ihnen ja ge-
sagt: Der Minister war in seinem Wahlkreis un-
terwegs, war dann auf dem Weg nach München 
und von München dann nach Berlin. - Und Sie 
wissen auch, von Passau nach München bist du 
schon mal lang unterwegs und dann wieder wei-
ter. Das war alles nicht so schnell. Und ständig 
wollte er natürlich mit irgendeinem informiert 
sein - - dass ich ihr gesagt habe: Wenn es da was 
zu berichten gibt, schreiben Sie es auf. 

Und dann habe ich irgendwann auch wieder ge-
sagt: „Es hat eh keinen Sinn, weil das wird wahr-
scheinlich so hin- und hergehen, und wir müssen 
uns abends ja doch noch mal zusammensetzen“, 
sodass also von einem Protokoll jetzt in dem 
Sinne „Meier sagt dies, Jung sagt das; Meier will 
gar nicht mehr - - habe ich nicht ge- - 
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Dr. Christian Jung (FDP): Ich war aber nicht da-
bei. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Sie waren nicht da-
bei, nee. Sehen Sie. - Sie hätten natürlich ein Pro-
tokoll in Auftrag gegeben, aber ich habe es nicht. 
Also, ich habe nur erst gedacht, dass sie mir ein 
paar Stichworte schreibt, weil ich nämlich auch 
ein bequemer Beamter bin, und was man auf dem 
Papier hat, kann man mit nach Hause tragen. 
Nein, aber ein Protokoll habe ich nicht gefordert. 

Dr. Christian Jung (FDP): Okay. - Vielen Dank. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann hätte jetzt der Kollege Cezanne das Wort. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Danke schön, Herr 
Vorsitzender. - Herr Görrissen, ich gehe auch 
noch mal auf den 18. Juni, also den Tag des 
EuGH-Urteils, ein. Sie haben um 11.13 Uhr eine 
E-Mail von Herrn Molitor erhalten mit einer 
schnellen Übersicht über die Kündigungsmög-
lichkeiten, die sich aus dem Vertrag ergeben. 
Wenn Sie wollen, kann ich die MAT-Nummer - 
können Sie sich gerne noch mal angucken - - 
MAT A BMVI-5/2-a, Blatt 151, und dann eben 
der entsprechende Anhang. Mich würde jetzt in-
teressieren, mit wem Sie sich ausgetauscht haben 
bezüglich der rechtlichen Folgen einer Kündi-
gung. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter, 
ich muss mir das mal gerade anschauen, weil ich 
das jetzt nicht erinnere, was Sie - - Wir haben es 
aber hier. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Gerne. 

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich kann, Herr Ab-
geordneter Cezanne, dazu nur Folgendes sagen: 
Ich habe damals, an dem 18. Juni, ja auch die 
Frage gestellt, welche europarechtlichen Beden-
ken oder Punkte da jetzt zu berücksichtigen sind, 
weil wir ja wussten: Wir müssen gerüstet sein. - 
Und meine damalige Informantin, sage ich jetzt 

mal, im Hause war die Frau Dr. Gebauer, die die-
ses Verfahren begleitet hat und die auch immer 
sehr präzise - juristisch zwar etwas unmutig 
manchmal in der Abschlussdefinition - war, aber 
mir immer gut berichtet hat. Und das war hier 
jetzt ein Vermerk, wo noch mal die einzelnen 
Punkte dargestellt sind, die ich einfach haben 
wollte, um für weitere Gespräche, weitere Infor-
mationen - -  

Denn ich hatte es ja gerade auch schon gegenüber 
Herrn Abgeordneten Lange gesagt: Wir haben 
dann eine Reihe von Telefonschalten noch ge-
macht und Telefonate geführt, dass man einfach 
noch mal diese Dinge - - und auch in Vorberei-
tung auf die Frage „Was kommt noch?“ gerüstet 
ist - - haben wir uns dieses von unseren Europa-
rechtlern und der Frau Brändike, die damals ja - 
ich weiß gar nicht, ob die, ja, heute ist sie auch 
noch da, in dem Referat tätig ist - - zusammenge-
stellt sind. Das war ein Informationsvermerk, mit 
dem ich eigentlich gar nicht gearbeitet hatte, son-
dern der einfach vorrätig war, um auf mögliche 
Nachfragen antworten zu können, weil - das habe 
ich ja anfangs deutlich gemacht - ich selber kein 
Jurist bin und mich deswegen immer im Sinne 
von Horst Seehofer verhalte als Erfahrungsjurist. 
Aber da haut nicht immer alles hin; deswegen 
müssen wir ein bisschen juristischen Beistand 
haben. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Danke schön. - Sie ha-
ben dann am Nachmittag noch mal ein Telefonat 
geführt mit Rechtsanwalt Graf von Westphalen - 
zumindest mit Juristen dort -, um sich über deren 
Bewertung der möglichen Kündigung noch mal - 
was weiß ich, wie sagt man? - eine zweite Mei-
nung einzuholen. Warum haben Sie das getan, 
und was wurde Ihnen dort mitgeteilt? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Sie haben das rich-
tige Stichwort genannt: „zweite Meinung“. Wir 
haben natürlich die Meinung im Hause und auch 
die Meinung unserer Rechtsberater gehabt. Aber 
da auch Herr Scheuer ja kein Jurist ist - und wir 
hatten gerade in einem vollkommen anderen Zu-
sammenhang mit der Kanzlei von Westphalen 
Kontakt, und ich hatte dem Minister über einige 
Dinge in den Tagen vorher berichtet, wo die Kol-
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legen der Kanzlei mir einige Tipps gegeben hat-
ten zu, wie gesagt, vollkommen anderen Din-
gen - - Und dann sagte er: So, ruf die doch ein-
fach noch mal an, und frag, wie die das sehen 
würden. - Nun war es so, da habe ich natürlich in 
ein Wespennest geknipst. Denn dann wurde mir 
gleich gesagt: Ja, da müssen wir noch mal den 
Kollegen Sowieso und den Kollegen Sowieso ho-
len. - Und im Prinzip haben sie mir das weitge-
hend noch mal so bestätigt, was ich schon 
wusste.  

Es war einfach noch mal eine zweite Meinung 
holen, weil natürlich bei uns im Hause die Kolle-
gen und auch die Rechtsberater, die sich damit 
befassten, ja nun ständig - - Und dann noch mal 
jemanden zu hören, der vollkommen neu sich in 
dieses Thema hineinkniet - - ob der jetzt sagt: Na, 
Moment, das ist ja vollkommen anders oder so. - 
Aber es war im Prinzip eine Bestätigung, und 
deswegen sind wir auch nicht weiter auf die 
Kanzlei von Westphalen zugegangen, und Kosten 
hat es auch nicht verursacht, weil es ein kollegia-
les Gespräch war - aber einfach noch mal eine 
Absicherung für einen Nichtjuristen. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Danke schön. - Sie ha-
ben selber das Schreiben der Kanzlei Noerr für 
die Betreiber angesprochen. Wann ist Ihnen das 
denn bekannt geworden, und wann haben Sie die 
Bewertung, dass dort eine problematische For-
mulierung drinsteht, wahrgenommen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: „Wahrgenommen“ 
in dem Sinne habe ich sie gar nicht - zunächst 
nicht. Ich habe nur von Herrn Dr. Neumann - - 
der hat uns an dem 18. abends davon berichtet, 
dass diese Kanzlei Noerr, was uns auch etwas 
verwundert hatte, weil normalerweise oder - -  

Ich muss noch anders anfangen. Wir haben am 
18. abends ja alles überlegt, und dann habe ich ir-
gendwo, glaube ich, so salopp gesagt: Na ja, die 
Betreiber werden ja jetzt auch nicht sitzen und 
nur Däumchen drehen, sondern sie werden sich 
ja auch etwas überlegen. - Und es hat dann einer 
aus dem Kreise gesagt: Na ja, aber die trinken, 
wahrscheinlich jedenfalls, einen ordentlichen 
Rotwein dabei. - Und dann kam plötzlich: Na, 
Moment, wir müssen noch mal diese Notiz des 

Anwalts Frevert oder wie er heißt - ich weiß 
nicht; das ist der, glaube ich, der das Verfahren 
dort betreut hatte, aber es dann nicht mehr be-
treute plötzlich, was auch etwas verwunderlich 
war - - Aber jedenfalls, dort ist diese Mail, die am 
Morgen, glaube ich, des 18., so berichtete Herr 
Neumann, eingegangen war, erörtert worden und 
ist uns dort vorgelesen worden. Ich habe sie mir 
dann später noch mal besorgt, einfach um das zu 
begreifen. Und da steht so sinngemäß - ich kann 
es nur sinngemäß wiedergeben, aber Sie haben 
sie ja scheinbar vorliegen; Sie können es dann ge-
nau noch mal durchlesen -, dass da irgendwo 
Forderungen geltend gemacht werden, wenn man 
wirklich die Feinplanungsthematik bis zum Ende 
durchgeht. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Ja, das ist ja genau die 
interessante Frage für uns: Wann ist denn die 
Frage aufgetaucht, ob man noch einen weiteren 
Kündigungsgrund geltend machen kann - außer 
den ordnungspolitischen, die nach dem Urteil ja 
völlig offen zutage lagen? Also, das würde mich 
jetzt noch mal interessieren.  

Sie haben in der Besprechung durch Herrn 
Neumann von diesem Schreiben Kenntnis ge-
nommen. In den Bewertungen von der Frau Ge-
bauer war ja jetzt aber von so einer Kündigung 
wegen Schlechtleistung noch gar nicht die Rede. 
Ist das dann tatsächlich erst in der Situation in 
der verkleinerten Taskforce dann von Herrn 
Dr. Neumann eingebracht worden? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich habe Ihnen ja 
gesagt, dass ich nicht Mitglied der Taskforce war. 
Aber ich bin eigentlich davon ausgegangen, dass 
diese Frage des zweiten Kündigungsgrundes be-
reits in der Taskforce erörtert worden ist und 
dass dann im zusammenfassenden Bericht von 
Herrn Dr. Neumann gesagt wurde: Neben dem 
Kündigungsgrund „ordnungspolitische Gründe“ 
gibt es noch einen zweiten, nämlich die 
Schlechtleistung. - Und das war ja ein Punkt, 
weil wir das auch in der Runde dann juristisch 
noch mal deutlich erörtert haben. Da gab es ja die 
Fristenfragen, bis zu welchem Termin das geheilt 
werden sollte oder nicht. Und insofern, fand ich, 
war dieser Hinweis vom 17. Juni, von dem ich 
nicht weiß, wer ihn genau -  das haben Sie, aber 
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ich habe ihn jetzt im Moment nicht vor Augen; 
Sie haben ihn ja vor sich liegen - - an wen er ge-
richtet war und von wem er weitergeleitet wor-
den ist.  

Wie gesagt, er ist dort eingeführt worden viel-
leicht schon am Nachmittag in der Runde - das 
weiß ich aber nicht, weil ich nicht dabei war -, 
aber dann am Abend zumindest noch mal wie-
derholt worden. Und es war eigentlich einer der 
entscheidenden Punkte auch mit für den zweiten 
Kündigungsgrund, den wir ja an diesem Abend 
auch vertieft erörtert haben - sehr vertieft sogar. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Danke schön. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann hat jetzt der Kollege Krischer das Wort. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Danke schön. - Herr Görrissen, ich komme noch 
mal - -  

RA Dr. Daniel Krause: Verzeihen Sie, wenn ich 
da noch mal unterbreche. Wir haben jetzt nach 
meiner Uhr drei Minuten vor eins. Wenn Herr 
Abgeordneter Krischer im Zusammenhang seine 
Fragen stellen möchte und man andererseits dem 
Wunsch von Herrn Görrissen, den er eingangs 
nannte, Rechnung tragen möchte, dann ist viel-
leicht jetzt doch noch eine Zäsur vorzunehmen, 
die sich vor der Pause anbieten würde. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Also, wenn der Herr 
Görrissen jetzt sagt: „Wir machen jetzt die Pause, 
und die sechs Minuten, die der Herr Krischer 
jetzt noch nutzen könnte, wollen wir erst nach 
der Pause machen - - Ansonsten hätten wir die 
Berliner Runde in sechs Minuten dann abge-
schlossen. Das überlassen wir Ihnen gerne. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Schließen wir die 
Runde da ab. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Bitte? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Wir können die 
Runde abschließen, Herr Vorsitzender. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Wir werden die 
Runde abschließen, und dann, denke ich, haben 
wir kurz nach 13 Uhr die sechs Minuten auch 
von Herrn Krischer, und dann machen wir eine 
Stunde Pause. Wäre das okay für Sie, Herr Görris-
sen, eine Stunde? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ist so in Ordnung.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Gut, okay. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. Herzlichen Dank, Herr Vorsitzender. - Herr 
Görrissen, ich komme noch mal zu den Tagesin-
formationen, zu der, die ich eben auch schon auf-
gerufen habe. Das ist MAT A BMVI-5/12, 
Blatt 37. Da heißt es unter den Informationen, die 
Sie geben:  

5. Infrastrukturabgabe 
… 

b) Klare Argumentationslinie zu 
den Aussagen im Gutachten, die 
Schadensersatzregelung sei unüb-
lich (nachteilig) und überra-
schend. 

Es geht um ein Gutachten der FDP. 

Dies sollte nicht Unsere bisherige 
(befangene) Kanzlei machen, son-
dern ein Außenstehender (Prof. 
Altmeppen?). 

Das geht ja weit über eine Information hinaus, 
sondern Sie machen hier einen konkreten Vor-
schlag, wo ein Gutachter beauftragt werden soll. 
Mich würde interessieren: Wie hat Herr Scheuer 
denn darauf geantwortet?  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Also, die Frage Alt-
meppen war eine andere Konstellation. Herr 
Scheuer hat bei Herrn Altmeppen mal ein Semes-
ter studiert und kannte ihn und hat gesagt: Das 
wäre vielleicht mal ganz interessant, wenn der 
sich das mal anschaut. - Ich hatte ihm weit vor-
her gesagt: Ich halte den Herrn Professor Altmep-
pen, den ich persönlich nicht kenne, für nicht so 
richtig geeignet, weil der eigentlich auf einem 
vollkommen anderen Gebiet tätig war. - Aber hier 
war es jetzt etwas - - Schadensersatz, hätte man 
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vielleicht sagen können: Na ja, das kann viel-
leicht der Altmeppen sich mal angucken. - Der 
sollte eigentlich mehr eine juristische Bewertung 
vorher mal machen.  

Und das war einfach die Frage, weil es damals ja 
um die verschiedenen Gutachten ging, die uns 
um die Ohren gehauen wurden. Sie selber, Herr 
Krischer, Ihre Fraktion hat ja auch ein Gutachten 
gemacht, die FDP hat ein Gutachten gemacht - 
mit unterschiedlichen Inhalten und Bewertun-
gen, sage ich mal. Für uns war es halt so: Jetzt 
dieselben Leute, also die, die das Verfahren ge-
macht haben, die uns Vorschläge gemacht haben, 
immer wieder zu beauftragen - - Es wäre halt 
sinnvoll, mal - ich habe das gerade eben mit 
Herrn Cezanne erörtert - eine Zweitmeinung zu 
hören. Und da war diese Vorstellung, dass der 
Minister ganz gerne gesehen hätte, dass Herr Alt-
meppen sich das mal anschaut. - War ein Ge-
danke, der mir da kam, den ich da reingebracht 
habe. Daraus ist aber nichts geworden. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
die Frage ist ja - - Es ist ja gut, dass sich jetzt man 
mal überlegt, jemand anders zu beauftragen, 
nachdem Herr Professor Hillgruber jahrelang der 
einzige Vertreter war. Aber da war das Kind ja 
schon in den Brunnen gefallen. Warum ist man 
denn nicht mal früher auf die Idee gekommen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Hillgruber war 
nicht der Vertreter für diese Fragestellung. Das ist 
ja eine vollkommen andere Fragestellung, Scha-
densersatz. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Na 
gut, Herr Hillgruber hat das ganze Verfahren vor 
dem EuGH vertreten; aber gut. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Er arbeitet in eine 
vollkommen andere Richtung. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. - Aber Herr Altmeppen wurde also dann 
nicht beauftragt. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Genau. Genau so ist 
es. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Aber Sie haben den Minister ja gefragt, haben das 
ja selber vorgeschlagen. So anders kann man die 
Tagesinformationen ja nicht verstehen. Wie ist 
denn dann die Kommunikation zu Ihnen gegan-
gen? Der Minister muss ja da irgendwie reagiert 
haben, weil: Wenn Sie ihm eine Frage stellen, 
dann muss ja irgendwo eine Antwort erfolgen.  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Muss nicht zwin-
gend, aber ist hilfreich. Ich habe das ja eingangs 
berichtet in meinem Statement, dass ich gesagt 
habe: Es gibt immer wieder mal Hinweise, dass 
der Minister meine Fragen beantwortet hat.  

Aber Sie müssen sich das jetzt auch so vorstellen, 
Herr Krischer: Mein Problem war, an den Minis-
ter ranzukommen. Sein Problem, an mich ranzu-
kommen, gab es nicht. Das heißt: Wir haben über 
diese Tagesinformationen, wenn ich sie ihm 
dann zugeleitet habe - - entweder durch ganz 
kurze Reaktionen, dass er mal gesagt hat: „Okay“ 
oder: „Nein, lass es“, bzw. ich wusste: Wenn er 
gar nicht reagiert, dann gefällt ihm das nicht. - Es 
ist ja nicht so, dass alle meine Ideen immer 
gleich toll waren, sondern vieles hat ihm auch 
nicht gefallen. Da hat er dann einfach nicht rea-
giert.  

Aber wir haben eben in der Regel auch über diese 
Tagesinformationen in einer regulären Rückspra-
che oder bei einem Termin oder in einer Morgen-
lage - - dass der Minister gesagt hat: „Also, das 
mit dem Vorschlag Altmeppen: Das machen wir 
mal nicht“, oder ich selber dann auch wieder 
mich korrigiert habe und habe mal gesagt: Na ja, 
vielleicht brauchen wir es auch gar nicht mehr. 

Also, Sie müssen sich mehrere Wege - - Mir ging 
es ja immer nur um den Weg: Wie bekomme ich 
eine Information an den Minister ran? Wie wir 
damit weiterarbeiten, da gab es verschiedene 
Wege, dass wir das im Rahmen von Besprechun-
gen, von Terminen erörtert haben oder eben - - 
Ich meine, nach so vielen Jahren der Zusammen-
arbeit weiß man auch: Wenn jemand auf irgend-
was spontan reagiert, findet er es gut; wenn er 
lange braucht bis zur Reaktion, findet er es nicht 
gut; wenn er gar nicht reagiert, findet er es über-
haupt nicht gut. Insofern gab es - -  
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Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Also, ich verstehe das richtig: Das ist so eine Art 
informelle Führung. Wenn der Minister nicht re-
agiert, dann wurde es halt nicht gemacht. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein, so kann man 
das - - Das ist jetzt eine sehr vereinfachte Infor-
mation. Dann habe ich - -  

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Das haben Sie aber gerade zu dem Beispiel ge-
sagt. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ja, gut. Das wurde 
nicht gemacht. Wenn ich es hätte machen wol-
len, wenn ich es für - - Es war ja nur ein Ge-
danke. Ich meine, ich liege ja mit Herrn Jung ein 
wenig im Clinch, ob ich bedeutend bin oder 
nicht bedeutend bin.  

(Dr. Christian Jung (FDP): 
Das ist doch kein Clinch! 
Ich weiß, dass Sie bedeu-

tend sind!) 

Ich habe mich jetzt auch nie für so bedeutend ge-
halten, dass jeder Vorschlag, den ich mache, toll 
ist und übernommen werden muss, sondern ich 
kenne, kannte meine Chefs. Wenn ich bestimmte 
Dinge nicht beantwortet bekommen habe, dann 
weiß ich, dass sie es nicht wollten oder es ver-
worfen haben. Also, wissen Sie, man vertraut 
sich auch und sagt: Wenn er - - Oder es war halt 
Stillschweigen, das ich interpretiert habe: Na ja, 
das will er schon so.  

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay.  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Also, Sie werden 
nicht jetzt überall ein klares Ja oder Nein oder 
eine schriftliche Antwort bekommen. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Dann möchte ich in dem Themenkomplex blei-
ben, aber etwa ein Jahr zurückspringen, und 
zwar - - 

Vorsitzender Udo Schiefner: Können wir das in 
der nächsten Runde - - 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Würde ich vorschla-
gen. Ich weiß nicht, wie viel Fragen sich sonst 
anschließen. Dann wäre das nachher - - Dann 
würde ich jetzt vorschlagen, dass wir um vier 
nach 13 Uhr die Pause machen. „Eine Stunde“, 
hatten wir gesagt. Ich würde sagen: Bis 14 Uhr o-
der 14.05 Uhr unterbreche ich dann die Befra-
gung. Wir sehen uns dann später hier wieder. - 
Danke. 

(Unterbrechung von 13.04 
bis 14.07 Uhr) 

Vorsitzender Udo Schiefner: Meine Damen und 
Herren, dann können wir mit der Sitzung fortfah-
ren. - Können Sie wieder alles so weit verfolgen, 
Herr Görrissen? Die technischen Bedingungen 
sind so weit klar? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Jawohl. Es ist alles 
in Ordnung, Herr Vorsitzender. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann kommen wir zur nächsten Fragerunde. Die 
CDU/CSU hätte das Wort.  

Nina Warken (CDU/CSU): Wir haben momentan 
keine Fragen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Hat keine Fragen. - 
Dann kommt der Kollege Wiehle für die AfD. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Herr Vorsitzender, Herr 
Görrissen, vielen Dank für das Wort zunächst. - 
Ich habe das Staffelholz vom Kollegen Mrosek 
übernommen und mir auch sagen lassen, was 
schon besprochen ist. Ich hoffe also, dass ich 
keine Fragen doppelt stelle. Ich bitte aber um 
Nachsicht, wenn es an der einen oder anderen 
Ecke doch passieren sollte. 

Zunächst geht es mir um den Zeitpunkt vor der 
notariellen Beurkundung des Vertrags. Da liegt 
mir eine E-Mail von Ihnen vor an den Herrn Mi-
nister vom 22. November. Das ist fürs Protokoll 
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MAT A BMVI-5/12, Blatt 5. Da geht es um die Ta-
gesinfo eben vom 22. November. Da ist geschrie-
ben unter Ziffer 1: 

Kapsch verlangt wohl stärkere Ga-
rantien, wenn sie mit dem Ange-
bot runtergehen soll. 

Meine Frage an dieser Stelle ist ganz einfach: 
Hatten Sie Kenntnis davon, welche stärkeren Ga-
rantien Kapsch verlangt hat? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter 
Wiehle, zu Ihrer Frage kann ich nur sagen: Ich 
hatte keine Detailkenntnisse. Das war ein Hin-
weis von Herrn Dr. Schulz. Ich hatte das heute 
Morgen ja wiederholt gesagt, dass Herr 
Dr. Schulz mich immer wieder einmal informiert 
hat. Er hatte mir den Hinweis gegeben: Wir müs-
sen da noch nachbessern, damit wir auf die 
Summe kommen, die haushalterisch verantwort-
bar ist. - Aber Details waren mir nicht bekannt. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Dann darf ich zu einer 
E-Mail von einem späteren Zeitpunkt, ebenfalls 
an den Herrn Minister, Ihnen noch eine Frage 
stellen. Es geht jetzt diesmal um die Tagesinfor-
mation vom 10. Dezember 2018. Ich gebe hier 
auch noch mal die MAT-Nummer. Wenn ich 
richtig sehe, ist es das gleiche Dokument, aber 
jetzt Blatt 10. Da ist unter Ziffer 4 b auch die Inf-
rastrukturabgabe genannt, insbesondere mit dem 
Stichwort - ich zitiere das ganz schnell; halbe 
Zeile -: „Unterzeichnung der ISA-Verträge am 
30.12.18“.  

Jetzt ist Ihre E-Mail vom 10.12., zu einem Zeit-
punkt also, wo das Angebot noch gar nicht abge-
geben war. Wissen Sie, wie es dazu kam, dass an 
diesem Tag schon die Terminierung für den 
30.12. vorgenommen wurde, obwohl ja noch gar 
kein zuschlagsreifes Angebot vorlag?  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Auch das, Herr Ab-
geordneter Wiehle, kann ich Ihnen nicht im De-
tail sagen. Das ist auch die Wiedergabe, wie ich 
es heute Morgen ja schon mal versucht habe dar-
zustellen, einer Information, die mir Herr Staats-
sekretär Dr. Schulz gegeben hat, so nach dem 

Motto: „Sagst du dem Chef Bescheid, oder infor-
mierst du ihn?“, aber ohne das jetzt im Detail zu 
hinterfragen oder was. Das kann ich nicht sagen. 
Das waren die Planinformationen, die ich aus der 
Abteilung StV über den Staatssekretär bekommen 
habe. Aber ich kann das nicht im Detail - - Das 
müssen die Fachleute Ihnen sagen. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Dann erst mal danke für 
Ihre Auskunft. Dann werden wir den Herrn 
Staatssekretär Dr. Schulz danach auch fragen.  

Dann komme ich auf einen anderen Zeitpunkt, 
nämlich auf die Kündigung der Betreiberverträge 
nach dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs. 
Ganz konkret geht es mir darum: Wer hat wann 
die Entscheidung getroffen, nach dem Urteil des 
EuGH die Betreiberverträge zu kündigen?  

Und insbesondere geht es mir darum zunächst 
mal - ich habe dann noch eine zweite Frage -: 
Warum wurde nicht ins Auge gefasst, das Infra-
strukturabgabengesetz anzupassen entsprechend 
dem, was der Europäische Gerichtshof moniert 
hatte? Auch dazu habe ich noch eine MAT-Num-
mer, jetzt fürs Protokoll - ich werde Ihnen auch 
ganz kurz in Erinnerung rufen, was das war; Sie 
werden das sicher kennen -: MAT A BMVI-6-20a, 
Blatt 7. Da geht es speziell um eine Mail von dem 
Herrn Strater an den Herrn S  mit zwei ver-
schiedenen, je nach Urteil, Reaktionen an die 
Presse, also Sprachregelungen für den Herrn Mi-
nister, je nachdem, ob der EuGH die Klage von 
Österreich zurückweist oder ihr stattgibt. Das war 
also vorbereitet in die eine oder in die andere 
Richtung.  

Für den Fall, dass das Gericht gegen Deutschland 
urteilt, war hier im letzten Satz dann auch formu-
liert - das darf ich kurz zitieren -: 

Klar bleibt: Die Pkw-Maut lebt. 
Wir werden alle uns zur Verfü-
gung stehenden Hebel in Bewe-
gung setzen, um unsere Regelun-
gen europarechtskonform anzu-
passen. 

Das war - Stand 14.06., also vier Tage vor dem 
Urteil - die Idee, wie man auf ein eventuelles ne-
gatives Urteil reagiert. Später kam dann aber die 
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Kündigung und nicht mehr der Versuch, das ISA-
Gesetz anzupassen. Das also jetzt der Hinter-
grund.  

Meine Frage an Sie, Herr Görrissen: Welche 
Kenntnisse haben Sie dazu? Warum wurde die 
Entscheidung so getroffen, nicht mehr weiter zu 
versuchen, ISA umzusetzen, sondern in die Kün-
digung zu gehen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter, 
vielleicht fange ich mal rückwärts mit Ihren, 
wenn ich es richtig gezählt habe, drei Fragen an. - 
Diese Pressevorbereitung, die Sie zitiert haben, 
die ich hier auch lese, war auf der Arbeitsebene 
im Vorfeld entstanden, allerdings - das habe ich 
ja heute Morgen schon gesagt - ohne Kenntnis 
des Urteils. Das heißt: Das war etwas, was man 
einfach mal so aufgeschrieben hat: Wie könnte es 
ausgehen? Diese hat keinerlei Relevanz gehabt. 
Es war einfach mal ein Arbeitsdokument, das 
man hingelegt hat für den Fall, dass man es 
braucht. Wir haben es aber nicht gebraucht, weil 
es zu dem eigentlichen Urteil gar nicht passte. 

Die zweite Frage, die Sie gefragt haben, wie man 
das Gesetz anpasst oder ob man das Gesetz an-
passt: Das Urteil war so eindeutig, dass man eine 
Anpassung des Gesetzes nicht vornehmen 
konnte. Natürlich war das eine Überlegung im 
Vorfeld immer gewesen, wenn mal was kommt. 
Aber bei dem klaren Urteil - - Und für uns war ja 
Grundlage - ich habe das heute Vormittag bereits 
auch zu einer Frage von Frau Lühmann ausge-
führt - - war ja der Umstand, dass wir keinen 
deutschen Autofahrer schlechterstellen durften, 
als er im Vorfeld gestanden war. Also, insofern 
hätte eine Modifikation des Gesetzes uns in kei-
ner Weise weitergeholfen. Es wäre ein Verstoß 
gegen den Koalitionsvertrag gewesen und vor al-
lem eine Regelung gewesen, die innerhalb der 
Koalition keinerlei Mehrheit gefunden hätte.  

Das Dritte war, glaube ich, Ihre Frage, wer am 
Abend des 18. Juni oder überhaupt am 18. ent-
schieden hat, die Klagen [sic!] zu erheben16. Wir 

                                                      
16 Richtigstellung des Zeugen: „Kündigung auszusprechen“, 
siehe Anlage 1, S. 51 

haben - das hatte ich heute Morgen ja auch be-
reits versucht darzustellen - die Taskforce einge-
setzt, die sehr ausführlich gearbeitet hat. Wir ha-
ben uns dann am Abend in einem etwas kleine-
ren Kreis im Büro des Ministers getroffen und ha-
ben noch mal genau abgewogen, welche Kriterien 
da sind, die beiden Kündigungsgründe, die wir 
dann auch relevant gezogen haben, und haben in 
dem Kreise entschieden, dass der Kündigungs-
weg der richtige Weg ist. Also, keine Entschei-
dung einer einzelnen Person oder aufgrund ir-
gendeiner Vorlage, sondern im Gespräch und in 
der Replizierung des Ergebnisses der Taskforce 
war das das Ergebnis, die Kündigung aus den 
ordnungspolitischen Gründen und aus dem 
Grund der Schlechtleistung umgehend zu voll-
ziehen.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. Ihre 
Zeit - -  

Wolfgang Wiehle (AfD): Ich hätte noch eine 
Nachfrage. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Eine Nachfrage; 
okay. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Das ist jetzt eine Frage - - 

Vorsitzender Udo Schiefner: Oder in der nächs-
ten Runde dann auch. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Wir können das in die 
nächste Runde nehmen; ich könnte sie jetzt stel-
len. Das überlasse ich Ihnen, Herr Kollege Schief-
ner. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Haben Sie noch 
viele Fragen in der nächsten Runde? 

Wolfgang Wiehle (AfD): Nein, ich habe nur noch 
diese eine Frage. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann machen wir 
sie noch. 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 19/41 I 

  

 
2. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 53 von 114 

 

Wolfgang Wiehle (AfD): Auch im gleichen Zu-
sammenhang. Herr Görrissen, hat vielleicht für 
die Kündigung auch eine Rolle gespielt, dass es 
noch bei der Umsetzung der ISA Probleme gege-
ben hätte oder die absehbar gewesen wären, auch 
im Bereich der Vollstreckung?  

Dazu habe ich auch hier eine Nachricht vorliegen 
vom Herrn Staatssekretär Dr. Schulz an das BMF, 
an den Herrn Dr. Bösinger. Das stammt vom 
02.08.2018; MAT A BMVI-5/4a, Blatt 40. Da stellt 
der Herr Dr. Schulz dar, dass das BMVI die Voll-
streckungsaufgaben nicht übernehmen kann, son-
dern dass das schon auch wegen der Einheitlich-
keit der Anwendung beim BMF liegen müsste.  

Aber zu dem betreffenden Zeitpunkt war jeden-
falls nicht klar, ob es eine Einigung zwischen 
dem BMVI und dem BMF über diese Frage gibt. 
Wenn diese Unklarheit, was ich jetzt nicht weiß 
und Sie hiermit fragen möchte, zum 18.06.19 
noch bestand: War das vielleicht auch ein Grund, 
jetzt dann aufzustecken und das Projekt zu been-
den? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter 
Wiehle, soweit ich das erinnere, hat das am 
18. Juni keinerlei Rolle gespielt. Dies war eine 
vollkommen andere Diskussion, weil es ist in der 
Bundesverwaltung üblich, dass die Vollstreckung 
durch die Zollverwaltung erfolgt. Hier hat man 
aber gesagt, der Herr Bösinger und auch andere: 
Das ist uns zu aufwendig, weil wir haben 41 Mil-
lionen Fälle. Und es ist zu erwarten, dass es ganz, 
ganz viele Fälle gibt. - Da hat das BMF gesagt: 
„Das schaffen wir mit dem vorhandenen Personal 
nicht; ihr müsst als BMVI eine eigene Vollstre-
ckung aufbauen“, was ein Riesenaufwand ist und 
was auch sehr ungewöhnlich ist, aber was in An-
griff genommen worden wäre. Für die Kündi-
gung, also Ihre eigentliche Frage, hat das keiner-
lei Rolle gespielt. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Herzlichen Dank. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann hat die Kollegin Lühmann nun das Wort. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke sehr. - Herr Gör-
rissen, am 17. Oktober 2018 ging nur ein Angebot 

für den Betreibervertrag „Erhebung“ ein, und das 
lag mehr als 1 Milliarde über dem zur Verfügung 
stehenden Haushaltsrahmen. Von wem und 
wann erfuhren Sie davon, dass dieses Angebot 
eingegangen ist und deutlich über dem Haus-
haltsrahmen lag? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Also, von wem ich 
das erfahren habe, war Herr Dr. Schulz, dass es 
deutlich über dem Haushaltsrahmen lag, im Prin-
zip 1 Milliarde drüber. Wann ich das erfahren 
habe, Frau Lühmann, kann ich Ihnen nicht sagen; 
das weiß ich nicht. Es war keine formelle Infor-
mation durch eine Vorlage oder irgendwas, son-
dern das hat er mir halt in einem unserer - ich 
habe es ja heute Vormittag schon gesagt - zahlrei-
chen Gespräche berichtet, dass die Situation ein-
getreten ist, dass wir nur ein Angebot haben, das 
wesentlich überhöht ist. Und wir haben uns dann 
darüber unterhalten, woher das kommen kann, 
woran das liegen kann, ob die geahnt haben, dass 
sie der einzige Anbieter sind usw. Aber wann das 
genau war, vermag ich nicht zu sagen, beim bes-
ten Willen nicht. 

Kirsten Lühmann (SPD): Nun haben wir hier 
Zeugen gehabt, Frau Geese und Herrn Molitor, 
die übereinstimmend berichtet haben, dass Herr 
Schulz erst Mitte November, also vier Wochen 
nach Eingang dieses Angebotes, realisiert hat, 
dass es noch ein gewaltiges Problem gibt. Und 
dann hat er auch ein Treffen gemacht, und das 
wurde da besprochen. Er hat sich ziemlich aufge-
regt. Am Tag davor, am 13. November, traf Staats-
sekretär Dr. Schulz laut seines Terminkalenders 
Minister Scheuer. Waren Sie da mit dabei, bei 
dem Treffen? Wissen Sie, worum es da ging? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich kann mich jetzt 
da an kein konkretes Treffen erinnern, wobei - 
ich habe es ja heute auch schon gesagt -: Wir ha-
ben ständig Termine gehabt, wo wir uns getroffen 
haben. Aber hier jetzt konkret - ich habe keinerlei 
Erinnerung. 

Ich war auch - und da bin ich ziemlich über-
zeugt - nirgendwo dabei, wo wir über das Thema 
gesprochen haben. Ich habe das ja schon einlei-
tend gesagt: In diese Fachdinge hinein, in das ei-
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gentliche Vergabeverfahren usw., war ich über-
haupt nicht involviert. Ich habe immer nur so die 
Gesamtzusammenhänge mir berichten lassen. 
Aber hier habe ich keinerlei Detailkenntnisse. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja, jetzt ist aber für mich 
der Fakt, dass drei Wochen vor Vertragsunter-
zeichnung, geplanter Vertragsunterzeichnung - 
der Minister hat ja immer gesagt, er will noch im 
Jahre 2018 den Vertrag unterzeichnen, aus haus-
haltsrechtlichen Gründen - - also drei Wochen 
vor Vertragsunterzeichnung ist die Summe, die 
im Angebot steht, 1 Milliarde über dem, was zur 
Verfügung steht. Das ist ein Drittel. Das ist aus 
meiner Sicht nicht Schräubchenkunde einer 
Fachdiskussion, sondern das ist eine handfeste 
politische Diskussion: Wie sollen wir in drei Wo-
chen ein Angebot 1 Milliarde runterverhandeln? 
Trotzdem sagen Sie, Sie waren nicht eingebun-
den in diese Diskussion. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Frau Abgeordnete 
Lühmann, wenn Sie sich daran erinnern, habe 
ich heute Morgen gesagt, dass ich mich in einer 
koordinierenden Rolle gesehen habe, aber jetzt 
nicht in der Rolle eines Fachabteilungsleiters, der 
sich um bestimmte Dinge kümmert. Das war eine 
Frage, die zwischen der Haushaltsabteilung auf 
der einen Seite und der Fachabteilung StV auf 
der anderen Seite mit dem Staatssekretär behan-
delt wurde.  

Ich bin vielleicht hier und da über ein paar 
Punkte informiert worden, aber ich war nicht be-
teiligt an diesem Gespräch. Ich hätte auch nichts 
dazu beitragen können; denn Sie haben ja gese-
hen: Auch wenn es nur eine Spanne von drei 
Wochen war, aber es ist ja gelungen, dieses Ver-
handlungsergebnis so zu verändern, dass wir 
eine Basis hatten, die dem Haushaltsrecht ent-
sprochen hat. - Ich war nicht beteiligt an diesem 
Gespräch. Ich kann deswegen auch in meiner 
Zeugenrolle hier keine Informationen dazu ge-
ben. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja. - Zu Ihrer letzten 
Aussage haben wir unterschiedliche Zeugenaus-
sagen bezüglich des Haushaltsrechtes; nur fürs 
Protokoll. 

Der Kollege Wiehle hat zwei von Ihren Tagesin-
formationsschreiben zitiert, die ich auch zitiert 
hätte. Sie haben es erklärt: Herr Schulz hat Sie 
gebeten, dem Minister das mitzuteilen. - Jetzt 
frage ich mich: Sie haben vorhin gesagt, Herr 
Schulz hat dem Minister immer direkt berichtet, 
auch häufig ohne dass Sie das wussten. Jetzt ha-
ben wir aber die Situation, dass Herr Schulz Sie 
gebeten hat, dem Minister gewisse Dinge mitzu-
teilen. Das passt für mich nicht ganz zusammen. 
Das ist die erste Frage. 

Und die zweite Frage ist: Was ist denn danach 
passiert? Also, das waren ja wieder Dinge, und 
das war ja exakt das, wo Sie gesagt haben, da ha-
ben Sie eigentlich gar nichts mit zu tun, nämlich 
so ein Klein-Klein.  

Kapsch verlangt wohl stärkere Ga-
rantien … 

Das ist für mich Klein-Klein, übrigens mehr 
Klein-Klein als 1 Milliarde, die ich noch finden 
muss.  

Und dann ging es - das ist ja auch schon gefragt 
worden - um den Zeitpunkt der Unterzeichnung. 
Also, was ist hinterher passiert, und warum ist in 
diesem Fall davon abgewichen worden, dass Sie 
sich um solches Klein-Klein kümmern und Herr 
Schulz nicht direkt an den Minister gegangen ist? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Frau Lühmann, Ihre 
Aussage, dass das nicht zusammenpasst, kann 
ich nicht teilen, weil - ich habe das ja auch schon 
versucht zu erklären - es gibt natürlich viele In-
formationswege. Ich habe den Minister auf mei-
nem Weg informiert. Parallel sind andere Infor-
mationen gelaufen. Herr Schulz hatte auch nicht 
immer Gelegenheit, an den Minister ranzukom-
men, und hat manches dann mir mal gesagt: 
Kannst du ihm das schnell mal mitteilen? - Oder 
es war halt beiläufig ein Bericht, den er mir gege-
ben hat, und ich meinte: Ich muss es dem Minis-
ter weiter mitteilen. - Aber es gab andere The-
men, wo Herr Schulz gesagt hat: Das will ich dem 
Chef selber darstellen. - Und so war auch meine 
Notiz, die der Schulz mir kurz berichtet hatte. Im 
weiteren Verlauf haben dann Gespräche stattge-
funden, wo Herr Schulz das dann dem Minister 
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auch intensiver erläutert hat bzw. worüber dann 
gesprochen wurde.  

Kirsten Lühmann (SPD): Danke. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich bin sozusagen 
in der Rolle eines Mediators gewesen, der einfach 
nur dafür sorgt, dass Informationen von A nach B 
kommen, und irgendwo Wege findet. Denn Sie 
wissen selber, wie es im Ministerium zugeht: 
Man hat manchmal Tage, wo man überhaupt 
keine Chance hat, irgendwelche Informationen 
im Hause zu verteilen; dann gibt es wieder Tage, 
wo man stundenlang zusammensitzt und alles 
berichten könnte und man hat nichts mehr zu be-
richten. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja. Danke schön. - Ich 
komme noch mal auf den Dezember 2018, etwas 
später, zurück. Sie haben gesagt, da haben Sie 
sich irgendwann in den Urlaub ausgeklinkt, weil 
Sie Geburtstag hatten. Aber am 20. Dezember - es 
kann also durchaus sein, dass Sie das nicht auf-
genommen haben; ich frage Sie aber trotzdem - 
haben Sie einen Vermerk von Frau Gebauer aus 
dem Mautreferat bekommen. Der Vermerk kommt 
am Ende zu folgendem Fazit: 

Aus den Fragen der Richter und 
des Generalanwalts ließ sich keine 
abschließende Tendenz für den 
Ausgang des Verfahrens erkennen. 

Ich lasse jetzt einen Satz aus. Der letzte Satz lau-
tete: 

Der Ausgang des Verfahrens er-
scheint nach der mündlichen Ver-
handlung zumindest offen. 

Das ist hier schon sehr oft zitiert worden; trotz-
dem noch mal: MAT A BMVI-7-1e, Blatt 133 bis 
138. - Haben Sie diese Bewertung zur Kenntnis 
genommen, oder war das auch eine von denen, 
wo Sie gesagt haben: „Da habe ich im Urlaub 
nicht so draufgeguckt“? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Lassen Sie uns das 
gerade mal hier aufmachen. 

(Der Zeuge blickt auf einen 
Bildschirm) 

Wir haben sie leider noch nicht gefunden. Herr 
Simon sucht noch. - Frau Lühmann, würden Sie 
freundlicherweise die Nummer noch mal wieder-
holen? 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja. MAT A BMVI-7-1e, 
Blatt 133 bis 138. Ich gucke mal, ob da ein Über-
tragungsfehler ist, was ich aber nicht glaube.  

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Frau Lühmann, ich 
kenne diesen Vermerk. Ich bin mir aber ziemlich 
sicher, dass ich ihn nicht am 20. Dezember gele-
sen habe, weil ich da wirklich - - Ich weiß, dass 
das jetzt etwas eigenartig klingt; aber Sie können 
sich vorstellen: Ich war in einer ziemlich schwie-
rigen Situation nach meinem Schlaganfall. Und 
ich hatte mir jetzt wirklich vorgenommen: Diesen 
65. - es gab Momente, da habe ich gedacht: den 
wirst du nicht erleben -, den wirst du jetzt feiern, 
und da können dir Frau Gebauer und sonst wie 
Leute Mails schicken; die sind halt alle da, aber 
die sind auch nach diesem Geburtstag noch da.  

Ich habe diesen Vermerk später mal gelesen; das 
erinnere ich sehr gut. Und ich kann Ihnen auch 
sagen, dass dieser letzte Satz für Frau Dr. Ge-
bauer typisch ist: Ja keine klare Position darstel-
len. Es könnte ja später sein, dass man verhaftet 
wird und es heißt - wenn es jetzt anders ausge-
gangen wäre -: Aber Sie haben doch damals in Ih-
rem Vermerk gesagt: So und so erwarte ich den 
Ausgang.  

Ich habe vor allem über diese mündliche Ver-
handlung, an der ich persönlich natürlich nicht 
teilgenommen habe, mit Herrn Dr. Schulz gespro-
chen. Der kam mit einem recht guten Gefühl aus 
dieser mündlichen Verhandlung zurück. Ich habe 
das vorhin ja schon mal angedeutet. Er hatte vor 
allem den Eindruck, dass allein schon durch die 
Zuweisung an die Große Kammer und die Art 
und Weise der Fragestellung dort durch den 
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Richter oder die Richter es in diese Richtung ge-
hen könnte, dass es ein Grundsatzurteil geben 
wird zur Pkw-Maut, zur Eurovignetten-Richtlinie 
usw. Aus dem Grunde war er sehr optimistisch, 
dass es ein positives Ergebnis gibt.  

Diese besorgte Formulierung von Frau Dr. Ge-
bauer ist leider typisch für unsere Europäer so 
nach dem Motto: Ja nicht klare Farbe bekennen; 
wir lassen das mal offen. - Das war aber nicht der 
Gesamteindruck anderer Teilnehmer aus dieser 
Runde. 

Kirsten Lühmann (SPD): Wir werden die anderen 
dann dazu befragen. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Das ist eine Mög-
lichkeit. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ich gehe jetzt mal - - 
Nach der Vertragsunterzeichnung, und zwar am 
11. Januar 2019, forderte das Mautreferat bei der 
rechtlichen Beratung eine Ausarbeitung zu der 
Frage an, welche Möglichkeiten bestehen, den 
Betreibervertrag nach einem negativen EuGH-Ur-
teil zu kündigen, und welche Entschädigungs-
zahlungen in einem solchen Falle drohen. Aus 
meiner Sicht ist das eigentlich eine ganz zentrale 
Frage. Die stelle ich mir immer, wenn ich irgend-
ein Haus kaufe, ein Auto kaufe, einen Arbeitsver-
trag mache. Ich gehe immer davon aus: Das läuft 
alles super, die Abzahlungsraten funktionieren. 
Aber ich mache mir immer Gedanken: Was ist ei-
gentlich der Worst Case? Was passiert, wenn 
doch etwas dazwischenkommt?  

Nun ist das das erste Mal, dass wir in irgendeiner 
Art und Weise das gefunden haben, ganz konkret 
die Frage: Was passiert denn eigentlich, und was 
für Entschädigungszahlungen sind dann zu leis-
ten? Sie haben gesagt, Sie haben koordinierende 
Aufgaben innegehabt; aber aus meiner Sicht ist 
das ja nun auch eine Frage, die koordiniert wer-
den könnte: Was passiert eigentlich, wenn der 
Worst Case eintritt? Haben Sie irgendwann dieses 
Thema „Was passiert eigentlich, wenn der Ver-
trag gekündigt wird, und was für Entschädi-
gungszahlungen sind fällig?“ gehört in Ihrer Ar-
beit? Waren Sie da am 11. Januar eingebunden? 
Was ist danach passiert? Ist das danach etwas 

vertieft diskutiert worden, oder ist das gar nicht 
an Sie rangetragen worden? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Können Sie mir das 
vielleicht einmal vorhalten, was Sie gerade zitiert 
haben, weil mir das im Moment nichts sagt? 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja, das ist MAT A 
BMVI-6-1a-16, Blatt 298 bis 309. Das ist eine Vor-
lage, die ist - - Also, wir haben keine Hinweise in 
den Akten, dass das an Sie herangetragen wurde. 
Da das aber so ein wichtiges Thema ist, ist meine 
Frage: Haben Sie mit dem Minister oder Staats-
sekretär darüber gesprochen? Ist das irgendwie 
mal Thema gewesen nach diesem 11. Januar? 
Und die erste Frage war ja: Ist davor schon mal 
irgendwann darüber geredet worden, wie das mit 
möglichen Entschädigungen aussieht? 

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Also, das ist, wie 
ich vermutet habe, Frau Lühmann, eine Notiz, 
die, glaube ich, gemacht wurde für den Minister 
zur Vorbereitung des Ausschusses. Ich selber 
habe mich nicht damit befasst; wir haben es auch 
nicht erörtert. Aber es waren ja Fragen, die im 
Vorfeld der Ausschussberatung auch gestellt 
wurden, die eben auch öffentlich gestellt wur-
den. Und das war eine Vorbereitung. Sie wissen, 
dass immer viele Dinge prophylaktisch aufberei-
tet werden. Ein Minister geht mit einer Riesen-
mappe in den Ausschuss, und am Ende werden 
ganz andere Fragen gestellt. Aber ich bin mit der 
Thematik als solche nicht befasst gewesen, son-
dern nur im Vorfeld der Vorbereitung der Aus-
schusssitzung. 

Kirsten Lühmann (SPD): Und vorher war das nie 
Thema? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Als das im Aus-
schuss erörtert worden ist; das wissen Sie viel-
leicht sogar besser als ich. 

Kirsten Lühmann (SPD): Entschuldigung, vorher 
war das nie Thema? 
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Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein, ich hatte ja 
gesagt, wir sind immer davon ausgegangen, dass 
dieses Urteil im positiven Sinne für uns ausge-
hen wird. Und wir haben uns immer wieder 
deutlich gemacht, dass es eigentlich keine 
Gründe geben kann. Ich habe die einzelnen Be-
reiche heute Morgen ja schon mal genannt, die 
uns eigentlich immer wieder bestätigt haben: Das 
wird nicht schiefgehen. - Ich sage ja: Wir haben 
keine Anhaltspunkte gehabt. Jetzt im Nachherein 
zu sagen „Ja, das haben wir doch immer schon 
gewusst“: Das ist leider Gottes auf Gottes Erdbo-
den immer so, dass man danach klüger ist. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann hat jetzt der 
Kollege Jung das Wort. 

Dr. Christian Jung (FDP): So, also wieder herz-
lich willkommen aus der Mittagspause! Ich will 
jetzt nicht mit Ihnen streiten, wie bedeutend Sie 
sich selbst finden. Aber ich glaube, Sie sind - das 
kann man vielleicht festhalten, auch nach ver-
schiedenen Berichten, auch über Sie -  schon ein 
Mensch, der sehr strategisch ist.  

Was ich jetzt nicht verstehe nach dem, was Sie 
gesagt haben, und was ich gern noch besser ver-
stehen würde, ist: Warum wurde damals der orts-
abwesende Staatssekretär Beermann vom Minis-
ter mit der Leitung dieser Taskforce beauftragt? 
Und Sie haben ja berichtet, dass Sie den ganzen 
Tag sozusagen da gar nicht dran teilgenommen 
haben. Also, das heißt, diese Taskforce war offen-
bar ohne irgendeine Leitung und hat da vor sich 
hin gewurschtelt. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter 
Dr. Jung, dazu kann ich Ihnen ganz klar Folgen-
des sagen: Die Idee, diese Taskforce einzurichten, 
ist in dem ersten Telefonat nach Bekanntwerden 
des Urteils gefallen: Richtet unter Leitung des zu-
ständigen Staatssekretärs eine Taskforce ein. - 
Der zuständige Staatssekretär war zu dem dama-
ligen Zeitpunkt Guido Beermann. Jetzt haben 
manche die Terminkalender aller Staatssekretäre 
usw. - auch wenn sie bedeutend sind - im Kopf. 
Ich beherrsche dieses nicht, sondern ich bin noch 
ein Mensch des Papiers; ich schaue nach. So, 
und dann habe ich den Herrn Beermann angeru-
fen und ihn zwar erreicht, aber er hat mir gesagt: 

„Du, ich kann heute nicht; wir haben“ - ich bitte 
um Nachsicht, wenn ich mich da jetzt vertue - 
„heute“ - ich glaube, vielleicht auch sogar schon 
den Tag vorher - „eine Strategieklausur des Auf-
sichtsrates der Deutschen Bahn AG.“ Sie wissen 
als Verkehrspolitiker, dass das BMVI die Koordi-
nierung der Position des Bundes dort vornimmt. 
Das heißt, Guido Beermann musste als Vertreter 
des Bundes in diese Strategiesitzung, die eben ja 
im großen Kreise des Aufsichtsrates lief.  

Und daher war es logisch, dass in seiner Vertre-
tung - so ist es in der Geschäftsordnung vorgese-
hen - der Stellvertreter, nämlich Staatssekretär 
Dr. Michael Güntner, das sofort übernommen hat 
und unter seiner Leitung dann diese Taskforce 
einberufen wurde. Die bestand eben nicht - - fi-
xiert auf bestimmte Leute, sondern das wurde de-
nen anheimgegeben, was sie gerade - - Der Herr 
Güntner selber ist auch Jurist, kennt sich also 
auch in vielen Dingen aus, und er hat dann die 
Leute zusammengetrommelt oder zusammen-
trommeln lassen, die sich daran beteiligt haben.  

Ich selber habe das deutlich gemacht: Ich war 
nicht beteiligt, weil ich erstens nicht viel hätte 
beitragen können, wenn es um all diese Fragen 
aus dem Vertragswerk ging. Zum Zweiten wäre 
es mir zeitlich gar nicht möglich gewesen, weil es 
jetzt ja darum ging, viele Gespräche zu führen. 
Ich will damit nicht meine Bedeutung unter-
schlagen. Wenn Sie meinen, dass ich bedeutend 
bin, können Sie sich vorstellen, dass mich dann 
auch plötzlich ganz viele Leute angerufen haben. 
Also, insofern war ich auch als Gesprächspartner 
gefragt und habe dann meine Meinung vertreten 
und Informationen gegeben an viele Stellen in-
nerhalb und außerhalb des Hauses. 

Dr. Christian Jung (FDP): Dann halte ich fest 
nach dem, was Sie gesagt haben, dass der Herr 
Dr. Güntner bis zum Eintreffen von dem Herrn 
Beermann dann sozusagen die Leitung der 
Taskforce offiziell hatte. Das heißt, es waren - -  
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Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Es ist richtig, Herr 
Abgeordneter: Herr Beermann ist am späten 17... 
(akustisch unverständlich) zugestoßen und hat 
dann den Vorsitz quasi übernommen und hat in 
den Folgetagen dann das auch weitergeführt. 

Dr. Christian Jung (FDP): Das heißt, als Volljuris-
ten waren dann bis zum Eintreffen zum Beispiel 
der Herr Dr. Neumann dabei. Von der Frau 
Bethge wissen wir, dass sie Volljuristin ist, von 
dem Herrn Dr. Güntner. Waren da noch weitere 
Volljuristen dabei, bei diesen Besprechungen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich kann Ihnen jetzt 
nicht - - Ich weiß auch nicht bei jedem, wer jetzt 
Volljurist ist oder nicht. Ich glaube, Frau Dr. Ge-
bauer war dabei; soweit ich weiß, ist sie auch 
Volljuristin. Es war Herr Zielke weitgehend oder 
teilweise - das kann man jetzt unterschiedlich se-
hen - dabei, der Volljurist ist. Herr Molitor war in 
weiten Zügen dabei, der Volljurist ist. Also, es 
waren sehr viele Juristen dabei. 

Dr. Christian Jung (FDP): Jetzt hatten Sie ja schon 
heute gesagt, dass es aus verschiedenen Gründen 
kein Protokoll dieses Tages gab und Sie auch 
selbst nicht durchgehend dabei waren. Jetzt hat-
ten Sie vorhin gesagt, dass Sie dann gemeinsam 
mit dem Minister auf Basis der Beratungsergeb-
nisse dann eine gemeinsame Entscheidung gefällt 
haben. Wie haben Sie denn das gemacht? Haben 
Sie die Entscheidung gefällt oder der Minister? 
Wer hat das gemacht? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Das ist relativ ein-
fach zu beantworten. Ich habe das auch in mei-
nem Eingangsstatement deutlich gemacht, dass 
ich keine Entscheidungen zu fällen habe, son-
dern wir haben am Ende der Taskforce - - Also, 
diese Taskforce hat getagt den Tag über in unter-
schiedlicher Besetzung, hat sich mit den Themen 
befasst bis etwa - da muss ich jetzt spekulieren - 
halb sechs oder wann es war.  

So am Abend hin sind der Minister und ich - ich 
weiß nicht, ob noch ein, zwei mehr mitgekom-
men sind - in diese Taskforce hineingegangen 
und haben uns über die Beratungen, die im Laufe 

                                                      
17 Ergänzung des Zeugen: „Abend“, siehe Anlage 1, S. 57 

des Tages stattgefunden haben, unterrichten las-
sen. Dort wurde dann vorgetragen von den Kolle-
gen, die dort schon länger zusammen waren, was 
sie für Kündigungsgründe, was sie für all diese 
Fragestellungen, die sich halt - - Der Herr Minis-
ter hat dann hier und da auch wieder nachge-
fragt.  

Wir haben uns dann, wie Sie es schon berichtet 
haben, auch in die kleinere Runde zurückgezo-
gen und haben da noch einmal eine abschlie-
ßende Bewertung dieser Aufgaben oder dieser Er-
gebnisse der Taskforce, die in der Tat jetzt nicht 
aufgeschrieben waren - weil wir hätten sie ja für 
uns selber nur aufgeschrieben; es waren ja immer 
dieselben Leute wieder dabei - - die sind noch 
mal zusammengeführt worden. Und aufgrund 
dieser Ergebnisse haben wir im Kollegium, wenn 
Sie so wollen, eine Gesamtentscheidung herbei-
geführt. 

Dr. Christian Jung (FDP): Aber das heißt, es gab 
jetzt keine schriftlich ausgearbeitete und auch ju-
ristisch noch mal überprüfte Zusammenfassung, 
die als Entscheidungsgrundlage diente. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Die Entscheidungs-
grundlage wurde von den Juristen vorgetragen. 
Nun sind wir noch in der Lage, einige Dinge auf-
zunehmen, und das haben wir auch verstanden. 
Man hätte es aufschreiben können - das hätte viel 
Zeit gebraucht -, und die hätten uns das noch mal 
vorlesen können. Statt des Vorlesens haben sie 
uns vorgetragen, und das hatte die gleiche Wir-
kung. Es war nämlich überzeugend dargestellt, 
dass es Kündigungsgründe gab. Die beiden haben 
wir schon genannt. Insofern wäre die Verferti-
gung eines Papieres eigentlich eine überflüssige 
Tat gewesen, die viel Zeit gekostet hätte und al-
lenfalls wieder einen hierarchischen Gang ausge-
löst hätte, dass noch mehrere Instanzen das hät-
ten sich anschauen müssen. Und hier waren alle 
vertreten, immerhin auch ein Staatssekretär, der 
als Jurist - und ich kenne den Herrn Dr. Güntner 
auch seit vielen Jahren, und ich darf mir erlauben 
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zu sagen: als wirklich guter Jurist - auch mit In-
formationen dazu beitragen konnte, zu einer ver-
nünftigen Entscheidung zu kommen. 

Dr. Christian Jung (FDP): Ich habe nur deswegen 
gefragt, weil es natürlich oftmals so ist, dass viele 
Dinge sehr lange rechtlich geprüft werden. Hier 
hat man bei einer Sache von erheblicher Bedeu-
tung diese lange Prüfungszeit wegen den ganzen 
Persönlichkeiten, die da waren, so nicht ge-
braucht. - Das war eine Frage.  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Kann ich nur bestä-
tigen. 

Dr. Christian Jung (FDP): Gut. - Ich habe noch 
weitere Fragen in der nächsten Runde. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann hat der Kollege Cezanne das Wort. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Danke, Herr Vorsit-
zender. - Herr Görrissen, ich setze daran gleich 
noch mal an. Also auch, wenn da jetzt lauter qua-
lifizierte Leute um einen Tisch sitzen: Man weiß, 
man ist von einem Urteil am Vormittag über-
rascht; man weiß jetzt, nachdem man einen Tag 
lang daran gearbeitet hat, es gäbe den offensicht-
lichen Kündigungsgrund und es gibt noch einen 
zusätzlichen Kündigungsgrund wegen der 
Schlechtleistung. Beide Kündigungsgründe erga-
ben aber keinen Zeitdruck oder keine Notwendig-
keit, das unbedingt an diesem Tag zu entschei-
den. Was war denn aus Ihrer Erinnerung der aus-
schlaggebende Grund, warum Sie in dieser 
Runde am Abend dieses Tages sich dann schon 
für die Kündigung entschieden haben? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Aus meiner Erinne-
rung heraus war der entscheidende Grund, dass 
wir eben in der Tat, was Sie jetzt sagen, uns auch 
gefragt haben: Wie viel Zeit haben wir? Der 
Rechtsberater hat dann gesagt: Na ja, ein paar 
Tage kann man drüber nachdenken. - Aber ich 
habe das ja schon erwähnt: Sehr nachdenklich 
hat uns dieser Mailverkehr des Anwalts Frevert 
von Noerr gestimmt, der ja schon tags vorher, 
also unabhängig auch von dem Urteil, gekommen 
war, wo er Bedenken äußerte. Und wir haben uns 

eben auch gesagt: Die Gegenseite wird ja auch et-
was überlegen. - Und sie haben ja dann im Nach-
herein - das wussten wir nicht an dem Abend, 
aber wir haben ja später gesehen - die Unterauf-
tragnehmerverträge noch verändert; das kam ja 
dann ein paar Tage später.  

Und insofern haben wir gesagt: Es ist vielleicht 
besser, das jetzt schnell zu machen, als jetzt ei-
nen langen Abwägungsprozess darzustellen, wo 
auch die Gegenseite dann vielleicht irgendwel-
che anderen Schritte geht. Wir hatten hier zwei 
aus unserer Sicht klare Kündigungsgründe, näm-
lich das Urteil und diese Schlechtleistung, die 
uns eigentlich bestätigt worden war noch mal 
durch die Gespräche am Nachmittag in der 
Taskforce und eben auch durch diese Mail vom 
Tag vorher über die Anwaltskanzlei. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Nun hat der Herr Sch-
neble, mit dem Sie an diesem Tag nach seiner Er-
innerung dreimal telefoniert haben, hier bei uns 
ausgesagt, dass er in diesen Gesprächen die Be-
reitschaft der Betreiber ausgesprochen habe, in 
veränderter Form, wie auch immer, weiter an 
dem Projekt zu arbeiten. Das muss Ihnen doch - - 
Also, zumindest nach den Aussagen von Herrn 
Schneble war Ihnen bekannt, dass die Betreiber 
interessiert sind, das Projekt fortzusetzen, unab-
hängig davon, was in dem Schreiben von der 
Kanzlei Noerr und Herrn Frevert steht. Wie ha-
ben Sie das denn miteinander in Einklang ge-
bracht, dann hinterher trotzdem zu sagen: „Nee, 
wir kündigen jetzt, und zwar auf der Stelle“? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich bin mir gar 
nicht mal bewusst, ob Herr Schneble zu dem 
Zeitpunkt das Schreiben der Kanzlei Noerr ge-
kannt hat. Herr Schneble war Geschäftsführer seit 
kurzer Zeit. Ich kannte ihn als Lobbyisten. Inso-
fern weiß ich nicht, inwieweit und in welcher 
Tiefe er in dieser Thematik insgesamt drin war, 
weil das ja auch ganz andere Leute dann inhalt-
lich gesteuert haben. Das ist das eine.  

Zum Zweiten habe ich in der Tat mit Herrn Sch-
neble an dem Tag - Sie sagen, er sagt dreimal; ich 
bin mir nicht ganz sicher, ob zwei- oder dreimal; 
aber egal - - Wir haben miteinander telefoniert. 
Und - das habe ich ja schon gesagt - es war die 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 19/41 I 

  

 
2. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 60 von 114 

 

Überlegung, man trifft sich noch mal und unter-
hält sich.  

Es gab dann auch in der öffentlichen Diskussion, 
die ja ganz schnell begann, die Frage: Gibt es 
nicht die Möglichkeit, diese Maut zu ändern, in 
eine Ökomaut umzuwandeln? Das war eine Sa-
che, die man politisch vielleicht hätte machen 
können; sie wäre aber enorm schwierig gewesen. 
Und wir haben relativ schnell auch in den Ge-
sprächen, die wir in Vorbereitung auf die Kündi-
gung an dem Abend geführt haben, festgestellt, 
dass wir eine veränderte Maut mit veränderten 
Strukturen oder die Einführung einer Ökomaut - - 
die wäre nie möglich gewesen, ohne den deut-
schen Autofahrer zu belasten. Und damit war die 
Bereitschaft innerhalb der Koalition nicht vor-
handen, da Änderungen herbeizuführen.  

Das Urteil war leider so vernichtend, dass man 
eben sagen musste: Es bietet keine Chance mehr, 
jetzt zu einer Änderung zu kommen. - Dass die 
Unternehmen Kapsch und Eventim natürlich da-
ran interessiert waren, ein gutes Geschäft zu ma-
chen - denn das wäre es ja, wenn es funktioniert 
hätte, geworden -, war klar, und dass sie sich 
auch bemühten und sagten: Wir müssen noch 
einmal überlegen. - Aber es gab für uns - und das 
war leider Gottes der Tenor dieses Urteils - - so 
eindeutig, dass das, was der Koalitionsvertrag 
uns vorgab, nicht hätte realisiert werden können. 
Aus dem Grunde brauchten wir da auch nicht 
mehr lange über Alternativen oder derartige 
Dinge nachzudenken. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Dennoch hat Herr 
Scheuer - jetzt muss ich allerdings aus dem Ge-
dächtnis arbeiten; da kann ich Ihnen jetzt keine 
Vorhaltung machen - am kommenden Tag, am 
Mittwoch dann, im Kabinett die Frage ja offen-
sichtlich noch mal aufgeworfen und hat dann be-
richtet, dass es - das stimmt; da haben Sie dann 
das, wie soll ich sagen, vorausgeahnt am Diens-
tagabend - im Kabinett keine Bereitschaft gibt, 
das Thema weiterzuverfolgen. Aber wäre das 
nicht ein relativ logischer Schritt gewesen, am 
Dienstag zu sagen: „Also jetzt, Leute, macht mal 
halblang; morgen ist Kabinettssitzung, da können 
wir das ja noch mal mit den Kollegen aus der Re-
gierung besprechen“? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Sie wissen und Sie 
vermuten ja sicher auch, dass Herr Scheuer am 
Tag selber schon mit einigen in der Regierung ge-
sprochen hatte, und insofern war das eigentlich 
ziemlich eindeutig. Die Kabinettsberichterstat-
tung war halt einfach, die Kollegen, die sich 
nicht mit der Thematik befassen, aber natürlich 
politisch von so einer wegweisenden Entschei-
dung auch betroffen sind, noch einmal zu infor-
mieren und auch sicher noch mal das gesamte 
Stimmungsbild zu sehen. Aber es war für uns re-
lativ eindeutig, dass wir in der Phase keine 
Chance hatten auf der Basis des vorhandenen Ko-
alitionsvertrages. Und, Herr Abgeordneter 
Cezanne, Sie wissen selber, dass diese Maut auch 
innerhalb der Koalition begrenzte Freunde hatte. 
Also, das war eine schwierige Diskussion. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Danke sehr. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Herr Kollege Kri-
scher hat dann das Wort. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
Herr Görrissen, ich bleibe bei diesem Tag und 
dem Thema Taskforce. Ich habe, ehrlich gesagt, 
immer noch nicht verstanden: Wer hat denn am 
18. - und was dann im Laufe des Tages passierte - 
die Teilnehmer ausgewählt? Wie ist da entschie-
den worden, wer dort hinkommen soll? Wie pas-
sierte das? War das Ihre Aufgabe? Waren Sie da-
mit befasst? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich habe das ja ver-
sucht schon darzustellen. Meine Aufgabe bestand 
darin, den Wunsch des Ministers, eine Taskforce 
einzusetzen, weiterzugeben. Dieses habe ich wei-
tergegeben an den zuständigen Staatssekretär o-
der an sein Büro, wo sich aber dann heraus-
stellte, dass Herr Beermann eben nicht da ist und 
auch nicht verfügbar ist. Und er hat dann mit sei-
nem Stellvertreter, dem zweiten Staatssekretär 
unseres Hauses, gesprochen. Und Herr Güntner 
hat dann entschieden, wer dazukommt. Ich will 
nicht ausschließen, dass Herr Güntner mich zwi-
schendurch noch mal gefragt hat: Wen, meinst 
du, sollte man noch dazuholen? - Aber wir haben 
dann natürlich auch gesagt: Das weiß Herr 
Zielke. - Der Herr Zielke hat seine Leute geholt, 
die seit Jahr und Tag in der Abteilung StV daran 
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arbeiteten. Es sind die Europarechtler dazuge-
kommen; es sind, glaube ich, vom Haushalt ei-
nige dazugekommen. Aber ich kann Ihnen nicht 
sagen - -  

Ich habe da auch nichts mitentschieden, sondern 
ich habe nur gesagt: Der Minister möchte gerne 
eine Taskforce, die nicht aus einer festen Zusam-
mensetzung besteht, wo man sagt: „1 bis 17 sind 
die Leute“, sondern ihr sollt euch die zusammen-
holen, auch unter Beteiligung der Rechtsberater 
bzw. der Berater - wir haben ja neben den Rechts-
beratern auch noch andere gehabt, die sich mit 
dieser Thematik befasst haben, die das Vertrags-
werk kannten und die sich inhaltlich mit der 
Thematik beschäftigt haben - - dass sie dort eine 
Zusammenstellung machen der Kollegen, die 
man dafür braucht, egal welche Ebene, ob Sach-
bearbeiter oder Referatsleiter oder Unterabtei-
lungsleiter. Und so wurde halt diese Taskforce, 
soweit ich weiß - wie gesagt, ich bin selber ja 
nicht dabei gewesen -, auch in unterschiedlicher 
Zusammensetzung - - Sie werden sich das thema-
tisch etwas aufgeteilt haben. Die Wortführung, 
vermute ich mal, werden im Wesentlichen Herr 
Zielke und der Herr Molitor als die Kernabtei-
lung, die für die Maut zuständig ist, gehabt ha-
ben. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Hat es Sie nicht gewundert? Da kommt jetzt ein 
Urteil, und das ist ja wie eine Bombe eingeschla-
gen, hat alle überrascht. Sie haben halt mit etwas 
anderem gerechnet; das hören wir von allen hier. 
Was mich wundert, ist, dass der Prozessbevoll-
mächtigte, der beim EuGH das Haus vertreten 
hat, nicht dabei ist. Warum? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter 
Krischer, das kann ich Ihnen nicht sagen, weil - 
ich hatte es gerade gesagt - ich war für die Zu-
sammensetzung nicht verantwortlich. Nun war 
der Prozessbevollmächtigte ja auch nicht am Ort. 
Ich weiß aber nicht, ob mit ihm telefonischer 
Kontakt oder was gehalten wurde. Ich sage ja: Ich 
habe mich weder in die Zusammensetzung der 
Taskforce noch in die Arbeit dieser Taskforce in 
irgendeiner Form eingemischt.  

Die anderen Fragen, die dort wegen des - - Das 
hätten Sie Herrn Zielke fragen können. Ich weiß 
nicht, ob Herr Hillgruber oder ob andere Betei-
ligte, die wir eingeschaltet hatten, die wir betei-
ligt haben - - Und vieles ist eben auch über die 
Kanzleien gelaufen. Also, wie gesagt: Das kann 
ich Ihnen nicht sagen, weil ich nicht beteiligt 
war.  

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Wir haben Herrn Zielke gefragt. Er kann es auch 
nicht sagen.  

Ich komme dann auf den 20. Juni und habe da 
eine Vorlage. Das ist MAT A BMVI-5/2-a, 
Blatt 231. Da gibt es einen Mailverkehr. - Gucken 
Sie erst mal, wenn Sie schauen möchten. 

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Aber was ist jetzt 
Ihre Frage, Herr Abgeordneter? 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Meine Frage zielt darauf ab, dass Staatssekretär 
Beermann Sie am 20. zur „Task Force Maut“ am 
21. einlädt. Und da steht drunter:  

Ihre persönliche Teilnahme ist er-
forderlich. 

Das ist fett unterstrichen.  

Dann fragt Sie Frau Julie Heinl, ob Sie da hinge-
hen, und Sie sagen: „Nö, gehe ich nicht hin“, ob-
wohl es eine Aufforderung - würde ich es mal so 
formulieren -, keine Einladung ist, dort zu er-
scheinen. Und Sie schreiben - das finde ich sehr 
bemerkenswert - an die Frau Julie Heinl:  

Ehrlich gesagt, würde ich es Ihnen 
nicht empfehlen, ich gehe nicht 
hin. 

Die ist auch eingeladen, die Julie Heinl.  

Ich finde das sehr bemerkenswert, dass man vom 
Staatssekretär aufgefordert wird - kann man 
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schon sagen -, persönlich zu erscheinen, und 
dann sagt: Ich gehe da nicht hin.  

Jetzt haben Sie eben erläutert, Sie seien da nicht 
so ganz involviert gewesen. Aber wenn der 
Staatssekretär Sie auffordert und Sie gehen ein-
fach nicht hin und dann sagen Sie auch noch 
Kollegen: „Geht ihr auch mal nicht hin“: Finde 
ich komisch. Können Sie mir das erläutern? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Das will ich gerne 
versuchen Ihnen zu erläutern. Das ist eine Stan-
dardeinladung, die Herr Beermann ja an viele an-
dere geschickt hat. Das heißt also, das ist keine 
persönliche Aufforderung an mich, zu erschei-
nen, sondern er hatte um Präsenz gebeten. Wir 
hatten aber bereits - - Also, das ist büromäßig ab-
gelaufen. Ich hatte von vornherein gesagt: Ich 
werde mich an diesen Taskforce-Sitzungen nicht 
beteiligen, weil ich das zeitlich einfach nicht 
schaffen kann.  

Und dann ist immer die Frage: Wenn in so einer 
Taskforce, die sich inhaltlich mit den Themen 
beschäftigt, Vertreter der Pressestelle dabei sind 
und dann kommen Presseanfragen, dann muss 
man auch vernünftige Antworten geben können. 
Und deswegen war meine Empfehlung: Lasst uns 
lieber die Ergebnisse nachher haben, dann müs-
sen wir auch nicht sagen: Ja, wir wissen das alles, 
aber wir sagen nichts.  

Ich habe von vornherein ausgeschlossen, dass ich 
an einer Taskforce-Sitzung teilnehme, weil ich, 
wie gesagt, inhaltlich nichts hätte beitragen kön-
nen und im Übrigen auch einfach nicht den Zeit-
rahmen zur Verfügung hatte, mich dort auch 
noch stundenlang im Zweifel zu beschäftigen. 
Die Aufforderung, persönlich zu erscheinen, war 
ja nicht an mich persönlich gerichtet, sondern an 
eine ganze Reihe von Teilnehmern. Und das ist 
in unserem Hause leider so üblich, dass man den 
Abteilungsleiter L, wenn man ihn mit in die Ver-
antwortung nehmen will, gerne mit einlädt und 
auch erwartet, dass er kommt. Aber das ist die 
Ubiquität, Herr Abgeordneter Krischer, die ich 
noch nicht schaffe. … (akustisch unverständlich) 
von vornherein klargestellt: Ich werde mich da 
nicht beteiligen. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. Dann frage ich in der nächsten Runde wei-
ter, weil ich glaube, meine Zeit ist um, Herr Vor-
sitzender. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann hat jetzt das Wort der Kollege Lange. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Keine Wiederholungen 
und keine Fragen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Kollege Wiehle? 

Wolfgang Wiehle (AfD): Ich bin gerade noch da-
bei, was zu klären. Bitte am Ende der Runde 
noch mal fragen. - Danke. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke. - Kollegin 
Lühmann? 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke schön. - Herr 
Görrissen, nachdem der Vertrag unterschrieben 
war, haben Sie in Ihren Tagesinformationen noch 
dreimal das Thema Vertrag oder Vertragspartner 
erwähnt; das Thema Feinplanungsdokumenta-
tion kommt nicht ein einziges Mal vor. Ist bis zur 
Kündigung des Vertrages das Thema „Probleme 
bei der Feinplanungsdokumentation“ bei Ihnen 
aufgelaufen, vielleicht dass Herr Schulz gekom-
men ist auf dem Weg zum Minister und Ihnen 
das mitgeteilt hat, dass Ihnen andere das mitge-
teilt haben mit der Bitte, es dem Minister zu sa-
gen? Also dieses Thema „Probleme bei Feinpla-
nungsdokumentation“ bis zum Tag der Kündi-
gung: Haben Sie davon irgendetwas gehört? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke. - Dann habe ich 
noch einige Fragen zu der Situation nach der 
Kündigung oder nach dem EuGH-Urteil. Nach 
dem Tag der Kündigung - wir haben ja eben dar-
über geredet: was passierte an dem Tag? Task-
force, Sie haben nicht teilgenommen; Entschei-
dung -, an dem Tag nach dem Urteil und nach 
der Kündigung kam es am 19. Juni 2019 von 
12.30 bis 13.30 Uhr zu einem Treffen zwischen 
Ministeriumsspitze und Betreiber. Dieses Tref-
fen - das haben wir auch gehört - ist erst für den 
Tag davor um 18 Uhr angesetzt worden, ist dann 
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verlegt worden. Und zwar haben da laut Proto-
koll des Betreibers teilgenommen: Minister 
Scheuer, Staatssekretär Beermann und Sie und 
aufseiten des Betreibers Herr Laux, Herr Schulen-
berg, Herr Blum und Herr Schneble. Das Doku-
ment, auf das ich mich beziehe, hat die Nummer 
MAT A D-1/6, Blatt 6 und 7. Ist die Darstellung 
des Teilnehmerkreises so zutreffend? Haben Sie 
da teilgenommen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Wir schauen erst 
mal, was Sie jetzt gerade als Material meinten.  

Kirsten Lühmann (SPD): Ja. 

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Frau Lühmann, ich 
glaube, Sie haben gerade bei der Auflistung den 
Herrn Ruoff vergessen gehabt, der hier im Text 
steht und der mir auch erinnerlich ist, aber nicht 
jetzt als groß Beitragenden, sondern dass er dabei 
war.  

Kirsten Lühmann (SPD): Stimmt, habe ich ver-
gessen. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Sonst ist der Teil-
nehmerkreis dort richtig wiedergegeben.  

Kirsten Lühmann (SPD): Was erinnern Sie sich 
noch? Wie ist dieses Gespräch abgelaufen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nun gut, es war ein 
Gespräch, über das man vorher sich überlegt 
hatte: Führen wir es überhaupt noch, oder führen 
wir es nicht? Wir haben dann gesagt: Wir führen 
das noch mal. - Der Minister hat seine Ausfüh-
rungen gemacht und noch mal die ganze Lage 
dargestellt, auch die Problematik, die sich nach 
dem Urteil ergibt. Und Sie haben mir ja jetzt ge-
rade hier eingespielt diesen Vermerk, den, wenn 
ich es richtig sehe, die Kollegen Schneble und 
Dr. Blum gemacht haben. Ich hatte ihn auch 
schon einmal wahrgenommen, weil er auch pres-
semäßig schon verkauft worden ist.  

Mich hat in diesem Vermerk etwas überrascht die 
Bedeutung, die Herr Schneble dort plötzlich sich 
selbst zuschreibt. Die ist mir so nicht erinnerlich, 
sondern es war mehr ein Gespräch zwischen 
Herrn Minister Scheuer und Herrn Schulenberg, 
bei dem es insbesondere natürlich - und dieser 
Begriff ist in diesem Vermerk auch nicht aufge-
führt - um das Thema Schlechtleistung geht. Ich 
verstehe, dass Herr Schneble und Herr Blum das 
nicht in ihren Vermerk hineinschreiben wollten, 
weil das ja auch für sie nicht gerade ein Aushän-
geschild jetzt war, dass dort Schlechtleistung er-
bracht worden ist. Übrigens der Begriff 
„Schlechtleistung“, wie ihn der Minister in dem 
Gespräch verwandt hat, hat bei Herrn Schulen-
burg zu ziemlicher Aufregung geführt, weil er 
sich in seiner kaufmännischen Ehre gekränkt 
fühlte und es nicht akzeptieren wollte, dass er 
nun Schlechtleistung vollbracht hat. Und die 
Kollegen schreiben ja auch lieber „Feinplanung“; 
aber wir haben das eben als Schlechtleistung be-
zeichnet. Und insofern war die Atmosphäre für 
dieses Gespräch nicht ganz optimal.  

Natürlich haben die Betreiber versucht, noch ein-
mal darzustellen, dass sie alles tun werden, um 
das in Griff zu bekommen. Wir haben unsere Po-
sition dargestellt. Und es war halt eine Stunde, 
die wir uns miteinander unterhalten haben, die 
aber zu keinerlei Ergebnissen geführt hat und die 
eben deutlich gemacht hat die Verärgerung auf 
unserer Seite, die schwierige Situation, die sich 
nach dem Urteil ergibt, und das Bemühen, sage 
ich jetzt mal, von den Herren Laux und Ruoff, die 
im Zweifel nicht viel gesagt haben - Herr Schne-
ble hat etwas mehr gesagt; Herr Blum hat meines 
Wissens fast gar nichts gesagt -, die sich versuch-
ten zu rechtfertigen und zu sagen: Na, so 
schlimm ist das alles nicht; wir kriegen das 
schon irgendwie hin.  

Das ist so meine grobe Erinnerung an diese 
Stunde, die wir dort miteinander zusammensa-
ßen.  

Kirsten Lühmann (SPD): Der Zeuge Schulenberg 
hat hier erklärt, dass entweder er oder Herr Sch-
neble - das wusste er nicht mehr so genau - am 
Ende des Gesprächs den Minister gefragt haben, 
was sie jetzt noch tun könnten, also vonseiten 
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der Betreibenden; das ist im vorläufigen Proto-
koll vom 01.10., Seite 80 und 81. Wissen Sie 
noch, wie der Minister auf die Frage geantwortet 
hat? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein. Wir schauen 
gerade mal in den Text, Frau Lühmann, bitte. 

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Kirsten Lühmann (SPD): Seite 82 [sic!], links, 
zweiter Absatz. Er endet mit einem - -  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Gefunden.  

Kirsten Lühmann (SPD): Gut. 

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Soweit ich das erin-
nere, war das der Kollege Schneble, der gesagt 
hat: Was können wir noch machen? - Und, ja 
Gott, es war nicht mehr viel zu machen. Also, das 
war mehr so eine Floskel, wie man halt sagt: Hör 
mal, irgendwie - - Und wir haben ja, wenn Sie 
sich erinnern - so ist es, glaube ich, auch in dem 
Vermerk notiert -, gesagt: Wir wollen uns noch 
mal wieder treffen. - Und insofern hätte man 
noch mal überlegen können, ob man noch irgend-
was besprechen kann. Aber richtig klare Vorstel-
lungen, was das hätte sein können, hatte zu dem 
Zeitpunkt, glaube ich, niemand. Ich habe das 
mehr als Höflichkeitsgeschichte gesehen. 

Kirsten Lühmann (SPD): Sie haben ja die Presse 
erwähnt, die unter anderem die Formulierung, 
die gefallen sein soll, der Minister könne seinen 
Bericht im Ausschuss so oder so ausfallen lassen, 
zum Inhalt hatte. Können Sie sich an die Äuße-
rung des Ministers erinnern? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Eine wirkliche Erin-
nerung an diese Äußerung habe ich nicht. Es 
könnte sinngemäß so gewesen sein, dass er gesagt 
hat: Wir werden mal sehen, wie ich es im Aus-
schuss darstelle. - Man kann ja - so wie ich es ge-

rade versucht habe in den Vermerk hineinzuin-
terpretieren - von Fehlern in der Feinplanung 
sprechen; man hätte aber auch von Schlechtleis-
tung sprechen können. Und das war vielleicht, je 
nachdem, wie gehen wir jetzt insgesamt damit 
um, ja auch - und das ist Tage später dann in die 
Medien gegangen - die Frage des Schadensersat-
zes. Es kursierten ja dann unterschiedliche Sum-
men in den nächsten Tagen. Und das war, glaube 
ich, so zu verstehen. Dass das irgendwas anderes 
war, habe ich nicht so wahrgenommen. 

Kirsten Lühmann (SPD): Also, Sie haben es nicht 
wahrgenommen. Also, Sie wissen nicht, ob es 
passiert ist; denn Sie wissen ja: In den Medien 
stand, dass der Minister das von einer Bedingung 
abhängig gemacht haben soll, ob er in dem Ver-
kehrsausschuss so oder so aussagt. Ob es diese 
Bedingung gegeben hat, daran können Sie sich 
nicht erinnern. Habe ich Sie so richtig verstan-
den? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Da haben Sie mich 
richtig verstanden. Ich habe daran keinerlei Erin-
nerung. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke. - Ich habe jetzt 
eine MAT-Nummer, die ich Ihnen gerne vorhal-
ten möchte: Das ist die MAT A BMVI-5/12, Blatt 
35 bis 37. Da geht es um eine Tagesinformation 
von Ihnen, die sich mit der maximal möglichen 
Transparenz beschäftigt, die ja der Minister nach 
der Kündigung der Öffentlichkeit und insbeson-
dere auch dem Ausschuss versprochen hat. Und 
da schreiben Sie: 

Unsere Strategie der Transparenz 
hilft m.E. nicht mehr weiter. Sie 
führt dazu, dass die Gegenseite 
immer neue Felder aufmacht, wo 
wir nicht ausreichend vorgelegt 
haben. 

Sie können es ja gleich noch mal lesen; das geht 
ja noch etwas weiter. 

Das heißt, die Strategie der Transparenz - - Wenn 
Sie schreiben: „Es kommen Fragen nach Dingen, 
die nicht vorgelegt wurden“, ist das ja nicht ma-
ximale Transparenz, weil augenscheinlich ja 
Dinge nicht vorgelegt wurden. Aber der Kern 
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meiner Frage geht dahin: Ist also schon im Sep-
tember diese Strategie wieder aufgegeben wor-
den? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Also, die Strategie 
der maximalen Transparenz - das habe ich mir 
geschworen -, die werde ich nie wieder vorschla-
gen, 

(Heiterkeit der Abg. Nina 
Warken (CDU/CSU) und 
Kirsten Lühmann (SPD) - 
Kirsten Lühmann (SPD): 

Sehr gut!) 

weil ich habe gelernt, dass man darüber befinden 
muss, was Transparenz oder maximale Transpa-
renz ist, und habe gelernt, dass wir darüber nicht 
hätten befinden können, sondern dass Sie - ich 
meine Sie jetzt nicht persönlich, Frau Abgeord-
nete Lühmann, aber Ihre Kollegen usw. - darüber 
befunden haben. Und Sie hätten nie erklärt: Das 
reicht uns jetzt. - Aber es wäre immer noch wie-
der irgendwo etwas gekommen. 

Und deswegen habe ich so versucht darzustellen: 
Leute, es hat keinen Sinn, jetzt ständig von dieser 
maximalen oder vollständigen Transparenz zu 
sprechen; es wird immer wieder irgendeiner 
kommen und sagen: „Moment, das fehlt aber 
noch“ usw. Und deswegen würde ich nicht sa-
gen, dass wir sie aufgegeben haben. Es war ein 
Versuch, möglichst das, wo wir meinten, dass es 
mit dem Untersuchungsgegenstand zu tun hat, 
was man braucht, um den Sachverhalt aufzuklä-
ren, das aber auch aus Ihrer Sicht dazugehört, 
weil ich irgendwo formuliert habe: „Herr Luksic 
hat wieder eine Frage gestellt - - Das war für mich 
nicht Teil einer maximalen Transparenz, weil ich 
das für ziemlich albern gehalten habe. Ich habe 
ihn aber auch gefragt: Warum sollte ich den Chef 
unterrichten? - Aber ich habe es gemacht, damit 
er weiß, wenn am Samstag wieder in den Zeitun-
gen steht: „FDP fordert …“, wo kommt das her, 
dass ich ihm sagen konnte: Das kommt aus dieser 
Anfrage heraus. 

Also das war eine Strategie. In meinem zweiten 
Berufsleben - ich weiß nicht, wo ich es dann be-
ginne - werde ich diesen Vorschlag nicht wieder 
machen. 

Kirsten Lühmann (SPD): Aufgenommen. - Ich 
habe noch eine Frage; dann bin ich auch durch. 
Das geht wieder um eine Materialnummer, und 
zwar MAT A BMVI-5/12, Blatt 40 und 41. Das ist 
ein Papier vom 13. September 2019. Und da kam 
der Minister mit der Idee an Sie heran, doch 
noch eine Vereinbarung mit dem Betreiber zu be-
schließen. Es geht mir nicht um den Inhalt, son-
dern es geht mir um das Verfahren. Möchten Sie 
Zeit haben, um den Inhalt noch mal zu lesen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Schon aufgemacht 
hier. Ich will es nur ganz kurz einmal durchle-
sen, - 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: - wenn Sie gestat-
ten. 

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

So, jetzt bitte ich aber, Frau Lühmann, noch mal 
die Frage zu stellen, die ich jetzt nicht mehr ganz 
präsent habe. 

Kirsten Lühmann (SPD): Nee, ich hatte sie noch 
gar nicht gestellt. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ach so. Dann habe 
ich sie auch in der Tat ja nicht verstehen können. 

Kirsten Lühmann (SPD): Richtig. - Ich habe dazu 
zwei Fragen. Die erste: Wessen Idee war das? War 
das die Idee des Ministers, das, was da drinsteht, 
oder hat er die von jemand anders? Wenn von je-
mand anders: Von wem? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Da bringen Sie 
mich jetzt in eine leichte Schwierigkeit, weil ich 
das nicht genau sagen kann. Ich meine, zu erin-
nern - aber ich meine es wirklich nur; ich weiß es 
nicht -, dass das eine Idee war, die der Minister 
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mit Herrn Kollegen Zielke im Gespräch entwi-
ckelt hat. Sie wissen ja, dass die Verträge - - Wir 
haben sie gekündigt, aber die Kündigung wurde 
ja erst im September wirksam. Und es war im 
Vorfeld dieses Kündigungsdatums, also der Wirk-
samkeit der Kündigung am 30.09., dass dieses 
Thema mal diskutiert wurde.  

Es ist ja dort das Stichwort des Moratoriums, und 
es war die Frage: Können wir das hinauszögern, 
dass man eventuell noch zu einer anderen ver-
traglichen Vereinbarung kommt? Das war auch, 
glaube ich, zu sehen in dem Gesamtzusammen-
hang mit der ökologischen Maut, dass man gesagt 
hat: Vielleicht ergeben sich noch mal weitere 
Entwicklungen. - Die Zeit war ja schon weiterge-
gangen, und das ist ja heute auch ein Thema. 
Aber ich kann nicht hundertprozentig sagen - - 
Ich meine, zu erinnern, es wäre eine Idee gewe-
sen, die so in einem Gespräch - - Der Kollege 
Zielke hat immer interessante Ideen gehabt. 

Und Sie merken vielleicht an meiner Rückfrage 
bei Herrn Dr. Schulz: Ich war sehr skeptisch, ob 
das überhaupt funktionieren kann und funktio-
nieren wird. Und das hat ja Herr Schulz in seiner 
kurzen Erwiderung - - Denn den hatte ich, weil 
ich, wie gesagt, rechtlich das überhaupt nicht be-
werten konnte, noch mal gebeten um sein Testat, 
wie er das sieht. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke. - Das ist nämlich 
jetzt genau meine zweite und letzte Frage: Wa-
rum Herr Schulz? Der war zu dem Zeitpunkt 
nicht mehr Staatssekretär. Er war in einer Funk-
tion, die bei einer möglichen ökologisch ausge-
richteten Maut auch als Betreiber infrage kom-
men könnte. Sie merken den Hintergrund meiner 
Frage: Ich sehe da einen Interessenkonflikt. Und 
im Hause gab es ja wohl genug juristischen Sach-
verstand, um das auch im Haus prüfen zu kön-
nen. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Das ist auch eine 
Frage des Vertrauens. Wenn man einen vertrauli-
chen Hinweis hat, eine vertrauliche Überlegung 
hat, dann muss man einmal schauen: Wie wird es 
gesehen? - Wenn meine Vermutung nicht ganz 
falsch ist, dass es vielleicht von Herrn Zielke 
kommt, hätten seine Mitarbeiter natürlich einen 

Teufel getan, das irgendwie zu bewerten; da hät-
ten sie sich gar nicht getraut. Und insofern war 
Herr Dr. Schulz - Sie haben recht - natürlich in 
einer neuen Funktion, aber war für mich ein ab-
soluter Spitzenfachmann, was dieses Thema an-
belangt, der in dieser Thematik drin war. Und ich 
brauchte, wie ich das heute Morgen schon mal 
sagte, noch mal eine zweite Meinung neben mei-
ner, um zu hören: Ist das überhaupt ein gangbarer 
Weg? Denn ich hielt ihn für nicht gangbar; aber 
ich konnte es nicht so wirklich begründen. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ein - - 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: An einen Interes-
senkonflikt - 

Kirsten Lühmann (SPD): Genau. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: - habe ich in dem 
Zeitpunkt überhaupt nicht gedacht und ihn auch 
nicht in irgendeiner Weise gesehen. Es war ein-
fach ein kollegialer Rat. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann gebe ich das 
Wort dem Kollegen Jung. 

Dr. Christian Jung (FDP): Ja, vielen Dank, auch 
für die Ausführungen zu dem Innenleben des Mi-
nisteriums. Ich meine, man kann, glaube ich, 
festhalten: Kommunikation ist eine schwierige 
Sache.  

Was ich jetzt noch nicht so ganz nachvollziehen 
kann, weil Sie da sehr gesprungen sind und auch 
viele Gesprächspartner das erste Mal erwähnt 
worden sind: Könnten Sie bitte noch mal genau 
den Tagesablauf von Ihnen vom 18. Juni ab etwa 
9.30 Uhr sagen - vielleicht können Sie es chrono-
logisch machen - und, weil Sie ja sehr viele Tele-
fonate auch aufgeführt haben, mit wem Sie alles 
telefoniert haben? Sie haben zum Beispiel er-
wähnt, dass Sie sich mit den zuständigen Uni-
onsabgeordneten abgestimmt haben. Was ist bei 
diesen Gesprächen auch mit wem genau gespro-
chen worden? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Dr. Jung, ich 
kann mich sicher wiederholen; es wird aber nicht 
anders dadurch. Ich glaube, ich habe auf die 
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Frage des Abgeordneten Lange versucht, deutlich 
zu machen, wie ungefähr der Tagesablauf war, 
wobei - jetzt muss ich doch wieder auf meine be-
scheidene Rolle zurückkommen - nicht ich diese 
Gespräche geführt habe, sondern ich habe dafür 
gesorgt, dass sie überhaupt geführt werden kön-
nen. Es waren teilweise Gespräche, die auch an-
dere geführt haben. Aber ich kann jetzt gerne 
noch einmal den ganzen 18. Ihnen vortragen.  

Dr. Christian Jung (FDP): Genau, bitte ganz konk-
ret und chronologisch. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Wir können uns 
aber auch ins … (akustisch unverständlich) set-
zen, dass Sie ins Protokoll schauen und dann 
noch einmal - - 

Dr. Christian Jung (FDP): Bitte ganz konkret und 
chronologisch. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ja, das ist morgens 
angefangen und hat abends aufgehört. Das ist nun 
mal die Chronologie eines Tages. Ich kann es, 
wie gesagt, noch mal gerne wiederholen. Das 
macht mir nichts aus, aber es hilft Ihnen keinen 
Deut. 

Dr. Christian Jung (FDP): Sehr gerne. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Wir sind morgens 
um halb zehn mit dem Urteil konfrontiert wor-
den. Ich saß mit Frau Bethge und Herrn Ainetter, 
meinen beiden Unterabteilungsleitern, zusam-
men, und wir haben dieses Urteil zur Kenntnis 
genommen. Wir haben daraufhin den Minister 
informiert. Der Minister hat das natürlich über 
Ticker - die Ticker sind immer schneller, als wir 
unsere Telefone hinbekommen - auch schon er-
fahren. Wir haben dann eine kurze Schalte ge-
macht mit allen Beteiligten, sprich: der Frau Ge-
bauer, glaube ich, dem Herrn Zielke und den bei-
den eben Genannten, haben noch einmal kurz 
Revue passieren lassen, dass er sozusagen noch 
mal hört. Und es war einvernehmlich ja klares 
Testat: Dieses Urteil ist so eindeutig; wir können 
da gar nichts machen. 

Der Minister hat entschieden, dass wir eine 
Taskforce einsetzen. Ich habe das gerade eben 

noch einmal geschildert, wie das erfolgt ist. Das, 
glaube ich, muss ich nicht noch mal wiederho-
len. Und der Minister hat entschieden, dass be-
stimmte Maßnahmen, die derzeit ergriffen wur-
den vom KBA und auch vom BAG, kurzfristig ge-
stoppt werden, damit nicht weitere Personalein-
stellungen erfolgen. Ich könnte Ihnen noch ein 
konkretes anderes Thema nennen - das ging um 
eine Liegenschaft in Schleswig-Holstein, wo das 
KBA sich ausbreiten wollte -, was auch gerade in 
der Schlussphase war. 

Wir haben dann, wie gesagt, eine Telefonschalte 
der Verkehrspolitiker der Union gemacht. Ich 
hatte das heute Morgen zu der Frage von Herrn 
Lange bereits gesagt: Das waren weitgehend halt 
CSU-Politiker, weil die damals in der Verantwor-
tung in der Fraktion waren. - Und dann hat es si-
cher bei mir viele Anrufe gegeben; das bin ich 
nicht in der Lage Ihnen zu sagen. Ich habe auch 
mit Herrn Schneble dazwischen gesprochen, wie 
wir schon festgestellt haben. 

Wir haben dann diese Taskforce tagen lassen. 
Wir sind dann am Nachmittag, am späten Nach-
mittag, der Minister und ich, in diese Taskforce 
hineingegangen, haben uns … (akustisch unver-
ständlich) lassen. Wir sind nach der Taskforce in 
sein Büro gegangen, in einem kleineren Kreis, 
und haben dort noch einmal konkret über die 
Kündigungsgründe und über die Kündigungsva-
rianten und das Verfahren gesprochen. Und ir-
gendwann, ein Stück weit nach Mitternacht, bin 
ich nach Hause gefahren, weil mir der Tag, ehr-
lich gesagt, reichte. Und bei mir heißt „nach 
Hause fahren“ noch lange nicht, dass ich im Bett 
liege. Das braucht immer noch ein bisschen.  

Dr. Christian Jung (FDP): Und am Ende dieses 
Tages hat dann der Minister diese Entscheidung 
als Verantwortlicher getroffen, zu kündigen?  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter 
Dr. Jung, ich habe das auch schon jetzt mehrfach 
gesagt: Wir haben in der Runde, in der wir zu-
sammensaßen, beraten, was man machen kann. 
Es lag dieser Vorschlag auf dem Tisch, diese bei-
den Kündigungen auszusprechen. Und wir haben 
einvernehmlich - ich glaube, ich hatte eben den 
Begriff „Kollegialorgan“ gewählt - gesagt: Der 
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Kündigungsweg, so wie wir ihn dargestellt be-
kommen haben, ist der richtige, und den gehen 
wir.  

Natürlich ist der Minister der Letztentschei-
dende; aber es ist eine Art bei Herrn Scheuer, 
dass er häufig fragt: „Gibt es noch jemand, der 
anderer Meinung ist?“ oder: „Habt ihr eine an-
dere Meinung?“ Es hatte jeder die Gelegenheit, 
sich da zu äußern; das ist auch erfolgt. Und wir 
waren einheitlich der Meinung, dass es der rich-
tige Weg ist, die Kündigung so, wie wir sie dort 
vorbesprochen haben, am nächsten Morgen for-
malisiert durchzuführen.  

Das ganze Verfahren, wie das formalisiert jetzt 
geht, glaube ich, muss ich nicht wiederholen, mit 
Zustellung und was weiß ich; war alles und ist 
alles im Vertragswerk geregelt. Genau so sind wir 
auseinandergegangen. Und wenn ich ganz ehr-
lich sein soll: Mir reichte es auch.  

Dr. Christian Jung (FDP): Ich frage deswegen, 
weil wir haben hier auch in einer der letzten Sit-
zungen eine Aussage gehabt eines hochrangigen 
Beamten des Ministeriums, dass der Minister 
selbst diese Entscheidung getroffen hätte. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Gut, das ist jetzt 
eine Interpretationsfrage. Natürlich ist ein Minis-
ter immer der, der die Letztentscheidung trifft. 
Ich habe das aber als ein Ergebnis einer intensi-
ven Beratung eines Kollegialorgans, das immer-
hin dann in der Schlussphase aus zwei beamte-
ten Staatssekretären und zwei Abteilungsleitern, 
mindestens einem Unterabteilungsleiter und 
noch zwei, drei anderen bestand, die in der Tat 
jetzt, wenn Sie mich nehmen - da sind wir beide 
uns ja nicht ganz einig, wie weit meine Bedeu-
tung geht - - Aber ich hätte eine derartige Ent-
scheidung nicht treffen dürfen, weil sie meiner 
Aufgabe nicht entspricht. Und insofern war mein 
Eindruck - und so bin ich aus dieser Runde ge-
gangen, und er ist auch heute noch mein Ein-
druck -, dass wir alle, die wir dort saßen - und es 
gab kein Gegenvotum -, der Meinung waren: Es 
ist der richtige Weg, diesen Kündigungsweg zu 
beschreiten und das in dieser formalisierten 
Form, wie wir es dort erörtert hatten, nun auch 
zu tun. 

Dr. Christian Jung (FDP): Was Sie jetzt ja gesagt 
haben: Der Minister ist jemand, der sich gerne in 
seinem Umfeld noch mal rückversichert. - Hat er 
sich denn auch mit Ihrer Hilfe noch anderweitig 
zurückversichert? Sie haben ja exzellente Kon-
takte aus Ihrer Karriere in die CSU. Mit welchen 
Politikern der CSU hat er sich rückversichert? 
Hat er mit der Bundeskanzlerin gesprochen? Hat 
er mit dem Vizekanzler gesprochen? Weil diese 
Entscheidung trifft man ja nicht so einfach. Und 
der Herr Scheuer ist ja jemand, wie Sie ja zu 
Recht gesagt haben, der sich gerne rückversi-
chert. Bei wem hat er sich denn über Ihnen noch 
rückversichert?  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter 
Dr. Jung, diese Frage kann ich Ihnen nicht beant-
worten, weil ich es nicht weiß. Ich habe ja gesagt: 
Der Minister war den ganzen Tag auch unter-
wegs. Es werden viele Gespräche stattgefunden 
haben, aber ich bin nicht über die Details infor-
miert, mit wem er da geredet hat. Das weiß ich 
nicht. 

Dr. Christian Jung (FDP): Sie haben auch zu 
CSU-Spitzenpolitikern an diesem Tag keinerlei 
Kontakte gehabt? Sie haben ja da sehr enge Bezie-
hungen, auch aus der Vergangenheit, zu einzel-
nen Persönlichkeiten. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Mit „Sie“ meinen 
Sie mich jetzt, also großgeschrieben?  

Dr. Christian Jung (FDP): Ja, ich meine Sie. Ich 
meine Sie, ja.  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein, nicht gehabt. 
Ich habe nur diese Telefonschalte, von der ich 
sprach, bei der einige Verkehrspolitiker dabei 
waren. Und für mich sind auch Verkehrspolitiker 
bereits hochrangige Politiker.  

Dr. Christian Jung (FDP): Gut. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Wenn Sie an Partei-
vorsitz oder Ähnliches denken - oder Generalsek-
retär -: Habe ich keine da gehabt.  

Dr. Christian Jung (FDP): Okay. 
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Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann hat der Kollege Cezanne nun das Wort.  

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Danke schön, Herr 
Vorsitzender. - Herr Görrissen, auch da knüpfe 
ich gleich noch mal an. Herr Seehofer hat bei sei-
ner Befragung hier ausgesagt, dass er, nachdem er 
von dem Urteil Kenntnis genommen hatte, den 
Herrn Dobrindt angerufen habe und sich mit ihm 
verständigt habe, dass damit das Thema Maut 
jetzt mal gut sei - also, das ist jetzt meine Formu-
lierung -, und sich mit Herrn Dobrindt auch ver-
ständigt, dass der sich mit dem Parteivorsitzen-
den in Bayern in Verbindung setzt. Haben Sie 
Kenntnis darüber, ob aus diesem Kreis der drei 
Herren auch mit Herrn Scheuer gesprochen wor-
den ist?  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Klare Antwort, danke 
schön. - Am 28. August 2019 gab es ein Gespräch 
bei Minister Scheuer, an dem Sie, Staatssekretär 
Beermann und weitere Personen teilnahmen. Da 
ging es um die Geltendmachung von Vertragsstra-
fen. Ich sage auch mal die MAT-Nummer. Also 
das ist MAT A BMVI-5/1_b-3, Blatt 208. 

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm - Zuruf des RA 
Dr. Daniel Krause) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Entschuldigung 
bitte, Herr Abgeordneter, könnten Sie noch mal 
genau sagen, was Sie vorhalten wollen inhalt-
lich?  

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Nein, die Frage habe 
ich noch nicht gehabt, aber es geht um die Einla-
dung zu diesem Gespräch am 28.08.: 

Betreff: Sts Be Gespräch mit Mi-
nister, Herr Görrissen, Herr Moli-
tor zu „Vertragsstrafen“  

Und zu den Vertragsstrafen gab es eine Vorlage. 
Meine Frage wäre, was das Ergebnis des Ge-
sprächs war. Und dann würde ich gern noch eine 
Anschlussfrage stellen.  

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter, 
ich kann Ihnen nur sagen: Ich kenne das nicht. 
Ich kann mich auch nicht daran erinnern, dass 
wir uns da zusammengesetzt haben.  

Sie dürfen nicht immer, wenn mein Name drin-
steht - - Den schreibt man überall rein, immer 
nach dem Motto: Damit der ja nicht später kom-
men kann und sagen kann, er sei ja nicht infor-
miert gewesen.  

Aber ich kann mich an diese Notiz nicht erin-
nern, auch nicht sagen, was daraus erfolgt ist.  

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Na ja, dann ist es ja 
gut, dass wir Sie dann heute fragen können. - 
Trotzdem würde mich noch mal interessieren: 
Also, wir haben jetzt die offensichtliche Kündi-
gung aus ordnungspolitischen Gründen. Wir ha-
ben zusätzlich die Kündigung wegen Schlecht-
leistung. Dann hat man noch mal nachgesetzt we-
gen der Vergabe von Unterauftragnehmerverträ-
gen, die noch weiter ausgefertigt worden sind. 
Und jetzt setzt man mit den Vertragsstrafen noch 
mal einen drauf. Hat denn bei Ihnen im Ministe-
rium in der Diskussion nie mal eine Rolle ge-
spielt, dass es für das Schiedsverfahren vielleicht 
taktisch klug sein könnte, nicht jede Eskalations-
stufe in dieser Auseinandersetzung zu betreten?  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Auch diese Frage 
kann ich Ihnen nicht beantworten; ich weiß es 
nicht. Dieses Thema Vertragsstrafen, das ist ir-
gendwie in der Fachabteilung hochgekommen; 
dazu kann ich Ihnen keine Informationen geben. 
Ich kann mich … (akustisch unverständlich) Be-
teiligung oder Gespräche erinnern.  

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Danke schön. - Und 
eine letzte Frage von mir noch mal zu der - wie 
soll ich sagen? - Erfindung der Transparenzstrate-
gie. Da geht es jetzt um zwei Dokumente. Aber 
wesentlich wäre, glaube ich, hier MAT A BMVI-
5/12, Blatt 19. 
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(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Was ist jetzt Ihre 
konkrete Frage, Herr Abgeordneter? 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Ja, mich würde inte-
ressieren - - Also, das ist ja jetzt eine E-Mail, die 
Sie am Samstag an den MdB-Account von Herrn 
Scheuer geschickt haben mit Vorschlägen, wie 
er - wie soll ich sagen? - befreundete Abgeordnete 
informieren könnte. 

Das eine, was mich interessiert: Was haben denn 
die Kollegen Lange, Ludwig, Lühmann und der 
Landesgruppenvorsitzende am Montag als Muni-
tion erhalten? Das ist der letzte Absatz. Könnte 
ich natürlich auch Kirsten Lühmann fragen oder 
den Herrn Lange. 

Und die zweite Frage ist: Also das ist ja jetzt, sa-
gen wir mal - - Also, wie ist denn die Abwägung? 
Weil eigentlich können Sie den Kollegen ja nur 
Sachen zur Verfügung stellen, die Sie im Zwei-
felsfalle auch mir oder dem Herrn Krischer geben 
müssten. Wie funktioniert denn die Abwägung, 
wie man dann im Ministerium mit solchen Sa-
chen umgeht? 

(Oliver Krischer (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Fände 

ich gut übrigens!) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich kann Ihnen jetzt 
nicht sagen, was wir da für Unterlagen wirklich 
genau weitergegeben haben. Es war - - Wann war 
der Zeitpunkt dieses - - 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Das war am 22. Juni 
2019.  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Denn das - - Auslö-
ser waren ja Briefe aus der Opposition, wo sie 
uns mit Forderungen überhäuft haben. Und da 
war natürlich und ist natürlich auch, dass inner-
halb der Koalition darüber eine Meinungsbildung 
herbeigeführt werden musste oder eine Informa-
tion, was denn da wirklich Gegenstand war, da-
mit wir sozusagen wieder Waffengleichheit hat-

ten. Aber ich kann im Detail Ihnen das nicht sa-
gen, was daraus geworden ist oder was wir da zu-
geleitet haben. Das weiß ich nicht mehr.  

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Herzlichen Dank. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann kommen wir jetzt zu Kollege Krischer. Bitte 
schön. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich habe heute schon mal viel gelernt. Dass es 
Kollegialorgane in Ministerien gibt, wusste ich 
auch noch nicht; aber das war interessant.  

Ich hätte aber eine konkrete Frage noch mal zu 
einer Vorlage aus dem Jahr 2018. Ich würde auch 
gleich die Nummer sagen: MAT A BMVI-6/5x, 
Blatt 235.  

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Vorsitzender Udo Schiefner: Fragen Sie Ihre 
Frage, Herr Krischer, bitte. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Genau. - Das ist eine Vorlage, die Frau Henke ge-
schrieben hat, und da geht es darum - so verstehe 
ich das -, dass im nachgeordneten Bereich beim 
KBA und BAG ungefähr 300 Stellen fehlen, die 
geschaffen werden müssen, um die Infrastruktur-
abgabe umzusetzen und abzuwickeln. Es wird 
detailliert erläutert, was da alles problematisch 
ist und eigentlich noch zu tun ist, und es wird 
darauf gedrängt, dass diese Stellen dann auch 
beim Finanzministerium zu akquirieren sind. Die 
ist über Herrn Zielke gegangen, und der hat 
draufgeschrieben: „am 19.06. bei AL L“ - das sind 
Sie, gehe ich mal davon aus - „abgegeben. Er 
spricht mit Min.“ Also Minister, gehe ich mal 
von aus, heißt das.  

Wir haben Herrn Zielke dazu gefragt. Der hat ge-
sagt, er kann sich an diese Vorlage erinnern und 
erinnert sich daran, dass er die bei Ihnen persön-
lich abgegeben hat. Da ist der Auftrag drin, mit 
dem Minister über diese Frage zu reden, wie 
denn der Personalbedarf geregelt werden soll. 
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Herr Zielke konnte am Ende nicht so wirklich be-
antworten, ob das Problem denn geregelt wurde 
oder nicht. 

Mich würde einfach interessieren: Was ist da-
nach passiert, was haben Sie mit dieser Vorlage 
gemacht? Wie haben Sie danach mit dem Minis-
ter über dieses ja nicht kleine Problem oder Her-
ausforderung zu dieser Zeit gesprochen, und was 
geschah dann? 

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Also, Sie sehen ja - 
und da sind wir wieder bei der Kernproblematik 
Leitungsvorlagen -: Das ist eine Leitungsvorlage, 
die an den Staatssekretär gegangen ist. Der Kol-
lege Zielke hatte den Eindruck, dass er das gerne 
noch mal ein bisschen nachsteuern wollte und 
dass er auch gerne wollte, dass der Minister dar-
über informiert ist, und hat deswegen eine Ko-
pie - das ist ja nicht das Original; das lagert ja bei 
Herrn Schulz - mir gegeben mit der Bitte, das 
dem Minister noch mal zu sagen, dass dort ein 
Problem besteht, was übrigens niemanden über-
raschte; denn das war ja auch gerade das Thema, 
was wir schon mal hatten bei der Vollstreckung, 
dass wir da zusätzliches Personal brauchten, 
wenn die OFDen oder vielmehr der Zoll das 
nicht macht. Was daraus jetzt geworden ist, kann 
ich aus der Erinnerung nicht mehr genau sagen.  

Das waren so Vorgänge, die man dann in einer 
der nächsten Besprechungen entweder mit Herrn 
Dr. Schulz oder mit dem Minister zusammen 
noch mal erörtert hat, und wir haben das, glaube 
ich, sogar dann in einer Leitungsrunde oder ir-
gendwie noch mal auch mit der Abteilung Z, 
weil die ja für die Beschaffung des Personals oder 
für die Beschaffung der Stellen zuständig ist, er-
örtert. Aber was da jetzt konkret - -  

Ich meine, Sie haben gerade formuliert, das war 
ein Auftrag an mich. Das ist kein Auftrag; das ist 
eine Bitte, eine begleitende Bitte, so in der Hoff-
nung: Wenn der Görrissen das dem Minister sagt, 
dann hat das vielleicht noch ein bisschen mehr 

Nachdruck, und alle sehen, dass da objektiv was 
kommt. 

Es war uns allen klar, dass wir noch einen ziem-
lichen Personalbedarf haben. Und das war ja ei-
ner der Punkte, wo ich gesagt habe: Nach der 
Kündigung hat der Minister gesagt: Stoppt diese 
ganze Maschinerie, damit da nicht weitere Leute 
eingestellt werden und Geld verursachen. - Aber 
das ist ein Verfahren - - Sie haben gerade eben ge-
sagt, Sie lernen vieles Neues über ein Ministe-
rium. Herr Krischer, wenn man wie ich 40 Jahre 
in dem Geschäft ist, dann lernt man ganz fürch-
terlich viel, jeden Tag. Also, das ist ein Vorgang, 
der einfach noch mal zur Bekräftigung des Anlie-
gens der Fachabteilung an mich herangetragen 
wurde mit der Bitte um Unterstützung, dass dort 
wirklich Personalstellen geschaffen werden. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Aber ich kann davon ausgehen, dass diese Vor-
lage der Minister nicht gesehen hat? Das ist da 
nicht weitergeleitet worden? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Das kann ich Ihnen 
nicht sagen. Ich kann Ihnen allenfalls sagen: Sie 
können davon ausgehen, dass wir das Thema im 
Hause weiter behandelt haben. Entweder hat 
Herr Dr. Schulz es direkt gelöst. Und ich würde 
hier sogar vermuten, dass ich mit Herrn Schulz 
darüber gesprochen habe und gesagt habe: Pass 
auf, was können wir denn da machen? - Es war ja 
nicht so, dass das nicht allen bewusst war, son-
dern es war einfach noch mal der Versuch, noch 
mal auf einer zweiten Schiene vielleicht ein biss-
chen Schnelligkeit hineinzubringen, damit es et-
was schneller geht. Ich weiß nicht, ob der Minis-
ter - - Also, der Minister ist mit dem Thema si-
cher befasst gewesen. Ob er diese Vorlage gese-
hen hat, das weiß ich nicht. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. - Dann würde mich zum Thema Leitungs-
vorlagen - das ist auch meine letzte Frage zu dem 
Thema - noch mal interessieren: Sie haben ja 
eben die Tagesinformationen - - die haben Sie an 
den MdB-Account geschickt. Hat es denn per 
E-Mail noch irgendwelche andere Kommunika-
tion mit dem Minister gegeben? 
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Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein. Ich habe ja 
keine direkte E-Mail-Kommunikation mit dem 
Minister, sondern die Vorlagen, die bei mir ein-
gehen, gehen dann an seinen Schreibtisch oder 
über seinen Schreibtisch. Es war halt nur diese 
Tagesinformation, die Möglichkeit zu haben, ver-
trauliche Informationen an den Minister heranzu-
tragen, auch wenn er nicht für mich auf die 
Schnelle erreichbar war. Das hätte man auch al-
les telefonisch machen können. Aber das wäre 
nie gelungen, weil ich ihn so oft gar nicht ans Te-
lefon bekommen hätte und auch die Geduld ei-
nes Ministers irgendwann erschöpft ist, wenn 
nun irgendjemand immer redet, aber andererseits 
auch die Unzufriedenheit da ist, wenn man nicht 
informiert wird. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Völlig klar. Aber das heißt, per E-Mail haben Sie 
außer über den MdB-Account mit ihm nicht kom-
muniziert? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Per E-Mail habe ich 
nicht mit ihm kommuniziert, weil das wäre ja al-
bern gewesen. Was hätte ich da ihm schreiben 
sollen? Das waren ja Dinge, die - - Wir sitzen ja 
fast Tür an Tür. Also, wenn Sie jetzt klassisch 
hierarchisch in ein Ministerium hineinschauen, 
müssen Sie sich vorstellen: Bei uns war es ein 
bisschen anders und ist es ein bisschen anders. 
Der Minister oder - ich will sagen: - die Minis-
ter - es war bei Herrn Dobrindt genauso - kom-
men auch zu mir, und wir nutzen dann die Gele-
genheit, uns schnell mal zusammenzusetzen, ir-
gendwas zu besprechen, einfach auch in Rück-
sichtnahme auf meinen Gesundheitszustand, 
weil ich halt immer gleich ein bisschen mühsam 
erst unterwegs bin. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Völlig okay. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Also, das ist ein en-
ger Informations- und Kommunikationsaus-
tausch. Da bedarf es keines E-Mail-Verkehrs. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
gut. Aber Sie haben ja die Tagesinformation 
schon per E-Mail verschickt. Aber okay. Da habe 
ich jetzt verstanden.  

Ich hätte dann noch eine Frage zu Herrn Schulz. 
Frau Lühmann hat eben von einem möglichen In-
teressenkonflikt gesprochen. Sie haben - das hat 
mich etwas überrascht - in Ihrem Eingangsstate-
ment vom „Mister Maut“ gesprochen in Bezug 
auf Herrn Schulz. Können Sie mir erläutern, wie 
Herr Schulz eigentlich von der einen Funktion 
als Staatssekretär in die andere gelangt ist, wie 
die Entscheidungen getroffen sind? Weil das ist 
ja in dem Zusammenhang vielleicht nicht ganz 
unrelevant. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Das kann ich Ihnen 
im Näheren nicht erläutern. Er hat sich für diese 
Position interessiert gezeigt. Und ich meine, der 
Begriff „Mister Maut“ ist keine Erfindung von 
mir. Gucken Sie mal Wikipedia sich an, und Sie 
werden dort das sehen. Ich habe das also nur 
nachgeplappert. Ich bitte also, nicht da mich jetzt 
als Erfinder eines neuen Begriffes zu verakten, 
sondern das habe ich nur - -  

Herr Schulz hat - ja, ich will fast mal sagen - sein 
ganzes Berufsleben lang sich mit Mautfragen be-
schäftigt, vor allem auch mit der Lkw-Maut. Und 
dass so jemand, wenn er Interesse zeigt, sagt: „Ich 
könnte mir vorstellen, auch dieses Unternehmen 
zu leiten - - dass ein Minister dann sagt: 
„Mensch, das ist eine kluge Entscheidung, jeman-
den zu nehmen, der Ahnung von der Sache hat.“ 

Hätten wir da jemand anders hingesetzt, hätten 
Sie heute kritisiert, wie man so eine unfähige 
Person da hinsetzen kann, weil das Toll Collect 
ein etwas schwieriges Unternehmen war in der 
Anfangsphase, das sich dann aber toll entwickelt 
hat und auch heute einen wirklich tollen Job 
macht. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - Sie 
sagen mir bitte wieder Bescheid, Herr Görrissen, 
wenn Sie eine Pause wünschen. - Ansonsten ge-
hen wir jetzt in der Runde noch zum Abschluss 
zu Herrn Wiehle. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Ja, Herr Vorsitzender, 
vielen Dank. - Herr Görrissen, ich habe noch eine 
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Frage im Zusammenhang mit der Einschätzung 
der Europarechtskonformität des Infrastrukturab-
gabengesetzes, und zwar Folgendes: Sie sagten 
vorhin, wenn ich das richtig weiß, es gab keinen 
Anlass, anzunehmen in Ihrem Hause, dass das 
EuGH-Urteil negativ ausfällt. 

Jetzt erinnere ich mich an die letzte Video-
zeugenvernehmung, die wir hier im Ausschuss 
hatten. Da hatten wir den Herrn Martin Selmayr 
aus Wien zugeschaltet. Ich verweise dazu auf das 
Protokoll, ohne jetzt eine Seitennummer zu ha-
ben. Aber ich denke, die Kollegen hier im Aus-
schuss erinnern sich auch daran, dass Herr Sel-
mayr sagte: Nach dem ersten Vertragsverletzungs-
verfahren hatte sich ja die Bundesregierung mit 
der EU-Kommission auf einen Lösungsansatz ver-
ständigt, und aus der Sicht der EU-Kommission 
sei dann aber die Anpassung des Infrastrukturab-
gabengesetzes in 2017 nicht so gewesen, wie man 
sich es dort vorgestellt hätte. 

Jetzt hat ja möglicherweise das BMVI in der Zeit, 
wo dieses neue Gesetz erarbeitet wurde, also 
mutmaßlich Anfang 17, auch bestimmte Gestal-
tungsspielräume gesehen und ausgeschöpft, viel-
leicht dabei aber auch Bedenken gehabt, ob das 
jetzt der Absprache mit der EU-Kommission ent-
spricht. Können Sie sich daran erinnern, dass in 
Ihrem Hause über solche Fragen gesprochen 
wurde: „Passt das noch zu der Verabredung mit 
der EU-Kommission oder nicht?“? Und wie wa-
ren Sie da selber drin involviert? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter 
Wiehle, Sie waren heute Vormittag nicht dabei, 
als Herr Abgeordneter Lange eine Frage zu die-
sem Komplex gestellt hat, die ich beantwortet 
habe, was diese Verbindung der Zusage von Frau 
Bulc auf der einen Seite und der Erwartungen 
von Frau Bulc - - Die Äußerungen von Selmayr 
habe ich in der Presse gelesen. Sie haben mich 
sehr verwundert, muss ich ganz ehrlich sagen. 
Aber ich sehe da keinerlei Zusammenhang, dass 
sich da irgendetwas verändert hat. Wir haben da 
eine klare Linie gefahren. Und ich kann also das, 
was Sie jetzt dort vermuten, nicht bestätigen.  

                                                      
18 Richtigstellung des Zeugen: „Molitor“, siehe Anlage 1, S. 72 

Ich habe aber auch an diesen Gesprächen - - Das 
war auch meine Eingangsbemerkung, dass ich 
aus gesundheitlichen Gründen nicht in der Lage 
war, diese Europatermine mit wahrzunehmen. 
Ich war nirgendwo dabei. Insofern kann ich we-
der die Wahrnehmung von Herrn Selmayr bestä-
tigen noch mich erinnern, dass das irgendwie ein 
Thema so war in der Form. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Danke schön. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann steigen wir jetzt ein in die nächste Runde. 
CDU/CSU-Fraktion? - Keine Fragen mehr. - 
AfD? - Keine Fragen mehr. - SPD? - Keine Fragen 
mehr. - Herr Kollege Jung. 

Dr. Christian Jung (FDP): Ja, vielen Dank. - Ich 
hätte noch einige Fragen, weil wir natürlich 
auch, Herr Görrissen, immer wieder auch die 
Aussagen mit denen von anderen vergleichen 
müssen. Und deswegen wollte ich von Ihnen 
noch mal wissen - Sie hatten ja gesagt, dass Sie 
da bei den abendlichen Sitzungen auch vor der 
sogenannten Kollegialentscheidung dabei gewe-
sen seien -: Welche Beiträge gab es denn von den 
einzelnen Teilnehmern, an die Sie sich noch gut 
erinnern können, vor allem bei dieser abendli-
chen Sitzung mit dem Minister? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter 
Dr. Jung, das fällt mir jetzt schwer, darzustellen, 
welche Beiträge die einzelnen Kollegen gegeben 
haben. Ich habe ja gesagt: Es war ein Brainstor-
ming auf der einen Seite und auf der anderen 
Seite die Zusammenfassung der Ergebnisse vom 
Tag. - Dazu bin ich jetzt nicht in der Lage, zu sa-
gen, wer was gesagt hat, wer welche Idee entwi-
ckelt hat. Ich kann mich nur erinnern, dass wir 
über viele Fragestellungen geredet haben und 
viele Fragen an Herrn Dr. Neumann gerichtet ha-
ben, die sich auf das Vertragswerk bezogen, weil 
die Details des Vertragswerkes kannten im Prin-
zip nur Herr Mudlo18 (?) und Herr Dr. Neumann. 
Aber wer jetzt was gefragt hat - - 

Ich kann mich sehr gut erinnern, dass ich am 
Schluss die Frage gestellt habe, ob es sinnvoll ist, 
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tags darauf sich noch mal mit den Herren 
Schulenberg und Kapsch zu treffen. Und ich 
kann mich daran erinnern, dass wir eine relativ 
lange Diskussion über die Frage der Zustellung 
hatten: Wie macht man das? Wie geht es, dass 
das auch formal richtig ist, dass es später nicht 
heißt: „Das ist nicht zugestellt worden“? Und das 
steht leider sehr detailliert in dem Vertragswerk 
drin. Das hatten wir nicht gleich auf Anhieb pa-
rat. Aber was für Beiträge da jetzt im Einzelnen 
gegeben wurden - - Das ist einfach eine breite Pa-
lette der Darstellung der Kündigungsgründe. Da 
hat jeder seinen Beitrag geliefert, jeder gesagt, 
was er davon hält. Aber es gab keine dominanten 
Pers19- - Ich sage ja: Die Hauptrolle hat sicher der 
Herr Neumann gespielt, weil er der Informant 
war, der uns unterrichtet hat über die Abläufe, 
auch gerade über die Entwicklung dieser Feinpla-
nung, wie da der Stand ist. - Aber verstehen Sie 
bitte, dass ich das jetzt nicht im Detail den ein-
zelnen Personen zuordnen kann. Das könnte ich 
dann auch nur fälschlicherweise. 

Dr. Christian Jung (FDP): Wenn Sie jetzt sich 
mehr so allgemein erinnern können: Wie waren 
denn Ihre persönlichen wesentlichen Wortbei-
träge bei dieser Entscheidungsfindung? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Auch da kann ich 
Ihnen ja nur sagen, was ich gerade schon ausge-
führt habe, dass ich mich über die Zustellungs-
dinge ein bisschen - - Weil ich war früher mal im 
Land Schleswig-Holstein für Landesverwaltungs-
recht auch zuständig und habe da Zustellungsbe-
stimmungen gemacht. Insofern kenne ich mich 
da ein bisschen aus. Darüber habe ich mich etwas 
intensiver mit Herrn Dr. Neumann ausgetauscht. 

Und wie gesagt: Einer der weiteren Beiträge war 
es, die Frage zu stellen, ob wir am nächsten Tag 
noch - - ob es Rechtsgründe gebe, die dagegen 
sprächen, sich mit Schulenberg und Kapsch zu 
treffen. Ansonsten, wie gesagt, war es eine Dis-
kussion, in der wir immer wieder uns ausge-
tauscht haben. Da habe ich sicher nicht die domi-
nante Rolle gespielt, weil als Nichtjurist muss 
man manchmal auch Stillschweigen bewahren 

                                                      
19 Ergänzung des Zeugen: „Personen“, siehe Anlage 1, S. 73 

und sich auf das verlassen, was die Juristen ge-
rade in solchen Rechtsfragen einem raten. 

Dr. Christian Jung (FDP): Jetzt hatten wir von der 
Frau Bethge ja auch hier eine Zeugenaussage. 
Und ich habe dazu noch einige sozusagen Er-
kenntnislücken, die Sie vielleicht mir helfen kön-
nen dann zu beseitigen. Und da können Sie si-
cherlich mit Ihrer Expertise beitragen. Ich will 
mich mal beziehen auf das Stenografische Proto-
koll 19/34 I vom 15.11.2020 [sic!], die Seite 66. 
Wir können Ihnen das bestimmt auch vorlegen. 
Ich würde es aber schon mal zitieren. Zitat, Zeu-
gin Bethge sagt - dann fängt das Zitat an -:  

Ich meine, mich erinnern zu kön-
nen, dass Herr Zielke zum Bei-
spiel sich zum Koalitionsvertrag 
und zu der politischen Landschaft 
geäußert hatte, was andere Maut-
konzepte, also insbesondere eine 
streckenbezogene Mautvariante, 
angeht. 

Zitat Ende. 

Herr Zielke hat in seiner Zeugenaussage, die ich 
hier jetzt eigentlich nicht verlesen möchte - aber 
kann ich gern auch machen -, erklärt, er habe 
diese Punkte nach seiner Erinnerung nicht ange-
sprochen. - Stenografisches Protokoll der 40. Sit-
zung in der vorläufigen Fassung vom 10. Dezem-
ber 2020, Seite 121.  

Und ich wollte Sie jetzt einfach fragen: Wie war 
das jetzt mit dem Herrn Zielke? Hat der jetzt hier 
Ausführungen gemacht, wie das die Frau Bethge 
gesagt hat, zu anderen Mautkonzepten und insbe-
sondere zur politischen Landschaft? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Also, das kann ich 
jetzt nicht aus der Erinnerung genau sagen. Ich 
glaube sehr wohl, dass wir, wie es Frau Bethge 
hier formuliert hat, über dieses Thema gespro-
chen haben. Ich habe das ja vorhin auch schon 
mal angedeutet, dass natürlich bei der Frage Al-
ternativen - welche Möglichkeiten gibt es? - man 
immer sehr schnell bei der streckengebundenen 
Maut landet, was ja auch die EU-Kommission 
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will, aber was für Flächenländer Teufelszeug ist. 
Aber dass wir das jetzt vertieft dort erörtert ha-
ben - - und zumindest waren es keine Punkte, die 
entscheidend jetzt für die Kündigung waren.  

Also, das ist, glaube ich, schon angesprochen 
worden, so ähnlich, wie Frau Bethge es darstellt. 
Aber ich kann es nicht zuordnen, und ich weiß 
es nicht, ob wir das wirklich nur mal so am 
Rande besprochen haben. Wenn man dann über-
legt hat: „Welche Alternative haben wir, oder ha-
ben wir überhaupt Alternativen?“, dann ist ja im-
mer sehr schnell wieder das Ergebnis gekommen: 
„Nein, wir haben eigentlich keine Alternativen, 
weil alles, was zu einer streckengebundenen 
Maut führt, führt uns in die Irre.“ Aber ich kann 
jetzt den Dissens - das hätten Sie die beiden dann 
fragen müssen -, wer was da - - Ich kann es nicht 
genau erinnern. 

Dr. Christian Jung (FDP): Eine wichtige Frage für 
mich. Die Frau Bethge war aber bei diesen Sit-
zungen auch dabei? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Frau Bethge war da-
bei, ich glaube, nicht ganz bis zum bitteren Ende. 
Aber sie war ja in der Taskforce dabei auf meine 
Bitte hin, und sie war am Abend auch dabei. 

Dr. Christian Jung (FDP): Ich frage nur deswegen, 
weil der Herr Zielke fast ein Bein geschworen 
hätte, dass sie nicht dabei gewesen wäre; zumin-
dest konnte er sich nicht daran erinnern, dass sie 
dabei gewesen wäre. Was kann denn die Frau 
Bethge damit gemeint haben, dass der Herr Ziel-
ke gesprochen habe über die politische Land-
schaft? Um was ging es da? „Politische Land-
schaft“ verstehe ich nicht so ganz. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Da bitte ich aber 
jetzt um Verständnis. Ich bin hier nicht der Inter-
preteur von Frau Bethge oder von Herrn Zielke. 
Ich erinnere den Begriff nicht. Also, das kann ich 
Ihnen jetzt - - Das könnte ich jetzt spekulieren. 
Aber das ist nicht meine Aufgabe als Zeuge. 

Dr. Christian Jung (FDP): Also, „politische Land-
schaft“ könnte zum Beispiel bedeuten, dass man 
sich hätte überlegen können, dass man sozusagen 
eine grüne Maut macht, dass man zum Beispiel 

auch hier anwesende Kolleginnen oder Kollegen 
von den Grünen anruft und versucht, sozusagen 
dieses CSU-Projekt noch zusammen mit den Grü-
nen zu retten. Haben Sie denn darüber diskutiert, 
oder hat man gleich gesagt: „Wir kündigen jetzt“? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich glaube, Herr Ab-
geordneter, dass wir zu dem Zeitpunkt nicht 
Überlegungen angestellt haben, eine Maut mit 
den Grünen zusammen zu retten. 

(Heiterkeit) 

Dr. Christian Jung (FDP): Es hätte ja sein können, 
weil das war ja durchaus eine Option. Ich meine, 
wenn man so strategisch auch vorgeht, wie Sie 
das vielleicht auch tun, dann wäre es ... (akus-
tisch unverständlich) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Es war schon 
schwer, Mautfachmann der FDP zu werden. 

Vorsitzender Udo Schiefner: So, jetzt haben wir 
8:15 Minuten. Sie können gleich gerne noch mal 
in der nächsten Runde. - Herr Kollege Cezanne. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Ja, danke, Herr Vorsit-
zender. - Ich habe noch zwei Fragen, Herr Görris-
sen. Die eine Frage, ganz praktisch - das habe ich 
vorhin vergessen -: An dem 18.06., hatten Sie 
denn da - oder am 19. - auch ein persönliches Ge-
spräch noch mal mit dem Herrn Dr. Schulz zu 
der Frage: „Wie umgehen mit der Kündigung?“? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein, hatte ich 
nicht. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Hatten Sie nicht. - 
Und eine abschließende Frage. Bei der Entschei-
dung über die Kündigung: Kannten Sie die Posi-
tion des Kraftfahrt-Bundesamtes, das zunächst 
noch von einer Klärung der Situation und dann 
einer weiteren, weiterführenden Zusammenarbeit 
der Umsetzung der Infrastrukturabgabe ausging? 
Also, der Beleg wäre da unter anderem eine 
E-Mail von Herrn Blumenberg am 19. Juni. Wenn 
Sie sich das angucken wollen: eine sehr lange 
Materialnummer: MAT A BMVI 6/20 Unterord-
ner 2019 I/06 JUN/P850 800 20190619. Aber die 
Frage in Kurzfassung ist eben: Kannten Sie die 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 19/41 I 

  

 
2. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 76 von 114 

 

Position des KBA und, wie gesagt, von Herrn 
Blumenberg, dass man da eigentlich am 19.06. 
noch davon ausging, dass man die Situation klärt 
und dann eine weiterführende Zusammenarbeit 
zur Umsetzung der ISA möglich sei? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein, das kannte 
ich nicht. Ich kannte auch Herrn Blumenberg 
nicht. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Danke schön. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann hat der Kol-
lege Krischer jetzt das Wort. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
ich habe noch eine Frage, und zwar schließt das 
genau an den Komplex an, zu dem der Herr Kol-
lege Cezanne gerade gefragt hat. Sie haben uns 
eben sehr ausführlich erläutert, was man in die-
sen Tagen der Kündigung auch in der Gruppe be-
sprochen hat. Sie haben geschildert: Da ging es 
um Fragen der Zustellung. - Also, das überrascht 
ja ein bisschen, dass man in einem so hochrangig 
besetzten Kreis dann über Zustellungsfragen dis-
kutiert.  

Mich würde in dem Zusammenhang interessie-
ren: Es gab ja durchaus auch vom KBA Nachfrist-
setzungen zur Behebung der Probleme und der - - 
was dann vonseiten des Ministeriums als 
Schlechtleistung, vonseiten der Betreiber als 
Feinplanungsdokumentation beschrieben worden 
ist. Sie haben ja auch die Begriffe erläutert, wo-
her sie kommen. Ist das diskutiert worden? Weil 
es ist ja ein bisschen merkwürdig, wenn man 
sagt, auf der einen Seite setzen wir Nachfristen, 
dass bestimmte Probleme behoben werden kön-
nen; auf der anderen Seite kündigt man. Das ent-
spricht eigentlich nicht dem üblichen Verfahren. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Über diese Nach-
fristen ist natürlich gesprochen worden, und ich 
hatte das ja versucht deutlich zu machen. Diese 
Mail der Kanzlei Noerr hat uns eher verunsichert, 
weil in der Tat es ja Hinweise gab, dass man sich 
bemüht, die Nachfristen zu erfüllen. Es wurden 
aber auch immer wieder Probleme dargestellt, 
jetzt im Rahmen dieser Taskforce, deren Ergeb-
nisse wir uns haben dann berichten lassen. Das 

war dort Gegenstand der Erörterungen. Und es ist 
vor allem bei uns dann nachdenkliche Meinung 
hervorgerufen durch diese Mail vom 17., wo es 
hieß: Na ja, da ist noch so viel, was ihr euch jetzt 
vorstellt. Das können wir vielleicht korrigieren, 
aber, Moment, es passt nicht zum Vertragswerk. - 
Also, als Nichtjurist sage ich mal: Das hieß doch: 
Also, wir werden die Hand aufhalten; wir wollen 
noch mal Geld nachgefordert bekommen. - Und 
insofern: Das ist erörtert worden. Das ist auch be-
handelt worden, welche Wirkungen das auf die 
Kündigungen hat usw. - Aber das sind jetzt juris-
tische Fragen, Herr Krischer. Das bitte ich dann 
lieber die Juristen zu fragen als mich. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. Danke schön. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann kämen wir in die nächste Runde. 
CDU/CSU-Fraktion? - Keine Fragen mehr. - 
AfD? - Keine Fragen mehr. - SPD? - Keine Fragen 
mehr. - Herr Kollege Jung. 

Dr. Christian Jung (FDP): Herr Görrissen, bitte 
schildern Sie noch, nachdem der Staatssekretär 
Beermann dann eingetroffen ist, was dann dessen 
Beiträge waren bis zu der gemeinsamen Entschei-
dung der Kündigung. Was hat er jetzt gesagt? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Soweit ich das erin-
nere, ist Herr Beermann zu einem Zeitpunkt ein-
getroffen, wo eigentlich wir weitgehend die 
Punkte erörtert hatten. Ich glaube, irgendjemand 
hat ihm noch mal kurz gesagt, wie der Stand un-
serer Gespräche war. Aber Sie haben ja noch das 
Vergnügen, ihn heute zu befragen. Ich kann nicht 
erinnern, dass er sich da noch groß geäußert hat, 
was auch keinen Sinn ergeben hätte, wenn Sie 
überlegen, dass man stundenlang über ein Thema 
redet und dann kommt jemand neu hinein und 
der soll dann noch einmal anfangen. Also, es war 
mehr eine Information, die wir ihm gegeben ha-
ben, damit er weiß - - Und er hat das dann bekräf-
tigt, aber nicht noch, dass er ins Detail gegangen 
ist. Aber dann sollten Sie ihn fragen, ob er noch 
aus seiner Sicht wichtige Beiträge meint dazuge-
geben zu haben. Ich kann es nicht erinnern. 
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Dr. Christian Jung (FDP): Die Frage stellt sich 
nämlich für mich immer wieder. Man hat ja dann 
diese Entscheidung getroffen. Aber man hätte ja 
auch durchaus versuchen können - ich habe das 
ja schon angedeutet, wie man das hätte machen 
können; wir versuchen, uns ja auch immer sozu-
sagen in Sie oder andere mehr oder weniger 
wichtige Spitzenbeamte hineinzudenken -, dass 
man dieses ganze Projekt hätte retten können. 
Hat man denn gar nicht überlegt: „Wie können 
wir“, ich sage mal, „dieses CSU-Jahrhundertpro-
jekt überhaupt gemeinsam retten?“? Weil immer 
innerhalb von einem Tag so was aufzugeben - - 
Ich meine, wenn man jetzt lange verheiratet ist, 
lässt man sich ja auch nicht innerhalb von einem 
Tag scheiden. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Kommt immer da-
rauf an. 

Dr. Christian Jung (FDP): Einige haben anschei-
nend andere Erfahrungen hier im Raum; aber ich 
spreche jetzt mal von mir. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Also, Herr Abgeord-
neter, ich wollte gerade sagen: Das weiß ich jetzt 
nicht. Da muss jeder seine Erfahrungen nehmen. 
Ich bin 35 Jahre verheiratet mit ein und derselben 
Frau - 

Dr. Christian Jung (FDP): Sehr gut. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: - und würde mir 
das nicht innerhalb von ein, zwei Tagen überle-
gen. 

Das Projekt zu retten: Ja, klar. Haben Sie eine 
Idee gehabt? Und retten Sie mal etwas, wenn Sie 
Nichtschwimmer sind wie ich und haben nie-
manden dabei, der sich wirklich darum bemüht. 
Denn innerhalb der Koalition gab es, glaube ich, 
viele, die ganz glücklich waren, dass das Ding 
weg war; bei Ihnen in der Opposition sowieso. 
Und insofern: Wir haben keine Idee gehabt, wie 
man es retten hätte können. Wenn da jemand ge-
wesen wäre, der hätte sich sehr verdient ge-
macht. Aber da muss ich jetzt wieder sagen in al-
ler Bescheidenheit: So weit reicht mein Einfluss 
auch nicht. Ich habe auch keine Idee gehabt. Ich 
hätte es gerne ger- -  

Dr. Christian Jung (FDP): Ich will nur wissen - 
weil Sie verstehen ja anscheinend, auf was ich 
hinauswill -: Wenn man jetzt so viel Arbeit da 
hineininvestiert hat - und auch Sie haben ja da 
sich wirklich lange die Sache überlegt - und dann 
innerhalb von wenigen Stunden kündigt man 
dann am gleichen Tag noch, da würde ich jetzt 
immer sagen, auch aus vielem Hintergrundwis-
sen: Da ist ja durchaus die Frage: Gab es da nicht 
wirklich noch eine andere Möglichkeit? - Weil 
Sie waren ja völlig überrascht morgens. Und 
dann kündigt man doch nicht eigentlich sofort, 
sondern dann wartet man doch vielleicht zwei, 
drei Tage oder versucht, das mit den wirklichen 
Spitzenpolitikern der CSU und der Koalition 
auch noch zu retten. Und dann habe ich ja ge-
sagt - das haben wir uns ja überlegt: was hätten 
wir vielleicht gemacht, wenn wir die CSU gewe-
sen wären? -: Wir hätten vielleicht die Grünen 
angerufen. Aber das wurde ja auch nicht ge-
macht. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Herr Kollege Jung, 
könnten Sie jetzt eine Frage stellen und nicht alle 
Dinge aufzählen, die man hätte machen können? 

Dr. Christian Jung (FDP): Ja. Haben Sie diese 
Überlegungen, die ich sozusagen gerade vorgetra-
gen habe, jemals gehabt, Herr Görrissen? 

Vorsitzender Udo Schiefner: „Hätte, hätte, Fahr-
radkette“, gab es mal. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Vorsitzender, 
Sie haben jetzt - - 

Dr. Christian Jung (FDP): Herr Vorsitzender, ich 
habe eine Frage gestellt und möchte hier nicht lä-
cherlich gemacht werden, ja? Das interessiert die 
deutsche Öffentlichkeit, Herr Vorsitzender, ja? 

Vorsitzender Udo Schiefner: Ja, weiß ich. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich kann dazu lei-
der keine andere Antwort geben, als ich es getan 
habe. Wir hatten keine Lösung. Und, Herr Abge-
ordneter Jung, Sie sehen bis heute: Wir haben bis 
heute keine. - Wenn uns was eingefallen wäre - - 
Und Sie müssen immer sehen: Der Ausgangs-
punkt war: Kein deutscher Autofahrer darf mehr 
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belastet werden. - Das war schon mal eine ver-
dammt schwierige Hürde zu nehmen. Ich weiß 
keine Lösung. Und da hätte man jetzt - - Da sind 
wir wieder bei „hätte“ und bei „man“. „Man“ ist 
immer ein Schreibfehler, weil den gibt es gar 
nicht; Thomas Mann schrieb sich mit zwei n. 
Also, wir können da nicht irgendwo jetzt fach-
simpeln, was man hätte machen können. 

Ich glaube, die Grünen anzurufen, wäre eine 
ziemlich - entschuldigen Sie -, ich will nicht sa-
gen: alberne Nummer, aber eine unergiebige 
Nummer gewesen. Wir waren nämlich in einer 
Koalition. Und ich kenne viele Koalitionen. Ich 
habe auch eine Vier-Jahre-Koalition mit der FDP 
sehr erfolgreich gehabt. Da war man koalitions-
treu. Und wenn etwas nicht ging, dann ging et-
was nicht. 

Also, hier hat es keine Lösung gegeben. Sie mö-
gen recht haben mit den Überlegungen aus heuti-
ger Sicht. Wenn Sie heute im Rahmen der Dis-
kussion über Klima und Klimaschutz - - Einer Ih-
rer Kollegen hat vorhin gesagt, Klimaschutz 
spiele ja beim Verkehrsministerium keine Rolle. 
Ich war schon geneigt, Ihnen zu widersprechen. 
Aber ich habe es dann nicht getan, weil es nicht 
mein Recht ist, als Zeuge Ihnen zu widerspre-
chen. Aber wir haben keine andere Lösung ge-
habt. Da hätten wir noch tagelang drüber nach-
denken können. Wenn die jemand gefunden 
hätte - gehe ich jede Wette mit Ihnen ein -, hätte 
man sie vorgebracht und hätte versucht, sie um-
zusetzen. 

Dr. Christian Jung (FDP): Zum Abschluss hätte 
ich gerne noch von Ihnen gewusst: Bevor jetzt die 
Entscheidung getroffen worden ist, die ja immer 
dann - - Im Endeffekt ist der Minister dafür ver-
antwortlich, für die Entscheidung, auch wenn sie 
gemeinsam getroffen worden ist. Wie hat er denn 
jetzt diese Entscheidung begründet? Hat er dann 
gesagt: „Wir müssen das jetzt so machen“ oder: 
„Wir sind uns alle einig“? Wie hat er jetzt diese 
Entscheidung, die man vielleicht auch im Nach-
hinein anders getroffen hätte, genau begründet 
vor allen? Sie sind ja dann gemeinsam noch mal 
rausgegangen zu der großen Taskforce und haben 
dann die Entscheidung auch bekannt gegeben. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Wir sind nicht 
mehr gemeinsam rausgegangen, sondern wir ha-
ben das dort in dem kleinen Kreis abschlie-
ßend - - Und das habe ich Ihnen ja gesagt. Sie 
nehmen mich jetzt so ein bisschen auf den Arm 
mit dem Begriff „Kollegialorgan“. Natürlich ent-
scheidet ein Minister. Aber wir haben in unserem 
Hause die Praxis - - Und gerade am Wochenende 
war der Begriff, mein Minister sei „beratungsre-
sistent“. Ich kann nur sagen: Das war er nicht, 
und das ist er nicht, sondern er lässt sich beraten. 
Und wir haben in diesem Kreis - das können Sie 
jetzt „Kollegialorgan“ nennen; ich habe es „Kolle-
gium“ genannt -, also der leitenden Mitarbeiter 
des Hauses, gemeinsam ein Projekt beschlossen. 
Wir haben ein gemeinsames Ergebnis in dieser 
Runde vereinbart und haben das dargestellt. Wir 
sind nicht nach draußen gegangen und haben es 
noch mal den Mitarbeitern, die dort waren, be-
gründet oder irgendwas, sondern wir haben es 
vollzogen. Und wenn Sie jetzt sagen: Man hätte 
alles - - Und da bedanke ich mich für den Hin-
weis des Vorsitzenden: Es ist halt: Hätte, hätte, 
Fahrradkette. 

Dr. Christian Jung (FDP): Vielen Dank. - Mit dem 
Begriff „Beratungsresistenz“ habe ich persönlich 
oder auch die FDP nichts zu tun; wollte ich nur 
noch mal klarstellen. Das kommt aus einer ande-
ren Ecke. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Das „sie“ war klein-
geschrieben, Herr Jung. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann hat der Kol-
lege Cezanne jetzt das Wort. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Keine Fragen mehr. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Kollege Krischer? - 
Keine Fragen mehr. - CDU/CSU? - AfD? - SPD? - 
Kollege Jung? 

Dr. Christian Jung (FDP): Nein. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann frage ich 
nach: Sind noch Fragen offen, die nichtöffentlich 
oder gegebenenfalls in eingestufter Sitzung zu be-
antworten sind? - Haben wir nicht. Dann sind wir 
am Ende der Zeugenvernehmung. 
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Nach seiner Fertigstellung wird Ihnen vom Sek-
retariat das Stenografische Protokoll übersandt. 
Sie haben dann zwei Wochen Zeit, Korrekturen 
an der Übertragung vorzunehmen oder Richtig-
stellungen und Ergänzungen Ihrer Aussage mit-
zuteilen. Erst nach Ablauf dieser Frist oder wenn 
Sie auf die Einhaltung dieser Frist verzichten, 
kann der Abschluss Ihrer Zeugenvernehmung 
durch den Untersuchungsausschuss beschlossen 
werden. Über diesen Beschluss erhalten Sie eine 
separate Mitteilung. 

Nach Abschluss der Vernehmung kann der Tat-
bestand einer falschen uneidlichen Aussage ge-
mäß § 153 des Strafgesetzbuches vollendet sein. - 
Haben Sie dazu noch Fragen, Herr Görrissen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein, Herr Vorsit-
zender, das habe ich nicht. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann darf ich mich 
noch mal ganz recht herzlich bei Ihnen bedanken 
für Ihre Ausführungen und wünsche Ihnen alles 
Gute. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Vielen Dank. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann werden wir 
gleich Herrn Minister Beermann hier befragen 
mit seinem Rechtsbeistand Herrn Dr. Krause, der 
dann auch hier anwesend sein wird. Dann kön-
nen wir ihn hier begrüßen. Und bis dahin unter-
breche ich die Sitzung. Das Sekretariat geht da-
von aus: 20 bis 30 Minuten. - Ihnen noch mal 
herzlichen Dank. 

Die Sitzung ist dann hiermit unterbrochen. 

(Unterbrechung der Sit-
zungsteils Zeugenverneh-
mung, Öffentlich: 16.10 
Uhr - Folgt Beratungssit-

zung) 
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(Wiederbeginn des Sit-
zungsteils Zeugenverneh-
mung, Öffentlich: 16.56 

Uhr) 

Vernehmung des Zeugen 
Guido Beermann 

Vorsitzender Udo Schiefner: Damit setzen wir 
nun die Befragung des heutigen Tages fort, und 
ich begrüße nun den Zeugen Herrn Minister 
Guido Beermann - herzlich willkommen! - mit 
seinem Rechtsbeistand Herrn Dr. Krause, der 
auch eben als Rechtsbeistand im BMVI anwesend 
war bei der Vernehmung des Herrn Görrissen. 

Herr Beermann, der Ausschuss hat eben be-
schlossen, Ton- und Bildaufnahmen dieser Be-
weisaufnahme in einen anderen Sitzungssaal - 
heute ist es der Raum PLH E 800 - zu übertragen - 
sind Sie hiermit einverstanden? -, weil eben die 
Öffentlichkeit heute nicht hier in diesem Raum 
auf der Besuchertribüne teilnimmt, sondern in 
diesem Raum. - Ich sehe, Sie nicken zustimmend; 
Sie sind damit einverstanden. 

Ich stelle fest, dass Sie ordnungsgemäß geladen 
wurden und dass der Erhalt der Ladung auf den 
heutigen Sitzungstag am 24.11.20 bestätigt 
wurde. - Zunächst noch mal herzlichen Dank. 

Ich habe Sie darauf hinzuweisen, dass die Bun-
destagsverwaltung eine Tonbandaufnahme der 
Sitzung fertigt. Diese dient ausschließlich dem 
Zweck, die stenografische Aufzeichnung der Sit-
zung zu erleichtern. Die Aufnahme wird nach Er-
stellung des Protokolls gelöscht.  

Das Protokoll dieser Anhörung wird Ihnen nach 
Fertigstellung zugestellt. Sie haben, falls dies ge-
wünscht ist, die Möglichkeit, innerhalb von zwei 
Wochen Korrekturen und Ergänzungen vorzu-
nehmen. - Haben Sie dazu noch Fragen? 

Zeuge Guido Beermann: Nein. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Okay. Keine Fra-
gen. - Dann möchte ich Sie nochmals darauf hin-
weisen, Herr Rechtsanwalt Dr. Krause, dass Sie 
den Zeugen zwar beraten dürfen, Ihnen selbst je-

doch kein Rede- oder Fragerecht zusteht. Insbe-
sondere dürfen Sie Ihrem Mandanten während 
seiner Aussage keine inhaltlichen Hinweise ge-
ben. Gegebenenfalls kann Ihr Mandant eine kurze 
Unterbrechung zum Zwecke der Beratung mit 
Ihnen hier beantragen. 

Herr Minister Beermann, vor Ihrer Anhörung 
habe ich Sie zunächst zu belehren.  

Sie sind als Zeuge geladen worden. Als Zeuge 
sind Sie verpflichtet, die Wahrheit zu sagen. Ihre 
Aussagen müssen richtig und vollständig sein. 
Sie dürfen nichts weglassen, was zur Sache ge-
hört, und nichts hinzufügen, was der Wahrheit 
widerspricht. 

Ich habe Sie außerdem auf die möglichen straf-
rechtlichen Folgen eines Verstoßes gegen die 
Wahrheitspflicht hinzuweisen. Wer vor dem Un-
tersuchungsausschuss uneidlich falsch aussagt, 
kann gemäß § 162 in Verbindung mit § 153 des 
Strafgesetzbuches mit Freiheitsstrafe von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft werden.  

Nach § 22 Absatz 2 des Untersuchungsausschuss-
gesetzes können Sie die Auskunft auf solche Fra-
gen verweigern, deren Beantwortung Sie selbst o-
der Angehörige im Sinne des § 52 Absatz 1 der 
Strafprozessordnung der Gefahr aussetzen würde, 
einer Untersuchung nach einem gesetzlich geord-
neten Verfahren ausgesetzt zu werden. Dies be-
trifft neben Verfahren wegen einer Straftat oder 
Ordnungswidrigkeit auch Disziplinarverfahren. 

Sollten Teile Ihrer Aussage aus Gründen des 
Schutzes von Dienst-, Privat- oder Geschäftsge-
heimnissen nur in einer nichtöffentlichen oder 
eingestuften Sitzung möglich sein, bitte ich Sie 
um einen Hinweis, damit der Ausschuss dann ge-
gebenenfalls einen Beschluss nach § 14 oder § 15 
Untersuchungsausschussgesetz fassen kann.  

Haben Sie dazu noch Fragen? 

Zeuge Guido Beermann: Keine Fragen. 
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Vorsitzender Udo Schiefner: Nein, Sie haben 
keine Fragen. - Nach diesen notwendigen Vorbe-
merkungen darf ich Ihnen den geplanten Ablauf 
kurz vorstellen. Eingangs habe ich Sie zur Person 
zu befragen. Zu Beginn der Vernehmung zur Sa-
che haben Sie nach § 24 Absatz 4 des Untersu-
chungsausschussgesetzes Gelegenheit, zum Be-
weisthema im Zusammenhang vorzutragen. An-
schließend erhalten die Mitglieder des Ausschus-
ses das Wort für Nachfragen. Dies geschieht nach 
dem Stärkeverhältnis der Fraktionen. - Gibt es 
dazu Ihrerseits noch Fragen? - Das ist nicht der 
Fall. 

Falls Sie nach einer längeren Befragungsdauer 
eine kurze Unterbrechung wünschen, lassen Sie 
mich das wissen. Dann machen wir eine kurze 
Pause, am besten immer nach einer kompletten 
Berliner Runde. 

Ich darf Sie bitten, sich dem Ausschuss mit Na-
men, Alter, Beruf und einer ladungsfähigen An-
schrift vorzustellen. 

Zeuge Guido Beermann: Erst mal auch von mir: 
Guten Abend! - kann man ja fast sagen. Mein 
Name ist Guido Beermann. Ich freue mich, dass 
ich zum Abgeordneten avisiert bin. Ich bin kein 
Mitglied des Landtages; aber ich glaube, das ist 
lässlich. 20 Mein Alter ist - jetzt muss ich überle-
gen - 55. Und die ladungsfähige Adresse - da kön-
nen Sie die nehmen, die Sie auch genommen ha-
ben -, das ist das Ministerium für Infrastruktur 
und Landesplanung des Landes Brandenburg, 
Henning-von-Tresckow-Straße 2–8 in 14467 Pots-
dam. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Vielen Dank. - Zu-
nächst möchte ich Ihnen, wenn Sie dies wün-
schen, entsprechend § 24 Absatz 4 des Untersu-
chungsausschussgesetzes Gelegenheit geben, sich 
im Zusammenhang zum Gegenstand Ihrer Ver-
nehmung zu äußern. In diesem Statement bitte 
ich Sie nun auch, wenn Sie davon Gebrauch ma-
chen, dem Ausschuss kurz darzustellen, wie Sie 
sich auf die Sitzung vorbereitet haben. Konnten 
Sie irgendwelche Unterlagen einsehen? Haben 
                                                      
20 Ergänzung des Zeugen: „Ich bin Minister für Infrastruktur 
und Landesplanung des Landes Brandenburg.“, siehe An-
lage 2, S. 80 

Sie noch Gespräche geführt vor der Vernehmung 
zum Thema, und ist Ihnen Hilfestellung angebo-
ten bzw. gegeben worden?  

Ich gehe mal davon aus, dass Sie von Ihrem 
Recht Gebrauch machen wollen, und gebe Ihnen 
dann das Wort. Bitte schön, Herr Minister. 

Zeuge Guido Beermann: Vielen herzlichen 
Dank. - Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren Abgeordnete! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, die jedenfalls digital 
zugeschaltet sind! Ich bin mit Wirkung vom 19. 
März 2018 vom Bundesministerium für Gesund-
heit an das Bundesministerium für Verkehr und 
Infrastruktur versetzt und am 21. März 2018 zum 
Staatssekretär ernannt worden. Im BMVI über-
nahm ich die Zuständigkeit für folgende Abtei-
lungen: die Abteilung G, Grundsatzangelegenhei-
ten, die Abteilung DG, Digitale Gesellschaft, Ab-
teilung LF, Luftfahrt, und die Abteilung WS, 
Wasserstraßen und Schifffahrt. Gleichzeitig über-
nahm ich Mandate in den jeweiligen Aufsichtsrä-
ten der Deutschen Bahn AG und des Münchner 
Flughafens. Zudem war ich Mitglied des Kurato-
riums der Deutschen Bundesstiftung Umwelt.  

Zu Beginn der laufenden Legislaturperiode 
wurde Herr Dr. Gerhard Schulz zum Staatssekre-
tär im BMVI ernannt. In seine Zuständigkeiten 
fielen folgende Abteilungen: die Abteilung Z, 
Zentralabteilung, die Abteilung StB, Bundesfern-
straßen, die Abteilung StV, Straßenverkehr, und 
die Abteilung E, Eisenbahnen. Nach dem Wech-
sel von Herrn Dr. Schulz zu Toll Collect im März 
2019 wurde Herr Dr. Michael Güntner zum 
Staatssekretär ernannt. Mit seiner Ernennung gab 
es eine Veränderung in der Zuständigkeit. Ich gab 
die Abteilung WS, Wasserstraßen und Schiff-
fahrt, an den neuen Staatssekretär Dr. Güntner ab 
und übernahm die Abteilung StV, Straßenver-
kehr.  

Am 20. November 2019 wurde ich im Landtag 
zum Minister für Infrastruktur und Landespla-
nung des Landes Brandenburg ernannt. Dement-
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sprechend lag rund acht Monate die Zuständig-
keit für die Abteilung StV bei mir. Diese umfasste 
unter anderem das Thema „Infrastrukturabgabe 
für Pkw“. Weder davor noch danach befasste ich 
mich mit dem Thema bzw. war das Thema Ge-
genstand meiner Tätigkeit.  

Insbesondere nach der Ernennung zum Minister 
in Brandenburg und der Übernahme der neuen 
Aufgabe war das Thema Pkw-Maut für mich ab-
geschlossen. Das heißt, letztmalig im November 
2019 war ich mit dem Thema befasst, seitdem 
nicht mehr. Zum Zeitpunkt meines Ausscheidens 
waren Schadensersatzforderungen nicht konkret 
geltend gemacht worden. Es gab auch noch kein 
Schiedsverfahren.  

Meine Damen und Herren, bis zum Urteil des 
EuGH am 18. Juni 2019 war das Thema Maut ei-
nes unter zahlreichen und vielfältigen Themen, 
die in meiner Zuständigkeit lagen. An besondere 
Termine, Vorlagen, Vermerke oder Vorkomm-
nisse in der Zeit bis zum Urteil habe ich heute 
keine Erinnerung mehr. Ich habe lediglich eine 
vage Erinnerung an eine Lenkungskreissitzung. 
An Einzelheiten, die dort erörtert wurden, kann 
ich mich aber nicht erinnern.  

Am 18. Juni 2019, dem Tag des EuGH-Urteils, be-
fand ich mich ganztägig in Potsdam auf einer 
Strategiesitzung des Aufsichtsrates der Deut-
schen Bahn AG. Diese Sitzung begann morgens 
und dauerte bis in den Abend. Nach meiner Erin-
nerung wurde ich im Laufe des Tages von Herrn 
Staatssekretär Dr. Güntner von der Entscheidung 
des EuGH unterrichtet. Die Entscheidung des 
EuGH war für uns alle - und damit auch für 
mich - überraschend. Da ich an der Aufsichtsrats-
sitzung der Deutschen Bahn AG teilnahm, über-
nahm Staatssekretär Dr. Güntner die weitere Ko-
ordinierung im unmittelbaren Nachgang zum Er-
gehen der EuGH-Entscheidung. Details kann ich 
nicht nennen und habe auch keine in Erinne-
rung. 

Ich erinnere mich, dass ich am späten Abend im 
Anschluss an die Strategiesitzung ins BMVI ge-
fahren bin. Dort kam ich zu später Stunde an und 
bin zu einer Besprechung im Büro des Ministers 
gestoßen. An den genauen Teilnehmerkreis kann 

ich mich heute nicht mehr erinnern. Allerdings 
erinnere ich mich daran, dass, als ich eintraf, die 
Frage der Versendung bzw. Zustellung einer 
Kündigung an die Auftragnehmer besprochen 
wurde. Details dazu habe ich nicht in Erinne-
rung. Grundsätzliche Fragen zu einer Kündigung 
wurden nach meiner Erinnerung während meiner 
Teilnahme an der Besprechung nicht erörtert. Die 
Runde löste sich nach meinem Hinzutreten dann 
auch bald auf.  

Am nächsten Tag, dem 19. Juni 2019, hatte ich 
nach meiner Erinnerung am Vormittag eine wei-
tere Sitzung des Aufsichtsrats der Deutschen 
Bahn. In der Mittagszeit nahm ich an einem Tref-
fen mit Vertretern der Betreiberfirmen teil. Neben 
dem Bundesminister und mir war das BMVI nach 
meiner Erinnerung nur noch durch Herrn Görris-
sen, Leiter der Abteilung „Leitung und Kommu-
nikation“, vertreten. An die Vertreter des Konsor-
tiums habe ich nur eine vage Erinnerung, da ich 
diese dort nach meiner Wahrnehmung zum ers-
ten Mal persönlich getroffen habe. Ich kann mich 
an Herrn Schulenberg erinnern. Ob ich heute die 
anderen Teilnehmer mit Namen zuordnen könn-
te, bezweifle ich, da ich mit diesen im Anschluss 
an dieses Treffen bis zu meinem Wechsel nach 
Brandenburg im November 2019 nach meiner Er-
innerung nicht mehr zusammengetroffen bin.  

Insgesamt ist mir das Gespräch und sein Verlauf 
nicht in bleibender Erinnerung, nur so viel, dass 
seitens des Ministers über den aktuellen Stand 
seit dem Urteil berichtet wurde, und ich erinnere 
mich, dass seitens der Vertreter des Konsortiums 
die Kündigung kritisiert wurde. Von wem was 
gesagt wurde, kann ich heute nicht mehr sagen.  

Meine Damen und Herren, der Minister hatte 
nach der EuGH-Entscheidung eine Taskforce ein-
gerichtet. Diese Taskforce traf sich nach konkre-
tem Bedarf, wobei sich die Zusammensetzung 
nach den konkret anstehenden Themen richtete. 
Nach meiner Erinnerung hatte ich mich vor allem 
mit Herrn Rechtsanwalt Neumann, Herrn Molitor 
als zuständigem Unterabteilungsleiter und Herrn 
Stadler als zuständigem Referatsleiter in der 
Taskforce ausgetauscht.  
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Insbesondere in der ersten Zeit nach dem Urteil 
waren noch weitere Teilnehmer dabei. Die Auf-
gaben der Taskforce bestanden insbesondere da-
rin, die erforderlichen Vorbereitungen für das 
Parlament, die anstanden, zu koordinieren. Erör-
tert wurden auch Fragen zum weiteren Vorgehen, 
zum Beispiel die Frage weiterer Kündigungser-
klärungen oder die Frage der Geltendmachung 
von Vertragsstrafen. 

Mit fortschreitender Zeit nahm die Zahl der Tref-
fen der Taskforce ab. Erinnerungen an die Zu-
sammensetzungen, Abläufe und Diskussionsver-
läufe einzelner Sitzungen der Taskforce habe ich 
nicht mehr. 

Auch wenn ich mich an viele Einzelheiten nicht 
mehr erinnern kann, weil diese hinter meinen ak-
tuellen Aufgaben zurücktreten bzw. von diesen 
verdrängt worden sind, unterstütze ich Ihre Un-
tersuchung gerne und stehe nun gerne für Ihre 
Fragen zur Verfügung. - Vielen Dank. 

Vielleicht erlauben Sie mir noch ganz kurz, weil 
Sie das gefragt haben, zum Thema Vorberei-
tung - - In der Tat habe ich mir noch mal einen 
Überblick verschafft und habe dazu, ich glaube, 
es waren Sachen21, die in meinem E-Mail-Ver-
kehr waren, die Ihnen vorgelegt wurden, und 
Vermerke, mit denen ich zu tun hatte, mir ange-
schaut und kursorisch22 angeguckt. Gespräche in-
haltlicher Art habe ich nicht geführt. Ich habe na-
türlich mit Frau Bethge Kontakt gehabt, weil ich 
wissen wollte, wie die Dinge im Ablauf sind; das 
ist, glaube ich, selbstverständlich. Und ich habe 
heute Herrn Dr. Krause gebeten, mitzukommen, 
weil ich natürlich auch in einem Gespräch mit 
ihm darüber gesprochen habe - die Frage, die Sie 
auch schon angerissen haben -: „Wie verhält es 
sich mit öffentlichen, nichtöffentlichen Sitzun-
gen?“, weil ich natürlich an der Stelle schon da-
rauf achten möchte, dass ich hier in öffentlicher 
Sitzung das sage, was in die öffentliche Sitzung 
gehört - - aber auch dann, wenn etwas in die 
nichtöffentliche Sitzung gehört, dass das dann 

                                                      
21 Richtigstellung des Zeugen: „Vorgänge“, siehe Anlage 2, 
S. 82 

auch dort erörtert wird. - Ich glaube, das waren 
die Fragen, die Sie mir gestellt hatten. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann können wir in die erste Fragerunde einstei-
gen, und das Wort hat für die CDU/CSU-Fraktion 
der Kollege Lange. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja, danke schön. - Herr 
Beermann, ich fasse das jetzt mal relativ knapp 
zusammen: Als Sie ins Haus gekommen sind, wa-
ren die wesentlichen Entscheidungen getroffen. 
Und dann kam der Juni 2019 mit einem Urteil, 
wie wir es heute schon gehört haben, mit dem 
keiner gerechnet hatte.  

Ich fange jetzt trotzdem noch mal an mit dem 
Zeitpunkt, als Sie ins Haus gekommen sind und 
vom damaligen Staatssekretär Schulz die Aufga-
ben übernommen haben. Sie haben ja schon ge-
sagt, Sie haben eigentlich mit der Maut an sich - 
oder Infrastrukturabgabe, wie es korrekterweise 
heißt - nichts zu tun gehabt. Uns würde nur inte-
ressieren: Gab es bei der Übergabe quasi ein Brie-
fing: „Hier stehen wir; hier haben wir noch - - 
Hier sehen wir ein Risiko; an dem und dem 
Punkt ist noch nachzuarbeiten oder nachzusteu-
ern“, oder gab es eine Übergabe, indem man ge-
sagt hat: „Die Maut kommt“? 

Zeuge Guido Beermann: Also, ich habe an ein 
solches Briefing, ein solches Gespräch mit dem 
Staatssekretär Schulz keine Erinnerung; deswe-
gen kann ich dazu nichts sagen. Aber vielleicht 
erlauben Sie mir, dass ich eins anmerken kann: 
Was ich in Erinnerung habe, das war am Anfang, 
dass ich irgendwann mal ein Gespräch hatte mit 
dem zuständigen Unterabteilungsleiter; aber auch 
da habe ich, ehrlich gesagt, keine konkreteren Er-
innerungen zu dem Thema. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Danke schön. - Dann 
gehe ich auch gleich auf den 18. Juni, weil da da-
zwischen keine Entscheidungen in dem Sinn ja 
anstanden. Sie haben jetzt selber schon gesagt, 
Sie sind am 18. Juni dann abends in diese Runde 

22 Richtigstellung des Zeugen: „einen kursorischen Überblick 
verschafft.“, siehe Anlage 2, S. 82 
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dazugestoßen. Können Sie uns vielleicht trotz-
dem noch ein bisschen genauer erläutern, wie Sie 
über das Urteil - - auch wenn man in einer Sit-
zung sitzt, kriegt man natürlich dann irgendwann 
mal so eine Mitteilung: da läuft heute was nicht 
so, wie es hätte laufen sollen -, wie sich der Tag 
gestaltet hat, wie Sie sich entschieden haben oder 
wann Sie sich entschieden haben, zu dieser Sit-
zung dazuzustoßen? Gab es einen Zwischenkon-
takt mit dem Minister, dass man gesagt hat: „Jetzt 
müssen wir zumindest mal diesen oder jenen 
Schritt gehen“? Vielleicht können Sie uns das ein 
bisschen schildern, wie sich der Tag aus Ihrer 
Sicht dargestellt hat. 

Zeuge Guido Beermann: Ja, ich will das gerne 
versuchen. - Also, wie ich das in meinem Ein-
gangsstatement ja schon dargestellt habe, hatten 
wir an dem Tag eine Strategiesitzung der Bahn23, 
die morgens begann. Das war in Potsdam, und 
dort bin ich dann auch hingefahren. Und ich 
kann Ihnen leider aus meiner Erinnerung nicht 
mehr sagen, wann das Gespräch mit Herrn Günt-
ner stattgefunden hat. Ich habe nur in Erinne-
rung, dass er mich angerufen hat und dann dar-
über24 berichtet hat und dass aber dann auch klar 
war, dass ich dort bei der Strategiesitzung in 
Potsdam bleibe, weil wir in Bezug auf die Bahn 
wichtige Themen dort zu erörtern hatten. Und 
die Entscheidung habe ich dann abends getrof-
fen, also nach der Strategiesitzung, dass ich noch 
mal in das BMVI fahre. Und einen Kontakt - das 
war, glaube ich, noch eine Frage, die Sie gestellt 
haben - zum Minister habe ich nach meiner Erin-
nerung an dem Tag nicht gehabt. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Sie hatten auch schon 
geschildert, dass die Entscheidung zur Kündi-
gung, als Sie zu der Besprechung dazugestoßen 
sind - das war wohl die Besprechung im Minis-
terbüro an diesem Abend; - 

Zeuge Guido Beermann: Ach so, ja. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): - das war schon gar 
nicht mehr die große Runde -, schon gefallen 
war. War zu dem Zeitpunkt auch schon klar, dass 

                                                      
23 Richtigstellung des Zeugen: „des Aufsichtsrates der DB AG 
in Potsdam“, siehe Anlage 2, S. 83 

nicht nur aus einem, sondern aus weiteren Grün-
den gekündigt werden sollte, oder wurde hier 
noch abgewogen und diskutiert? 

Zeuge Guido Beermann: Also - Entschuldigung, 
das habe ich vergessen vorhin darzustellen -, in 
der Tat: Ich bin - aber das hatte ich, glaube ich, 
im Eingangsstatement gesagt - in das Büro des 
Ministers dazugestoßen. Und wie ich das gesagt 
habe: Eine Diskussion oder eine weitere Debatte 
über die Frage der Kündigung habe ich dort nicht 
in Erinnerung. Und ich habe auch nur in Erinne-
rung - in der Tat -, dass dort die Kündigungs-
gründe dann auch im Raum standen, die Sie be-
schrieben haben. Also, ich habe eine Diskussion - 
das kann ich dazu sagen - nicht mehr in Erinne-
rung. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Am Folgetag - von 
Ihnen auch schon angesprochen - fand dann das 
Gespräch mit den Betreibern statt. Sie sollen ge-
sagt haben, dass man auf das Verbindende 
schauen soll, statt im Streit auseinanderzugehen; 
MAT A D-1/6, Blatt 6 f. Vielleicht können Sie 
uns, vielleicht auch aus der Erinnerung, ohne 
dass wir jetzt - ich weiß nicht, ob die Vorlage je-
mand hat - die Vorlage - - einfach nur aus der Er-
innerung schildern, wie Sie dieses Gespräch er-
lebt haben und was Sie mit dieser Aussage ge-
meint haben könnten. 

Zeuge Guido Beermann: Herr Abgeordneter, mir 
ist die Vorlage, die Sie gerade beschrieben haben, 
nicht bekannt. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Ja, Moment.  

Zeuge Guido Beermann: Deswegen kann ich 
dazu nichts sagen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Die kriegen Sie, Mo-
ment. - Klar, wenn Sie etwas einsehen wollen, 
bitte ich um den Hinweis. Das ist klar, dass Sie 
dann - - 

(Dem Zeugen werden Un-
terlagen vorgelegt - Der 

24 Richtigstellung des Zeugen: „über die Entscheidung“, siehe 
Anlage 2, S. 83 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 19/41 I 

  

 
2. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 85 von 114 

 

Zeuge und sein Rechtsbei-
stand nehmen Einblick) 

Zeuge Guido Beermann: Also, ich habe es jetzt 
kurz überflogen, ich habe es jetzt nicht im Detail 
gelesen. Aber ich möchte zuerst anmerken, dass 
mir dieses Papier nicht bekannt ist; ich sehe, dass 
das auch von, unten steht drunter, Herrn Blum 
und Herrn Schneble angeblich geschrieben 
wurde. Und dieses Papier lag mir auch nicht vor 
nach meiner Erinnerung. Also, deswegen kann 
ich zu der Qualität und der Aussage des Papiers 
nichts sagen. 

Zu den Abläufen, wie gesagt, habe ich wirklich 
nur - also das, was ich vorhin in der Erinnerung25 
gesagt habe - in Erinnerung, dass der Minister 
dort dargestellt hat, was nach dem Ergehen des 
EuGH-Urteils passiert ist. Ich habe noch in Erin-
nerung, dass es seitens der Betreiber dort eine 
Kritik gab hinsichtlich der Kündigung. Und ehr-
lich gesagt: Dass ich das hier angeblich gesagt 
habe, habe ich auch nicht mehr in Erinnerung; 
kann ich jetzt nicht bestätigen, aber ich kann es 
auch nicht dementieren. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ebenfalls auf Aussage 
der Betreiber beruhte ein Vermerk oder ein Hin-
weis, dass der Minister gesagt habe, er, der Mi-
nister, könne sich im bevorstehenden Verkehrs-
ausschuss „so oder so“ zu den Kündigungsgrün-
den äußern. Der Herr Schulenberg hat hier dann 
dargestellt, dass er das Ganze als eine Art Dro-
hung durch den Minister verstanden haben 
wollte. Ist Ihnen dazu noch irgendetwas in Erin-
nerung? Ergibt sich zum einen aus der gleichen 
Unterlage, die, wie gesagt, von den Betreibern 
stammt, bzw. aus der Aussage von Herrn 
Schulenberg hier, dass sich der Minister in dro-
hender Art gegenüber den Betreibern geäußert 
hätte. 

Zeuge Guido Beermann: Also, zu der Aussage 
von Herrn Schulenberg, die Sie gerade zitieren, 
kann ich nichts sagen; die liegt mir nicht vor. 
Und deswegen - - Ich war ja auch nicht dabei, als 
er die getätigt hat; da fehlt mir dann auch der 
Kontext. Zu der Frage - und deswegen kann ich 
                                                      
25 Richtigstellung des Zeugen: „im Eingangsstatement“, siehe 
Anlage 2, S. 83 

mich ja nur auf die Fakten beziehen, die Sie an-
sprechen -, ob eine entsprechende Aussage getä-
tigt wurde, kann ich sagen, dass ich das nicht in 
Erinnerung habe. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Danke schön. - Dann 
vielleicht nur noch zum Abschluss und grund-
sätzlichen Verständnis: Sie haben selber Ihre Ar-
beit in der Taskforce schon beschrieben. Können 
Sie uns noch ein bisschen erklären, wer in der 
Taskforce sozusagen den Hut aufhatte? War das 
eher Ihre Seite? Oder wer war eigentlich die steu-
ernde und lenkende Kraft dann in der Taskforce? 

Zeuge Guido Beermann: Also, wie ich einleitend 
gesagt habe: Die Taskforce setzte sich je nach 
Aufgabe und Thema, das dort erörtert wurde, mit 
unterschiedlichen Personen zusammen. Und die 
Leitung der Taskforce lag bei mir. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Danke schön. - Damit 
wäre ich auch bereits am Ende. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann hat der Kollege Wiehle jetzt das Wort. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Herr Vorsitzender, vie-
len Dank für das Wort. - Herr Minister Beermann, 
vielen Dank, dass Sie zur Verfügung stehen heute 
für unsere Befragung. - Darf ich Sie höflich fra-
gen, ob Sie dem Ausschuss Ihr Eingangsstate-
ment zur Verfügung stellen könnten? Gelegent-
lich hatten wir das schon gemacht, dass wir so 
ein Eingangsstatement, wenn es zur Verfügung 
steht, zum Nachlesen gleich kopiert haben. Das 
würde vielleicht die ein oder andere Frage abkür-
zen helfen. 

Zeuge Guido Beermann: Ich werde das gerne am 
Ende der Sitzung entscheiden, wenn Sie einver-
standen sind. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Ja, ist recht. - Dann darf 
ich zunächst in die Vergangenheit ein Stückchen 
zurückblicken. Ihr Lebenslauf weist ja eine ganze 
Menge Stationen auf, an denen Sie vielleicht 
schon mit der Pkw-Maut oder jedenfalls mit 
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Mautfragen in allgemeinerer Weise zu tun hätten 
haben können. Sie waren ja beispielsweise von 
1994 bis 2002 Referent im Bundeskanzleramt, 
und möglicherweise hatten Sie dann schon zu 
tun mit der Lkw-Maut, die ja zunächst am EuGH 
gescheitert war und dann nachgebessert wurde 
und schließlich 2005 in Kraft getreten ist. Haben 
Sie da noch Erinnerungen an diese ganzen Vor-
gänge, wenn Sie damit zu tun hatten, und 
Schwierigkeiten, die mit der Einführung der 
Lkw-Maut verbunden waren? 

Zeuge Guido Beermann: Herr Abgeordneter, ich 
habe nicht in Erinnerung, dass ich mit dem 
Thema Lkw-Maut in der von Ihnen beschriebe-
nen Zeit zu tun hatte. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Danke für Ihre kurze und 
knappe Antwort. - Dann ein bisschen weiter auf 
dem Zeitstrahl. Sie waren ja dann auch Referent 
bei der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, wenn 
meine Unterlagen das richtig sagen, von 2002 bis 
05, und dann später Leiter des Büros des Staats-
ministers im Bundeskanzleramt, bis 2012. 

In dieser Zeit wurde die Idee einer Pkw-Maut 
schon betrachtet, und zwar im Zusammenhang 
mit einem möglichen Verkauf der Bundesautob-
ahnen an private Investoren. In welcher Weise 
hatten Sie denn in dieser Zeit mit dieser Ver-
kaufsidee und einer Idee einer Pkw-Maut zu tun?  

Zeuge Guido Beermann: Sowohl in der zuerst be-
schriebenen Zeit in der CDU/CSU-Fraktion hatte 
ich mit dem Thema nach meiner Erinnerung 
keine Berührungspunkte, und auch in der zwei-
ten Zeit, als ich das Büro des Staatsministers ge-
leitet habe, lag in meiner Zuständigkeit nicht das 
Thema Lkw-Maut, sodass ich auch da keine Erin-
nerung habe, mich damit irgendwie beschäftigt 
zu haben, auch mit der Pkw-Maut nicht.  

Wolfgang Wiehle (AfD): Das heißt also, wenn ich 
das noch mal konkretisieren darf in der Nach-
frage, Sie hatten mit dem Thema Pkw-Maut da 
gar nichts zu tun in diesen beiden Zeiten, von de-
nen ich gesprochen habe?  

                                                      
26 Richtigstellung des Zeugen: „Nein“, siehe Anlage 2, S. 85 

Zeuge Guido Beermann: Ja, es ist so, wie ich es 
geschildert habe. Also, ich kann mich nicht erin-
nern, dass ich da mit dem Thema intensiver be-
schäftigt war.  

Wolfgang Wiehle (AfD): Mhm. Danke schön. - 
Später waren Sie dann in anderen Bereichen, in 
Berlin und auf Bundesebene, bis Sie dann zum 
BMVI gekommen sind. Darüber hatten wir hier 
gerade schon gesprochen, auch über Ihre Zustän-
digkeiten. Und sind Sie denn gelegentlich, am 
Rande zunächst, auch ab Beginn Ihrer Tätigkeit 
im BMVI mit Pkw-Maut-Themen befasst worden, 
schon ab März 18?  

Zeuge Guido Beermann: Nach meiner Erinne-
rung bin ich mit den Themen nicht befasst wor-
den. Sie lagen ja auch nicht in meiner Zuständig-
keit.  

Wolfgang Wiehle (AfD): Hatten Sie in irgendeiner 
Weise mit den Aufklärungs- und Verhandlungs-
gesprächen im November 18 zu tun? Wenn ja, 
können Sie uns dazu bitte etwas sagen?  

Zeuge Guido Beermann: Auch da kann ich nur 
nach meiner Erinnerung sagen, dass ich damit 
nichts zu tun hatte.  

Wolfgang Wiehle (AfD): Waren Sie in irgendeiner 
Weise beschäftigt mit dem zweiten finalen Ange-
bot in dem Bereich Erhebung und vielleicht mit 
haushaltrechtlichen Fragen, also insbesondere 
dem Thema, dass bestimmte Leistungen auf an-
dere Weise im Haushalt untergebracht werden 
mussten, also beispielsweise Portokosten?  

Zeuge Guido Beermann: Nee26, auch da: Nach 
meiner Erinnerung kann ich nur sagen, dass ich 
damit nicht befasst war.  

Wolfgang Wiehle (AfD): Dann komme ich zu dem 
Tag mit dem EuGH-Urteil und mit der Kündi-
gung. Da haben ja Sie dann nach den Unterlagen, 
die mir vorliegen - und hier habe ich fürs Proto-
koll jetzt auch eine MAT-Nummer, nämlich 
MAT A BMVI-5/1_a-4, Blatt 75 - - Da haben Sie 
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die Ermächtigung an Greenberg Traurig ausge-
stellt, die Verträge zu Entwicklung, Aufbau und 
Betrieb des Mautsystems zu kündigen.  

Zeuge Guido Beermann: Wenn Sie mir das vorle-
gen könnten, wäre ich Ihnen dankbar.  

Wolfgang Wiehle (AfD): Ja, gerne. Ich habe das 
hier auch als Papier. Das können wir Ihnen ge-
rade mal geben. 

(Dem Zeugen werden Un-
terlagen vorgelegt - Der 

Zeuge und sein Rechtsbei-
stand nehmen Einblick) 

Sie haben ja schon dargestellt, bei welchen Ge-
sprächen Sie jetzt persönlich dabei waren und 
bei welchen vorher nicht, weil Sie auf dieser 
Strategietagung der Bahn waren. Haben Sie sich 
denn in irgendeiner Weise Gedanken drüber ge-
macht und die auch geäußert, eine Kündigung 
abzuwenden und das Projekt Pkw-Maut noch zu 
retten, also zum Beispiel, indem man ökologische 
Aspekte in das Vignetten-System mit einbaut?  

Zeuge Guido Beermann: Nach meiner Erinne-
rung war das nicht der Fall.  

Wolfgang Wiehle (AfD): Haben - - Also, an der 
Taskforce-Sitzung - da möchte ich noch mal 
nachfragen, um es sicher richtig verstanden zu 
haben -, die dann am Nachmittag war, haben Sie 
auch gar nicht teilgenommen. Da waren Sie noch 
Potsdam. Stimmt das?  

Zeuge Guido Beermann: So ist es.  

(Kirsten Lühmann (SPD): 
Das kann ich bestätigen!) 

Wolfgang Wiehle (AfD): Frau Lühmann kann be-
stätigen, weil sie im Aufsichtsrat bei der Bahn 
saß. - Und waren Sie überhaupt der Auffassung, 
dass man in irgendeiner Weise die Kündigung 
der Betreiberverträge noch hätte vermeiden kön-
nen? Also, auch wenn Ihnen das quasi auf den 
Tisch gelegt wurde, dass die Entscheidung schon 
gefallen war. Aber hatten Sie da Zweifel dran, 
dass das so sein musste?  

Zeuge Guido Beermann: Können Sie die Frage 
noch mal präzisieren? Das habe ich jetzt, ehrlich 
gesagt, doch nicht so ganz - -  

Wolfgang Wiehle (AfD): Also, ich habe Sie vor-
hin so verstanden, dass zu dem Zeitpunkt, wo 
Sie dann zu der Sitzung im Ministerbüro am 
Abend - oder mit dem Minister am Abend - hin-
zustießen, die Entscheidung über die Kündigung 
schon gefallen war. Und mich beschäftigt jetzt 
die Frage - die stelle ich Ihnen -, ob Sie denn, 
auch wenn Sie das vielleicht nicht geäußert ha-
ben, noch Zweifel gehabt hatten, dass diese Kün-
digung sein muss.  

Zeuge Guido Beermann: Die Entscheidung war ja 
gefällt. Wie ich vorhin dargestellt habe, war ich 
zu dem Zeitpunkt auch nicht mit dabei. Ich bin 
zu einem Zeitpunkt gekommen, als es um die 
Frage der Zustellung ging. Und deswegen habe 
ich - - An der Entscheidungsfindung - kann ich 
wenig zu sagen - habe ich ja nicht mitgewirkt.  

Wolfgang Wiehle (AfD): Und Sie hatten also auch 
keine privaten Zweifel jetzt, die Sie dann zurück-
genommen haben? 

Zeuge Guido Beermann: Nein, ich hatte keine - -  

Wolfgang Wiehle (AfD): Nicht mehr geäußert. 

Zeuge Guido Beermann: Nein, in der Sache hatte 
ich keine privaten Zweifel, die ich hätte zurück-
nehmen müssen.  

Wolfgang Wiehle (AfD): Danke schön. - So viel 
für diese Runde.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann gebe ich jetzt 
der Kollegin Lühmann das Wort.  

Kirsten Lühmann (SPD): Hallo, Herr Beermann! 

Zeuge Guido Beermann: Hallo, Frau Lühmann!  

Kirsten Lühmann (SPD): Ich fange mal an einem 
Zeitpunkt an, wo Sie gerade ausgeführt haben, 
dass Sie mit der Pkw-Maut noch nichts zu tun 
hatten. Und zwar habe ich hier ein Schreiben von 
Ihnen vom 11. Oktober 2018. Das ist die MAT A 
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BMVI-6/5p, Blatt 6 bis 21. Das ist ein Schreiben 
von Ihnen an den Abgeordneten Rehberg von der 
CDU/CSU aus dem Haushaltsausschuss. Und in 
dem Schreiben melden Sie Bedarf für Stellen im 
BMVI, KBA und BAG für die Infrastrukturabgabe 
an. Das können wir Ihnen auch vorlegen, wenn 
Sie es möchten.  

Zeuge Guido Beermann: Gerne. 

Kirsten Lühmann (SPD): Gerne? Gut, machen 
wir.  

(Dem Zeugen werden Un-
terlagen vorgelegt) 

Meine Frage ist, warum Sie dieses Schreiben ge-
schickt haben, wobei weder Haushalt noch Maut 
in Ihrem Zuständigkeitsbereich sind. Sondern 
aus unserer Sicht hätte es ja eigentlich Herr 
Schulz schreiben müssen. 

(Der Zeuge und sein 
Rechtsbeistand nehmen 

Einblick in die Unterlagen) 

Zeuge Guido Beermann: Ja, also, das Schreiben 
ist eindeutig von mir unterschrieben. Ich habe 
jetzt keine konkrete Erinnerung, warum ich das 
unterschrieben habe. Es ist nur so - das kann ich 
allgemein schildern -, dass wir uns natürlich ge-
genseitig vertreten haben, wenn zum Beispiel ei-
ner nicht da war oder im Urlaub war. Also, das 
kann ich jetzt schlecht sagen. Das ist jetzt - das 
kann ich sagen - kein sehr außergewöhnlicher 
Vorgang.  

Kirsten Lühmann (SPD): Okay. - Sie haben eben 
gesagt, als Sie Staatssekretär wurden, ist Ihnen 
das zwar berichtet worden, dass die Maut jetzt in 
Ihren Zuständigkeitsbereich fällt; aber Sie konn-
ten auf die Frage - ich weiß gar nicht, wer sie ge-
stellt hat - nichts Besonderes sagen, was Ihnen 
nun berichtet wurde, als Sie das Amt übernah-
men, zum Beispiel von Herrn Molitor.  

Ich versuche es jetzt noch mal ein bisschen kon-
kreter. Wir haben wieder eine Vorlage für Sie, 
und zwar die MAT A BMVI-5/1_b-5, Blatt 40 bis 

42. Da hat Ihnen das Mautreferat für die Lei-
tungsklausur des BMVI Unterlagen zur Pkw-Maut 
zusammengestellt. Und darin heißt es - Sie wer-
den es gleich sehen -, dass die Feinplanungsdo-
kumentation am 01.04.2019 eingereicht worden 
sei und dass die Arbeiten zur Systemeinrichtung 
der Infrastrukturabgabe planmäßig voranschrei-
ten. - Meine Frage ist: Haben Sie vorher schon 
mal von der Feinplanungsdokumentation gehört? 
Und nach Kenntnisnahme dieses Schreibens: 
Was war Ihr Eindruck bezüglich dieses Punktes 
des Projektes?  

(Dem Zeugen werden Un-
terlagen vorgelegt - Der 

Zeuge und sein Rechtsbei-
stand nehmen Einblick) 

Zeuge Guido Beermann: Also, ich habe, ehrlich 
gesagt, keine Erinnerung mehr daran. Ich sehe 
den Vorgang; das ist richtig. Das ist ein Sprech-
zettel für die Leitungsklausur, die wir offensicht-
lich am 10. April hatten. Und deswegen: Da kann 
ich, ehrlich gesagt, wenig zu sagen.  

Kirsten Lühmann (SPD): Ich hätte jetzt noch wei-
tere Materialien, die ich Ihnen gebe. Aber ich ver-
suche es mal andersrum. Sieben Tage später ha-
ben Sie wieder Unterlagen bekommen, in denen 
drinsteht, dass eine erste Prüfung ergab, dass die 
Feinplanungsdokumentation bezüglich Form und 
Inhaltstiefe nicht die Erwartungshaltung des 
Bundes erfüllt. Das ist also eine Woche später. 
Ich zeige Ihnen das jetzt nicht. Aber meine Frage 
ist: Stichwort „Feinplanungsdokumentation“: 
Was fällt Ihnen zu diesem Stichwort ein? - Viel-
leicht versuchen wir es so rum.  

Zeuge Guido Beermann: Na gut, das ist natürlich 
eine sehr allgemeine Frage.  

Kirsten Lühmann (SPD): Ja, richtig. Aber wenn 
ich jetzt konkret nach bestimmten Sachen frage, 
dann sagen Sie mir - - Also, jetzt mach ich es mal 
ganz global. 

Zeuge Guido Beermann: Ja, das ist in Ordnung, 
Frau Lühmann. Gerne. - Das Thema Feinplanung: 
Wenn ich mir das in meiner Erinnerung vor Au-
gen führe, dann habe ich in Erinnerung, dass das 
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natürlich ein Grund war oder einer der wesentli-
chen Gründe, weswegen wir gekündigt haben: 
weil eben die Feinplanungsdokumentation nicht 
leistungsgerecht vorlag. Das ist die Erinnerung, 
die ich daran habe.  

Kirsten Lühmann (SPD): Ja. Und wie kamen Sie 
dadrauf? Also, es ist ja Ihr Zuständigkeitsberitt 
gewesen. Ich hatte Ihnen eben ein Dokument vor-
gelegt, da stand noch drin: Alles in Ordnung. - 
Sieben Tage später - ich könnte es Ihnen vorle-
gen, wenn Sie es haben wollen - steht drin: Es 
gab Probleme. - Und da Sie ja zuständig sind und 
das ein ganz wichtiges Projekt ist und wenn in 
diesem Projekt Probleme auftauchen, bin ich da-
von ausgegangen, dass sich dann der zuständige 
Staatssekretär zumindest berichten lässt, wie es 
mit den Problemen weitergegangen ist. Und das 
war meine Frage.  

Dass ganz am Ende die Kündigung unter ande-
rem aufgrund dieses Punktes ausgesprochen 
wurde, das wissen wir; das haben wir von ganz 
vielen Zeugen hier schon gehört. Meine Frage ist 
einfach der Weg dahin. Von dem Dokument 
10. April, wo drinsteht: „in Ordnung“, bis hin zu 
dem Punkt: „Es ist ein Kündigungsgrund“, das ist 
ja ein weiter Weg. Und da würde ich gerne mehr 
von Ihnen hören, was Sie da gemacht haben, wie 
Sie sich informiert haben, wie der Fortgang der 
Dinge war, wie gravierend Ihnen das geschildert 
wurde, wer es Ihnen gravierend geschildert hat.  

Zeuge Guido Beermann: Also, daran habe ich 
keine Erinnerungen mehr, wie mit dem Thema 
weiter umgegangen wurde und wie ich mich da-
mit befasst habe. Ich bitte um Nachsicht, da kann 
ich nichts zu sagen.  

Kirsten Lühmann (SPD): Ja, ich versuche es aber 
trotzdem noch mal. Sie haben eben gesagt, das 
war ein Grund - diese mangelnde Feinplanungs-
dokumentation - für eine Kündigung. Das ist ja 
ein sehr gravierender Vorgang, wenn ich aus 
Schlechtleistung kündige. Ist das wirklich das 
Einzige, an das Sie sich erinnern bei dem Thema 
Feinplanungsdokumentation: „Es war so gravie-
rend, dass wir deshalb gekündigt wurden [sic!]“? 
Warum es so gravierend ist, was ich in der Zeit 

gemacht habe: kann ich mich nicht mehr erin-
nern. Das Einzige, was ich weiß - - Ich bin gerade 
ein bisschen - Sie merken das - fordernd; aber die 
Frage bewegt mich schon, dass das das Einzige 
ist, was Sie wissen: Es war so gravierend; aber 
warum, weiß ich nicht mehr.  

Zeuge Guido Beermann: Also, Stand heute, wenn 
ich diese Frage beantworten soll, kann ich Ihnen 
nur das sagen, was ich gesagt habe. Und, ja - -  

Kirsten Lühmann (SPD): Danke. - Dann muss ich 
ein paar Seiten weiterblättern, weil einige Fragen 
wegfallen. - Ich komme jetzt zu der Vorbereitung 
des 18. Juni. Und wir haben ein Dokument von 
Ihrer persönlichen Referentin. Die hat Ihnen das 
am 17. Juni, also einen Tag vor dem Gerichtsur-
teil, geschickt. Das ist MAT A BMVI-5/1_b-2, 
Blatt 5 bis 9.  

Und da schickt Ihnen die Presseabteilung meh-
rere Sprachregelungen für den Folgetag - jeweils 
für die verschiedenen Möglichkeiten des Aus-
gangs des EuGH-Urteils.  

Ich gebe Ihnen noch mal Zeit, das zu lesen; viel-
leicht erinnern Sie sich dann an den Vorgang. 

(Dem Zeugen werden Un-
terlagen vorgelegt - Der 

Zeuge und sein Rechtsbei-
stand nehmen Einblick) 

Zeuge Guido Beermann: Ich habe es überflogen, 
ja. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke. - Also, das ist ja 
augenscheinlich das, was man sinnvollerweise 
macht - eine Vorbereitung auf den nächsten 
Tag -, dass man nicht völlig überrascht wird, und 
mehrere Möglichkeiten wurden da durchgespielt. 
Was ist mit diesen Vorschlägen der Pressestelle 
Ihrer Erinnerung nach passiert? 

Zeuge Guido Beermann: Also, wenn ich die Vor-
lage nehme, steht drauf: Es ist mir zur Kenntnis 
gegeben worden. Ich habe keine Erinnerung, ob 
ich es zur Kenntnis genommen habe, und deswe-
gen kann ich dazu auch wenig sagen. 
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Kirsten Lühmann (SPD): Als Sie dann am Abend 
zurückkamen von unserer Klausursitzung, da gab 
es ja zu irgendeinem Zeitpunkt eine Situation, 
dass sich der Minister mit Ihnen und Herrn 
Dr. Neumann in das Ministerbüro zurückgezogen 
hat. Zumindest haben wir Dokumente, die das 
aussagen. Können Sie sich daran erinnern? 

Zeuge Guido Beermann: Moment! Wer hat sich 
mit wem zurückgezogen? 

Kirsten Lühmann (SPD): Der Minister mit Ihnen 
und Herrn Dr. Neumann - in das Ministerbüro. 

Zeuge Guido Beermann: Das würde ja bedeuten - 
nur als Verständnis -, also, dass ich irgendwo mit 
denen war, wo ich hingegangen bin dann.  

Kirsten Lühmann (SPD): Na ja, Sie waren ja 
schon im Ministerium, und da war eine große 
Runde. Und aus der großen Runde - das haben 
Zeugen gesagt; müsste ich noch mal nachgucken, 
wo - sollen Sie sich mit Herrn Dr. Neumann und 
dem Minister dann noch mal in das Minister-
büro - also, keine Ahnung, Nachbarzimmer, über-
nächstes Zimmer - zu einer kleineren Runde zu-
rückgezogen haben. 

Zeuge Guido Beermann: Also, nach meiner Erin-
nerung bin ich ins Ministerbüro gekommen. 

Kirsten Lühmann (SPD): Direkt?  

Zeuge Guido Beermann: Das war - - 

Kirsten Lühmann (SPD): Und da waren mehr 
Leute? 

Zeuge Guido Beermann: Das war meine Erinne-
rung. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja. 

Zeuge Guido Beermann: Und nach meiner Erin-
nerung - also, da bin ich mir definitiv sicher - wa-
ren dort mehrere Leute. Aber ich kann Ihnen 
nicht mehr sagen, wer alles dabei war. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja. - Und es gab keine 
Situation, dass sich noch eine kleinere Gruppe, 

der Sie angehört haben, separiert hat von der gro-
ßen Gruppe? 

Zeuge Guido Beermann: Kann ich mich nicht 
dran erinnern. 

Kirsten Lühmann (SPD): Mhm. - Was war die 
Rolle von Dr. Neumann, an die Sie sich erinnern? 
War er Wortführer? Ist er nur - - Hat er nur gere-
det, wenn er gefragt wurde? Hat er an der Ent-
scheidungsfindung deutlichen Anteil gehabt? 

Zeuge Guido Beermann: Wie gesagt: Als ich kam, 
ging es um die Frage - daran kann ich mich ent-
sinnen - - um die Versendung, um die Zustel-
lung. Und ich habe nicht in Erinnerung, dass es 
da irgendwie eine Wortführung oder Ähnliches 
gab. 

Kirsten Lühmann (SPD): Können Sie sich noch 
erinnern, dass man eine Öffentlichkeitsstrategie 
abgestimmt hat und, wenn ja, welche? Denn die 
Frage muss ja auch gekommen sein: Was mache 
ich jetzt mit der Öffentlichkeit? - Der Minister 
hatte ja am Nachmittag - - oder hatte der Presse ja 
schon eine Stellungnahme gegeben, und jetzt 
musste ja nach der Kündigung auch irgendetwas 
folgen. Ist darüber geredet worden? 

Zeuge Guido Beermann: Habe ich auch nicht in 
Erinnerung. 

Kirsten Lühmann (SPD): Gut. - Dann habe ich 
nur noch eine Frage zu einem ganz anderen 
Thema, und zwar gab es ja den BRH-Bericht et-
was später. Und der BRH-Bericht: Da gab es eine 
Antwort aus dem Ministerium drauf. - Und die 
Zeugin Geese berichtete von einem Treffen am 
30. Oktober 2019, in welchem mit dem Minister 
über die Stellungnahme auf dem Berichtsentwurf 
des BRH diskutiert wurde. - Da gibt es ein Doku-
ment zu; das ist die MAT A BMVI-4/1b4, 
Blatt 47.  

Wir geben Ihnen das, und meine Frage ist, ob Sie 
sich an das Treffen erinnern. Und dann habe 
ich - - Wenn ja, habe ich dazu eine Frage. 

(Dem Zeugen werden Un-
terlagen vorgelegt - Der 
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Zeuge und sein Rechtsbei-
stand nehmen Einblick) 

Zeuge Guido Beermann: Also, ich sehe da die 
E-Mail und erkenne, dass die auch an mein Büro 
gegangen ist, also „Sts-Be“. Und es steht unten 
drunter:  

Für eine kurze Rückmeldung be-
züglich Ihrer Teilnahme wäre ich 
Ihnen dankbar. 

Ich habe leider keine Erinnerung, ob ich daran 
teilgenommen habe.  

Ich bitte wirklich um Verständnis - ich glaube, 
ich muss das hier noch mal sagen -: Es ist für 
mich aufgrund - ich habe es vorhin einleitend ge-
sagt - der Tätigkeit, die ich jetzt habe, und der 
Veränderungen, die damit verbunden sind, wirk-
lich eine Zeit, die für mich sehr weit zurückliegt 
und wo ich die Dinge einfach nicht mehr gegen-
wärtig habe. Und deswegen habe ich auch nicht 
gegenwärtig, ob ich an der Besprechung teilge-
nommen habe. Also, ich müsste da mutmaßen. 

Kirsten Lühmann (SPD): Damit erübrigt sich 
auch meine Frage zu dem Inhalt. - Keine Fragen 
mehr, Herr Vorsitzender. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann hat jetzt der Kollege Jung das Wort. 

Dr. Christian Jung (FDP): So, guten Abend, Herr 
Minister! Schön, Sie mal persönlich zu sehen. 
Wir hatten, glaube ich, noch nie miteinander zu 
tun direkt.  

Was mich jetzt ein bisschen irritiert an dem, was 
Sie bisher sagen: Sie waren damals, als Sie 
Staatssekretär waren - verbeamteter Staatssekre-
tär -, für dieses Thema „PKW-Maut“ zuständig, o-
der? 

Zeuge Guido Beermann: So wie ich das geschil-
dert habe, habe ich die Abteilung StV übernom-
men. Und eines der Themen dort war die Infra-
strukturabgabe genau in dem Zeitraum, wie ich 
ihn beschrieben habe. Wenn man es über den 
Daumen reißt: acht Monate. 

Dr. Christian Jung (FDP): Weil was mich ein biss-
chen stutzig macht: Sie haben ja geschildert, dass 
Sie bei einer Strategietagung der Deutschen Bahn 
in Potsdam waren. Das war jetzt ja nicht in Stutt-
gart oder in Honolulu, sondern in Potsdam. Und 
was mich sehr irritiert die ganze Zeit bei dem, 
was Sie sagen: Warum sind Sie nicht sofort, als 
das EuGH-Urteil kam, ins Ministerium gekom-
men? Weil bei dieser Auf- - bei dieser Strategieta-
gung: Das war ja keine Aufsichtsratssitzung, wo 
Beschlüsse gefasst worden sind, wo man Sie viel-
leicht auch gebraucht hätte, sondern es war nur - 
in Anführungszeichen - eine Strategietagung. Wa-
rum sind Sie nicht ins Ministerium zurückge-
kommen? 

Zeuge Guido Beermann: Also, Herr Abgeordne-
ter - - 

Dr. Christian Jung (FDP): Weil Sie waren ja zu-
ständig, haben Sie gesagt. 

Zeuge Guido Beermann: Ja. - Herr Jung, Abgeord-
neter Jung, zu der Bewertung kann ich jetzt 
nichts sagen. Das ist eine Bewertung; die können 
Sie treffen. Ich hatte das vorhin geschildert, dass 
mir das beschrieben wurde und dass wir die Ent-
scheidung getroffen haben, das so zu machen, 
wie wir das getan haben. 

Dr. Christian Jung (FDP): Ja, ich habe ja nur 
meine Verwunderung ausgedrückt, weil Sie da ja 
der verbeamtete Staatssekretär waren. - Okay. 

Ich habe einige Fragen, weil wir haben ja viele 
Zeugen schon auch gehört, und es gibt da immer 
wieder so ein bisschen abweichende Beiträge. 
Und deswegen wollte ich einfach mal Ihre Sicht-
weise hören. 

Wir haben ja von diesem Tag X - EuGH-Urteil - - 
haben wir ja keine Protokolle, und deswegen 
können wir auch nichts Genaues sagen über die 
Entscheidungsfindung. Wir hatten heute zum 
Beispiel den Zeugen Görrissen, der uns da inte-
ressante Sachen auch dazu gesagt hat, die wir si-
cherlich auch später - jetzt auch nach Ihrer Befra-
gung - dann noch ausführlich würdigen werden. 
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Was ich Sie jetzt fragen wollte: Sie kommen also 
dann gegen Abend aus Potsdam. Und was waren 
jetzt die Grundlagen für die Entscheidungsfin-
dung? War das sozusagen, wie ich das jetzt inter-
pretiere, so ein unstrukturierter Stuhlkreis, wo 
immer wieder Leute dazugekommen sind, oder 
gab es wirklich handfeste Sachen, die zur Ent-
scheidungsfindung herbeigefü- - also, die diese 
Entscheidungsfindung dann herbeigeführt ha-
ben? Oder Sie sind dann auch dazugekommen, 
und dann hat man einfach kollektiv entschieden, 
was man dann macht? 

Zeuge Guido Beermann: Na ja, ich bin ja, wie ich 
beschrieben habe, zu einem späten Zeitpunkt da-
zugekommen. Über das Thema wurde dort, was 
die Entscheidungsgründe - - Ich vermute, Sie 
spielen auf das weitere Vorgehen in Sachen Kün-
digung an. Ich war ja nicht dabei. Deswegen kann 
ich dazu nichts sagen, zu der Entscheidungsfin-
dung. 

Dr. Christian Jung (FDP): Gut. - Aber Sie kom-
men dann dorthin, und dann wird dann - - Wird 
Ihnen dann nur das Ergebnis präsentiert, oder 
wird noch mal gemeinsam mit dem zuständigen 
Staatssekretär reflektiert, wie die Entscheidung 
jetzt gemacht wird? Oder sind Sie sozusagen nur 
derjenige, der kommt, und der kriegt die Ent-
scheidung mitgeteilt, und das tragen Sie dann 
mit? 

Zeuge Guido Beermann: Ich kann Ihnen, wie der 
konkrete27 Verlauf ab dem Zeitpunkt, ab dem ich 
da war - - Wie das war, kann ich Ihnen leider 
nicht schildern, weil ich daran keine konkrete Er-
innerung mehr habe. 

Dr. Christian Jung (FDP): Aber Sie waren da bei 
Besprechungen dabei! Also, das irritiert mich 
jetzt auch ein bisschen, dass Sie da gar nichts 
mehr drüber wissen. Waren da - - Also, wer war 
denn da alles dabei bei den Gesprächen, wo Sie 
dabei waren? 

                                                      
27 Richtigstellung des Zeugen: „den konkreten“, siehe 
Anlage 2, S. 91 

Zeuge Guido Beermann: Ich bin zu später 
Stunde, wie ich das geschildert habe, in das Mi-
nisterbüro - so meine Erinnerung - dazugekom-
men, und ich habe leider keine konkrete Erinne-
rung mehr daran, wer alles dabei war in der 
Runde. Und ich kann nur wiederholen, dass, als 
ich dazukam, über dieses Thema der Zustellung 
der Kündigung gesprochen wurde. Und ich habe 
keine konkrete Erinnerung daran, ob über andere 
Sachen dort gesprochen wurde. 

Dr. Christian Jung (FDP): Wissen Sie denn noch, 
wer die Teilnehmer waren an der Besprechung, 
wo Sie dabei waren? Es war ja anscheinend nur 
ein kleiner, überschaubarer Kreis. 

Zeuge Guido Beermann: Wie ich sagte: Ich habe 
keine Erinnerung daran, wer jetzt konkret alles 
dabei war. Also, ich kann - -  

Dr. Christian Jung (FDP): War zum Beispiel der 
Minister dabei? 

Zeuge Guido Beermann: Ich kann sagen, dass der 
Minister dabei war, dass Herr Neumann dabei 
war; das habe ich in Erinnerung. Und ich habe in 
Erinnerung - - 

Dr. Christian Jung (FDP): War Herr Görrissen da-
bei, zum Beispiel? 

Zeuge Guido Beermann: Ich habe in Erinnerung, 
dass Herr Görrissen dabei war, aber ich kann 
Ihnen nicht sagen, ob noch weitere Leute dabei 
waren. Also, es war jetzt - - Nach meiner Erinne-
rung war der Kreis schon über diese hinaus, aber 
ich kann Ihnen nicht 28 sagen, wer alles dabeisaß. 
Um es so zu sagen: Ich habe es leider, bedauerli-
cherweise nicht vor meinem inneren Auge. 

Dr. Christian Jung (FDP): Aber man könnte jetzt 
den Eindruck haben, dass es jetzt - also zumin-
dest gegenüber Ihnen - nicht komplett struktu-
riert war. Also, Sie kommen da hin, und dann 
wird eine Entscheidung bekannt gegeben. Also, 

28 Ergänzung des Zeugen: „konkret“, siehe Anlage 2, S. 91 
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Sie sind ja anscheinend an der Entscheidungsfin-
dung als zuständiger Staatssekretär in keinster 
Weise beteiligt gewesen.  

Also, mich irritiert das, ehrlich gesagt, sehr stark, 
weil Sie sind ja auch heute immerhin Landesmi-
nister, und vielleicht würden Sie ja, wenn jetzt so 
was wieder passieren würde, da auch erwarten, 
dass der zuständige Staatssekretär da auch einge-
bunden wird. Also, mich irritiert das wirklich 
sehr stark. 

Zeuge Guido Beermann: Herr Abgeordneter, das 
ist eine Wertung, die Sie vornehmen können. 
Die, glaube ich, muss ich nicht kommentieren; 
das ist nicht meine Aufgabe. Ansonsten, glaube 
ich, habe ich die Abläufe dargestellt. 

Dr. Christian Jung (FDP): Dann habe ich für diese 
Fragerunde erst mal keine Fragen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Herr Kollege 
Cezanne. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Danke, Herr Vorsit-
zender. - Herr Minister Beermann, schönen guten 
Abend! Vielen Dank, dass Sie da sind. 

Ich wähle mal einen anderen Einstieg. Mich 
würde noch mal interessieren, wie Sie den Ar-
beits- und Organisationszusammenhang im Mi-
nisterium - - Also, wie haben Sie mit dem Minis-
ter, wie haben Sie mit dem Staatssekretär Schulz, 
unter Umständen auch mit dem Herrn Görrissen - 
sich denn - - Wie haben Sie kommuniziert? Wie 
haben Sie sich abgestimmt? Gab es regelmäßige 
Leitungssitzungen? Gab es irgendwie eine mor-
gendliche Tageslage oder dergleichen? Also, wie 
sind die - - Wie ist die inhaltliche Zusammenar-
beit und Abstimmung zwischen Ihnen sicherge-
stellt worden? 

Zeuge Guido Beermann: Es gab verschiedene Ab-
stimmungsrunden29, wenn man so will:  

Ich habe in Erinnerung, dass es eine Leitungs-
runde gab, die immer am Mittwoch stattfand. Ich 

                                                      
29 Richtigstellung des Zeugen:  „Runden“, siehe Anlage 2, 
S. 92 

kann Ihnen allerdings nicht sagen - das habe ich 
jetzt nicht mehr vor Augen -, ob die einmal im 
Monat war oder wie das immer geplant war. Ja, 
ich weiß nur, dass in dieser Leitungsrunde die 
Abteilungsleiter dabeisaßen, die Staatssekretäre, 
parlamentarischen Staatssekretäre, der Minister 
natürlich und auch dann - - Herr Görrissen war 
dabei als Abteilungsleiter; das ist richtig. 

Es gab das Format einer Morgenlage, die aller-
dings sehr unregelmäßig stattfand, eigentlich, 
wenn ich das recht in Erinnerung habe, zumin-
dest lange30 Zeit sehr, sehr selten. 

Und dann gab es ein Format, wo ich mich mit 
Herrn Görrissen und dem anderen Staatssekretär 
getroffen habe. - Puh, das war, meine ich, immer 
montags - richtig -, und das war relativ regelmä-
ßig. 

Ansonsten, glaube ich, dass sich das nicht unter-
scheidet, dass also die Verwaltungsvorgänge 
dann natürlich im Papier auch zwischen den Bü-
ros hin- und herlaufen.  

Und das waren im Wesentlichen die Abläufe. 
Ansonsten müsste man konkret darüber reden, 
worauf Sie abzielen. 

Ich weiß nicht, ob Ihnen das reicht. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Können Sie noch mal 
etwas näher drauf eingehen, was in dieser Mon-
tagsrunde zwischen Herrn Görrissen, Herrn 
Schulz und Ihnen so die üblichen Themen waren 
oder was - - Also der Inhalt im Vergleich zum 
Beispiel zu der Leitungsrunde mit den Abtei-
lungsleitern? 

Zeuge Guido Beermann: Also, da habe ich keine 
konkrete Erinnerung mehr daran, was wir in den 
Runden besprochen haben, und deswegen kann 
ich da auch zu einzelnen Dingen jetzt nichts sa-
gen. Aber es war auch - das kann ich sagen - 
keine - - Es gab keine Tagesordnung in dem 
Sinne nach meiner Erinnerung, und deswegen 

30 Richtigstellung des Zeugen: „über eine längere“, siehe An-
lage 2, S. 92 



 Endgültiges Stenografisches Protokoll 19/41 I 

  

 
2. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 94 von 114 

 

hat man da sicherlich verschiedene Dinge be-
sprochen. 

(Dr. Christian Jung (FDP): 
Herr Vorsitzender, wir wür-

den gerne eine sofortige 
Sitzungsunterbrechung be-
antragen, eine Beratungssit-

zung beantragen!) 

Vorsitzender Udo Schiefner: Können wir gerne 
machen, wenn es keinen Widerspruch gibt. - Wie 
viel Zeit brauchen wir dafür? 

Dr. Christian Jung (FDP): 10 bis 15 Minuten. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Gut. - Wenn es kei-
nen Widerspruch gibt, dann unterbrechen wir die 
Befragung. Dann wird die Öffentlichkeit zunächst 
mal wieder von der Videotechnik abgekoppelt, 
und wir können zunächst die Beratungssitzung 
machen, und dann wird die Befragung weiter 
fortgeführt. 

(Unterbrechung des Sit-
zungsteils Zeugenverneh-

mung, Öffentlich: 
17.57 Uhr - Folgt Bera-

tungssitzung) 

(Wiederbeginn des Sit-
zungsteils Zeugenverneh-

mung, Öffentlich: 
18.05 Uhr) 

Fortsetzung der Verneh-
mung des Zeugen Guido 

Beermann 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann setzen wir die 
öffentliche Befragung des Zeugen Beermann fort. 

Ich kann dazu sagen: Wir hatten eine Beratungs-
sitzung, und als Ergebnis möchte ich Sie natür-
lich auch hier noch mal, weil das Diskussions-
punkt war, an die Belehrung erinnern, dass Sie 
natürlich wahrheitsgemäß zu antworten haben 
und nichts hinzufügen dürfen, was der Wahrheit 

                                                      
31 Richtigstellung des Zeugen: „vielleicht erlauben Sie mir 
zwei Dinge noch mal deutlich zu machen.“, siehe Anlage 2, 
S. 93 

widerspricht, oder auch Dinge zurückhalten dür-
fen [sic!], die zur Wahrheitsfindung beitragen, 
weil es natürlich schon, Herr Minister Beermann, 
auffällig ist, dass Sie doch sehr oft - das ist Ihr 
gutes Recht; Sie sollen ja auch, nach Ihren Ein-
drücken gefragt, wahrheitsgemäß antworten -, ja, 
ich nenne es mal so, Erinnerungslücken an kon-
kretere Dinge haben. Und darum möchte ich Sie 
da noch mal an die Belehrung erinnern, dass Sie 
eben wahrheitsgemäß antworten sollen. Ich 
möchte Sie auch nicht hier irgendwie verleiten, 
etwas zu sagen, woran Sie sich nicht mehr erin-
nern können, und womöglich was dazuzuma-
chen. Aber das war halt auch eben Gegenstand 
der Diskussion in der Beratungssitzung. - Dies 
noch mal als Hinweis. 

Zeuge Guido Beermann: Herr Schiefner, wenn 
ich was dazu sagen darf? 

Vorsitzender Udo Schiefner: Ja. 

Zeuge Guido Beermann: Vielen Dank noch mal 
für den Hinweis. Ich hatte das ja auch bewusst 
bei mir in mein Eingangsstatement reingenom-
men, um deutlich zu machen, dass in der Tat 
zwei Dinge, glaube ich, einfach - - bitte ich, mit-
zunehmen.31  

Das eine ist, dass ich zum einen seit letztem Jahr 
Minister in Brandenburg bin und dort ein Minis-
terium übernommen habe und damit natürlich 
Aufgaben, ein Portfolio, was sich in einem völlig 
anderen Bereich bewegt.  

Und der Abgeordnete Wiehle hatte ja vorhin 
schon so ein bisschen angerissen, was ich in mei-
nem Leben gemacht habe. Vielleicht darf ich das 
so mal darstellen: Sie sehen ja, dass ich tatsäch-
lich öfters neue Aufgaben übernommen habe - 
und das auch mit einem breiten Spektrum an 
Themen. Und man - - Ich stürze mich dann da in 
diese Dinge rein, und ich bitte einfach um Nach-
sicht - das ist so -, dass dann plötzlich der Fokus 
auf anderen Sachen liegt. 
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Hinzu kommt - auch das hatte ich gesagt -, dass 
das Thema Maut eines war, das ich damals über-
nommen habe aufgrund des Wechsels, der dort 
stattgefunden hat. Und das war halt ein Thema 
neben vielen.  

Also, ich habe jetzt nicht angesetzt, hier einen 
Vortrag zu halten, was ich alles für Themen 
hatte, aber ich hatte wirklich eine ganze Reihe an 
Aufgaben. Sie werden sich entsinnen, dass wir in 
dem Jahr das Thema Klima vor allem sehr stark 
im Fokus hatten. Wir hatten sehr intensive Bera-
tungen, Frau Lühmann, was das Thema Bahn be-
trifft. Wir haben eine ganze Reihe an Gesetzesvor-
haben gehabt. Es ging um - - Bei mir lag noch das 
ganze32 Thema mit dem Ausbau Mobilfunknetz 
usw. usf. Also, ich könnte die Reihe jetzt un-
glaublich fortsetzen, ja. Also, da war33 wirklich 
eine ganze Menge einfach da34. 

Und auf der anderen Seite bitte ich um Verständ-
nis - aber ich werde mir dann einen Augenblick 
Zeit nehmen -: Ich möchte auch ungerne speku-
lieren, ja? Das entspricht nicht meiner Art, und 
ich glaube, das ist35 auch das, was Sie hier36 ge-
sagt haben, Herr Schiefner, was Sie ja nun auch 
nicht am Ende wollen, dass ich das mache, ne? 

Ansonsten: Was man vielleicht machen kann, ist 
in der Tat, wenn es Vorhalte gibt oder so - - das 
mag ja sein, dass das, wenn - - dass da möglicher-
weise das etwas hilfreicher ist.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Sie sollen nach bes-
tem Wissen und Gewissen antworten. Und wenn 
Sie das tun, dann, denke ich - - Allerdings 
möchte ich auch nicht verhehlen, dass es hier 
halt Punkt war, dass man sehr, sehr oft eben die-
ses Argument auch hier von Ihnen gehört hat. 
Wenn es so ist - - Es ist schon bemerkenswert ein 
Stück weit, sage ich auch ganz offen: Wenn Sie 
Erinnerungslücken haben und sagen, Sie können 
sich nicht erinnern, dann kann Ihnen natürlich 
auch kein anderer hier - - Ich möchte noch mal 

                                                      
32 Richtigstellung des Zeugen: „zum Beispiel das“, siehe An-
lage 2, S. 93 
33 Richtigstellung des Zeugen: „Es waren“, siehe Anlage 2, 
S. 93 

eben an die Belehrung erinnern und an die ge-
wissenhafte Beantwortung der Fragen. 

Dann fahren wir jetzt fort. Jetzt weiß ich nicht 
mehr - - Herr Kollege Cezanne ist mit der Befra-
gung - - Bitte.  

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Ja; danke, Herr Vorsit-
zender. - Minister Beermann, Sie hatten ja 
kurz - - Wir hatten ja die Frage angerissen, wie 
Sie sich untereinander verständigt haben. Jetzt 
noch mal: Wie sind denn Ergebnisse in diesen 
Leitungsrunden festgehalten worden? Also, der 
Herr Zielke hat hier zum Beispiel gesagt, dass auf 
Leitungsebene üblicherweise keine Protokolle er-
stellt worden sind. Wie wurden denn dann Ar-
beitsaufträge erteilt? Und wie konnte man nach-
halten, ob die erfüllt werden?  

Zeuge Guido Beermann: Also, in der Tat habe 
ich - - Ich kann mich auch nicht erinnern - das 
tut mir leid -, aber es ist wahrscheinlich so, dass 
dort 37 Protokolle erstellt wurden, und die Ar-
beitsaufträge sind dann, wenn es welche gab, 
mitgenommen worden.  

Leitungsrunden dienten ja auch dem Austausch, 
dass man dort berichtet hat, worum es ging und 
was auch in den jeweiligen Abteilungen anstand. 
Die Morgenlage - wenn sie denn stattfand; wie 
gesagt, das war äußerst, nach meiner Meinung, 
sporadisch und selten - war sowieso nicht in dem 
Stil gedacht, dass man dort - nach meiner Erinne-
rung jetzt - eine Tagesordnung abgearbeitet hat 
und daraus dann irgendwelche Arbeitsaufträge 
kamen. Und ähnlich war das dann auch mit dem 
Treffen, das ich regelmäßig hatte mit dem ande-
ren Staatssekretär und Herrn Görrissen. Das fand 
auch meistens im Rahmen eines Mittagessens 
statt. Und auch dort wurde allgemein geredet. 
Hintergrund war vor allem - vielleicht kann man 
das so erklären -, dass man sich im normalen Ta-
gesgeschäft nicht sehr oft gesehen hat - denn wir 
waren alle terminlich sehr eingespannt -, und um 
dann überhaupt mal die Gelegenheit zu haben, 

34 Richtigstellung des Zeugen: „an Themen in meiner Zustän-
digkeit.“, siehe Anlage 2, S. 93 
35 Richtigstellung des Zeugen: „trifft“, siehe Anlage 2, S. 93 
36 Richtigstellung des Zeugen: „gerade“, siehe Anlage 2, S. 93 
37 Ergänzung des Zeugen: „keine“, siehe Anlage 2, S. 94 
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sich auszutauschen, hat man sich dann zum Bei-
spiel in dieser Morgenrunde getroffen. Das kann 
das vielleicht erklären. Und ein Protokoll gab es 
da auch nicht.  

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Okay, ich probiere 
jetzt trotzdem noch mal, zu ein paar Terminen, 
von denen wir wissen, dass es sie gegeben hat, 
Ihnen vielleicht irgendeine Erinnerung zu entlo-
cken.  

Also, am 2. Oktober 2018 waren Sie eingeladen 
worden zu einer Besprechung mit Minister 
Scheuer, an der Sie, Staatssekretär Schulz, die 
Parlamentarischen Staatssekretäre, Herr Görris-
sen und andere Mitglieder teilnahmen. Thema 
war die Infrastrukturabgabe. Mich würde natür-
lich interessieren, ob Sie sich daran erinnern, die 
Einladung zumindestens - MAT A BMVI-5/2-a, 
Blatt 1 -; die Einladung könnte ich Ihnen geben. 

(Dem Zeugen werden Un-
terlagen vorgelegt - Der 

Zeuge und sein Rechtsbei-
stand nehmen Einblick) 

Zeuge Guido Beermann: Es fällt natürlich immer 
ein bisschen schwer, wenn ich jetzt den Kontext 
insgesamt nicht sehe. Also, ich weiß schon gar 
nicht, ob ich an der Runde teilgenommen habe. 
Also, es kann sein, dass ich eine Einladung be-
kommen habe, aber möglicherweise aus anderen 
Gründen gar nicht teilgenommen habe. Also, die 
Tatsache, dass man im Verteiler steht, heißt nicht 
zwingend, dass man dabei war. Ich sehe das: 
2. Oktober. Ich habe jetzt, ehrlich gesagt, keine 
Vorstellung mehr, was so - am nächsten Tag, 
3. Oktober, war ja Tag der Deutschen Einheit - - 
wie die Dinge dort gelaufen sind. Vielleicht … 
(akustisch unverständlich) muss man einfach sa-
gen: Das Thema war keines, was bei mir lag, die 
Infrastrukturabgabe, ja? Deswegen stand das bei 
mir auch nicht ganz im Fokus.  

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Wenn ich Ihnen sage, 
dass an diesem 3. Oktober eines der Geheimtref-
fen des Ministers mit den Betreibern stattgefun-
den hat - dieses, das dann nachher durch die 

                                                      
38 Richtigstellung des Zeugen: „dieses“, siehe Anlage 2, S. 94 
39 Richtigstellung des Zeugen: „jeder“, siehe Anlage 2, S. 94 

Presse ging -, macht das noch mal irgendetwas er-
innerlich? 

Zeuge Guido Beermann: Auch mit diesen - - An 
diese38 Treffen habe ich überhaupt keine Erinne-
rung. Also, ich kann auch dazu sagen, weil es 
einfach nicht bei mir lag - - Kann mich nicht mal 
dran erinnern, dass ich von diesen Treffen ge-
wusst habe. Was jetzt für mich wiederum - um 
das vielleicht zu erläutern - nicht verblüffend ist, 
weil man39 hatte seine Zuständigkeiten, und im 
Rahmen dessen ist man mit den Dingen40, glaube 
ich, umgegangen. Und wenn ich an mein Portfo-
lio denke, was ich dort zu bearbeiten hatte, da ist 
man am Ende froh über jeden Inhalt, mit dem 
man sich nicht auseinandersetzen muss. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Danke schön. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann hat der Kollege Krischer das Wort. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Minister Beermann, ich sage Ihnen ganz of-
fen: Ich glaube Ihnen das nicht, dass Sie über sol-
che Erinnerungslücken … (akustisch unverständ-
lich), weil Sie sind ja nicht ein nachrangiger Be-
schäftigter in diesem Ministerium gewesen, son-
dern Sie sind der höchste deutsche Beamte gewe-
sen, der in einer entscheidenden Phase mit dem 
Thema beschäftigt war. Ich will Ihnen auch konk-
ret sagen, warum ich das nicht glaube: weil in 
der Phase nach der Kündigung des Vertrages, ab 
19. Juni: Gucke ich mir hier Ihren Terminkalen-
der an, finde ich zahllose Termine, zahllose. Ich 
habe allein - - Innerhalb von zehn Tagen zähle 
ich hier 13 Besprechungen, also mehrere teil-
weise am Tag, wo über das Thema Maut gespro-
chen worden ist, und Sie haben jetzt hier auf die 
Fragen der Kollegen nichts quasi gesagt, dass Sie 
sich da noch dran erinnern können. Ich werde 
mich deshalb bemühen jetzt, zu einzelnen Ge-
sprächen was zu fragen, um das irgendwie raus-
zukriegen, weil ich mir das nicht vorstellen kann, 
dass jemand, der heute Landesminister ist und 
vorher Bundesstaatssekretär war, verbeamteter 
Staatssekretär, und so eine Karriere hat, dass der 

40 Richtigstellung des Zeugen: „seinen Themen“, siehe An-
lage 2, S. 94 
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an so einer Stelle überhaupt keine Erinnerung 
mehr hat. Deshalb frage ich jetzt konkret nach: 
Bei den Terminen findet sich immer wieder - - 
die Sie so haben in Ihrem Terminkalender, mit 
Herrn Neumann, Herrn Zielke, Herrn Molitor, 
wechselt immer wieder - - steht „TF Maut“. Was 
heißt „TF“?  

Zeuge Guido Beermann: „TF“ steht für 
Taskforce.  

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Das heißt Taskforce; das ist die Taskforce.  

Zeuge Guido Beermann: Also, ich habe jetzt den 
Ausdruck des Terminkalenders nicht vorliegen, 
aber - -  

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Kann ich Ihnen gerne geben. 

Zeuge Guido Beermann: Aber das nehme ich an, 
dass das Taskforce heißt, ja. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. - Das heißt aber dann, diese Taskforce hat 
teilweise dann mit mehreren Personen - mit zwei 
Personen, dann mit sieben Personen, dann wie-
der nur zwei - - Also Sie haben da in sehr unter-
schiedlichen Zusammensetzungen gesprochen. 

Zeuge Guido Beermann: So ist es. Das hatte ich 
ja auch in meinem Eingangsstatement einleitend 
gesagt, auch vorhin auf eine Frage so beantwor-
tet, dass je nach Thema und je nach Kontext die 
Taskforcezusammensetzung ist41.  

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. - Sie haben die Sitzung dann geleitet je-
weils. Egal wie die Zusammensetzung war, Sie 
haben das geleitet. Gab es eine Tagesordnung? 
Wie lief so eine Sitzung ab?  

                                                      
41 Richtigstellung des Zeugen: „war“, siehe Anlage 2, S. 95 
42 Richtigstellung des Zeugen: „angesichts“, siehe Anlage 2, 
S. 95 
43 Ergänzung des Zeugen: „dass es eine Vielzahl an Sitzungen 
gab, wie Sie es gerade beschrieben haben,“ siehe Anlage 2, 
S. 95 

Zeuge Guido Beermann: Also: Die Sitzungen fan-
den zumeist bei mir im Büro statt. Also, ich 
würde es jetzt nicht für jede Sitzung sagen - Herr 
Krischer, sehen Sie es mir nach! -, aber ich habe 
das so in Erinnerung. Und in der Tat wurde die 
Sitzung von mir dann geleitet. Und eine Tages-
ordnung in dem Sinne gab es nach meiner Erin-
nerung keine, sondern wir haben die Themen be-
sprochen, die dann eben anstanden. Und an der 
Vielzahl42 der Themen der Sitzung, die Sie be-
schreiben - - war es gerade am Anfang so 43 - das 
habe ich auch in Erinnerung, weil ja44 aufgrund 
auch der parlamentarischen Abläufe - - Also, ich 
entsinne mich, Herr Krischer, dass wir dort45 eine 
Sondersitzung, meine ich, hätten. Ob es jetzt eine 
Sondersitzung war, weiß ich nicht. Aber jeden-
falls gab es eine Sitzung des Verkehrsausschusses 
damals, aber auch viele andere Dinge46. Diese 
Fragen haben wir dort miteinander erörtert.  

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. - Können Sie denn einfach mal ein paar 
Beispiele sagen? Worüber haben Sie mit Herrn 
Neumann - der Name taucht ständig auf -, Herrn 
Molitor gesprochen, was sind da Themen, die da 
abgearbeitet worden sind im Nachgang zur Kün-
digung? Also, wir sind ja in der Situation: Die 
Maut ist schon gekündigt. Was erfordert da die 
dauerhafte Präsenz des Staatssekretärs in einer 
Taskforce, dass das, was da bearbeitet wird - - 

Zeuge Guido Beermann: Also, ich entsinne mich, 
Herr Abgeordneter, dass wir damals teilweise das 
auch festgehalten haben, was dort besprochen 
wurde. Ich weiß nicht, ob die 47 vorliegen. Die 
Protokolle, hätte ich jetzt gesagt, die sind damals 
von meiner persönlichen Referentin verfasst wor-
den, und da standen dann auch Punkte drin, die 
wir miteinander erörtert haben. Also, wenn ich 
die jetzt hier hätte, dann könnte man das viel-
leicht besprechen. Aus der Erinnerung heraus 
kann ich sagen, dass in der Tat natürlich ein 
Thema war die Offenlegung der Verträge - das 
habe ich in Erinnerung -; das haben wir natürlich 

44 Richtigstellung des Zeugen: „gerade“, siehe Anlage 2, S. 95 
45 Richtigstellung des Zeugen: „z. B.“, siehe Anlage 2, S. 95 
46 Richtigstellung des Zeugen: „Themen standen an“, siehe 
Anlage 2, S. 95 
47 Ergänzung des Zeugen: „Protokolle“, siehe Anlage 2, S. 96 
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besprochen. Und es gab eine ganze Reihe von 
Anfragen, Kleinen Anfragen. Darüber wurde na-
türlich gesprochen. Wir haben auch über die 
Kündigungsgründe gesprochen. Insoweit ist es 
richtig, dass an dem 18. September48 ich damit 
nicht befasst war, aber natürlich in der Folge, 
weil ja noch weitere Kündigungsgründe kamen, 
wir natürlich darüber geredet haben. Also, es wa-
ren verschiedenste Themen. Wenn man jetzt die 
Protokolle angucken würde, dann, glaube ich, 
könnte sich das aufschlüsseln, was da noch so 
weiter besprochen wurde.  

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja. 
Herzlichen Dank, Herr Beermann, das ist eine 
sehr interessante Information, dass es da Proto-
kolle geben soll. Wir finden dazu keine Proto-
kolle, zu diesen Terminen.  

Zeuge Guido Beermann: Weiß ich nicht. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Gut, aber das ist ja dann wichtig, wenn Sie sagen, 
es hat Protokolle gegeben, die von Ihrer Referen-
tin verfasst worden sind zu diesen Terminen. Sie 
haben ja jetzt auch ein paar Beispiele gesagt, was 
dort besprochen wurde. Klingt plausibel. Da 
kommen wir der Sache ja schon näher, was da 
bearbeitet wurde. Aber Protokolle, jedenfalls in 
den Unterlagen, die wir - - Kann sein, dass wir 
was übersehen haben. Das will ich jetzt nicht be-
haupten. Aber bisher haben wir - weil ich habe 
mir die Termine alle einzeln angeguckt - - Proto-
kolle finde ich dazu nicht. 

Zeuge Guido Beermann: Kann ich jetzt nichts zu 
sagen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Frau Bethge. 

MDgn Petra Bethge (BMVI): Vielen Dank. - Die 
vorhandenen Protokolle sind von dem Mautrefe-
rat eingereicht worden und müssten in den Un-
terlagen zu finden sein. Frau Hönle bemüht sich 
gerade, die MAT-Nummern zu finden.  

                                                      
48 Richtigstellung des Zeugen: „Juni“, siehe Anlage 2, S. 96 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Dann können Sie uns das ja sicherlich dann zur 
Verfügung stellen.  

Dann hätte ich eine Frage. Herr Beermann, Sie 
haben dann auch - - Zum Beispiel ist ja ein Tele-
fonat mit Herrn MdB Jurk zum Thema Pkw-
Maut - - Jetzt finde ich faszinierend: Was hat Herr 
Jurk mit der Pkw-Maut zu tun?  

Zeuge Guido Beermann: An das Telefonat kann 
ich mich, ehrlich gesagt, nicht erinnern. Also ist 
auch schon mal die erste Frage, die ich mir stelle, 
ob ich ihn angerufen habe und mit ihm sprechen 
wollte oder er mit mir. Kann ich jetzt auch nichts 
zu sagen; da müsste ich jetzt mutmaßen. Ist 
auch - - Wie gesagt, ich kann Ihnen da jetzt auch 
nichts mehr zu sagen, worüber da gesprochen 
wurde.  

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Meine Zeit ist um. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Nur ein Hinweis: 
Der Kollege Jurk ist im Haushaltsausschuss; 
wollte ich nur erwähnt haben.  

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich kann ja mal fragen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Ich wollte es ja nur 
der Ordnung halber erwähnen für die, die den 
Kollegen Jurk nicht kennen. 

(RA Dr. Daniel Krause: Herr 
Vorsitzender, wir haben 

nicht verstanden, was Sie 
gerade gesagt haben zu 

dem - -) 

- Ich habe gesagt, er hat angesprochen das Telefo-
nat mit einem Abgeordneten Jurk. Der Kollege 
Jurk ist Mitglied des Haushaltsausschusses; 
wollte ich nur erwähnen. Jurk, ne? Also nicht zu 
verwechseln mit dem anwesenden Kollegen Jung. 
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(Dr. Christian Jung (FDP): 
Nicht Jung! Wir haben 
noch nie telefoniert!) 

Dann kommen wir jetzt zur nächsten Fragerun-
de. - CDU/CSU-Fraktion hat keine Fragen mehr. - 
Herr Kollege Wiehle. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Herr Vorsitzender, vie-
len Dank. - Herr Minister Beermann, ich gehe 
jetzt in meinen Fragen im Zeitstrahl weiter nach 
vorne und komme auf einen Zeitpunkt zu spre-
chen, der kurz vor dem EuGH-Urteil war. Da geht 
es um den 12. Juni 2019, also sechs Tage vor dem 
Urteil. Offensichtlich war der Termin im Ministe-
rium auf dem Radar. Da haben Sie von Herrn 
Görrissen eine Mail erhalten mit der Bitte, eine 
Sprachregelung für den Tag der Urteilsverkün-
dung des Gerichtshofs zu erstellen, also natür-
lich - notgedrungen - Plan A: Urteil positiv, 
Plan B: Urteil negativ. Ich habe eine MAT-Num-
mer dafür: MAT A BMVI-5/8, Blatt 1. Da möchte 
ich fragen: Auf welches Szenario waren Sie ein-
gestellt? Ich weiß jetzt nicht, ob Sie das selber ge-
macht haben oder delegiert haben, diese Aufgabe. 
Aber auf welches Szenario waren Sie eingestellt: 
dass das Urteil zugunsten der deutschen Infra-
strukturabgabe ausfällt oder dagegen?  

Zeuge Guido Beermann: Könnte ich das sehen? 

Wolfgang Wiehle (AfD): Ja. Bitte. 

(Dem Zeugen werden Un-
terlagen vorgelegt - Der 

Zeuge und sein Rechtsbei-
stand nehmen Einblick) 

Zeuge Guido Beermann: Sie hatten ja vorhin 
schon, glaube ich, irgendwo eine E-Mail gezeigt, 
wo dann ja auch die Sprachregelung dabei war. 
In der Regel ist es so, dass, wenn eine solche 
Bitte kommt, ich die natürlich dann, wie Sie 
schon gesagt haben, delegiere und darum bitte, 
das zu erstellen, weil dafür gibt es ja dann auch 
am Ende eine Fachabteilung, die dann auch zu-
sammen mit der Presseabteilung das machen. Das 
ist auch offensichtlich erfolgt, wenn ich das rich-
tig sehe, dass dort dann eine solche Sprachrege-
lung erteilt oder gemacht wurde zur Vorberei-
tung. Das ist auch, sage ich mal, allgemein jetzt 

nichts Verblüffendes, sondern dass man sich da-
rauf einstellt, glaube ich, ist nachvollziehbar.  

Sie hatten mich gefragt, wenn ich es richtig in Er-
innerung habe, nach meiner eigenen Einstellung. 
Ich habe nicht damit gerechnet - wenn die Frage 
darauf abzielt -, dass das Urteil so ausfällt, und, 
ja, dementsprechend war natürlich auch meine 
Einstellung. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Können Sie uns eine 
Einschätzung so für die Wahrscheinlichkeit ge-
ben, die Sie erwartet haben - also: das Urteil geht 
zu 90 Prozent zugunsten Deutschlands aus oder 
zu 80 oder zu 70 -, haben Sie da ein Gefühl da-
für? Wie war Ihre Einschätzung? 

Zeuge Guido Beermann: Das waren nicht Überle-
gungen, die ich angestellt habe in der Form, dass 
ich nun mir innerlich irgendwo Quoten überlegt 
habe, wie sehr ich damit rechne, sondern ich 
habe damit gerechnet, dass das Ganze Bestand 
haben wird. Und so, wie ich es einleitend auch 
gesagt habe, dementsprechend war ich natürlich 
auch überrascht, als das Urteil gekommen ist. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Danke schön. - Gehen 
wir einen Monat weiter. Es gibt eine Mail vom 
21. Juli 19, in der Ihnen Herr Görrissen mitteilt, 
dass der Minister, also Herr Scheuer, sehr unge-
halten sei über die restriktive Vorgehensweise im 
Haus bezüglich bestimmter Offenlegungen. Da 
habe ich auch eine MAT-Nummer: MAT A 
BMVI 5/8, Seite 132. Ich muss leider feststellen, 
dass ich das nicht als Ausdruck finden kann. 
Jetzt ist die Frage, ob wir das irgendwie elektro-
nisch verfügbar machen können.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Geht nicht, da wir 
ja die Videoüberwachung haben. 

(Heiterkeit) 

- Nicht Videoüberwachung, sorry, Videoübertra-
gung haben; sorry, sorry, sorry! - Könnten wir 
höchstens mit dem Laptop jetzt hier vom - -  

Wolfgang Wiehle (AfD): Ich kann natürlich den 
Laptop umstecken. 
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Vorsitzender Udo Schiefner: Moment, der Herr 
Bohm hat, glaube ich - -  

(Dem Zeugen werden Un-
terlagen vorgelegt - Der 

Zeuge und sein Rechtsbei-
stand nehmen Einblick) 

Wolfgang Wiehle (AfD): Herzlichen Dank für die 
Unterstützung! - Es fängt also auf dem Blatt 132 
unten an.  

Zeuge Guido Beermann: Vielen Dank, ich habe 
es gelesen. 

(Schluss der stenografi-
schen Protokollierung: 

18.30 Uhr) 
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(Fortsetzung der Verneh-
mung des Zeugen Guido 
Beermann ohne stenogra-
phische Protokollierung: 

18.29 Uhr) 

Wolfgang Wiehle (AfD): Herzlichen Dank für die 
Unterstützung. Es fängt also auf dieser, auf dem 
Blatt 132 unten an. 

Zeuge Guido Beermann: Ja, vielen Dank, ich 
habe es gelesen. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Sie haben es wahrge-
nommen? 

Zeuge Guido Beermann: Ja, ich habe es wahrge-
nommen.  

Wolfgang Wiehle (AfD): Dankeschön. Dann darf 
ich jetzt zu meinen Fragen kommen. Ist das rich-
tig, dass damit Ihr Vorgehen gemeint war hin-
sichtlich der Aktenfreigabe für den Verkehrsaus-
schuss, der ja nach dem Urteil des EuGH sich 
dann intensiv mit der Pkw-Maut beschäftigt hat? 

Zeuge Guido Beermann: Also, ich kann mich er-
innern, dass wir damals das Thema hatten, was 
veröffentlicht werden kann. Und das Problem 
war, dass natürlich Betriebs- und Geschäftsge-
heimnisse dort im Raume standen. Und ich habe 
natürlich auch noch vor Augen, dass es damals 
ein sehr komplexes Vertragswesen gab, wo das 
eine Frage war, was dort letztlich veröffentlicht 
werden kann und was nicht. Was jetzt der kon-
krete Hintergrund hier ist, kann ich aus der La-
mäng so nicht beantworten. In der Regel aber, 
wenn so ein Auftrag kommt, dann wird der na-
türlich weitergegeben ins Haus, dass man dann 
genau diesen Auftrag und die Bitte, die dahinter 
steht, dass die natürlich umgesetzt wird. Aber ich 
habe jetzt nicht vor Augen – das ist Ihre Frage ja 
– warum jetzt der Minister ungehalten war und 
was er mit „unsere restriktive Vorgehens-
weise“49 - - wen er damit adressiert. 

                                                      
49 Ergänzung des Zeugen: „meinte“, siehe Anlage 2, S. 99 

Wolfgang Wiehle (AfD): Sie haben ja schon juris-
tische Gründe genannt, also, dass es um zum Bei-
spiel Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse gegan-
gen wäre. Gab es denn über diese juristischen 
Überlegungen hinaus noch andere Gründe für zu-
rückhaltende Herausgabe von Unterlagen, also 
beispielsweise politische? 

Zeuge Guido Beermann: Ach so. Nein. Also, so-
weit ich mich erinnere, war unsere Haltung, dass 
wir so viel wie möglich transparent machen woll-
ten und das haben wir auch – natürlich im Rah-
men dessen, was uns möglich war – getan. Ich 
entsinne mich, dass es – ich weiß nicht mehr, 
wie genau die Abläufe waren – dass es dort am 
Anfang irgendwann mal eine Frage gab, was tat-
sächlich – letztlich, weil es Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisse waren – dann in die Ge-
schäftsstelle, in die Geheimschutzstelle rein 
musste. Es hat sich auch dann geändert, weil 
dann der Vertragspartner, die Auftragnehmer 
dann – glaube ich – auch eingewilligt haben 
– wenn ich das richtig in Erinnerung habe –, dass 
man so gewisse Dinge50 offenlegen kann. Aber 
unsere Strategie oder unser Bestreben – so will 
ich das sagen – war, so viel Transparenz und so 
viel offenzulegen, wie möglich. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Na, wenn Sie sagen, Ihr 
Bestreben war, so viel wie möglich offenzulegen, 
wie kann es dann sein, dass der Minister zu der 
Überzeugung kommt, dass das jetzt restriktiv 
war? 

Zeuge Guido Beermann: Heute kann ich Ihnen 
das leider nicht beantworten, in welchem Kon-
text das zu sehen ist und wie das zu werten ist, 
dass hier eine solche Aussage steht. Aber die 
Zielweise war so, wie ich sie beschrieben habe. 
Und es kann durchaus sein, dass er dort an der 
Stelle einfach wollte, dass wir genau diese Strate-
gie auch weiter intensiv umsetzen. Also, ich 
kann mich jedenfalls nicht entsinnen, dass ir-
gendjemand gegen diese Strategie gearbeitet 
hätte. 

50 Richtigstellung des Zeugen: „Vorgänge“, siehe An-
lage 2, S. 99 
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Wolfgang Wiehle (AfD): Herr Vorsitzender, darf 
ich noch eine Frage in dem Zusammenhang stel-
len?  

Vorsitzender Udo Schiefner: Ja, bitte. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Dann würde ich in der 
nächsten Runde mit dem anderen Thema weiter-
machen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Okay. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Es geht da auch um Pro-
tokolle zum Risikomanagement – das ist auf der 
zweiten Seite oben. Und, waren Sie denn selber 
in das Risikomanagement involviert? Hatten Sie 
da irgendwie zu tun mit Workshops oder jeden-
falls Ergebnissen von Workshops, Listen, die 
Ihnen vorgelegt wurden?  

Zeuge Guido Beermann: Also, Risikolisten - - 
Also, es gab Listen. Daran entsinne ich mich oder 
meine ich mich zu entsinnen. Und nach meiner 
Erinnerung sind die auch durchaus bei mir im 
Büro durchgelaufen, ja. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Und haben Sie da bezüg-
lich des EuGH-Urteils Aussagen wahrgenommen? 

Zeuge Guido Beermann: Es geht ja um das Risi-
komanagement vor dem Urteil, wenn ich es rich-
tig sehe - - 

Wolfgang Wiehle (AfD): Ja. 

Zeuge Guido Beermann: - - und die Betrachtung 
der Fortgänge. Und ich weiß es nicht mehr ge-
nau, wie jetzt dort die Farbgestaltung war. Aber 
– also, ich habe es heute einfach nicht klar vor 
Augen –, aber wenn das bei mir durchgelaufen 
ist, habe ich es auch natürlich zur Kenntnis ge-
nommen. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Aber Angaben, können 
Sie sich noch an Angaben erinnern? 

Zeuge Guido Beermann: Müsste man sich jetzt 
anschauen, also - - 

Wolfgang Wiehle (AfD): Okay, Dankeschön. 

Vorsitzender Udo Schiefner: So, jetzt hat die 
Frau Lühmann das Wort. 

Kirsten Lühmann (SPD): Herr Beermann, ich 
habe nur noch eine Frage. Sie haben gesagt, an 
diesem 18. 6., als wir in Potsdam waren, da ha-
ben Sie telefoniert – und ich zitiere Sie –: Wir ha-
ben entschieden, ich muss nicht kommen – das 
ist jetzt kein Zitat mehr. Wer ist „wir“? 

Zeuge Guido Beermann: Ich hatte mit Herrn 
Güntner gesprochen und natürlich haben wir 
darüber geredet, nachdem er gesagt hatte, und so-
weit ich mich entsinne – ich habe den Wortlaut 
nicht mehr im Sinn – sehen Sie, auf der einen 
Seite versuche ich dann, die Dinge darzustellen 
und dann ist es immer schwierig, wenn man 
dann gewisse Formulierungen wählt. Aber es war 
jedenfalls so, dass ich nicht zurückkommen 
musste ins Ministerium, weil – wie gesagt – 
wichtige Dinge ja auch anstanden bei uns in der 
Aufsichtsratssitzung und die Dinge von Herrn 
Güntner dort – so wie ich beschrieben habe – 
dann in die Wege geleitet wurden. 

Kirsten Lühmann (SPD): War der Minister in 
diese Entscheidung, dass Sie zu dem Zeitpunkt 
nicht zurückkommen, eingebunden? 

Zeuge Guido Beermann: Das kann ich – ehrlich 
gesagt – nicht sagen. Also, wir haben miteinander 
gesprochen, ich hatte aber – nach meiner Erinne-
rung – an dem Tag mit dem Minister selber nicht 
gesprochen. 

Kirsten Lühmann (SPD): Entschuldigung, ich 
konnte es nicht hören. 

Zeuge Guido Beermann: Ach so, ich hatte mit 
Herrn Güntner Kontakt, aber ich habe – nach 
meiner Erinnerung – an dem Tag keinen Kontakt 
mit dem Minister gehabt telefonisch. 

Kirsten Lühmann (SPD): Jaja, bis Sie dann 
abends dahin kamen – ist mir schon klar. Ich 
stell‘ es mir gerade vor: Sie sind der beamtete 
Staatssekretär, der für diesen Bereich zuständig 
ist, Herr Güntner ist es nicht. Es ist jetzt etwas 
eingetreten, von dem keiner glaubte, dass es je 
eintreten wird.  
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Zeuge Guido Beermann: Mhm. 

Kirsten Lühmann (SPD): Darum hat man sich frü-
her auch keine Gedanken darüber gemacht. Wir 
haben ja auch mal gefragt – ich habe auch ver-
sucht, Sie zu fragen –: wie hat man sich vorberei-
tet? – die Frage habe ich nicht gestellt. Hat man 
geguckt, was das für finanzielle Folgen haben 
könnte? – hat keiner gemacht. Das heißt, jetzt ist 
dieses Szenario, auf das sich keiner vorbereitet 
hatte, das keiner für möglich hielt, ist eingetre-
ten. Und der beamtete Staatssekretär, der dafür 
zuständig ist, wird nicht sofort ins Ministerium 
gerufen. Alle anderen ja: Herr Güntner, Molitor, 
wer auch immer da alles mit dabei war, Sie nicht. 
Ich finde es - - also, erklären Sie es mir, dass der 
Minister da nicht involviert war. Also, wenn ich 
Ministerin wäre und Sie wären mein Staatssekre-
tär für dieses Thema und wir haben so eine Situ-
ation, ich hätte Sie gerne an meiner Seite oder, 
wenn Sie dann nicht erscheinen, würde ich das 
zumindest entscheiden wollen. 

Zeuge Guido Beermann: Also, zu Ihrer Bewer-
tung kann ich schlecht was sagen, Frau Lüh-
mann, da bitte ich um Nachsicht. Wir haben die 
Entscheidung so getroffen. Ich denke auch – will 
ich dazu sagen –, ich finde es jetzt auch nicht so 
überraschend. Es musste ja niemand dazu geru-
fen werden. Herr Güntner war ja vor Ort und 
auch die Mitarbeiter waren vor Ort. Und insoweit 
ist ja mit dem Thema umgegangen worden. 51War 
eine Abwägung, die wir getroffen haben und die 
so getroffen wurde, wie ich sie beschrieben habe. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dankeschön. Dann 
hat der Kollege Jung das Wort. 

Dr. Christian Jung (FDP): Herr Minister Beer-
mann, ich bin – das habe ich ja vorhin schon ge-
sagt – sehr erstaunt und auch irritiert über Ihre 
Antworten oder auch über das, was Sie nicht sa-
gen konnten. Wir hatten Sie bewusst geladen, 
nicht den Herrn Dr. Güntner, weil wir davon aus-
gingen, dass derjenige, der als Staatssekretär da-
für zuständig ist, uns auch umfassend Auskunft 
geben kann. Ich bedaure das sehr und werde 
Ihnen keine weiteren Fragen mehr stellen, weil 

                                                      
51 Ergänzung des Zeugen: „Es“, siehe Anlage 2, S. 101 

ich davon ausgehe, dass Sie sie – aus welchen 
Gründen auch immer, entweder aus Selbstschutz 
oder, weil Sie nicht andere belasten wollen – 
heute nicht beantworten können. Also, ich be-
daure das wirklich sehr, ich bin sehr irritiert und 
muss auch offen sagen, dass ich dieses Auftreten 
von Ihnen für einen amtierenden Landesminister 
eines großen Bundeslandes für höchst problema-
tisch halte. Herzlichen Dank. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke. Dann hat 
der Herr Kollege Cezanne das Wort. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Dankeschön, Herr 
Vorsitzender. Herr Beermann, ich mache mal 
noch ein bisschen da weiter, wo wir vorhin wa-
ren. Ein anderer Versuch: Sie selber haben von 
einer vagen Erinnerung an eine Lenkungsaus-
schusssitzung gesprochen. Am 4. 6. steht ein sol-
cher Termin bei Ihnen im Kalender. Wie vage ist 
die Erinnerung denn? 

Zeuge Guido Beermann: Also, ich weiß, dass sie 
stattgefunden hat. Danke, dass Sie das Datum 
nennen, das hätte ich jetzt nicht mehr hinbekom-
men. Und ich weiß, dass wir dort zusammensa-
ßen mit dem Präsidenten des KBAs und mit den 
Fachbeamten und dort – glaube ich – über den 
Fortschritt und den aktuellen Sachstand natür-
lich gesprochen wurde. Ich habe keine Erinne-
rungen über Wortwechsel und was im Detail dort 
besprochen wurde, da müsste man wahrschein-
lich auch - - Ich gucke mal, ob es eine Tagesord-
nung oder etwas ähnliches gab und dann könnte 
es sein, dass man da sich dem Thema dann nä-
hern kann. Aber Stand heute, wenn ich hier sitze, 
kann ich dazu ziemlich wenig sagen. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Und das von Frau 
Lühmann schon angesprochene Thema Feinpla-
nungsdokumentation, lässt das irgendwas klin-
geln? 

Zeuge Guido Beermann: Also, das Thema Fein-
planungsdokumentation: Schauen Sie, das ist so 
mit Erinnerungen. Ich weiß nicht, ob das da war 
oder ob das in einem anderen Zusammenhang 
war. Aber ich meine, mich zu erinnern, dass der 
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Präsident, Herr Zinke, irgendwo mal gesagt hat – 
aber es kann sein, dass das in der Sitzung war – 
dass seitens des KBAs da sehr viel Unterstüt-
zungsleistung gemacht52 wurde und – ich kriege 
es jetzt im Wortlaut nicht hin – es ging irgendwie 
so in die Richtung: Eigentlich hätte man sich das 
- - So ein Satz in die Richtung, wo er sagte: Ei-
gentlich hätte man sich das bezahlen lassen müs-
sen. Ob das jetzt in der Sitzung war? Wahrschein-
lich, weil – ich überlege, wo wir uns sonst viel-
leicht getroffen haben könnten, um solche Dinge 
zu besprechen – das macht dann natürlich Sinn. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Und wenn ich da 
nochmal ansetzte: Wann ist Ihnen denn - - Also, 
wann ist - - Wann sind Sie darauf gestoßen, dass 
die Mängel mit dieser Feinplanungsdokumenta-
tion so gravierend sind, dass sie eine Kündigung 
wegen Schlechtleistung rechtfertigen würden? 

Zeuge Guido Beermann: Ich war ja an dem 18. 
nicht dabei. Aber natürlich habe ich dann in der 
Nachfolge auch die Kündigungsgründe natürlich 
gesehen. Und wir haben natürlich auch darüber 
gesprochen. Es hat ja auch noch weitere gegeben, 
die dann gefolgt sind. Und dort habe ich natür-
lich gesehen, dass ein Kündigungsgrund war, 
dass aufgrund der Nichterfüllung in Sachen Fein-
planungsdokumentation dieser Grund gezogen 
wurde und dass die wesentliche rechtliche Wer-
tung natürlich die war, dass man gesagt hat: Auf-
grund des Urteils hat sich die Situation, hat sich 
der Sachstand komplett geändert. Die Feinpla-
nungsdokumentation – aber, ich denke, das wird 
Ihnen alles bekannt sein – sollte vertragsgemäß 
zum 1. 4. vorliegen. Das war nicht der Fall. Und 
– ich sage es mal so – nach dem Urteil war damit 
das Thema natürlich – wie formuliere ich das – 
wertlos geworden und deswegen ist dieser Kün-
digungsgrund geltend gemacht worden. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Das heißt aber, der 
kritische Zustand der Feinplanungsdokumenta-
tion ist Ihnen erst am 18. 6. durch Herrn 
Neumann – oder wie? – bewusst geworden? 

                                                      
52 Richtigstellung des Zeugen: „erbracht“, siehe Anlage 2, 
S. 101 

Zeuge Guido Beermann: Das habe ich gerade an-
ders dargestellt. Ich habe ja gesagt, dass ich, dass 
wir darüber gesprochen haben und es ist schwie-
rig. – Ich habe die Unterlagen nicht da, ich würde 
sowas immer gerne nachgucken, dass ich da hun-
dertprozentig sicher bin. – Aber wie tief man da 
eingestiegen ist - - Und ich habe das vorhin auch 
geschildert: Es ist jetzt nicht so, dass ich mich je-
den Tag mit der Maut beschäftigt habe – also, das 
bitte ich einfach zu verstehen –, sondern, dass 
ich eine Reihe von vielen Themen habe, die mich 
massiv gebunden haben. Aber dass es dort bei 
dem Thema Probleme gab, das war vorher schon 
angesprochen worden. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Dann setzte ich noch-
mal an Ihrer Tätigkeit als Leiter dieser Task Force 
an: Sie haben ja jetzt schon mit dem Herrn Kri-
scher ein paar Sachen ausgetragen. Auch wir ha-
ben uns mal die Termine angesehen. Aber als 
Leiter sind Sie doch derjenige gewesen, der die 
Themen vorgegeben hat oder die Tagesordnung 
gesetzt hat oder bestimmt hat, wer zu welchen 
Tagesordnungspunkten dazukommen muss. Wie 
ist denn das vor sich gegangen? Haben Sie sicher 
jetzt auch nicht alles alleine gemacht, haben ja 
auch eine Abteilung dafür. Aber können Sie das 
nochmal ein bisschen darstellen, wie diese Ar-
beitsplanung für die Task Force zustande kam? 

Zeuge Guido Beermann: Also, das war eher ein 
fließender Prozess – so muss man sich das vor-
stellen. Es gab natürlich eine Reihe von Themen, 
die auch einfach anstanden, weil [unverständ-
lich] einfach53 verschiedene Termine im Parla-
ment anstanden und die waren natürlich dann 
auch bestimmend, um sich damit zu befassen. 
Und es ist jetzt nicht so, dass ich da saß und mir 
überlegt habe: So, was müssen wir jetzt heute be-
sprechen? sondern – wie das dann in einem sol-
chen fließenden Prozess ist – gibt es dann eben 
Themen, die da sind und die man dann mitei-
nander erörtern muss, die auf dem Tisch liegen 
– so will ich das mal formulieren. 

53 Richtigstellung des Zeugen: „zum Beispiel“, siehe Anlage 2, 
S. 102 
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Jörg Cezanne (DIE LINKE): Nun gibt es zum Bei-
spiel am 16. 7. 2019 eine Vorlage von Herrn Stad-
ler, die Sie erreicht über Zielke, Molitor und Gör-
rissen, über die Geltendmachung von Vertrags-
strafen über die Kündigung hinaus. Das ist 
MAT A BMVI-5/1_b, Blatt 43 ff. Wir können es 
Ihnen hoffentlich auch geben, Augenblick. Sie 
können gerne reingucken. Aber ich sage mal, wo-
rauf meine Frage hinausläuft: Da werden jetzt 
nach den Kündigungen wegen der ordnungspoli-
tischen Gründe und wegen der Schlechtleistung 
nochmal eine weitere Kündigung, werden Ver-
tragsstrafen eingefordert über die Kündigungs-
gründe hinaus. Und das ist ja nun tatsächlich 
– sagen wir mal – noch eine weitere Eskalation 
des Streits mit den Betreibern. Wie kam das zu-
stande und wie haben Sie das damals bewertet? 

Zeuge Guido Beermann: Ja, also die Vorlage ist 
eindeutig bei mir gewesen, sehe ich, habe ich 
auch gezeichnet. Und in der Tat ist über die 
Frage der Geltendmachung der Vertragsstrafen 
gesprochen worden und es ist auch abgewogen 
worden, es ist auch diskutiert worden und dann 
ist auch am Ende entschieden worden, dass – so 
habe ich es jedenfalls in Erinnerung – dass die 
dann auch geltend gemacht worden sind. Das ist 
das, was ich dazu in Erinnerung habe. Also, die 
Voraussetzungen lagen offensichtlich da, die 
rechtlichen Voraussetzungen, jedenfalls nach un-
serer rechtlichen Einschätzung, nach rechtlichen 
Beratungen. Und dann ist das geltend gemacht 
worden. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Wenn der Vorsit-
zende mich nicht bremst, stelle ich meine An-
schlussfrage direkt noch: Hat es dann mal irgend-
wie in diesen Überlegungen eine Rolle gespielt, 
dass eine weitere Zuspitzung die Auseinander-
setzung mit den Betreibern dieses Schlichtungs-
verfahren ja auch nicht gerade einfacher macht? 

Zeuge Guido Beermann: Das Schlichtungsverfah-
ren - - 
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Jörg Cezanne (DIE LINKE): Muss man es ja nicht 
immer einklagen wollen. 

Zeuge Guido Beermann: Also, das Schlichtungs-
verfahren war zu dem Zeitpunkt, als ich noch die 
Verantwortung hatte, noch nicht eröffnet. Es gab 
da kein Schlichtungsverfahren in dem Augen-
blick. Also, insoweit haben wir, glaube ich - - Das 
ist dann immer die - - Es geht54 dann nur darum, 
die Rechte und die Möglichkeiten, die Ansprü-
che, die man hat, auch geltend zu machen. Wie 
man dann nachher aber - - Wie die Dinge sich 55 
weiterentwickeln56, dazu kann ich dann im Wei-
teren Fortlauf, weil ich damit nicht weiter befasst 
war, an dieser Stelle wenig sagen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann kommen wir 
zum Kollegen Krischer, bitte. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
Herr Minister Beermann, ich würde nochmal da 
nachfragen, wo der Kollege Cezanne eben gefragt 
hat. Sie haben gesagt, das Thema Feinplanungs-
dokumentation könnte eventuell von Herrn 
Zinke Ihnen gegenüber angesprochen worden 
sein im Sinne, dass er gesagt hätte, man müsse 
sich das bezahlen lassen. Danach hat er aber 
nochmal nachgefragt, dann haben Sie gesagt, ja, 
Sie hätten doch von massiven Problemen gehört, 
haben Sie gesagt. Mich würde jetzt interessieren: 
War das Herr Zinke? – Das massive Problem – O-
der gab es irgendwo woanders noch Informatio-
nen her? Oder ist es am Ende so, dass Sie sich zu 
diesem Thema Feinplanungsdokumentation 
dann auch nicht vor dem 18. Juni erinnern kön-
nen? 

Zeuge Guido Beermann: Also, Herr Abgeordne-
ter, sehen Sie es mir nach, ich habe jetzt nicht 
vor Augen, ob ich wirklich von massiven Proble-
men gesprochen habe. Aber ich - - Wenn über 
diese Dinge gesprochen wurde, dann ist es ja so, 
dass dann anschließend, nicht anschließend, son-
dern, dass damit ja umgegangen wird. Also, sonst 
wäre es ja nicht angesprochen worden in diesem 
Lenkungskreis. Das heißt, es gibt ja dort einen 
Prozess, der vom KBA gestaltet wird, der auch 

56 Richtigstellung des Zeugen: „weiterentwickelten“, siehe 
Anlage 2, S. 103 
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vom Ministerium mit begleitet wird, wo die 
Dinge auch weiter verfolgt werden. Das ist dann 
aber auch nicht so, dass ich mich jetzt da ständig 
jeden Tag dann – wenn das Ihre Frage war – um 
diese Dinge kümmere, sondern dafür hat man ja 
ein Haus und bei der Vielzahl der ganzen The-
men – ich kann das nur wiederholen –, die ich 
habe57, ist es auch notwendig, dass man dort ar-
beitsteilig die Dinge weiterverfolgt. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
wenn man - - Natürlich, dass eine Feinplanungs-
dokumentation jetzt keine Aufgabe des Staatssek-
retärs ist, ist mir auch klar. Die Frage ist doch 
nur, wenn das ein so relevantes Problem ist, dass 
dadurch das – ich nenne es mal so – Prestigepro-
jekt der das Verkehrsministerium regierenden 
Partei und der Bundesregierung insgesamt zu ge-
fährden droht, dann ist das doch eine Frage, die 
den Staatssekretär beschäftigen muss, – das ist 
mein Punkt – der dann sich damit auseinander-
setzen muss, welche Relevanz das hat, muss ich 
mich da kümmern oder nicht. Ich verstehe Sie 
jetzt so: Es gab da zwar Signale, aber – und es gab 
offensichtlich auch irgendwie Schwierigkeiten –, 
aber das war jetzt nicht etwas, was Ihnen den 
Schlaf geraubt hat. 

Zeuge Guido Beermann: Also, die Wertung kann 
ich so schlecht kommentieren. Ich kann ja nur 
schildern, dass das angesprochen wurde und 
dass es dann im Haus auch weiterverfolgt wurde 
und dass natürlich auch an dem Thema weiterge-
arbeitet wurde. Ich habe auch nicht davon ge-
sprochen, ob nun das damit gefährdet wurde. Es 
ist einfach so, dass – ich glaube, das ist schon 
wichtig – dass mit dem Urteil sich die Situation 
komplett geändert hat und dass mit dieser Situa-
tion sich natürlich auch der Blick auf die Frage 
der Feinplanung, die zum 1. 4. hätte vorliegen 
müssen und eben nicht vorlag und damit eben 
eine Nichterfüllung dieser Leistungspflicht be-
stand, dass das ein Grund war, der dann gezogen 
wurde für die Kündigung. Und ich glaube, das ist 
schon etwas, das man dann unterscheiden muss, 
dass man ansonsten geguckt hat, dass man mit 
den Dingen weiter daran arbeitet, dass die Maut 
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ein Erfolg wird. Also, bevor das Urteil da war, 
das ist ja völlig klar. Nur, mit dem Urteil hat sich 
die Situation eigentlich komplett geändert und 
deswegen ist diese Kündigung ausgesprochen 
worden. Und dass es hier um einen wichtigen 
Punkt geht und dass diese Nichtleistung von Be-
deutung ist, zeigt sich ja schon daran, dass das 
eben auch ein Punkt ist, der – unter den, ich 
weiß nicht mal58, wie viele es sind, Punkten, die 
im Vertrag geregelt sind –, zu einer solchen Kün-
digung berechtigt. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay, aber das war ja dann alles nicht so wichtig, 
dass Sie am 18. die Aufsichtsratssitzung oder die 
Klausur der Bahn verlassen hätten, um diese 
Grundsatzentscheidung dann zu beeinflussen, 
aber gut. Ich würde dann mal zum Zeitpunkt 
nach dem Urteil springen: Am 10. 9. haben Sie 
ein Gespräch mit dem Bundesrechnungshofpräsi-
denten zum Thema Maut geführt. Können Sie 
mir da erläutern, worum es da ging, worüber Sie 
mit dem Präsidenten gesprochen haben?  

Zeuge Guido Beermann: Ich habe nicht in Erin-
nerung, dass ich mit dem Präsidenten des Bun-
desrechnungshofs zur Maut ein Thema hatte. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Also, sagt ihr Kalender. 

Zeuge Guido Beermann: Kann ich den bitte se-
hen? 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Haben wir den? 

Zeuge Guido Beermann: Also, wenn ich das hier 
sehe - - 

Vorsitzender Udo Schiefner: Können wir die 
MAT-Nummer ganz kurz bitte haben? 

Zeuge Guido Beermann: Ach so, wenn ich das 
vortragen darf: MAT A BMVI-5/12, Blatt 29. 

58 Richtigstellung des Zeugen: „jetzt nicht“, siehe Anlage 2, 
S. 104 
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Vorsitzender Udo Schiefner: Dankeschön. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Genau. 

Zeuge Guido Beermann: So, das ist eine E-Mail 
von 59 Scheuer an 60 Görrissen. Am 3. schrieb 61 
Görrissen: „Lieber Andy“ – also, es ist jetzt kein 
Auszug aus meinem Terminkalender – 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Nee nee, das ist eine Mail dafür, aber wo auf den 
Termin, den Sie führen, hingewiesen wird. 

Zeuge Guido Beermann: „Hinweis Sts“ – und 
dann steht dort der Hinweis, dass die beiden 
Staatssekretäre Beermann und Güntner am 10. 9. 
das vereinbarte Gespräch mit dem Bundesrech-
nungshofpräsidenten führen. Von Maut ist da al-
lerdings nicht die Rede. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Gut, aber es ist in unseren Unterlagen und vom 
Ministerium explizit unter Thema Maut zur Ver-
fügung gestellt, also insofern - -  

Zeuge Guido Beermann: Aber, Herr Abgeordne-
ter, sehen Sie es mir nach, also, das kann ich jetzt 
schlecht sagen, warum das in den Unterlagen 
drin ist. Aber nach meiner Erinnerung haben wir 
bei dem Thema, haben wir bei dem Gespräch - -
Es hat ein Gespräch gegeben mit dem Bundes-
rechnungshofpräsidenten, aber da ging es nicht 
um das Thema Maut. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay, aber Sie haben also mit dem Bundesrech-
nungshofpräsidenten nicht zum Thema Maut ge-
sprochen? 

Zeuge Guido Beermann: Nein, nach meiner Erin-
nerung nicht. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay, dann hat aber am 30. 10., also ein paar Wo-
chen später, auf Einladung des Ministers ein Ge-

                                                      
59 Ergänzung des Zeugen: „Herrn“, siehe Anlage 2, S. 104 
60 Ergänzung des Zeugen: „Herrn“, siehe Anlage 2, S. 104 

spräch zum Bundesrechnungshofbericht stattge-
funden, an dem Sie teilgenommen haben. Kön-
nen Sie sich an dieses Gespräch erinnern? 

Zeuge Guido Beermann: Das hatten wir ja vorhin 
schon mal. Also, ich habe zwar gesehen, dass da 
die Einladung war. Ich weiß aber nicht, ob ich 
teilgenommen habe. Das kann ich nicht sagen. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Hat Sie denn das ganze Thema Bundesrech-
nungshof irgendwie beschäftigt? Bundesrech-
nungshofbericht? 

Zeuge Guido Beermann: Ja, ich weiß, dass es das 
Thema gab. Das war – das weiß ich noch – am 
Ende, bevor ich ja dann nach Brandenburg gegan-
gen bin. Und das war - - Ich weiß gar nicht, ob 
der Bundesrechnungshofbericht zu dem Zeit-
punkt schon überhaupt fertig war und zugestellt 
worden ist. An den Bundestag – glaube ich – ging 
das damals. Ich habe ihn nämlich nicht als End-
produkt vor Augen. Aber ich weiß, dass wir da-
mals eine Stellungnahme gemacht haben und ich 
kann mich entsinnen, dass in der Abteilung – na, 
wie sage ich das – schon eine gewisse Irritation 
da war, was die Wahrnehmung und Aufnahme 
der Fakten und Informationen, die bei uns aus 
dem Haus gekommen sind, beim Bundesrech-
nungshof war. Aber ich müsste jetzt nachgucken. 
Also, es war wirklich – glaube ich – so in der 
Übergangszeit, als ich damals dann gewechselt 
bin. Wann der Bundesrechnungshofbericht jetzt 
dann genau gekommen ist, kann ich jetzt hier 
nicht beantworten. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay, meine Zeit - -  

Vorsitzender Udo Schiefner: Ja, dann kommen 
wir zur CDU/CSU-Fraktion, keine Fragen. Herr 
Wiehle. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Danke für das Wort, Herr 
Vorsitzender. Herr Minister Beermann, ich 
möchte Sie noch gerne nach etwas fragen, was 
sich im Oktober 2019 zugetragen hat. Da geht es 
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am Ende um eine Innenvereinbarung zwischen 
der Toll Collect und der Bundesrepublik 
Deutschland. Und da möchte ich Sie zunächst 
fragen, ob Sie diese Innenvereinbarung jedenfalls 
grob kennen oder wissen worum es bei der geht. 
Also, die ist von früher. Im Oktober 2019 wurde 
dann aber von der Presse nach dieser Innenver-
einbarung gefragt. Aber die Innenvereinbarung 
selber ist von früher. Ich schaue mal, ob ich da 
ein Datum finde, hier: 14. Mai 2019. Ich habe 
auch eine MAT-Nummer dazu, MAT A BMVI-
6/17-p, Blatt 48 fortfolgende. 

Zeuge Guido Beermann: Wenn ich das sehen 
könnte, wäre ich sehr dankbar. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Ja, gerne. 

(Zeugen werden Unterlagen 
übergeben, in denen er 

liest) 

Wolfgang Wiehle (AfD): Darf ich freundlich bit-
ten, mal die Uhr anzuhalten. Alles gut. 

Zeuge Guido Beermann: Herr Abgeordneter, ist 
das richtig, dass das die Vereinbarung ist, nur um 
das klar zu stellen. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Also, da steht ja drüber 
„finaler Entwurf“, wenn ich das jetzt richtig sehe. 

Zeuge Guido Beermann: Aber jedenfalls der Ent-
wurf für die Vereinbarung, die Sie jetzt anspre-
chen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Ja, richtig. 

Zeuge Guido Beermann: Also, ich habe das Pa-
pier nicht in Erinnerung. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Ich ziehe mal den Blick-
winkel noch mal ein bisschen größer. Erst mal 
danke für Ihre Antwort zu der Sache. Am 17. Ok-
tober 2019 haben Sie eine E-Mail erhalten von 
Herrn Winderlich, in der Sie gebeten wurden, ei-
nen Antwortentwurf für eine Presseanfrage zu 
unterzeichnen. Die Presseanfrage war von dem 
ARD-Magazin Report Mainz. Auch dazu gibt es 
hier eine MAT-Nummer: MAT A BMVI-5/1_b-4 

und dort dann Blatt 182. Das haben wir hier auch 
auf Papier, wenn Sie das brauchen. Und da gibt 
es einen Antwortentwurf und dann die schließ-
lich veröffentlichte Richtigstellung, die man auch 
im Internet nachlesen kann. Lesen Sie erst mal, 
Entschuldigung, ich bin vielleicht zu schnell. 

(Zeugen wurden Unterla-
gen übergeben, in denen er 

liest) 

Zeuge Guido Beermann: Also, das scheint ein 
Auszug aus irgendwie einem längeren Ausdruck 
zu sein, weil unten die Ziffer drei steht. Und 
wenn ich oben das Zeichen sehe von Referat 
StV 20 an Sts-Be, dann ist das – glaube ich – ein-
fach über den Dienstweg über mich geleitet wor-
den. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Es ist über Sie geleitet 
worden und - - Aber es ist nicht von Ihnen. Also, 
es ist jetzt auch nicht meine Erwartung, dass es 
von Ihnen persönlich stammt. 

Zeuge Guido Beermann: Nein, aber nur ich - - Ich 
versuche das. Ich muss einfach gucken. Ich ver-
suche gerade zu verstehen, was das für ein Vor-
gang ist. Und ich vermute, dass das ein Vorgang 
ist, der dann wahrscheinlich an die Pressestelle 
gegangen ist. Sie sagen ja, es geht hier um Report 
Mainz und eine Presseanfrage, die dort war, und 
die kam aus der Abteilung und ist dann ganz nor-
mal – man könnte fast sagen – den Dienstweg 
über mich dann in die Presseabteilung wahr-
scheinlich gegangen – nur zu erläutern, was das 
für ein Vorgang ist. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Also, ich kann - - 

Zeuge Guido Beermann: Ich habe die anderen 
Seiten jetzt nicht dabei, also deswegen - - 

Wolfgang Wiehle (AfD): Ich kann dazu auch noch 
mehr sagen. Also, es gibt da noch – ich habe es 
jetzt leider nicht als kompletten Ausdruck hier – 
also das ganze Paket. Ich habe auch noch eine 
Seite hier, die dann auch wichtig wird: das Blatt 
175 von dem gleichen Dokument. Ich erklär‘ zu-
nächst einmal, worum es geht. Aber Sie können 
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das auch haben dann. Und zwar geht es in die-
sem Antwortentwurf dann eben auch um eine 
Richtigstellung zu einem Thema – das ist auch 
im Internet abrufbar. Und das geht eben auch um 
die Frage, ob die Vergütung des Betreibers auto-
Ticket an den Unterauftragnehmer Toll Collect 
marktüblich sei oder nicht. Also Toll Collect hat 
ja autoTicket helfen sollen - -  

(Zeuge liest in den überge-
benen Unterlagen) 

Zeuge Guido Beermann: Also, nur zur Erläute-
rung für die anderen, weil ich habe jetzt das Pa-
pier von Ihnen bekommen, was Ihre Arbeitsun-
terlage ist, und da steht eben drunter „Wider-
spruch zu den Vereinbarungen“. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Ja, das ist eine hand-
schriftliche Notiz. Darauf möchte ich dann jetzt 
auch hinaus, weil es darum geht, einfach aufzu-
klären, was geschehen ist. Und die Toll Collect 
sollte die autoTicket dabei unterstützen, so Ter-
minals bereit zu stellen. Und umstritten ist jetzt, 
ob die vereinbarte Vergütung, die autoTicket 
– das ist ein anderer Vertrag als die Innenverein-
barung –, die autoTicket an Toll Collect für diese 
Leistung zahlt, zahlen sollte, nun marktüblich sei 
oder nicht. Und dieser Antwortentwurf, den Sie 
jetzt vor sich liegen haben, der insinuiert, dass 
der Preis durchaus marktüblich sei. Und in der 
Innenvereinbarung – das ist das, was Sie auf 
Seite drei unten auch mit Markierstift quasi mar-
kiert sehen – da steht es aber:  

Toll Collect erhält von der autoTi-
cket für die Ertüchtigungsleistung 
wie in Ziffer 1.1.1a (19:06:23) defi-
niert und für die TC Erhebungs-
leistung keinen einen Drittver-
gleich entsprechende (marktübli-
che) und mit ihren potentiellen 
Haftungsrisiken korrespondie-
rende Vergütung. 

Und das ist aus meiner Sicht schon eine knifflige 
Situation, wenn es mehr oder weniger vertragli-
che Unterlage gibt, in der das mal festgehalten 
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wurde, dass das nicht so ist mit der Marktüblich-
keit, und dann an die Presse dann aber eine an-
dere Auskunft geht. Und das ist jetzt auch dann 
meine erste Frage: Haben Sie das denn irgendwie 
geprüft oder anders gesehen, selbst wenn Sie es 
nicht selbst persönlich prüfen konnten? Wie ist 
das Verfahren im BMVI jedenfalls gewesen, um 
die Richtigkeit von solchen Äußerungen Rich-
tung Presse sicherzustellen? Und hatten Sie das 
Ding dann, diesen Antwortentwurf gegengezeich-
net? 

Zeuge Guido Beermann: Ja, vielen Dank. Meine 
erste Frage ist jetzt – ich bin mir jetzt nicht ganz 
klar62 –: Ist das eigentlich Gegenstand im 
Schiedsverfahren? Weil dann wäre die Frage zu 
klären, wenn das relevant ist, dass wir das hier 
nicht besprechen können in öffentlicher Sitzung. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Kennt jemand den Sach-
verhalt genauer als ich? 

Zeuge Guido Beermann: Naja, ich denke: nein. 
Also, das müsste schon - - Also, weil, ich über-
lege gerade, ob Toll Collect dort ja nicht als Un-
terauftragnehmer tätig ist und dass das deswegen 
hier von Bedeutung sein könnte. Ach so, ich habe 
gefragt, ob das relevant ist für das Schiedsverfah-
ren, weil ich meine, dass Toll Collect - -, ob nicht 
Toll Collect Unterauftragnehmer gewesen sei63 
und damit natürlich64 auch Bestandteil des 
Schiedsverfahrens. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Also, dann möchte 
ich Frau Bethge bitten, klar zu legen, darzulegen, 
wenn sie der Meinung ist, mit den notwendigen 
Argumenten dazu, dass das relevant ist für das 
Schiedsverfahren. Wir sind hier eigentlich – wir 
zwei hier, auch das Sekretariat, der Leiter und 
ich – der Meinung, es sei nicht relevant. Und der 
Zeuge könne entsprechend antworten. Wenn 
man anderer Meinung ist, dann bitte ich, die Ar-
gumentation vorzutragen. Dann machen wir 
gleich auch noch dazu eine nichtöffentliche Sit-

64 Richtigstellung des Zeugen: „möglicherweise“, siehe An-
lage 2, S. 107 
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zung. Allerdings müsste sich dann das Ministe-
rium dazu äußern, damit wir das bewerten kön-
nen. Ja, Herr Beermann, bitte. 

Zeuge Guido Beermann: Kann man das vielleicht 
noch mal anders - -. Ich versuche es mal so 
herum: Sie fragen ja nach den Mechanismen im 
Ministerium. Und hier hat es eine Anfrage gege-
ben von - - Was war das?  

Wolfgang Wiehle (AfD): Report Mainz. 

Zeuge Guido Beermann: Und dazu hat es eine 
Antwort gegeben, die aus der Fachabteilung kam. 
Das habe ich ja65 am Zeichen - - sieht man das ja 
oben, StV 20 war es. Und das geht dann ganz nor-
mal über Unterabteilung, Abteilungsleitung zu 
mir und dann dort weiter. Zu der Frage, wie wird 
eine solche Antwort erstellt - - Und dementspre-
chend kommt es auch aus der Fachabteilung. Ich 
kann jetzt zu dem, was Sie hier hingeschrieben 
haben: „Widerspruch“ wenig sagen, weil das, 
was Sie mir vorgelegt haben, wenn ich es richtig 
gesehen habe, war ein Entwurf. Und wahrschein-
lich müsste man sich das jetzt genauer angucken. 
Ich kann es, Stand heute, hier, wenn ich hier 
sitze, Ihnen so nicht beantworten. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Ich habe hier auch noch 
eine Unterschriftsfassung vorliegen vom 29. Mai. 
Die hat allerdings keine MAT-Nummer. Aber die 
könnten wir Ihnen jetzt geben, um es abzuglei-
chen. Also, es ist dann schon so in den Vertrag 
gekommen, nach dem, was wir wissen. 

Zeuge Guido Beermann: Herr Abgeordneter, wie 
gesagt, also ich kann das hier gerade nicht auflö-
sen. Und deswegen ist jetzt die Frage, ob wir des-
wegen in eine nichtöffentliche Sitzung gehen 
müssen, um das zu vertiefen oder nicht. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Ja, die Frage ist: in 
der nichtöffentlichen Sitzung – ich frage jetzt ein-
fach mal zwischen drin –, wenn Sie jetzt keine 
Antwort geben können und nicht detailliert in 
der nichtöffentlichen Sitzung keine Antwort ge-
ben können, meine ich, brauchen wir auch keine 
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nichtöffentliche Sitzung. Und dann stellt sich 
auch die Frage nicht, ob das eventuell für das 
Schiedsverfahren relevant ist. Wenn Sie ja nichts 
– ich sage das so flapsig – dazu sagen können, 
dann verstehe ich Ihre Bewertung eigentlich 
nicht, dass es zum Verfahren gehört. Also dann 
müsste mir Frau Bethge – wie gesagt – die 
Gründe nennen, warum es in einer nichtöffentli-
chen Sitzung denn dann behandelt werden soll. 
Aber Frau Bethge – habe ich so den Eindruck – 
hat bisher auch noch nicht die Notwendigkeit er-
kannt. Und wir haben die Notwendigkeit auch 
nicht erkannt. Also, ich möchte hier nicht eine 
nichtöffentliche Sitzung abwürgen. Aber ich 
möchte auch nicht gleich in einer nichtöffentli-
chen Sitzung sitzen und wir kommen zu dem Er-
gebnis, was wir heute schon haben: da ist nichts 
nichtöffentliches an Ihrer Antwort, weil Sie eh 
die Zusammenhänge sich erst einmal alle wieder 
verinnerlichen müssten durch Aktenstudium 
und dann womöglich eine Antwort geben könn-
ten, aber in der nichtöffentlichen Sitzung wir 
auch sagen müssen, da reicht im Moment Ihre Er-
innerung nicht, um das vernünftig hier zu beant-
worten. Wenn Frau Bethge noch mal möchte - - 
Ansonsten – denke ich – müssen wir das zu-
nächst einmal hier so zur Kenntnis nehmen, dass 
der Zeuge dazu hier detailliert jetzt nicht antwor-
ten kann aufgrund der Komplexität – wenn ich 
Sie richtig verstanden habe, Herr Beermann. 
Dann können wir das hier abschließen. Okay. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Herr Vorsitzender, ich 
hätte bloß noch eine Nachfrage. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Bitte. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Weil ich vorhin auch in 
die Richtung fragte, welche Prozesse es denn 
zum damaligen Zeitpunkt im BMVI gab, um so 
eine Antwort, die aus der Fachabteilung kommt, 
qualitätszusichern: Ich habe verstanden, Sie 
kannten die Innenvereinbarung nicht. Sie konn-
ten es selbst nicht herausfinden, ob das jetzt 
stimmt oder nicht, was da in der Mail steht. Aber 
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wie wird oder wie wurde das qualitätsgesichert, 
wie hätte es eigentlich aufkommen müssen? 

Zeuge Guido Beermann: Also, ich habe nicht ge-
sagt, dass ich das nicht kannte, sondern ich habe 
einfach keine Erinnerung daran. Deswegen 
müsste man - -, aber das habe ich vorhin ja darge-
stellt. Und der Weg geht hier aus der Fachabtei-
lung heraus und ich habe in der Regel keinen An-
lass, an der Fachkompetenz der Fachabteilung zu 
zweifeln. Ich kann es Ihnen hier nur wiederho-
len, einfach nicht aufklären. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Schade aber, danke 
schön. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Gut, dann Frau 
Lühmann. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja, aus der letzten 
Runde haben sich für mich drei Fragen ergeben. 
Die erste ist an Frau Bethge: Habe ich Sie vorhin 
richtig verstanden, dass Sie uns die MAT-Num-
mern liefern zu den Protokollen für die Task 
Force-Sitzungen? Denn wir haben alle jetzt auch 
noch mal in der vergangenen Zeit verzweifelt ge-
sucht und die von Herrn Beermann angekündig-
ten Protokolle nicht gefunden.  

MDgn Petra Bethge (BMVI): Also, wir haben die 
auf jeden Fall eingereicht. Die sind wohl aber als 
VS-Dokumente – also eingestuft – eingereicht 
worden, weswegen wir die jetzt nicht dienstlich, 
„elektronisch“ wollte ich sagen, wir die jetzt hier 
nicht verfügbar haben und Ihnen daher auch die 
MAT-Nummer hier in diesem Moment nicht be-
nennen können.  

Kirsten Lühmann (SPD): Danke sehr. Kann ich 
dann davon ausgehen, dass wir die MAT-Num-
mern morgen bekommen? Denn die werden ja vo-
raussichtlich für die Vernehmung am Donnerstag 
und Freitag - - könnten die relevant werden. Wir 
müssen die vorher noch einsehen, wir müssen 
uns vorbereiten. Das heißt, wir bräuchten sie 
dann wirklich morgen. Und ich kann Ihnen sa-
gen, dass ich ein sehr gutes Team habe, ich 
glaube, die anderen Kollegen und Kolleginnen 
auch. Wir haben sie bist jetzt nicht gefunden, das 

heißt, wir sind zwingend da auf die Mithilfe des 
Ministeriums angewiesen. 

MDgn Petra Bethge (BMVI): Wir unterstützen Sie 
gerne. Aber ich möchte auch noch mal betonen, 
dass wir die Unterlagen vorgelegt haben, und 
zwar vollständig. Aber gerne unterstützen wir 
Sie. 

Kirsten Lühmann (SPD): Das wäre nett. Die 
zweite Frage geht an Herrn Beermann, und zwar: 
Der Kollege hat Ihnen vorgelegt – ich glaube Herr 
Cezanne war das – dieses Dokument aus der Ta-
gesinformation des Ministers vom 13. 8., gefertigt 
von Herrn Görrissen, wo es um die Stellung-
nahme auf den Bundesrechnungshofbericht ging. 
Die müssten Sie noch vor sich liegen haben. Und 
dann haben Sie gesagt: Da ist auch auf einen Ter-
min Bezug genommen, den Sie mit dem Präsi-
denten des Bundesrechnungshofes haben, und 
der hätte nichts mit der Infrastrukturabgabe zu 
tun. Wenn ich mir das jetzt angucke, der Punkt, 
den Herr Görrissen da schreibt, lautet:  

3. Briefwechsel BRH – MdB Kühn 
Beigefügt ist der Antwortbrief des 
BRH-Präsidenten […] in Sachen 
Begleitung und Abschlussbericht 
zum Vorhaben Infrastrukturab-
gabe […]. Wir können [bla, bla, bla 
…].  
Hinweis: Staatssekretäre Beer-
mann und G. führen am 10. 9. das 
vereinbarte Gespräch [...] 

Wenn sich dieses Gespräch nicht auf die Infra-
strukturabgabe bezieht, warum steht das dann da 
drin? Also, es erschließt sich für mich nicht. Das 
ist für mich logisch. Und wenn ich jetzt der Mi-
nister wäre, an den ging das Ganze ja, - - Und da 
gibt es den Punkt eins: EKF, zwei: Hongkong, 
vier: PBefG, drei: Briefwechsel Infrastrukturab-
gabe. Und da wird auf einen Termin hingewie-
sen. Warum ist das ein anderer Termin? Und 
nochmal: Worum ging es in dem Termin und wa-
rum steht der hier im Zusammenhang mit einem 
Bericht zur Infrastrukturabgabe? 

Zeuge Guido Beermann: Also, zunächst mal 
muss ich natürlich vorweg sagen, dass ist eine E-
Mail, die ich nicht geschrieben habe. Insoweit 
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wäre das eine Frage, die hätte man Herrn Görris-
sen stellen müssen. Aber ich will trotzdem, weil 
ich - - Ich kann mich einfach nicht erinnern, dass 
wir mit Kay Scheller, mit dem Bundesrechnungs-
hofpräsidenten, über die Maut gesprochen haben. 
Ich kann mich aber an ein Gespräch mit ihm er-
innern. Darüber – bitte ich um Verständnis – 
kann ich Ihnen nichts sagen, weil das von der 
Aussagegenehmigung nicht gedeckt ist. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja, das hätten wir Herrn 
Görrissen fragen können. Aber wir waren natür-
lich davon ausgegangen – wir haben uns das üb-
rigens auch angeguckt –, wir waren davon ausge-
gangen, dass es da um die Infrastrukturabgabe 
geht. 

Zeuge Guido Beermann: Ja, also ist vielleicht das 
- - Die einzige Erklärung, die ich dazu habe, ist, 
dass, – wenn man so will, es ist das ja ein formlo-
ses Schreiben, eine formlose E-Mail, die hier ge-
kommen ist, wo er66 einfach by the way, weil hier 
das Thema Bundesrechnungshof auftaucht – dass 
Herr Görrissen das mit aufgenommen67 hat. Das 
ist jetzt ehrlich eine Mutmaßung von mir. 

Kirsten Lühmann (SPD): Das ist eine Mutma-
ßung. Wir haben sehr viel über diese Tagesbe-
richte gesprochen, äh, Tagesinformationen ge-
sprochen. Und aus dem, was wir eben von Herrn 
Görrissen zu diesen Tagesinformationen gehört 
haben, erschließt sich diese Begründung nicht. 
Aber da wir sie nicht wissen, können wir hier 
nicht weitermachen. Es ist nur sehr ärgerlich. 
Dann habe ich noch eine Frage. Da hat – glaube 
ich – auch der Kollege Cezanne nachgefragt, 
nein, der – ich glaube – Herr Krischer. Und das 
erschließt sich nicht. Mir ist auch aufgefallen, 
dass Sie gesagt haben, die Feinplanungsdoku-
mentation, nach der ich ja mal gefragt habe, und 
– jetzt kommt es langsam wieder, das freut mich 
und darum steige ich da jetzt noch einmal ein – 
Sie haben gesagt, die Feinplanungsdokumenta-
tion sei nach dem Urteil wertlos geworden. Da 
hatte der Kollege Krischer nachgefragt. Da haben 
Sie gesagt: Na ja, vorher, als wir die Infrastruktur-
abgabe noch machen wollten, da war das halt 
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wichtig. Nachdem wir sowieso gekündigt haben, 
ist das jetzt auch sinnlos geworden, wertlos ge-
worden und wir haben diese Schlechtleistung ge-
macht. Sie haben noch gesagt: Es war ja eine 
Nichterfüllung. Zum 1. April sollte geliefert wer-
den und es wurde nicht geliefert. Also ist es eine 
Nichterfüllung und das ist so wichtig, dass es im 
Vertrag drinsteht als Kündigungsgrund. Das wa-
ren so Ihre Worte. Erstens. Ist Ihnen bekannt, 
dass zum 1. 4. etwas geliefert wurde? Also, es 
kann nicht von einer Nichterfüllung, wenn über-
haupt von einer Schlechterfüllung gesprochen 
werden. Zweitens. Ist Ihnen bekannt, dass das 
KBA Fristen gesetzt hat, um nachzubessern, die 
übrigens in dem Vertrag auch drinstehen? In dem 
Vertrag steht nicht drin, wenn eine Seite sagt, das 
ist blöd, dann kann man sofort kündigen, son-
dern man muss die Möglichkeit der Nachbesse-
rung geben und die wurde gegeben. Und zum 
Zeitpunkt der Kündigung war die Frist zur Nach-
besserung noch nicht abgelaufen. Könnten Sie 
mir bitte eingedenk dieser beiden Sachen - - oder 
- - Ich habe sie Ihnen eben jetzt mitgeteilt. Die 
erste Sache habe ich Ihnen vorhin schon vorge-
halten in einem Dokument, wo Sie mir hier ge-
sagt haben, Sie können sich nicht daran erinnern.  
Deswegen sage ich Ihnen das jetzt noch einmal 
angesichts dieser beiden Tatsachen: Erstens, es 
ist geliefert worden. Zweitens, vertragsgemäß - -
Übrigens hat das KBA eine Nachlieferungsfrist 
– zwei sogar – das weiß ich – aber auch eine 
zweite Nachlieferungsfrist gemacht, die noch 
nicht abgelaufen ist. Könnten Sie mir bitte unter 
diesem Gesichtspunkt erklären, warum dann 
durch das Urteil eine Schlechtleistung, die vor-
her zwar vorhanden war, aber nicht vertragsrele-
vant war, plötzlich ein Vorgang, der eigentlich 
gar nichts mit der Schlechtleistung zu tun hat, 
vertragsrelevant wird? 

Zeuge Guido Beermann: Das ist – glaube ich – 
eindeutig Thema des Schiedsverfahrens. Deswe-
gen – glaube ich – kann man das in der öffentli-
chen Sitzung nicht beantworten.  

67 Richtigstellung des Zeugen: „angesprochen“, siehe An-
lage 2, S. 109 
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Vorsitzender Udo Schiefner: Dann müssten wir 
gleich noch eine nichtöffentliche Sitzung ma-
chen. Hatten Sie sich noch gemeldet, Frau 
Bethge? Okay. Herr Kollege Jung. Ja hätte ja sein 
können, dass sich noch einmal Fragen ergeben. 
Herr Kollege Cezanne.  

Jörg Cezanne (DIE LINKE.): Ja, danke, Herr Vor-
sitzender. Herr Beermann. Ich würde nur eine, 
ein bisschen allgemeinere Frage stellen, um zu 
verstehen, wie man in so einem Ministerium mit 
einer relativen Staffelung von Hierarchieebenen 
damit umgeht. Herr Molitor hat zum Beispiel in 
seiner Befragung hier ausgesagt, dass er bei einer 
Mitzeichnung von Vorlagen keine eigene Prüfung 
vorgenommen habe, sondern sich mehr so auf 
politische Kompatibilität bezogen hat. Herr 
Zielke hat gesagt, dass er auch keine inhaltliche 
Prüfung vorgenommen habe, sondern sich auf die 
Korrektheit seiner Mitarbeiter verlassen hat. Und 
dann landet so eine Vorlage bei Ihnen. Also ich 
meine, ich bin ja auf einer sehr viel kleineren 
Ebene auch in solchen Situationen, dass ich Vor-
lagen bekomme, wo ich nicht vollständig beurtei-
len kann, ob alles, was da drinsteht, jetzt wirk-
lich grandios und glänzend ist für die Zukunft 
der Linken oder für wen auch immer. Wie sind 
Sie im Ministerium damit umgegangen vor dem 
Hintergrund, dass Sie ja auch zum Beispiel – das 
haben Sie ja auch mehrfach deutlich gemacht – 
in diesen Mautfragen sich ja selbst erst einmal 
einarbeiten mussten?  

Zeuge Guido Beermann: Ja, vielen Dank, Herr 
Abgeordneter. Also, ich kann jetzt zu den Aussa-
gen von Herrn Molitor und Herrn Zielke nichts 
sagen. Die liegen mir nicht vor. Es geht ja auch 
mehr um die Frage, wenn so eine Vorlage bei mir 
landet, wie ich damit umgehe. Da habe ich zum 
einen – so wie ich es vorhin gesagt habe – ein ho-
hes Vertrauen in die Fachkompetenz der Ministe-
rien und auch der Mitarbeiter dort. Dementspre-
chend lese ich eine solche Vorlage – wie soll ich 
es nennen – kritisch. Aber es ist jetzt – ja, ich 
glaube, das sagt es einfach – in der Vorlage und 
ich lese sie mir kritisch durch.  

                                                      
68 Ergänzung des Zeugen: „Frau“, siehe Anlage 2, S. 111 

Jörg Cezanne (DIE LINKE.): An welchem Punkt 
würde Ihnen dann was auffallen? Mit welchem 
Blick lesen Sie die durch, um eventuell doch ein-
mal zu sagen: also hört mal Leute, das müssen 
wir aber noch einmal anders machen? 

Zeuge Guido Beermann: Entschuldigen Sie, Herr 
Cezanne. Aber ich habe da kein Raster, das ich 
abhake, sondern das ist wirklich eine Frage des 
konkreten Vorgangs.  

Jörg Cezanne (DIE LINKE.): Dankeschön. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann gebe ich das 
Wort dem Kollegen Krischer. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN): Ja. 
Herzlichen Dank, Herr Vorsitzender. Herr Minis-
ter, die Fragen, die ich gehabt hätte, hat Frau 
Lühmann gestellt. Zum Thema Schlechtleistung 
können wir uns gegebenenfalls nichtöffentlich 
austauschen. Ich wäre jetzt noch einmal zu den 
nichtauffindbaren Protokollen der Task-Force-
Sitzungen gekommen. Meine Frage wäre: Sie ha-
ben eben gesagt, die Protokolle seien von Ihrer 
persönlichen Referentin verfasst worden. Die Su-
che würde es für uns erleichtern, wenn wir da ei-
nen Namen haben. Ich meine, wir haben aus den 
Organisationsplänen entnommen, dass das Frau 
Bolender ist. Trifft das zu?  

Zeuge Guido Beermann: Das trifft zu, Herr Abge-
ordneter. Das ist 68 Katja Bolender.  

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN): 
Danke.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Einen Moment. 
Dann kommen wir zur nächsten Runde. 
CDU/CSU-Fraktion: noch Fragen in der öffentli-
chen Sitzung? Herr Kollege Wiehle? Kollegin 
Lühmann? Kollege Cezanne? Kollege Krischer? 
– auch nicht. Dann werden wir jetzt die öffentli-
che Sitzung schließen.  

Ich bedanke mich recht herzlich bei der Öffent-
lichkeit und den Pressevertretern für die - - und 
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schließe die Sitzung und sage, dass am kommen-
den Donnerstag, den 14. Januar 2021 um 9.00 
Uhr die öffentliche Befragung der Zeugen weiter-
geht und zwar in dem bisher sonst üblichen 
Raum im Marie-Elisabeth-Lüders-Haus. Ich wün-
sche Ihnen alles Gute, bleiben Sie gesund und ei-
nen guten Heimweg.  

Dann darf ich darüber abstimmen lassen, dass 
wir die Sitzung nun als nichtöffentliche Sitzung 
fortfahren. Ich gehe davon aus, dass die Video-
übertragung – wie man sieht – abgeschaltet ist. 
Ich schlage vor, wir fassen folgenden Beschluss: 
Für die weitere Vernehmung des Zeugen Guido 
Beermann wird am heutigen Tage die Öffentlich-
keit nach Paragraph 14, Absatz 1, Nummer 3 
PUAG ausgeschlossen, weil ein Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnis zur Sprache kommt, durch 
dessen öffentliche Erörterung überwiegende 
schutzwürdige Interessen verletzt würden. Wer 
dem Beschlussvorschlag zustimmt, den bitte ich 
um das Handzeichen. Gegenstimmen? Enthaltun-
gen? Dann war die Beschlussfassung einstimmig. 
Dann können wir so verfahren. Das Wort hat 
die - - 

Zeuge Guido Beermann: Herr Vorsitzender, Ver-
zeihung. Könnten Sie vielleicht fünf Minuten 
Pause machen? 

Vorsitzender Udo Schiefner: Wir können fünf 
Minuten Pause machen. Gar keine Frage. Gut. 
Dann würde ich sagen, wir setzen so gegen 
19.35 Uhr die Sitzung fort. 

(Unterbrechung von 
19.27 Uhr bis 19.45) 
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Vernehmung des Zeugen 
Karl-Heinz Görrissen 

Ich darf Sie nun noch mal recht herzlich im 
BMVI begrüßen, Herr Görrissen. Herr Görrissen, 
der Ausschuss hat eben beschlossen, Ton- und 
Bildaufnahmen in einen anderen Sitzungssaal - 
heute ist es der Raum PLH E 800 - und zu Ihnen 
ins BMVI zur Ermöglichung Ihrer Zeugenverneh-
mung auf diesem Wege zu übertragen. Im Raum 
PLH E 800 kann die Öffentlichkeit die Beweisauf-
nahme verfolgen. Sind Sie damit einverstanden, 
Herr Görrissen?  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Vorsitzender, 
herzlichen Dank für Ihre Begrüßung. - Ich bin da-
mit einverstanden. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön.  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich hoffe, Sie kön-
nen mich hinreichend verstehen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Ja, es ist so weit al-
les gut. Wenn Sie irgendwie Probleme haben und 
die Übertragung nicht so funktioniert, bitte ich 
auch Ihrerseits um ein Zeichen. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Gerne. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Ich stelle fest, dass 
der Zeuge ordnungsgemäß geladen ist. Sie haben 
den Erhalt der Ladung auf den heutigen Sit-
zungstag am 25.11.2020 bestätigt. Haben Sie zu-
nächst den besten Dank, dass Sie zur Verfügung 
stehen.  

Ich habe darauf hinzuweisen, dass die Bundes-
tagsverwaltung eine Tonbandaufnahme der Sit-
zung fertigt. Diese dient ausschließlich dem 
Zweck, die stenografische Aufzeichnung der Sit-
zung zu erleichtern. Die Aufnahme wird nach Er-
stellung des Protokolls gelöscht. Das Protokoll 
dieser Anhörung wird Ihnen nach Fertigstellung 
zugestellt. Sie haben, falls dies gewünscht ist, die 
Möglichkeit, innerhalb von zwei Wochen Korrek-
turen und Ergänzungen vorzunehmen. - Haben 
Sie dazu noch Fragen, Herr Görrissen?  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein, habe ich 
nicht, Herr Vorsitzender. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann möchte ich 
darauf hinweisen, dass der Zeuge vom Rechtsan-
walt Dr. Daniel Krause betreut wird bei dieser 
Vernehmung. Ich stelle fest, dass Sie vom eben 
genannten Rechtsbeistand begleitet werden, Herr 
Görrissen. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Das ist zutreffend, 
Herr Vorsitzender. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Ich darf Sie, Herr 
Rechtsanwalt Krause, bitten, sich dem Ausschuss 
kurz vorzustellen.  

RA Dr. Daniel Krause: Ich grüße Sie, Herr Vorsit-
zender. - Mein Name ist Dr. Daniel Krause. Ich 
bin Rechtsanwalt in Berlin. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - Herr 
Rechtsanwalt Krause, ich muss Sie darauf auf-
merksam machen, dass Sie den Zeugen zwar be-
raten dürfen, Ihnen selbst jedoch kein Rede- oder 
Fragerecht zusteht. Insbesondere dürfen Sie Ih-
rem Mandanten während seiner Aussage keine 
inhaltlichen Hinweise geben. Gegebenenfalls 
kann Ihr Mandant eine kurze Unterbrechung zum 
Zwecke der Beratung mit Ihnen hier beantragen. 

Herr Görrissen, vor Ihrer Anhörung habe ich Sie 
zunächst zu belehren:  

Sie sind als Zeuge geladen worden. Als Zeuge 
sind Sie verpflichtet, die Wahrheit zu sagen. Ihre 
Aussagen müssen richtig und vollständig sein. 
Sie dürfen nichts weglassen, was zur Sache ge-
hört, und nichts hinzufügen, was der Wahrheit 
widerspricht.  

Ich habe Sie außerdem auf die möglichen straf-
rechtlichen Folgen eines Verstoßes gegen die 
Wahrheitspflicht hinzuweisen. Wer vor dem Un-
tersuchungsausschuss uneidlich falsch aussagt, 
kann gemäß § 162 in Verbindung mit § 153 des 
Strafgesetzbuches mit Freiheitsstrafe von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft werden. 

Anlage 1
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Nach § 22 Absatz 2 des Untersuchungsausschuss-
gesetzes können Sie die Auskunft auf solche Fra-
gen verweigern, deren Beantwortung Sie selbst o-
der Angehörige im Sinne des § 52 Absatz 1 der 
Strafprozessordnung der Gefahr aussetzen würde, 
einer Untersuchung nach einem gesetzlich geord-
neten Verfahren ausgesetzt zu werden. Dies be-
trifft neben Verfahren wegen einer Straftat oder 
Ordnungswidrigkeit auch Disziplinarverfahren. 

Sollten Teile Ihrer Aussage aus Gründen des 
Schutzes von Dienst-, Privat- oder Geschäftsge-
heimnissen nur in einer nichtöffentlichen oder 
eingestuften Sitzung möglich sein, bitte ich Sie 
um einen Hinweis, damit der Ausschuss dann ge-
gebenenfalls einen Beschluss nach § 14 oder § 15 
Untersuchungsausschussgesetz fassen kann.  

Haben Sie dazu noch Fragen, Herr Görrissen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein, habe ich 
nicht, Herr Vorsitzender. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Nach diesen not-
wendigen Vorbemerkungen darf ich Ihnen den 
geplanten Ablauf kurz vorstellen. Eingangs habe 
ich Sie zur Person zu befragen. Zu Beginn der 
Vernehmung zur Sache haben Sie nach § 24 Ab-
satz 4 des Untersuchungsausschussgesetzes Gele-
genheit, zum Beweisthema im Zusammenhang 
vorzutragen. Anschließend erhalten die Mitglie-
der des Ausschusses das Wort für Nachfragen. 
Dies geschieht nach dem Stärkeverhältnis der 
Fraktionen, der sogenannten Berliner Stunde. - 
Haben Sie dazu noch Fragen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein, habe ich 
nicht. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Falls Sie nach einer 
längeren Befragungsdauer eine kurze Unterbre-
chung wünschen, lassen Sie mich das wissen. 
Dann machen wir eine kurze Pause, am besten 
nach einer kompletten Berliner Stunde. 

Ich darf Sie bitten, sich dem Ausschuss mit Na-
men - -  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Vorsitzender, 
Entschuldigung. Dürfte ich zu dieser Anmerkung 
eine kleine Ergänzung meinerseits machen? 

Vorsitzender Udo Schiefner: Bitte. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich würde ganz 
gerne gegen 13 Uhr, so wir denn so lange tagen, 
eine etwas längere Pause machen, weil ich da 
mal einen kleinen Gang zur Toilette machen 
muss, was für mich heute etwas beschwerlich ist. 
Dazu benötige ich auch eine Hilfestellung durch 
meine Ehefrau. Also das wäre meine Bitte, dass 
wir so gegen 13 Uhr einmal unterbrechen könn-
ten. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Das können wir 
gerne so machen, Herr Görrissen. Keine Frage.  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Vielen Dank.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Ich darf Sie nun bit-
ten, sich dem Ausschuss mit Namen, Alter, Beruf 
und einer ladungsfähigen Anschrift vorzustellen. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Mein Name ist Karl-
Heinz Görrissen. Geboren wurde ich am 
22.12.1953, bin also 67 Jahre alt. Die ladungsfä-
hige Adresse ist Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur, Invalidenstraße 44, 
10115 Berlin. Von Beruf bin ich Diplom-Verwal-
tungswirt und Leiter der Leitungsabteilung im 
Bundesministerium für Verkehr und digitale Inf-
rastruktur. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - Ich 
möchte dann noch darauf hinweisen, dass vom 
Ausschusssekretariat Herr Simon im BMVI an Ih-
rer Befragung teilnimmt. 

Zunächst möchte ich Ihnen, wenn Sie dies wün-
schen, entsprechend § 24 Absatz 4 des Untersu-
chungsausschussgesetzes Gelegenheit geben, sich 
im Zusammenhang zum Gegenstand Ihrer Ver-
nehmung zu äußern. Wenn Sie davon Gebrauch 
machen, bitte ich Sie nun, dem Ausschuss dies 
kurz darzustellen, auch darzustellen, wie Sie sich 
auf die Sitzung vorbereitet haben. Konnten Sie ir-
gendwelche Unterlagen einsehen? Haben Sie Ge-
spräche geführt? Ist Ihnen Hilfestellung gegeben 
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worden zur Vorbereitung auf die heutige Verneh-
mung? Möchten Sie Ihre Möglichkeit nach § 24 
Absatz 4 nutzen, Herr Görrissen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich würde gerne da-
von Gebrauch machen, Herr Vorsitzender. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann gebe ich 
Ihnen hiermit das Wort. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender, dass ich mich einleitend äußern 
darf, um meine Berührungspunkte mit Ihrem Un-
tersuchungsgegenstand zu beschreiben und 
Ihnen zu erläutern, auf welche Weise ich im Rah-
men meiner Funktion im Ministerium mit der 
Pkw-Maut zu tun gehabt habe. Gerne unterstütze 
ich den Ausschuss bei der Erfüllung seiner Auf-
gabe nach meinen Möglichkeiten. Ich bitte aber 
schon jetzt um Verständnis, wenn mir nicht mehr 
jedes Detail für einen Zeitraum von elf Jahren in 
Erinnerung ist. 

Zunächst zu meinem beruflichen Werdegang, der 
aber auch Bedeutung hat für meine konkreten 
Wahrnehmungen im Zusammenhang mit dem 
Untersuchungsgegenstand: Nach der Ausbildung 
für den allgemeinen gehobenen Verwaltungs-
dienst des Landes Schleswig-Holstein habe ich 
1976 im Gesetzgebungsreferat des Innenministe-
riums des Landes Schleswig-Holstein meine be-
rufliche Tätigkeit begonnen. Schwerpunkt war 
die rechtsförmliche Prüfung von Gesetzentwür-
fen und Verordnungen diverser Landesministe-
rien. 1980 wurde ich in die Vertretung des Lan-
des Schleswig-Holstein beim Bund nach Bonn 
versetzt. Hier war einer der Schwerpunkte die 
Funktion des Bundesratsreferenten, also die Vor- 
und Nachbereitung der Bundesratssitzungen. 
1989 wurde ich beurlaubt für eine Tätigkeit des 
Büroleiters des Parlamentarischen Geschäftsfüh-
rers bzw. des Landesgruppenvorsitzenden der 
CSU-Landesgruppe der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion im Deutschen Bundestag. Schwerpunkt 
war hier die parlamentarische Arbeit im Bundes-
tag, vor allem die Gesetzgebung und Koordinie-
rung der politischen Arbeit. Während der Dauer 
der Beurlaubung wurde ich vom Land Schleswig-
Holstein zum Deutschen Bundestag versetzt. Seit 
2009 bin ich Leiter der Leitungsabteilung im 

Bundesverkehrsministerium; das hatte ja damals 
noch eine andere Bezeichnung. 

In allen Funktionen waren die Gesetzgebung und 
Koordinierungsaufgaben Schwerpunkt meiner 
Tätigkeit, nie die fachliche Tätigkeit in einem be-
stimmten Aufgabenbereich. Dies gilt insbeson-
dere auch in Bezug auf meine Berührungspunkte 
mit der Pkw-Maut bzw. der Infrastrukturabgabe. 
Auch mit der Pkw-Maut bin ich nur in meiner 
koordinierenden Funktion in Berührung gekom-
men, nicht im Rahmen einer fachlichen oder in-
haltlichen Tätigkeit. 

Erlauben Sie mir jetzt, dass ich Ihnen kurz meine 
Aufgaben als Leiter der Leitungsabteilung dar-
stelle. Mit dem Amtsantritt von Dr. Peter Ram-
sauer als Bundesminister 2009 haben wir im Mi-
nisterium die vorhandenen Stabsstellen in einer 
Leitungsabteilung zusammengefasst. Diese Abtei-
lung wurde von mir in den letzten elf Jahren ge-
leitet, und sie ist verschiedentlich in der Struktur 
leicht verändert worden. Dies hatte mit unter-
schiedlichen Schwerpunktsetzungen der einzel-
nen Bundesminister zu tun, aber auch jeweils mit 
den dort tätigen Mitarbeitern. 

Kernaufgabe dieser Abteilung sind Koordinie-
rungsfunktionen im parlamentarischen Bereich, 
also Deutscher Bundestag und Bundesrat, Bun-
deskabinett, Bund-Länder-Beziehungen, und
auch in den Bereichen Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit und Besucherdienst. Zeitweilig waren 
es auch Europafragen und auch die Koordinie-
rung der VMK, also der Verkehrsministerkonfe-
renz der Länder. Eine gewisse Besonderheit die-
ser Abteilung ist die direkte Zuordnung zum je-
weiligen Minister. Die konkreten Aufgaben sind
in den jeweiligen Organisationsplänen, die Ihnen 
vorliegen, vor allem auch in der Ergänzung zur 

Gemeinsamen Geschäftsordnung der Ministerien
des Ministeriums, im Einzelnen näher dargestellt. 
Wesentlich ist noch Folgendes: Meine Abteilung 
ist weitgehend keine aktenführende Einheit im 
Ministerium. Die Sachakten werden
entsprechend der Registratur-richtlinie auf der 
Ebene der Betreffseinheiten,
wie es dort so schön heißt, geführt.
Die damit beschriebenen Rahmenbedingungen 
haben auch meine Berührungspunkte mit der
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Pkw-Maut bestimmt, zu denen ich, unterteilt 
nach den Amtszeiten der einzelnen Bundesmi-
nister, unter denen ich tätig war bzw. bin, nun 
komme.  

In der Amtszeit von Dr. Peter Ramsauer ging es 
vorrangig um die Fragestellung, ob eine europa-
rechtskonforme Ausgestaltung einer Pkw-Maut 
entsprechend den Vorgaben des damaligen Koali-
tionsvertrages machbar ist. Das Ergebnis kennen 
Sie.  

In der Amtszeit von Alexander Dobrindt wurde 
vom Minister eine vollkommen andere Konzep-
tion entwickelt, nämlich die Infrastrukturabgabe. 
Hier waren meine Zuständigkeiten vor allem die 
Begleitung der beiden Gesetzgebungsverfahren
im Deutschen Bundestag und im Bundesrat. Dies 
waren sehr komplizierte Verfahren, da es sich 

jeweils um zwei Gesetzentwürfe handelte jeweils, 
die in unterschiedlichen Ausschüssen feder- 
führend beraten wurden. Es schlossen sich dann 
die Vertragsverletzungsverfahren und die 
Verhandlungen mit der EU-Kommission an, die 
letztlich in einem weiteren 
Gesetzgebungsverfahren, was Ihnen be-kannt ist, 

endeten. In der noch laufenden Amtszeit von

Herrn An-dreas Scheuer waren es schließlich das 
Vorgehen nach dem Urteil des EuGH und vor 
allem die pressemäßige Begleitung und das 
Fragewesen. Nicht befasst war ich mit rechtlichen 
und euro-parechtlichen Fragen, der inhaltlichen 
Ausgestal-tung und dem Abschluss der beiden 
Verträge, dem Vergabeverfahren und den damit 
zusam-menhängenden Verhandlungen. 
Insbesondere zur Jahreswende 2018 war ich 
persönlich anderwei-tig gebunden.

Ich möchte abschließend auf drei Punkte näher 
eingehen, die mir für Ihre Untersuchung bedeut-
sam erscheinen und die teilweise auch schon in 
der öffentlichen Diskussion angesprochen wor-
den sind, nachdem Unterlagen aus dem Untersu-
chungsausschuss an die Presse bzw. an abgeord-

netenwatch (gelan- - dort) gelandet sind.

Der erste Punkt ist der Bereich „Koordinierung 
des Fragewesens“. Die Koordinierung des Frage-

wesens war und ist für mich eine besonders um-
fangreiche Aufgabe und ein umfangreiches Betä-
tigungsfeld. Hier ging es um die Koordinierung 
der verschiedenen Fragewege, nämlich auf der ei-
nen Seite dem parlamentarischen Fragerecht mit 
Kleinen Anfragen und schriftlichen und mündli-
chen Fragen, auf der anderen Seite den Pressean-
fragen, dann dem Block der IFG-Anfragen und 
schließlich auch noch den Anfragen der Haushäl-
ter, ein parlamentarisches Gewohnheitsrecht, mit 
dem jeweils zu bestimmten parlamentarischen 
Terminen eben auch umfangreiche Fragen ge-
stellt wurden. Diese Fragen wurden von verschie-
denen Stellen im Ministerium sehr unterschied-
lich beantwortet und lösten daher einen hohen 
Koordinierungsbedarf aus. 

Der zweite Block ist (mein vermeintlicher Ver-
merk oder) mein Vermerk zur vermeintlichen 
Be-hinderung der Arbeit des 2. 
Untersuchungsaus-schusses. Im Vorfeld der 
Einsetzung des Untersu-chungsausschusses gab 
es Diskussionen, ob es überhaupt einen 
Untersuchungsausschuss geben soll oder die 
Aufklärung im fachlich zuständigen 
Verkehrsausschuss erfolgen könne, der damit ja 
bereits unter dem Vorsitz von Herrn Özdemir be-
gonnen hatte. Hier wurde von einigen Oppositi-
onspolitikern unter anderem aus rechtlichen 
Gründen als Alternative zu einem Untersu-
chungsausschuss der nicht gangbare Weg vorge-
schlagen, einen Ermittlungsbeauftragten einzu-
setzen. In den Medien und auch im Ministerium 
selber hatten manche dies als eine Alternative zu 
einem Untersuchungsausschuss verstanden, also 
ein Ermittlungsbeauftragter statt eines Untersu-
chungsausschusses.
Um den rechtlichen Sachverhalt zu klären, habe 
ich damals einen Vermerk angefertigt, der es 
dann zu abgeordnetenwatch geschafft hat und 
dort bewusst missinterpretiert wurde. Der Ver-
merk stellt lediglich die zutreffende Rechtslage 
dar, dass es einen Ermittlungsbeauftragten nur 
nach der Einsetzung eines Untersuchungsaus-
schusses geben kann, und erwähnt, dass es für 
das Ministerium natürlich der näherliegende 
Weg sei, eine Aufklärung durch den Fachaus-
schuss zu erreichen als durch einen Untersu-
chungsausschuss. Die Unterstellung, die in den 
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Medien gegeben erhoben wurde, der Vermerk 
sei der Ver-such, die Arbeit eines noch nicht 
einmal existierenden 
Untersuchungsausschusses zu behindern, ist 
mir bis heute absolut unerklärlich; ja, sie ist 
einfach falsch.
Der dritte Punkt sind die sogenannten Tagesin-
formationen. Als 100-Prozent-Schwerbehinder-
ter, der nach einem Schlaganfall auf den Roll-
stuhl angewiesen ist und dem mehrere Bundes-
minister die Chance gaben, auch weiter in sei-
nem Beruf tätig sein zu können, musste ich mir 
überlegen, wie ich meinen jeweiligen Minister 
trotz gewisser körperlicher Handicaps umfassend 
informieren und unterstützen kann.

Minister Andreas Scheuer war und ist viel unter-
wegs, und es war und ist mir in der Regel nicht 
möglich, ihn zu begleiten. Die gebotene Informa-
tion des Ministers war und ist aber ein Anspruch, 
den ich zu erfüllen hatte und auch gerne erfüllen 
möchte. Um dieses Ziel zu erreichen, habe ich 
die sogenannten Tagesinformationen eingeführt. 
In diesen Tagesinformationen habe ich den Mi-
nister an den Tagen, an denen er unterwegs oder 
kaum im Ministerium war, über das Tagesgesche-
hen informiert. Dies waren kurze Informationen 
über eingegangene Post, über parlamentarische 
Entwicklungen und auch vertrauliche Informatio-
nen über personelle Dinge oder auch regierungs-
interne Abläufe usw. 

Um sicherzustellen, dass derartige Informatio-
nen, die ich dem Minister sonst im persönlichen 
Gespräch gebe, nicht über einen großen Verteiler 
geschickt werden und damit die Vertraulichkeit 
gewahrt wird, habe ich diese Tagesinformationen 
an den MdB-Account des Abgeordneten Andreas 
Scheuer gesendet. Gelegentlich hat der Minister
in der Regel sehr kurze Antworten gegeben. Meis-
tens handelte es sich aber um reine Informations-
übermittlungen durch mich, die keiner Beant-
wortung bedurften bzw. die wir später im Ge-

spräch dann vertieft erörtert hatten haben.

Erlauben Sie mir noch den Hinweis: Ebenso we-
nig wie ich meine sonstigen mündlichen und 
sonstigen Informationen zu Ereignissen des Tages 
an den Minister in Form von Vermerken festhalte 

und verakte, habe ich auch die E-Mails mit Tage-
sinformationen nicht in Akten des Ministeriums 
aufgenommen. Dazu bestand keine Veranlassung; 
denn es handelte sich jeweils nur um kurze Infor-
mationsübermittlungen als Ersatz für einen per-
sönlichen Hinweis oder Zuruf. 

Abschließend möchte ich sagen, dass ich mit 
dem Thema Pkw-Maut bzw. Infrastrukturabgabe 
in meiner konkreten Tätigkeit und Funktion kei-
nen herausgehobenen Stellenwert - - gesehen 
habe. Es war ein politisch wichtiges, aber kein 
meine Tätigkeit prägendes oder auch nur bestim-
mendes Thema. Es gab Monate, in denen es über-
haupt nicht auf der Agenda stand, und dann wie-
der kurze Phasen, in denen es sehr aktuell war 
und uns intensiv befasst hat. Schon wegen mei-
nes Zuständigkeitsbereiches lagen sachliche Ent-
scheidungen der Pkw-Maut nicht bei mir, son-
dern bei den Fachabteilungen und den Staatssek-
retären des Ministeriums. Ein Weisungsrecht ge-
genüber Fachabteilungen besteht nicht. Soweit 
ich in Besprechungen, an denen ich vereinzelt 
teilgenommen habe, zur anstehenden Entschei-
dung um meine Einschätzung gebeten wurde, 
habe ich diese abgegeben, soweit ich dies sach-
lich konnte. Sachentscheidungen getroffen habe 
ich zu keiner Zeit. Die Texte der Mautverträge 
habe ich erstmalig am 19. Juni abends erhalten.  

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit und 
stehe jetzt gerne für Ihre Fragen zur Verfügung. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Herzlichen Dank, 
Herr Görrissen. - Und dann können wir gleich in 
die Fragerunde einsteigen. Als Erstes hat das 
Wort die CDU/CSU-Fraktion. Herr Kollege Lange. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja. - Einen schönen gu-
ten Morgen, Herr Görrissen! - Ich weiß jetzt nicht, 
ob das so funktioniert; sonst nehme ich die Mas-
ke wirklich zum Fragen vielleicht doch besser 
runter, damit man es auch deutlicher versteht. - 
Danke auch für die Einführung, die natürlich, 
Herr Görrissen, den einen oder anderen Punkt 
der Fragen vorweggenommen hat, beantwortet 
hat, einiges erläutert hat, womit wir uns aber jetzt 
sicherlich in dem einen oder anderen Detail noch 
auseinandersetzen werden. 
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Sie haben es ja selber schon geschildert: Sie die-
nen jetzt dem dritten Bundesverkehrsminister, 
angefangen mit Peter Ramsauer. Sie haben auch 
kurz schon beschrieben, welche Aufgaben Sie als 
Leiter der Koordination hatten.  

Für mich oder für uns ist jetzt schon noch ein 
bisschen wichtig: Es ist klar: In Ihrer Abteilung o-
der bei Ihnen werden keine Sachentscheidungen 
getroffen, aber Sie koordinieren, wie Sie selber 
dargestellt haben, das Fragewesen. Um ein Frage-
wesen koordinieren zu können, müssen aber ja 
Sachinformationen bei Ihnen auch zusammen-
laufen, um die Abwägung aus den einzelnen Ab-
teilungen vornehmen zu können; denn ansonsten 
würde man ja ein Fragewesen nicht koordinieren 
müssen. Können Sie uns bitte informieren, und 
zwar grundsätzlich darstellen, wenn Sie aus Ab-
teilungen, sage ich mal, unterschiedliche Ant-
worten, nicht ganz identische Darstellungen, 
rechtliche Abwägungen, die vielleicht jetzt nicht 
ganz politisch sind, bekommen haben, wie dann 
die politische Rückkopplung stattgefunden hat 
bzw. wie die jeweiligen Minister - also, ich kenne 
ja auch alle drei; die sind ja doch ein bisschen 
unterschiedlich, auch von ihrer Art her - dann 
diese Koordination des Fragewesens politisch ge-
staltet haben? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter 
Lange, vielen Dank für die Frage. Das will ich 
gerne versuchen. - Ich habe ja versucht, darzu-
stellen, dass es natürlich auf der einen Seite ei-
nen sehr unterschiedlichen Herkunftsbereich der 
Fragen gibt. Sie haben jetzt sich bezogen auf das 
parlamentarische Fragerecht. Da haben wir die 
Situation, dass es dieses Mal ja Fragen waren, die 
sich teilweise ganz allgemein mit der Maut be-
schäftigt haben, dass es auch Fragen waren, die 
sich mit haushalterischen Fragen beschäftigt ha-
ben, dann wiederum mit vergaberechtlichen Fra-
gen und auch mit ganz allgemeinen Dingen. Das 
heißt, diese Fragen wurden natürlich fachlich in 
den jeweiligen Fachabteilungen vorbereitet; aber 
ich sagte jetzt ganz bewusst: eben sehr unter-
schiedlich vorbereitet. - Sie wissen vielleicht, 
dass in der Geschäftsordnung der Bundesregie-
rung steht, dass derartige Fragen knapp beant-
wortet werden sollen. Das hören Sie als Parla-
mentarier nicht alle gern; aber es ist die Tatsache. 

Und insofern haben wir immer sehr unterschied-
liche Antwortbeiträge bekommen, die teilweise 
sehr allgemein formuliert waren, aber auch sehr 
verständlich, aber auch manchmal sehr unver-
ständlich. Und meine Aufgabe oder die Aufgabe 
meiner Abteilung ist es, daraus Texte zu machen, 
die eben allgemein verständlich sind, die den 
Fragekreis auch betreffen und die auch hinrei-
chend richtig in ihrer Darstellung sind.  

Und vor allem - ich hatte das eben mit meinen 
Tagesinformationen gesagt -: Genauso wie meine 
Tagesinformationen manchmal häufiger kamen, 
kamen auch die Fragen häufiger. Und wir haben 
häufig parallellaufende, auch fast gleichlautende 
Fragestellungen aus unterschiedlichen Fraktio-
nen gehabt, sodass es darauf ankam, diese dann 
möglichst wieder so in eine Antwort zu bringen, 
dass sie zusammenpassten. 

Und - Sie haben es gesagt -: Fragewesen. Die Fra-
gen werden formal beantwortet vom jeweiligen 
Parlamentarischen Staatssekretär bei uns im 

Hause, von denen wir teilweise zeitweise drei, 
dann wieder zwei hatten, und sie werden bei
ganz wichtigen Dingen auch mit dem Minister 

immer abgestimmt. Sie haben die
unterschiedliche Arbeits-weise der Minister
gerade genannt. Da gab es in der Tat auch
Minister, die sich das etwas genauer noch 
angeschaut haben und daran noch mal poli-tisch 
gearbeitet haben. Aber wir haben eben ver-sucht, 
aus der Fülle von Materialien und ver-schiedenen 
Herkunftsstellen, die jeder Beamte
hat - der eine schreibt viel, der andere schreibt 
wenig; der eine schreibt verständlich, der andere 
unverständlich -, dieses zusammenzuführen, da-
mit wir eine geordnete Antwort und einheitliche 
Antwortvorgehensweise finden konnten.
Ulrich Lange (CDU/CSU): Danke schön an dieser 
Stelle. - Sie hatten vorhin gesagt: Es gab dann 
Wochen und Monate, da spielte die Infrastruktur-
abgabe keine besondere Rolle mehr. Dann kam
das Thema - ich meine, so war es ja auch für alle, 
die wir hier politisch damit beschäftigt waren -
wieder massiver oder geballter. - Gab es im Rah-
men dieses koordinierten Fragewesens durch die 
Minister mit den Abteilungen dann entspre-
chende Vorkoordinationen, bevor man wieder in 
den politischen Bereich gegangen ist, oder war es
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tatsächlich so, dass, je nachdem, ob das Thema 
tagesaktuell auf die Agenda kam, man sich auch 
tagesaktuell damit wieder auseinandersetzte? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Diese Frage kann 
ich jetzt nicht ganz richtig einordnen. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Mir geht es ein biss-
chen um den roten Faden in der Koordination 
des Fragewesens. Wir haben ja auch parlamenta-
rische Anfragen; wir haben Anfragen auch einzel-
ner Abgeordneter. Das berühmteste Beispiel ist 
hier der Kollege Zylajew - - den damals der Parla-
mentarische Staatssekretär Andreas Scheuer 
noch beantwortet hat. Diese Koordination oder 
dieser rote Faden im Rahmen auch der Verände-
rung des tagespolitischen Geschäftes, der Ausei-
nandersetzung mit der Maut musste ja irgendwo 
sich wieder abbilden. Lief der tagesaktuell, dass 
man gesagt hat, jetzt schaut man wieder an? Oder 
hat man gesagt: „Hier zieht sich ein Faden, und 
es haben sich gewisse Situationen verändert“? 
Das Modell, nach dem der Kollege Zylajew fragte, 
war ja nicht das Modell der Infrastrukturabgabe 
nach dem zweiten Änderungsgesetz. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Wir haben uns also 
bemüht, da ein System hineinzubringen. Die 
Frage von Herrn Zylajew war gerade ein Fall, wo 
es in eine ganz andere Richtung ging. Insofern 
haben wir schon uns bemüht, koordinierend ein-
zugreifen und die Fragen so darzustellen, wie sie 
halt in der politischen Entwicklung aus den Ge-
gebenheiten heraus, die sich auch aus den unter-
schiedlichen Koalitionen und Koalitionsverträ-
gen ergaben - - zu beantworten und in der jewei-
ligen Handlungsweise darzustellen. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Danke. - Da möchte ich 
noch mal ein bisschen auf die Informationspraxis 
im BMVI und auch der unterschiedlichen Minis-
ter - das hat uns ja auch schon beschäftigt - einge-
hen. Wir haben festgestellt, dass es bei Bundes-
minister Alexander Dobrindt eine Vielzahl von 
Leitungsvorlagen unmittelbar an den Minister 
gab. Die Praxis bei Bundesminister Andreas 
Scheuer hat sich dann durchaus etwas verändert; 
dort liefen die Vorlagen insbesondere an den 
dann zum Staatssekretär beförderten Herrn 
Dr. Schulz. Wie schätzen Sie oder wie beurteilen 

Sie diese unterschiedlichen Informationsaufbau-
ten durch die Minister? Oder hatte das durchaus 
etwas damit zu tun, dass Herr Dr. Schulz dann 
im Ministerium unter der Leitung von Andreas 
Scheuer Staatssekretär wurde und damit die Lei-
tungsvorlage zum beamteten Staatssekretär ging? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter 
Lange, das ist, glaube ich, genau die richtige Fest-
stellung, die Sie gerade getroffen haben. In der 
Tat gab es bei Herrn Dobrindt häufiger Leitungs-
vorlagen. Seine Arbeitsmethodik bestand darin - 
entschuldigen Sie, ich darf das vielleicht so 
leicht salopp sagen -, dass er sehr gerne Abend-
sitzungen machte und wir sehr detailliert über 
Vorgänge gesprochen haben, während Herr Mi-
nister Scheuer eher im Tagesgeschäft gearbeitet 
hat und der Herr Dr. Schulz, den Sie zitieren, un-
ser Staatssekretär zu dem Zeitpunkt, natürlich 
mit dieser Thematik sehr detailliert befasst war.  

Insofern, glaube ich, müssen wir einmal unter-
scheiden zwischen Leitungsvorlagen und Minis-
tervorlagen. Jede Ministervorlage ist auch eine 
Leitungsvorlage; aber nicht jede Leitungsvorlage 
ist eine Ministervorlage. Das heißt, viele Dinge 
hat Herr Dr. Schulz aus seiner Kenntnis heraus - - 
Er hat ja als Referatsleiter, als Abteilungsleiter, 
als Staatssekretär dann selber sehr intensiv an 
der Maut gearbeitet, vorher schon an der Lkw-
Maut, dann an der Pkw-Maut, und war natürlich 
der optimale Informant und auch Gesprächs-
partner. Das heißt, es war gar nicht immer erfor-
derlich, jetzt eine mühsam erstellte Leitungsvor-
lage, die die Hierarchieleiter hinaufging, zu ma-
chen, sondern häufig konnte im Gespräch der zu-
ständige Staatssekretär sofort die Details darstel-
len und konnte auch Fragen, die der Minister 
hatte, beantworten. Das heißt also, auch Herr 
Scheuer hat natürlich sehr intensiv sich mit der 
Thematik befasst, aber eben in einer anderen Vor-
gehensweise. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Danke, Herr Görrissen, 
an dieser Stelle. - Ich will jetzt einen kleinen 
Sprung machen gedanklich - weg von der Ar-
beitsweise, hin in einen vielleicht politischen Be-
reich - und bitte nur dazu um ganz kurze, grund-
sätzliche Aussagen. Nachdem Sie vorhin Ihre Tä-
tigkeit beschrieben haben, Sie jedoch - wie soll 
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ich das nennen? - die Konstante an der Seite der 
Minister waren, von Ramsauer, Dobrindt bis 
Scheuer - - einen kurzen - wie soll ich sagen? -
Seitenaspekt aus Sicht des Hauses, aber natürlich 
politisch nicht ganz unbedeutend, hin zum Koa-
litionsvertrag, der ja dann 2013 geschlossen 
wurde. 

Nur noch mal zur Einordnung in die Diskussion: 
Wir haben gehört von Peter Ramsauer, seinen 
Kontakten mit Siim Kallas, die dann auch Ale-
xander Dobrindt ja fortgesetzt hat, bis hin zu Vio-
leta Bulc dann bei Alexander Dobrindt, und die 
damit von vornherein verbundenen Fragestellun-
gen, die im Vorfeld des Koalitionsvertrages ja 
mehrfach diskutiert wurden. Wurden die auf 
Ebene BMVI - Koordinierung - damals schon the-
matisiert, oder hat man sich im Haus einfach mal 
zurückgezogen und gewartet: „Was wird der Koa-
litionsvertrag bringen? Und wir setzen uns im 
Anschluss damit, mit diesem auseinander“? 

Vorsitzender Udo Schiefner: Es gab ein kleines 
Tonproblem.  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich versuche es 
noch einmal.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Ja, bitte.  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Können Sie mich 
jetzt hören?  

Vorsitzender Udo Schiefner: Jetzt ist okay.  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Okay. - Bevor der 
Koalitionsvertrag, Herr Abgeordneter Lange, ent-
stand, gab es ja die politischen Gespräche zum 
sogenannten Bayernplan, also dem Wahlpro-
gramm der CSU, wo dieses Thema ja erstmalig 
hochkam. Und wir haben natürlich auch im 
Hause uns mit dieser Frage einer europarechts-
konformen Ausgestaltung des Modells, was im 
„Bayernplan“ vorgesehen war und was dann Ein-
fluss gang in den Koalitionsvertrag nahm - - nach 
die-sen Gesprächen oder Interviews, wie sie die 
da-maligen Kandidaten geführt haben und wie es 
dann interpretiert wurde. Da hat es dann Modell-
überlegungen gegeben, die in der Tat Peter Ram-
sauer und auch später Alexander Dobrindt mit

Herrn Kallas erörtert hatten, die ja in diese Rich-
tung gingen, dass Herr Kallas sagte: Okay, das 
lässt sich europarechtskonform machen, wenn 
wir dieses so interpretieren, dass wir sagen: 
Nicht jeder einzelne Autofahrer, aber die deut-
schen Autofahrer in ihrer Gesamtheit werden 
nicht höher belastet. - Aber das war ein Modell, 
was mit dem Koalitionsvertrag nicht kompatibel 
wurde und nicht war.  

Mit der Frau Bulc hat dann Herr Dobrindt die Ge-
spräche geführt, die übrigens sehr viel schwieri-
ger waren, als sie es mit Herrn Kallas waren. Herr 
Kallas war ein Mann, mit dem man reden konnte; 
Frau Bulc war sehr, sehr schwierig in ihrer Art. 
Umso wichtiger war es, dass man mit ihr sprach. 

Und wir haben da natürlich auch als Haus zuge-
liefert und dann in dem - ich hatte es ja eingangs 
bemerkt - veränderten Modell, das Herr Dobrindt 
entwickelt hat - ich nenne es jetzt mal verein-

facht „Konversationsmodell“ „Kompensations-
modell“, also den Änderun-gen der beiden 
Gesetze - - Und da haben wir in der Tat als Haus 
zugearbeitet und auch Empfeh-lungen gegeben, 
immer in dieser Kontinuität. Deshalb habe ich es 
erwähnt, dass Herr Dr. Schulz, der ja eigentlich -
manche nenne ihn ja „Mister Maut - - Ich habe
ihn kennengelernt als jemand, der wirklich ein 
exzellenter Fachmann auf diesem Gebiet war und 
auch heute noch ist.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja, danke, Herr Görris-
sen. - Mit dem Wort „exzellenter Fachmann“ ge-
ben Sie mir natürlich quasi eine Vorlage für eine 
Frage. Die Zuarbeit kam aus dem Mautreferat.
Wir hatten aber das europarechtliche Referat ja 
auch noch. Und vielleicht können Sie uns dann
in diesem Zusammenhang, sofern Sie da eigene 
Kenntnis haben, kurz schildern, wie man dann 
auf den Professor Hillgruber als rechtliche Beglei-
tung für die europarechtlichen Fragen gekommen 
ist.

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Es ist vollkommen 
zutreffend, dass die Hauptvorschläge aus dem 
Mautreferat kamen und dort auch erarbeitet wur-
den. Ich habe ja einige Zeit lang auch die Zustän-
digkeit für den Europabereich gehabt im Hause. 
Das ist mir in meiner Tätigkeit nicht gelungen - 
es ist bis heute nicht gelungen -, darzustellen, 
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dass dieser Europabereich wirklich eigenständig 
arbeitet, sondern es ist auch mehr eine rein koor-
dinierende Stelle. Das heißt, eigene Entwicklun-
gen, eigene Stellungnahmen, eigene Positionie-
rungen sind aus dieser jeweiligen Arbeitseinheit 
heraus nicht in großem Umfange erstellt worden. 
Vielfach ist dieses ja auch in vielen Dingen in 
Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie - oder wie es dann jeweils 
auch hieß - getroffen worden, das ja in Europa-
rechtsfragen die Federführung hat, auch in Ab-
stimmung dann mit dem BMJ.  

Ihre Frage zu Herrn Professor Hillgruber, den ich 
persönlich nicht kenne, kann ich nicht genau be-
antworten. Ich weiß, dass es damals ein Vor-
schlag des damals zuständigen beamteten Staats-
sekretärs Rainer Bomba war, nachdem man er-
kundet hat, welcher Rechtsprofessor in der Lage 
war, vor allem zeitlich auch in der Lage war, die-
ses Verfahren zu begleiten. Und da sind wir auf 
Herrn Hillgruber gekommen. Ich weiß, dass es da 
auch Stimmen gab, die etwas überrascht waren, 
weil Herr Hillgruber jetzt vielleicht nicht gerade 

der ausgewiesene Europarechtspolitiker -ler ist; 
aber ich habe die Erfahrung gemacht, dass er sich 
sehr, sehr tief in die Thematik eingearbeitet hat 
und auch mit anderen Professoren zusammenge-
arbeitet hat. Aber ich kann Ihnen nicht sagen,
wie genau und warum wir uns für Herrn Profes-
sor Hillgruber entschieden haben.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja, danke schön. - Ich 
habe jetzt, glaube ich, noch zwei Minuten, drei 
Minuten?  

Vorsitzender Udo Schiefner: Drei Minuten.  

Ulrich Lange (CDU/CSU): Drei Minuten. - Dann 
setze ich noch eine ganz kurze Frage an, europa-
rechtlicher Art. Als dann die Kommission das 
Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet hat, hat 
man sich ja im BMVI zunächst entschieden, die 
Sache eher defensiv anzugehen. Können Sie uns 
kurz schildern, wie man zu dieser Entscheidung 
damals gekommen ist?  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich kann das jetzt 
aus meiner Erinnerung heraus nicht genau dar-
stellen; ich bitte um Verständnis. Ich erkenne 

auch nicht, was Sie jetzt unter „defensiv“ verste-
hen; das müssten Sie mir näher erläutern.  

Ulrich Lange (CDU/CSU): Dann würde ich in der 
nächsten Runde, sofern das dann noch offen ist, 
wieder zu diesem Punkt zurückkommen, weil 
meine Zeit an dieser Stelle zu Ende ist. - Danke 
schön.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön, Herr 
Kollege Lange. - Dann hat jetzt der Kollege Mro-
sek das Wort. 

Andreas Mrosek (AfD): Danke, Herr Vorsitzen-
der. - Herr Görrissen, ich wünsche Ihnen erst mal 
ein gesundes neues Jahr und dass Sie gesund 
bleiben. - Eine allgemeine Frage: Haben Sie denn 
an bestimmten Verhandlungsgesprächen teilge-
nommen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter, 
vielen Dank für Ihre Wünsche. Das mit dem „ge-
sund bleiben“ ist bei mir leider ein bisschen zu 
spät. Wie Sie sehen, bin ich leider schon nicht 
mehr ganz gesund, durch einen Schlaganfall 
leicht gehandicapt. Aber Sie beziehen das auf 
Corona, und dafür bedanke ich mich. - Sagen Sie 
noch mal genau, in welche Richtung Sie mit Ihrer 
Frage tendieren wollen. 

Andreas Mrosek (AfD): Das BMVI hat sich doch 
schon länger mit der Infrastrukturabgabe beschäf-
tigt. Seit wann eigentlich - das ist die Frage, weil 
Sie sind ja schon sehr lange im BMVI -, und ha-
ben Sie da an bestimmten Gesprächen, Verhand-
lungen teilgenommen?  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Die Entstehungsge-
schichte war ja die Pkw-Maut - ich hatte das eben 
schon als Stichwort genannt - in dem sogenann-
ten Bayernplan, dem damaligen Wahlprogramm 
der CSU, wo - das ist ja heute der Kampfbegriff, 
wenn ich das so sagen darf - die Ausländermaut 
erfunden wurde. Und seitdem - - Das war so in 
der Schlussphase der Amtszeit von Herrn Ram-
sauer. Auch vorher gab es schon aus der CSU 
heraus diese Überlegungen; also insofern hat es 
viele Gespräche gegeben, politische Gespräche, 
wo man entwickelt hat, was eine Maut sein kann, 
aber auch Fachgespräche, wie man es umsetzen 
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kann. Ich habe immer wieder an Gesprächen teil-
genommen, aber nie in einer Detailtiefe oder - Sie 
haben, glaube ich, den Begriff „Verhandlungen“ 
gewählt; das waren keine Verhandlungen, son-
dern das waren Entwicklungen oder Fortset-
zungsgespräche - nie in der Kerngeschichte; die 
sind von anderen. Ich hatte das versucht in mei-
nem Eingangsstatement zu sagen: durch die Kol-
legen aus den Fachabteilungen.  

Es gab ja auch bei uns unterschiedliche Zustän-
digkeiten, heute die Abteilung StV, früher einmal 
die Grundsatzabteilung. Und viele dieser Dinge 
wurden durch die damals zuständigen Staatssek-
retäre - - Es begann mit Rainer Bomba und dann 
Guido Beermann, aber eben vor allem auch mit 
Herrn Schulz, der eben auch schon in seiner 
Rolle als Abteilungsleiter die Kerngesprächsfüh-
rung hatte, also in Detailgesprächen. Ich war bei 
Gesprächen mit Herrn Kallas, mit Frau Bulc da-
bei; aber da waren diese Mautthemen nicht die 
Kernthemen, sondern es waren immer Gegen-
stände der Erörterung neben vielen anderen The-
men, die dort eine Rolle spielten.  

Andreas Mrosek (AfD): Wurde denn im Zusam-
menhang mit diesem, wie Sie gesagt haben, „Bay-
ernplan“ die Vereinbarkeit mit dem europäischen 
Recht besprochen, oder wie wurde das ausgewer-
tet? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ja, gut, der „Bayern-
plan“ wurde erarbeitet, und es war eine der For-
derungen der Partei, hier eben eine Maut, eine 
Pkw-Maut für Reisende aus dem Ausland auf 
deutschen Autobahnen zu schaffen, natürlich im-
mer mit der Zielsetzung: Die muss europarechts-
konform sein. - Das war ja allen bewusst, dass ein 
Modell, das nicht europarechtskonform ist, nicht 
funktionieren kann. Ausgangspunkt waren, 
glaube ich, im Wesentlichen die Vorhaben in Ös-
terreich, weil die Österreicher ja ein ähnliches 
Modell geschaffen hatten. Und das wollte man 
halt erreichen, dass man auch in Deutschland ein 
derartiges Thema sucht. Es war ein Thema in den 
süddeutschen Bundesländern; in den norddeut-
schen Bundesländern hat es eigentlich nieman-
den interessiert.  

Und Sie können sich wahrscheinlich alle erin-
nern an dieses TV-Duell zwischen der Frau Bun-
deskanzlerin und Herrn Steinbrück, wo es am 
Schluss um diesen Satz ging: „Mit mir wird es 
keine Pkw-Maut geben“, eine Aussage der Bun-
deskanzlerin, die, wie gesagt, im Laufe der Zeit 
dann durch die politischen Dinge und die Ab-
stimmungen über den Koalitionsvertrag etwas re-
lativiert wurde - also, eine lange Diskussion zu 
dieser Thematik.  

Andreas Mrosek (AfD): Kurze Nachfrage: Wurde 
denn da konkret auch über dieses Diskriminie-
rungsverbot gesprochen, in diesem „Bayern-
plan“? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich war, wie gesagt, 
allenfalls immer mal am Rande beteiligt; insofern 
kann ich diese Frage nicht aus meiner Erinne-
rung heraus beantworten. Es war klar: Das muss 
irgendwie europarechtskonform geschaffen wer-
den; das waren sozusagen die Aufträge an die 
beiden Minister Ramsauer und später dann auch 
Alexander Dobrindt.  

Wie das vertieft erörtert worden ist: Natürlich hat 
es viele Gespräche gegeben; auch die Europapoli-
tiker haben sich in diese Thematik immer wieder 
eingefunden. Klar war: Es muss ein Weg gefun-
den werden, wie das europarechtskonform laufen 
kann.  

Andreas Mrosek (AfD): Dann möchte ich mal auf 
dieses Beweismaterial kommen, MAT A BRH-
2/2i-01f, auf dieses Blatt 170 f. Da schreiben Sie - 
ich zitiere mal - an eine Frau Dr. Mohn:  

… in der letzten Grossen Lage hat-
ten Sie das Thema der Zulaessig-
keit von Kompensationsmassnah-
men bei der Einfuehrung einer 
Pkw-Maut angesprochen.  
Min hat die Bitte, ob Sie bitte 
noch im Laufe dieser Woche fol-
gende Frage klaeren koennten:  
Ist es EU-rechtlich zulaessig, 
wenn bei der Einfuehrung einer 
Pkw-Maut in D  

- Deutschland -  
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alle in D KFz-Steuerpflichtigen 
(unabhaengig von der Staatsbuer-
gerschaft) eine Vignette erhalten, 
ohne dass sie diese zahlen, waeh-
rend alle anderen Autofahrer 
dafuer zahlen muessen? 
Vielen Dank im voraus 
Karl-Heinz Görrissen 

Das war eine E-Mail vom 27.09.2011.  

Und als Antwort haben Sie bekommen:  

Lieber Herr Görrissen, 
Anbei eine rechtliche Bewertung 
für BM  

- Bundesminister -  

zu seiner Anfrage. Einschätzung 
ist, dass das geschilderte Vorha-
ben EU-rechtswidrig ist, weil es 
eine verdeckte Diskriminierung 
aufgrund der Staatsangehörigkeit 
darstellt. 
Gruß Astrid Mohn 

Wie ist man denn mit dieser Einschätzung, mit 
diesem Ergebnis damals umgegangen? 

(Der Zeuge blickt auf einen 
Bildschirm) 

RA Dr. Daniel Krause: Verzeihen Sie, Herr Abge-
ordneter, wir haben hier in dem Raum einen Vor-
haltbildschirm, auf dem wir aber die Unterlage, 
die Sie jetzt zitiert haben, noch nicht sehen kön-
nen. Könnten Sie so freundlich sein, noch mal 
die genaue Fundstelle anzugeben? 

Vorsitzender Udo Schiefner: Ja, die Material-
nummer bitte, Herr Kollege.  

Andreas Mrosek (AfD): Ja, und zwar sage ich es 
noch mal: MAT A BRH-2/2i-01f, Blatt 170 f. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Also das, was hier 
auf dem Monitor angezeigt wird. Jetzt ist die 
Frage: Im BMVI, sagten Sie gerade, kann man die-
ses Material, dieses genannte, gerade nicht einse-
hen. - Ist das so, oder haben Sie da jetzt - -  

(Der Zeuge blickt auf einen 
Bildschirm) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Wir haben es leider 
nicht sichtbar hier. 

RA Dr. Daniel Krause: Also, wir haben hier 
eine - - Verzeihen Sie, Herr Vorsitzender; wenn 
ich das kurz erläutern darf. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Ja, bitte. 

RA Dr. Daniel Krause: Wir haben hier eine Auf-
stellung der Unterlagen, und unter der von dem 
Herrn Abgeordneten eben zitierten Materialbe-
zeichnung hat die Mitarbeiterin hier keine Unter-
lage mit dieser Seitenanzahl finden können. Des-
halb wäre ich Ihnen dankbar, wenn wir einen 
Moment Zeit hätten. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Ja, werden wir ma-
chen; werden wir jetzt klären. Die für die Tech-
nik Zuständigen aus dem Ausschusssekretariat - - 
Gibt es dazu eine Information, warum das da - -  

RA Dr. Daniel Krause: So, jetzt haben wir hier 
eine E-Mail vorgelegt auf dem Bildschirm, vom 
28. September 2011, 18.01 Uhr, von einer Frau 
Mohn an Herrn Görrissen. Aus dieser E-Mail - - 
Ist das richtig, dass da eben vorgehalten worden 
ist? Ist das die richtige E-Mail? 

Vorsitzender Udo Schiefner: Herr Kollege. 

Andreas Mrosek (AfD): Ich kann sie ja nicht se-
hen. Das ist eine E-Mail vom 28. September 2011, 
18.01 Uhr, von Astrid Mohn an Herrn Görris-
sen, - 

RA Dr. Daniel Krause: Danke sehr.  

Andreas Mrosek (AfD): - wo sie antwortet auf die 
Frage von Herrn Görrissen - ich zitiere sie noch 
mal -: 

Lieber Herr Görrissen, 
Anbei eine rechtliche Bewertung 
für BM zu seiner Anfrage. Ein-
schätzung ist, dass das geschil-
derte Vorhaben EU-rechtswidrig 
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ist, weil es eine verdeckte Diskri-
minierung aufgrund der Staatsan-
gehörigkeit darstellt. 
Gruß Astrid Mohn 

Diese meine ich. Und da war meine Frage: Wie 
ist man damit danach umgegangen? 

Vorsitzender Udo Schiefner: Können Sie das 
jetzt sehen? Ansonsten, die Frau Hönle ist, 
glaube ich, auch bei Ihnen; -  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich kann es jetzt se-
hen; ich habe es auch gelesen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: - die müsste das 
auch aufrufen können. - Sie haben es. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ja, wir haben es.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Okay, Herr Görris-
sen. Dann können wir weiter fortfahren, okay.  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich habe es jetzt ge-
lesen. Sie werden verstehen, dass ich mich nach 
zehn Jahren nicht mehr genau an diese Mail oder 
diesen Mailverkehr mit Frau Dr. Mohn erinnern 
kann. Aber Frau Dr. Mohn war damals für die Eu-
ropaangelegenheiten im Hause zuständig. Die 
Amtszeit von Dr. Peter Ramsauer ist ja, wie Ihnen 
bekannt ist, geendet mit dem Ergebnis, dass er 
die europarechtskonforme Pkw-Maut nicht hat 
einführen können, weil das in der Tat damals die 
Position des Hauses war. Ich habe das, wenn Sie 
sich erinnern, in meinem Einführungsstatement 
versucht deutlich zu machen, dass Herr Do-
brindt, als er Minister wurde, mit ja eigentlich 
dem ähnlichen Auftrag versehen, einen vollkom-
men anderen Weg gegangen ist und mit diesem 
Kompensationsmodell - so habe ich es mal ge-
nannt -, also mit der Änderung des steuerlichen 
Teils, versucht hat, diese Besorgnis, die hier auch 
Frau Dr. Mohn zum Ausdruck bringt, zu beseiti-
gen.  

In der Tat war das, was Frau Mohn hier schreibt, 
die Position. Deswegen hatte ich ja auch auf das 
Testat von Herrn Kallas verwiesen, der da ja auch 
einige andere Lösungswege uns vorgeschlagen 
hat.  

Aber das war damals die Arbeitsgrundlage im 
Hause, Herr Abgeordneter, wie Sie es gefragt ha-
ben.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann kommen wir jetzt zur Kollegin Lühmann.  

Kirsten Lühmann (SPD): Hallo, Herr Görrissen! - 
Meine erste Frage ist eine grundsätzliche, und 
zwar nach der Fehlerkultur. Wenn ich Sie richtig 
verstanden habe, haben Sie gesagt, Ihre Aufgabe 
ist es, zu koordinieren. Das heißt, aus den einzel-
nen Fachabteilungen kommen Meldungen rein, 
Sie müssen sie zusammenbinden, Sie müssen gu-
cken, was das für Gesetzesvorhaben auslöst, wie 
die abzuwickeln sind, und Sie können inhaltlich 
eigentlich nichts dazu sagen, was aus den Fach-
abteilungen kommt.  

Da stellt sich mir die Frage: Wer ist denn eigent-
lich die Person, die da noch mal draufguckt, ob 
das Ganze dann wirklich korrekt ist oder nicht? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Gut, Frau Lüh-
mann, die Frage kann man natürlich ganz einfach 
beantworten und sagen: immer der Letztunter-
zeichner, wie man es so schön nennt; die Staats-
sekretäre oder der Minister, der die Letztverant-
wortung trägt.  

Mein Versuch und mein Bemühen - wir kennen 
uns auch, glaube ich, seit sieben Jahren - ist es, 
inhaltlich natürlich mich vorzubereiten und auch 
mit einem gewissen politischen Gespür, das ich 
mir einfach vielleicht im Laufe der vielen Jahre 
angeeignet habe, zu prüfen, ob das in sich schlüs-
sig ist, ob diese Konzeption denkbar ist. Aber wir 
haben acht Fachabteilungen - wenn ich den heu-
tigen Stand des Hauses nehme -, wo wir eine ex-
zellente Zuarbeit bekommen. Natürlich sind alle 
bemüht, dieses richtig und verständlich darzu-
stellen. Meine Koordinierungsfunktion - - das 
klingt jetzt zwar etwas lächerlich, aber sie be-
ginnt quasi bei einem Vermerk oder bei einer An-
rede damit: Sind die Daten überhaupt richtig?  

Es werden leider Gottes auch immer wieder Feh-
ler gemacht; dass irgendwo etwas übersehen 
wird. Ich bin ein Mensch, der sehr viel liest, der 
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auch häufig dann den aktuellen Stand oder aktu-
elle Ergänzungen noch hineinbringen kann. Und 
am Ende erwartet der Minister, dass wir - das 
heißt, die acht Kollegen und ich, wir neun Abtei-
lungsleiter - ihm Vorlagen liefern, die fachlich 
und auch politisch - deswegen sind wir politi-
sche Beamte - richtig sind. Auf der Basis kann er 
oder können seine vier oder fünf Staatssekretäre - 
je nachdem, wie viel wir hatten - ihre Entschei-
dungen treffen. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja, aber das beantwortet 
ja meine Frage nicht richtig. Wo kann ein Fehler 
korrigiert werden? Ich gebe Ihnen ein Beispiel: 
Wir haben hier die Leiterin des Haushaltsrefera-
tes gehört, die gesagt hat, von einer bestimmten 
Problematik hat sie nichts gewusst, weil das fach-
lich der Mitarbeiterin zugeordnet ist, die für 
Haushalt zuständig ist, aber nicht in ihrem Refe-
rat sitzt, sondern im Mautreferat. Und die hat 
eine Aussage getroffen, die zumindest kritikwür-
dig ist; wenn ich die Zeugin richtig verstanden 
habe, hat sie sogar gesagt, die wäre falsch. Im ge-
samten Verfahren ist das aber nirgends aufgefal-
len, weil im Mautreferat diese Mitarbeiterin die 
Einzige ist, die für Haushalt zuständig ist. Das 
heißt, im Mautreferat gibt es keinen anderen, der 
ihre Aussage überprüfen kann. Das Haushaltsre-
ferat ist nicht eingebunden worden. Dann kommt 
es zu Ihnen. Sie sagen, Sie koordinieren dann, 
gucken noch mal die Plausibilität, und dann geht 
es hoch zum Staatssekretär oder Minister.  

Wenn ich Sie eben richtig verstanden habe, heißt 
das letztendlich: Der, der zum Schluss die Unter-
schrift daruntersetzt, ist der oder die politisch 
Verantwortliche, und eine Möglichkeit, das noch 
inhaltlich zu überprüfen, gibt es nicht. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Natürlich gibt es 
die Möglichkeit, das inhaltlich zu überprüfen, 
wenn man Zweifel hat. Das ist ja genau die 
Kunst. Ich meine, mein Versuch ist es ja - - Ich 
bin ja nicht derjenige, der jetzt eine Vorlage 
nimmt und sagt: „So ist es“, sondern ich frage 
nach. Das heißt, in einem derartigen Fall, wenn 
mir dort gewisse Dinge unklar vorgekommen wä-
ren, hätte ich nachgefragt, im Zweifel auch im 
Haushaltsreferat.  

Normalerweise soll solches ja durch die förmli-

che Mitteilung -zeichnung verhindert werden. 
Wenn das mal nicht erfolgt, worauf aber auch ja 
dann die zu-ständigen Abteilungsleiter, 
Unterabteilungsleiter zu achten haben, muss es 
im Zweifel nachgeholt werden. Sie werden
sehen, dass es bei mir viele Vorgänge gibt, die 
nicht beim Minister anlanden, sondern erst 
einmal zurückgehen, noch mal in ei-nen anderen 
Strang gehen, um eventuell vergabe-rechtlich, 
haushaltsrechtlich oder sonst wie - un-ter 
welchen Kriterien auch immer - - noch mal 
geprüft werden und quasi im Wege einer Mit-
zeichnung dann wieder ordentlich hergestellt 
werden, so wie Sie es erwarten.
Kirsten Lühmann (SPD): Danke schön. - Sie hat-
ten den Werdegang der Infrastrukturabgabe ge-
schildert. Ich komme auch noch mal zurück auf 
Herrn Ramsauer. Der hat hier nämlich berichtet, 
dass er während der Koalitionsverhandlungen
am 6. November 2013 mit Herrn Kallas geredet 
hat - Sie haben da auch drüber gesprochen -, und 
da ging es um die Voraussetzung für die Euro-
parechtskonformität. Herr Kallas soll gesagt ha-
ben, dass es keine Verbindung zwischen Kfz-
Steuersenkung und Maut geben dürfe, was unter 
anderem dadurch bewiesen werden könne, dass 
es bei den deutschen Haltern und Halterinnen 
auch Verlierer gäbe; Sie haben das auch, ein biss-
chen anders formuliert, schon angedeutet.

In dem Koalitionsvertrag stand ja dann etwas an-
deres drin, nämlich dass kein deutscher Fahr-
zeughalter oder - - Ich sage mal korrekter: Kein 
Fahrzeug, das in Deutschland zugelassen ist, darf 
finanzielle Nachteile durch diese Maut bekom-
men. - Wann ist Ihnen diese europarechtliche 
Problematik bewusst geworden, und haben Sie 
darüber mit Herrn Ramsauer gesprochen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Uns war diese euro-
parechtliche Problematik bewusst. Ich will jetzt 
nicht sagen: Das war ja einer der Gründe mit viel-
leicht, warum die Amtszeit von Herrn Dr. Ram-
sauer nach vier Jahren endete: weil man politisch 
anders entschieden hat. - Sie haben gerade den 
Koalitionsvertrag - - wo es in der Tat heißt, dass 
kein Fahrzeughalter in Deutschland stärker belas-
tet werden darf. Das war dann der neue Auftrag 
aus dem Koalitionsvertrag aus dem Jahre 2013, 
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den es umzusetzen galt, und auch dort war ja 
noch aufgeführt, dass das europarechtskonform 
zu erfolgen hat und auch möglichst im Jahre 2014 
noch ein Gesetzentwurf vorgelegt werden soll. 
Natürlich waren diese Dinge klar, aber deswe-
gen - habe ich ja auch gesagt - sind wir mit einer 
neuen oder veränderten Konzeption gestartet. 

Kirsten Lühmann (SPD): Diese neue Konzeption, 
da möchte ich kurz drauf eingehen oder auf die 
Vorarbeit. In einer Vorlage vom 14. Februar 2014 
stellt, also nachdem Herr Dobrindt Verkehrsmi-
nister wurde - - Am 14. Februar 2014 hat das 
Mautreferat vier Lösungsvarianten vorgestellt, 
um die Vorgaben des Koalitionsvertrages zu er-
füllen; das ist die MAT A BMVI-1/1_B30, Blatt 1 
bis 4. Staatssekretär Bomba hat auf dieser Vorlage 
vermerkt, mit Ihnen abgesprochen zu haben, dass 
die Vorlage zunächst nicht an den Minister wei-
tergeleitet werden soll. Sie haben dann am 
27. Februar 2014 verfügt, die Vorlage zu den Ak-
ten zu geben. - Können Sie uns erklären, warum 
der Minister nicht über diese vier Varianten des 
Mautreferates informiert wurde? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich habe die jetzt 
gerade hier, Frau Lühmann, eingespeist; wenn 
ich sie vielleicht einmal gerade lesen darf. 

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Ich habe den Text gelesen, Frau Lühmann. Ich 
kann jetzt nicht aus der Erinnerung genau sagen, 
was da die gesamte Vorgeschichte war. Ich will 
es nur einmal versuchen, Ihnen zu erläutern, 
dass Sie meine Notiz oder meine Empfehlung 
verstehen.  

Das war ziemlich zum Amtsbeginn von Herrn 
Dobrindt, wo es ja darum ging, ein Modell zu fin-
den, das zu einer wirklichen Lösung führt. In die-
sem Vermerk sind verschiedene Punkte aufge-
führt, wo immer wieder auch Schwierigkeiten 
dargestellt wurden, also Dinge, über die wir auch 
unabhängig von dieser Vorlage - und deswegen 
habe ich vorhin gesagt: Leitungsvorlage, Mi-
nistervorlage sind manchmal etwas unterschied-
liche Dinge - auch in den Wochen oder Tagen 

vorher schon intensiv diskutiert hatten, sodass 
das noch mal eine Zusammenfassung oder ein 
Vorschlag für das weitere Vorgehen war, was 
aber mit Sicherheit nicht auf die Schnelle zu ei-
nem Ergebnis geführt hätte. Und ich habe ja ge-
sagt: Da stand im Koalitionsvertrag ja auch ein 
Zeitrahmen drin.  

Wenn ich mich recht erinnere, habe ich damals 
mit Herrn Bomba darüber gesprochen und gesagt: 
Werter Herr Staatssekretär, ich glaube nicht, dass 
dieser Vermerk dem Minister hilfreich sein wird, 
um einen Lösungsweg zu finden. Es wäre klüger, 
wenn wir ihm jetzt nicht darstellen, wo wir über-
all Probleme sehen, sondern wenn wir jetzt end-
lich uns mal daran begeben, den Koalitionsver-
trag so anzupacken, dass wir zu einer Lösung 
kommen; denn Herr Dobrindt hatte bereits signa-
lisiert: Wir werden irgendwo einen Lösungsweg 
finden, und - ich habe das ja schon mehrfach ge-
sagt - wir haben dann auch ja Wege gefunden, 
wie man es aus unserer damaligen Sicht europa-
rechtskonform hinbekommt.  

Also, ich glaube, es war mehr eine gut gemeinte 
Empfehlung - das Verhältnis Bomba/Dobrindt 
war eh nicht das beste -, jetzt nicht mit einem 
Vorschlag zu kommen, der wieder auch an vielen 
Stellen darstellt, was nicht geht, sondern den 
Versuch zu unternehmen, eine Lösung zu schaf-
fen, mit der wir den Koalitionsvertrag umgesetzt 
bekommen. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke sehr. - Das ver-
stehe ich. Ich habe da nur eine Frage. In dieser 
Vorlage steht unter anderem drin:  

Die direkte Verbindung zwischen 
Pkw-Maut und Kompensation 
dürfte gegen das Diskriminie-
rungsverbot der EU … verstoßen. 

Das ist einer von den Hinderungsgründen, die 
Sie gerade genannt haben.  

Dann wissen wir, dass andere Ministerien, zum 
Beispiel das BMJV, das ähnlich gesehen haben; 
denn das Gesetz, das dann geschaffen wurde, sah 
ja genau das vor: eine direkte Kompensation; 
zwar in zwei Gesetzen, aber faktisch wurde die 
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Kfz-Steuer exakt um die Summe gesenkt, die die 
Höhe der Infrastrukturabgabe ausmachte.  

Und auch in diesen Stellungnahmen heißt es 
nicht: „Das Gesetz ist europarechtskonform“, 
sondern: Es wäre gut vertretbar.  

Wir haben hier die Zeugin Wunderlich gehabt 
aus dem BMVI. Die hat noch mal deutlich gesagt:  

Wir haben durchweg auf das Ri-
siko hingewiesen und haben auch 
nie gesagt, dass es europarechts-
konform ist, sondern dass es euro-
parechtlich gut vertretbar ist.  

Protokoll vom 12.03.2020, Seite 17.  

Allein Herr Hillgruber, also der Sachverständige, 
von dem wir eben schon gehört haben, dass er 
auch aufgrund seiner zeitlichen Verfügbarkeit 
ausgesucht wurde, sagte dann letztendlich, dass 
es europarechtlich problemlos sei. Auch der Wis-
senschaftliche Dienst des Deutschen Bundestages 
hat auf Probleme hingewiesen. 

Meine Frage ist nun: Wenn ich jetzt so viele kriti-
sche Stimmen habe, warum wurde dann - und 
das haben uns andere Zeugen auch schon gesagt - 
allein auf das Gutachten von Herrn Hillgruber 
hin die Bewertung vorgenommen, dass das alles 
sauber ist und durchgehen wird? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Also, ich glaube 
nicht, dass man das jetzt allein auf das Gutachten 
von Herrn Hillgruber stützen kann, sondern es 
hat ja intensive Gespräche gegeben. Und wie Sie 
wissen, sind diese beiden Gesetzentwürfe vom 
Bundeskabinett beschlossen worden; das heißt, 
es haben die Fachressorts im Rahmen der Res-
sortabstimmung auch zugestimmt. Es ist parla-
mentarisch behandelt worden, und Sie kennen 
den Verlauf auf der europäischen Ebene.  

Dass dieses eine Position war und dass es Inter-
pretationsmöglichkeiten gibt, das ist allen be-
wusst gewesen. Aber wir waren der Meinung, 
dass man einen Lösungsweg finden konnte und 
dass wir den gefunden haben, wo wir - und das 
hat nichts mit Herrn Professor Hillgruber - - Und 

ich habe auch nicht gesagt, dass er nur aus Zeit-
gründen - - sondern dass er einer war, der zeit-
lich verfügbar war. Aber, ich glaube, Herr Hill-
gruber ist schon ein anerkannter Rechtsprofessor. 
Also insofern ist es jetzt keine Notlösung gewe-
sen, sondern es war schon jemand, der das mit 
Überzeugung und Verve - und er hat ja auch an-
dere Mitarbeiter dabei gehabt - dargestellt hat. 
Also, die Tatsache, dass wir durch das Bundeska-
binett entschieden haben - - glaube ich, sind die 
Bedenken, die immer wieder mal geäußert wur-
den und - die haben Sie ja gerade eben richtig zi-
tiert - auch wieder ausgeräumt wurden durch 
dieses Modell, das der Herr Dobrindt entwickelt 
hat - - und das dann eben auch ja immerhin bis 
ins Gesetzblatt geschafft hat.  

Und ich habe immer wieder den Eindruck, dass 
auch der Herr Bundespräsident - Joachim Gauck 
meine ich - damals sehr bewusst noch mal gerade 
diese europarechtliche Seite sich angeschaut hat. 
Denn wenn Sie in die Gesetzesmaterialien gehen, 
sehen Sie etwas, was etwas ungewöhnlich ist, 
nämlich dass Herr Gauck - sprich: das Bundes-
präsidialamt - immerhin vier Wochen geprüft 
hat, bevor das Gesetz endgültig ausgefertigt 
wurde - etwas, was sehr ungewöhnlich ist. Meis-
tens dauert so eine Ausfertigungsphase einige 
Tage. Später bei Herrn Steinmeier ist es dann 
auch wesentlich schneller gegangen. Bei Herrn 
Gauck hat es vier Wochen gedauert, und es hieß 
immer, man lässt gerade noch mal diese europa-
rechtliche Seite prüfen.  

Also, sie ist ja kritisch gewürdigt worden, aber 
sie ist eben als ein Lösungsweg am Ende darge-
stellt worden. Und so sind ja auch die Formulie-
rungen hier gewählt: dass es denkbar ist. Dass es 
gewisse Risiken gab, wussten wir im Vorfeld, 
aber sie sind durch die parlamentarische Bera-
tung, durch die verschiedenen Instanzen, die 
sich damit beschäftigt haben, unseres Erachtens 
dann auch ausgeräumt worden. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke. Meine Zeit ist 
um. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - Ich 
finde das immer sehr nett, wie Frau Lühmann da-
rauf achtet, dass ihr eigenes Zeitfenster nicht 
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überschritten wird, und sie selber darauf hin-
weist. - Jetzt hat der Kollege Jung das Wort. 

Dr. Christian Jung (FDP): Vielen Dank. - Frau 
Lühmann, Sie sind immer sehr vorbildlich. - 
Sehr geehrter Herr Görrissen, schön, Sie zu se-
hen! Erst mal auch für Sie ein gutes neues Jahr! 
Und ich finde es auch gut, dass wir aus den von 
Ihnen beschriebenen Gründen auch diese Vide-
obefragung machen. Das Wichtigste im Moment 
ist, dass alle gesund bleiben, auch wenn man 
schon Dinge hat, die auch vorher schon passiert 
sind. Deswegen freue ich mich, dass Sie heute 
über das BMVI zugeschaltet sind. 

Ich interessiere mich vor allem in Bezug auf Ihre 
Arbeit für den Tag des EuGH-Urteils, und dazu 
hätte ich jetzt in der ersten Runde einige Fragen. 
Wenn Sie sich zurückversetzen an den Tag des 
EuGH-Urteils, an welchen Besprechungen haben 
Sie damals genau teilgenommen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Vielen Dank für 
Ihre Wünsche, Herr Abgeordneter. - Sie meinen 
also den 18. Juni, über den ich Ihnen hier jetzt 
berichten soll. 

Dr. Christian Jung (FDP): Genau. Exakt. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Der 18. Juni begann 
ja mit der Urteilsverkündung am relativ frühen 
Vormittag. Da haben wir dann im Kollegen-
kreis - - Das heißt, ich hatte meine beiden Unter-
abteilungsleiter zu mir geholt, weil ich selber lei-
der nicht so beweglich bin, wie ich es früher ge-
wohnt war; da bin ich zu Kollegen hingegangen, 
oder wir haben irgendwo eine Runde gebildet. 
Ich muss heute leider ein bisschen darauf Rück-
sicht nehmen, dass meine Beweglichkeit einge-
schränkt ist. Deswegen hatte ich beide Kollegen 
zu mir gebeten. 

Wir wussten ja nicht, wie das Urteil ausgeht. Wir 
waren der festen Überzeugung: Es kommt ein po-
sitives Urteil, vielleicht mit ein paar Hinweisen 
auf irgendetwas, was man noch ein wenig anpas-
sen muss, um dem Ganzen gerecht zu werden. - 
Umso mehr hat uns das Urteil, wie es dann letzt-
endlich gefällt wurde, überrascht. Wir haben 
dann relativ schnell den Minister informiert, und 

wir haben dann erste Gespräche im Kollegenkreis 
geführt.  

Die Bewertung des Urteils haben wir natürlich 
anschließend vorgenommen, aber sie war relativ 
einfach. Es war halt ein so klares Urteil: Das Mo-
dell, was wir im Gesetzblatt stehen hatten, wird 
nicht gehen. - Wir haben dann an diesem Tag 
verschiedene Gespräche geführt. Ich habe viele 
Anrufe bekommen von unterschiedlichen Stel-
len, Verbänden, Organisationen, die alle natür-
lich mit der Frage kamen: Was macht ihr jetzt? 
Also eine Frage, die ich gerne hätte beantworten 
mögen, aber nicht in der Lage war zu beantwor-
ten.  

Sie wissen aus Ihren Befragungen, dass der Mi-
nister kurzfristig und sehr schnell entschieden 
hat, die Dinge, die wir am Laufen hatten, zu stop-
pen, damit nicht weiter Geld ausgegeben wird, 
damit keine Verbindlichkeiten eingegangen wer-
den, weil da ja auch auf verschiedenen Ebenen 
Gespräche schon liefen, das eine oder andere zu 
machen. Wir haben dann eine Taskforce einge-
setzt unter der Leitung des zuständigen Staats-
sekretärs, Guido Beermann, der leider an diesem 
Tag seine Aufgabe aber nicht wahrnehmen 
konnte, weil er nicht im Hause war. Wenn ich 
mich erinnere - aber das können Sie ihn genauer 
fragen -, meine ich, wäre er bei einer Klausurta-
gung oder Strategietagung des DB-Aufsichtsrates 
gewesen. Und wir haben diese Taskforce arbeiten 
lassen in einer variablen Zusammensetzung und 
haben dann am späten Nachmittag, frühen Abend 
mit dem Minister zusammen noch einmal uns 
die Ergebnisse dieser Taskforce berichten lassen 
aus den verschiedenen fachlich infragekommen-
den Bereichen und haben dann uns am späteren 
Abend zusammengesetzt in einem kleineren 
Kreis mit dem Minister, um noch einmal zu bera-
ten und darüber zu befinden, wie wir mit dem 
Urteil umgehen. Details, glaube ich, sind Ihnen 
weitgehend bekannt. Das sind also die Gesprä-
che, die ich bis in die Nacht hinein an diesem 
Tage geführt habe, also koordiniert, diese Kern-
runde Taskforce usw. 

Dr. Christian Jung (FDP): Vielen Dank. - Man 
könnte den Eindruck haben, obwohl wir uns 
nicht persönlich kennen, dass wir die Fragen so 
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ein bisschen abgesprochen haben, weil Sie dan-
kenswerterweise einige meiner Fragen jetzt schon 
beantwortet haben. 

Es gab ja die Taskforce, wie Sie gesagt haben. 
Und die Frage wäre für mich bei der Taskforce: 
Haben Sie die zusammengestellt, oder war das je-
mand anderes, die Teilnehmer? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Der Auftrag des Mi-
nisters - - Oder was heißt „Auftrag“? Wir haben 
darüber uns unterhalten, weil - das darf ich viel-
leicht an dieser Stelle einmal ganz offen sagen - 
wir haben seinerzeit zu der Amtszeit von Peter 
Ramsauer das Thema „Aschewolke“ - Sie können 
sich erinnern - gehabt und haben damals das 
Problem „Aschewolke“ gelöst, indem wir im Kol-
legenkreis zusammengesessen sind und das be-
sprochen und verhandelt haben, und haben da 
den Fehler gemacht, keine Taskforce einzuberu-
fen. Das ist uns später angekreidet worden. Ja, 
wie habt ihr das eigentlich gehandhabt? Wir hat-
ten im Prinzip eine Taskforce. Wir haben nur die 
Taskforce nicht „Taskforce“ genannt. Und die 
Lehre haben wir gezogen und gesagt: Man muss 
jetzt das sozusagen formalisieren. 

Wir haben dem Staatssekretär Guido Beermann, 
der ja nicht weg war, aber eben nicht verfügbar 
war, diesen Auftrag gegeben, und er hat das dann 
teilweise auf seinen Kollegen Dr. Michael Günt-
ner delegiert, der dann - - Ich selber habe mich da 
überhaupt nicht drum gekümmert. Ich habe 
gleich gebeten, nicht in dieser Taskforce dabei 
sein zu müssen, weil ich gar nicht mit dem nöti-
gen Sachverstand da hätte arbeiten können - ich 
wäre da eigentlich nur ein zuhörendes Organ ge-
wesen -, habe also gebeten oder wir haben gebe-
ten, dass der Staatssekretär die Kollegen dazu-
holt, die er meint zu brauchen, die fachlich Aus-
kunft geben können, die das Urteil bewerten kön-
nen, die Schlussfolgerungen ziehen können und 
dies auch gegebenenfalls unter Hinzunahme der 
Berater, die ja sich auch mit der Thematik immer 
sehr intensiv befasst haben. Aber ich selber war 
nicht Mitglied der Taskforce, die ja auch spä-
ter - - Sie haben jetzt nur nach dem 18. gefragt, 
aber auch später hat es ja noch mal Tagungen o-
der Sitzungen gegeben unter der Leitung dann 
von Herrn Beermann. 

Dr. Christian Jung (FDP): Also das heißt, Sie ha-
ben gar nicht an den Sitzungen teilgenommen 
der Taskforce? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich habe an keiner 
Sitzung der Taskforce teilgenommen. Ich habe 
nur am späten Nachmittag, als der Minister dazu-
kam - jetzt kann man das noch eine Sitzung der 
Taskforce nennen; wie Sie wollen - - Wir haben 
dort sozusagen aus den verschiedenen Bereichen 
die zusammengefassten Ergebnisse uns berichten 
lassen, was man tun kann oder was man machen 
sollte, und noch mal so eine Gesamtschau auch 
des Urteils, wie das Urteil nun insgesamt bewer-
tet wird. Es gab ja dann auch schon mediale Be-
richte darüber, wie es interpretiert wurde und 
was nun an Möglichkeiten gegeben ist, wie man 
weiter vorgeht bei dieser Taskforce. 

Dr. Christian Jung (FDP): Jetzt, als Sie bei den 
Sitzungen dran teilgenommen haben dann mit 
dem Minister zusammen, an welche Teilnehmer 
können Sie sich denn noch erinnern? Wer war 
denn genau dabei? Wie hießen die? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Also, das fällt mir 
jetzt schwer, das aus der Erinnerung heraus zu 
sagen, wer alles dabei war. Es war ein größerer 
Kreis. Und ich hatte ja schon gesagt: Es oblag 
dem zuständigen Staatssekretär, darüber zu be-
finden, wen er dazuholt. Das heißt, in der Phase, 
wo ich dazukam, will ich jetzt nicht sagen: „Das 
war jetzt die Taskforce“, sondern das war ein 
Kreis, der dann noch zusammen tagte.  

Natürlich waren es die Kollegen, die sich mit der 
Mautthematik aus der Abteilung StV beschäftigt 
hatten. Es waren die Kollegen, die sich mit den 
europarechtlichen Fragen beschäftigt hatten, da-
bei, und es waren auch - ich glaube jedenfalls - 
aus der Abteilung Z Haushalt usw. noch dabei. 
Aber eine genaue Liste sozusagen - - Es war ein 
relativ großer Kreis in unserem Besprechungs-
raum, der einen großen ovalen Tisch hat, wo 
20 Leute Platz finden. Aber ich kann Ihnen nicht 
mehr im Detail sagen, wer da jetzt alles sozusa-
gen als Taskforce dabei war. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Gut. Dann ist die 
Zeit auch abgelaufen. 
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Dr. Christian Jung (FDP): Ich sehe, dass meine 
Zeit auch abgelaufen ist. Ich werde dann weitere 
Fragen in der nächsten Runde stellen.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann hat jetzt der 
Kollege Cezanne das Wort. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Danke schön, Herr 
Vorsitzender. - Guten Tag, Herr Görrissen! Vielen 
Dank, dass Sie uns heute für Fragen zur Verfü-
gung stehen. 

Ich setze auch mal an dem Datum 18.06.2019 an. 
Mich würde interessieren: Sie haben selbst ge-
sagt, Sie haben eigentlich mit einem positiven 
Urteil des EuGH gerechnet. Aber wie haben Sie 
denn dennoch für die Öffentlichkeitsarbeit, für 
die Außendarstellung diesen Tag inhaltlich vor-
bereitet? Gab es dazu Vorlagen intern oder ausge-
arbeitete - - keine Ahnung, ob das im Ministe-
rium auch „Sprechzettel“ heißt - - 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter, 
ich habe ja versucht, das deutlich zu machen,
dass wir - und mit „wir“ meine ich eigentlich alle 
Stellen im Hause - der festen Überzeugung wa-
ren: „Es wird ein positives Urteil geben“, begrün-
det dadurch, dass wir ein Gesetzgebungsverfah-
ren hatten, das uns mühsam genug war, und am 
Ende aber niemand Zweifel dann mehr erhoben 
hat. Die beiden Gesetze sind von verschiedenen 
Bundespräsidenten sogar ausgefertigt worden; sie 
sind im Gesetzblatt veröffentlicht worden. Wir 
haben von der EU-Kommission unter der Ägide 
von Frau Bulc ein Testat bekommen, dass sie
sagt: Es sind jetzt europarechtskonforme Regelun-
gen. - Und wir haben auch durch den Generalan-
walt - - Nun habe ich gelernt, dass man auf Gene-
ralanwälte unterschiedlich einwirken kann. 
Manchmal treffen sie es scheinbar; manchmal 
treffen sie es nicht. Wir haben jetzt leider einen 
Fall gehabt, da war der Generalanwalt anderer 
Meinung als am Ende das Gericht.

Aber alles, was ich so vernommen hatte - - Ich 
war, wie gesagt, nicht bei den Terminen, die auf 
europäischer Ebene stattfanden usw., dabei, aus 
den bekannten Gründen, weil wenn ich reise, ist 
das immer ein Aufwand; ich bin immer eine 
Stunde später erst da, bevor die anderen das 

schon alles erlebt haben. Aber wir haben eben 
durch die mündliche Verhandlung, über die mir 
der Kollege Dr. Schulz berichtet hat, über die Ge-
spräche, über die Tatsache, dass das Projekt der 
Großen Kammer des EuGH zugewiesen wurde, 
wo er meinte, daraus könnte man ableiten, dass 
sie das Verfahren sehr ernst nehmen, aber wahr-
scheinlich auch nutzen werden, noch einige 
Dinge uns mit auf den Weg zu geben, zum Bei-
spiel eben zu sagen, wie die europarechtliche 
Ausgestaltung der Eurovignetten-Richtlinie - - 
kommen, also so ein Grundsatzurteil, das eben 
nicht nur sich mit der reinen Thematik Pkw-
Maut befasst, sondern auch darüber hinaus noch 
einige wegweisende Dinge, was die Gerichte ja 
gerne mal mögen, der Politik mit auf den Weg 
gibt.  

Das heißt, wir waren eigentlich der festen Über-
zeugung und haben diesen Plan B, wenn Sie es 
so nennen wollen, nicht durchgespielt - was ma-
chen wir denn, wenn es schiefgeht? -, weil wir 
uns das einfach nicht vorstellen konnten. Ich 
sage Ihnen ganz offen: Ich habe manchmal das 
Gefühl gehabt, wenn noch etwas kommt, werden 
die einige kleinere Korrekturen anbringen, die 
wir dann umsetzen müssen, was - das können 
Ihnen Herr Lange und Frau Lühmann bestätigen - 
sicher nicht einfach geworden wäre, aber man 
hätte es hinbekommen. Also, wir hatten diesen 
Fall „Es kommt ein Urteil, das uns sagt: Infra-
strukturabgabe geht gar nicht“, nicht durchge-
plant. Was hätten wir da auch planen sollen? 
Weil wir nicht wussten, was das Gericht verfasst, 
was das Gericht uns gibt, wo es - - Denn streng 
genommen hat es ja nur gesagt: Eine Pkw-Maut 
ist möglich, aber nicht in dieser Konstellation. - 
Also, mehr hatten wir nicht uns vorbereitet, weil 
wir der festen Überzeugung waren im ganzen 
Hause, dass das EU-konform abgelaufen ist und 
so auch im Gesetzblatt jetzt steht.  

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Danke schön. - In den 
Unterlagen haben wir eine E-Mail von Ihnen vom 
12. Juni 2019 an Herrn Beermann gefunden, wo 
Sie schreiben:  

Lieber Guido,  
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Min bittet für den 18.6. (Urteils-
verkündung EuGH zur Infrastruk-
turabgabe) für ihn und Herrn ... 

- heißt wahrscheinlich „Landesgruppenvorsitzen-
den“ -  

Dobrindt eine Sprachregelung und 
Kommunikationsstrategie zu er-
stellen. 

Ich kann die MAT-Nummer sagen: MAT A 
BMVI-5/8, Blatt 1. - Wie ist denn - - Wollen Sie 
erst schauen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordne-
ter - - 

Riccy Simon (BT): Könnten Sie bitte die MAT-
Nummer noch mal wiederholen? 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Ja, gerne: MAT A 
BMVI-5/8, Blatt 1. 

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich weiß jetzt nicht, 
Herr Abgeordneter, ob das noch weitergeht, ob es 
da eine Antwort gibt. Ich kann jetzt auch das - - 
Also, ich kann mich jetzt nicht genau an diesen 
Vorgang erinnern. Er ist ja relativ knapp und 
kurz. Es ist das übliche Verfahren eigentlich, wie 
ich es kenne, dass Herr Dobrindt angerufen hat 
und gesagt hat: Ich brauche was, wenn das Urteil 
kommt, dass ich argumentieren kann. - Da wir 
aber das Urteil nicht kannten, ist jetzt meine Ver-
mutung, dass dieser Auftrag nicht erfüllt wurde, 
sondern dass wir eben alle drangesessen sind 
und gesagt haben: Sobald was kommt, werden 
wir auch eine Sprachregelung vorlegen. - Denn 
über ein nicht vorhandenes Urteil eine Sprachre-
gelung zu fertigen - - Wahrscheinlich haben wir 
für den Fall, dass es positiv ausgeht, irgendwas 
vorbereitet gehabt noch mal zusammenfassend; 
aber ich kann nicht erinnern, was da vorbereitet 
war. Jedenfalls hatten wir nichts in der Tasche, 
was wir dort hätten vorlegen können.  

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Danke schön. - Nun 
hat es nach dem, was wir wissen, eine AG Kom-
munikation oder Informationsmanagement zwi-
schen den Betreibern, dem Kraftfahrt-Bundesamt 
und dem Ministerium gegeben. Wissen Sie, 
wussten Sie von dieser AG Kommunikation, wel-
che Aufgaben hatte sie, und waren Sie da mit 
eingebunden? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Von dieser AG 
Kommunikation habe ich nie etwas gehört; ich 
kannte sie nicht, ich war auch nicht eingebun-
den. … (akustisch unverständlich) Geschichte 
scheinbar. Ich kann es nicht bewerten und nicht 
beurteilen. Ich habe jedenfalls mit keinem jemals 
darüber gesprochen. Ich habe es jetzt erst im 
Nachhinein gehört oder mal irgendwo gelesen, 
dass es das gegeben hat. Mir war das nicht be-
kannt. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Und vielleicht dann 
noch eine letzte Frage zu diesem Themenkom-
plex: Bei autoTicket gab es einen relativ neuen 
Kommunikationschef, Herrn Kollner. Hatten Sie 
denn Kontakt mit ihm, oder gab es vom Ministe-
rium Kontakt mit ihm? Herr Blum, zum Beispiel, 
von den Betreibern hat ausgesagt, dass es für den 
Tag des EuGH-Urteils intern eine Kommunikati-
onsrichtlinie gegeben hätte, die wir aber in den 
Unterlagen bisher nicht gefunden haben. Können 
Sie dazu etwas sagen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Den von Ihnen ge-
nannten Herrn Kollner - oder wie Sie sagten - 
kenne ich nicht. Den habe ich nie kennengelernt. 
Ich kenne natürlich Herrn Dr. Blum, vor allem 
aus seiner vorherigen Tätigkeit bei Toll Collect, 
und ich kenne Herrn Schneble. Mir war nicht be-
kannt, dass die irgendwas vorbereitet haben. Die 
werden sicherlich firmenintern etwas gemacht 
haben, aber wir hatten keinerlei Kontakt mit de-
nen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann darf ich das Wort geben dem Kollegen Kri-
scher. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herzlichen Dank, Herr Vorsitzender. - Herr Gör-
rissen, danke, dass Sie hier zur Verfügung stehen, 
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und auch danke für Ihre Ausführungen zu Be-
ginn, die ich sehr interessant fand. Und da möch-
te ich auch nachfragen.  

Sie haben beschrieben, wie Sie mit den verschie-
denen Ministern - die, manche sagen ja, unter 
Ihnen Minister waren -, denen Sie gedient haben, 
kommuniziert haben. Ich hätte eine Frage zu den 
Tagesinformationen, die Sie geschrieben haben. 
Wir haben ja einige dieser Tagesinformationen 
vorliegen, hier in den Unterlagen. Sie haben aber 
eben gesagt: Die sind nicht veraktet worden. - 
Können Sie uns das erklären, warum es dann ei-
nige dieser Tagesinformationen in den Unterla-
gen gibt, andere aber wahrscheinlich nicht? Oder 
wissen wir einfach nicht, ob es andere gab? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter, 
Sie dürfen jetzt den Begriff „Tagesinformationen“ 
nicht so verstehen, dass es jeden Tag irgendwas 
zu informieren gab, sondern es war halt ein ge-
willkürter Begriff, und wenn was zu berichten 
war, habe ich es berichtet.  

Sie sagen, Sie haben einige in Ihren Akten vorlie-
gen. Das würde ich anders interpretieren: Sie ha-
ben die in Ihren Akten vorliegen, die untersu-
chungsgegenständlich waren. - Es gibt einen gro-
ßen Berg weiterer Tagesinformationen, die aber 
mit dem Thema Maut oder Infrastrukturabgabe o-
der drum herum nichts, aber auch gar nichts zu 
tun haben. Sie haben zu tun mit der Gründung 
der Autobahngesellschaft, mit vielen Fragestel-
lungen, die wir im Bundesverkehrswege-
plan - - also eine wirklich breite Palette. Und in-
sofern haben Sie die vorliegen, die sich mit 
Mautfragen beschäftigen, also die untersuchungs-
gegenständlich sind. Und die habe ich Ihnen zur 
Verfügung gestellt.  

Alle anderen, die es gibt, in großer Zahl sogar 
gibt, betreffen - - Und Sie haben ja einige Schwär-
zungen auch gesehen. Ich habe die Schwärzun-
gen vorgenommen, weil es Informationen sind, 
die niemanden aus dem Bereich des Untersu-
chungsausschusses eigentlich betreffen, habe mir 
aber erlaubt, die Überschriften stehen zu lassen, 
damit Sie sehen, welche Themen das sind, und 
sehen, dass das eine wirklich breite Palette ist.  

Das ist ein Riesenministerium, und Sie können 
sich vorstellen: Ich habe da manchmal auch ganz 
banale Dinge mitgeteilt. Wenn Sie als Abgeordne-
ter eine Frage gestellt haben, Herr Krischer, dann 
habe ich dem Minister auch mitgeteilt: Der Abge-
ordnete Krischer hat eine Frage gestellt zum 
Thema Pkw-Maut, von der wir davon ausgehen 
dürfen, dass die morgen oder übermorgen in der 
Zeitung steht. - Entschuldigen Sie, wenn ich das 
als Beispiel nehme, aber so waren die Sachver-
halte, weil das natürlich Ihre parlamentarische 
Arbeit ist, die ja auch vollkommen in Ordnung 
ist, aber wir eben am nächsten Tag - - Und Sie 
können sich gar nicht vorstellen, wie oft der Mi-

nister mich dann am Wochenende oder was
sonstwie an-morst: „Was ist das schon wieder 
gewesen?“ o-der: „Was was steckt dahinter?“ 
Deswegen habe ich mir gesagt: Bevor er dich
jedes Mal fragen muss, sagst du einfach, was du 
weißt sozusagen, informierst ihn, was da
kommen wird. - Also, vo-rausschauende 
Informationspolitik betreiben, -
Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay.

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: - das ist der Sinn 
der Tagesinformationen zu einem wirklich brei-
ten Spektrum. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Das freut mich ja zu hören, dass unsere Arbeit im 
Verkehrsministerium wertgeschätzt wird. - Meine 
Frage wäre dann zu den Tagesinformationen: Die 
haben Sie dann immer an den MdB-Account ge-
schickt? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Hatte ich ja in mei-
nem Einführungsstatement gesagt, warum ich das 
gemacht habe: weil der Minister-Account, der 
normale Minister-Account, ist ein Account, wo 
wohl am Tag - ja, lassen Sie mich grob schätzen - 
200, 300 Mails einlaufen. Das heißt, der wird na-
türlich vorsortiert von den Sekretärinnen des Mi-
nisters, vom Leiter des Ministerbüros, von auch 
noch ein, zwei weiteren Mitarbeitern. Das heißt, 
dort haben viele Zugriff. Und wenn ich jetzt zum 
Beispiel - und ich habe es ja versucht darzustel-
len - - Normalerweise, früher bei Peter Ramsauer 
und auch vielfach noch bei Dobrindt, bin ich halt 
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mit denen unterwegs gewesen, habe ihnen er-
zählt: Soundso, da kommt dies oder jenes. - Das 
war mir einfach aus Gesundheitsgründen bei 
Herrn Scheuer nicht mehr möglich, weil ich - - 
Ich sage es mal ganz salopp: Als Mittsechziger 
mit einem Anfang-Vierziger noch mithalten, und 
dann im Rollstuhl, das war einfach nicht mög-
lich. - Aus dem Grunde habe ich diese Informati-
onen ihm dann auf diesem Wege mitgeteilt, und 
damit war es auch nicht erforderlich, derartige 
Dinge - -  

Wenn Herr Luksic ein Gutachten in der Presse zi-

tiert hat, dann kam natürlich vom Scheuer
Minister die Frage am Telefon: Woher hat er das? 
- Ja, woher soll ich wissen, wo Herr Luksic das 
Gutachten herhat? Bis ich dann feststellte, dass
es ein Be-richt des Wissenschaftlichen Dienstes 
ist, was er in Auftrag gegeben hat.Logischerweise 
hatte er es nur, und wir hatten es nicht; Herr 
Simon wird es bestätigen, der vor mir sitzt.

Also, insofern war das das hilflose Bemühen ei-
nes Abteilungsleiters, möglichst viele Informatio-
nen an einen Minister heranzutragen - und dass 
er sie auch wirklich liest und das nicht in der 
Fülle dieser Ministeriumsmails irgendwo unter-
geht -, aber eben auch vertrauliche Dinge. Wenn 
es um die Frage der Besetzung der Autobahnge-
sellschaft ging, da konnte ich nicht öffentlich
und offen diskutieren, wen wir da vorschlagen 
als Geschäftsführer.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. Aber das ging immer an seinen MdB-Ac-
count? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: All diese Tagesin-
formationen sind an den MdB-Account gegangen. 
Ich sage Ihnen auch ganz ehrlich: damit ich auch 
die Sicherheit hatte. Weil ich wusste: Das liest er. 
- Das andere, was ihm dann das Ministerbüro 
hätte weiterleiten müssen oder ihn drauf auf-
merksam machen müssen, das hätte nicht funkti-
oniert. Und Sie sehen es ja auch teilweise an mei-
nen Zeiten: Ich arbeite nicht nur zu den norma-
len Zeiten, sondern ich mache manchmal auch 
etwas am Wochenende in aller Ruhe, weil ich 
das sonst einfach nicht schaffe, und es gibt eben 
auch Abende, wo einem noch etwas einfällt: 

Mensch, du hast vergessen, den Minister über
dies oder jenes zu informieren. - Und das war
zwischen uns vereinbart, dass meine Informatio-
nen, wenn ich sie ihm dann schicke, eigentlich
wichtig sind, um das politische Geschehen des 
Tages zu verfolgen und gerüstet zu sein für wei-

tere Informationen Gespräche.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. - Sie haben eben gesagt: Diese Tagesinfor-
mationen sind nicht veraktet worden. - Dass uns 
aber jetzt welche zur Verfügung gestellt wurden, 
zeigt ja, dass sie im Ministerium vorliegen. Wo 
liegen die denn da dann vor? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Sie liegen vor im 
Computer sozusagen. Ich meine, ich habe sie jetzt 
auch mir angeschaut noch mal, und ich habe sie 
ja sortiert, und ich kann Ihnen sagen: Sie könnten 
jetzt - - Ich könnte dem Herrn Simon einen Stapel 
geben, den kann er durchblättern, und er wird se-
hen: Das sind interessante Themen, politisch in-
teressante Themen, aber es hat nichts mit dem 
Untersuchungsgegenstand des heutigen Tages zu 
tun. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. - Wenn man in diese Tagesinformationen 
guckt, bestätigt sich das, was Sie sagen, dass da 
zu verschiedenen Themen ausgeführt wird. Sie 
haben aber eben gesagt, das seien sehr kurze In-
formationen. Also, ich habe hier eine - ich kann 
gern die MAT-Nummer sagen: MAT A BMVI-
5/12, Blatt 35 -, da gibt es - das ist wohl vom 
01.09.2019 - elf Punkte, und allein die Ausfüh-
rungen zum Thema Infrastrukturabgabe umfassen 
fast eine DIN-A4-Seite mit sehr vielen auch rele-
vanten Informationen. Das ist ja schon ein biss-
chen mehr als eine kurze Information, sondern 
das sind schon umfängliche Vorlagen, die Sie ja 
verschickt haben. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich habe jetzt ge-
rade den Text hier vor Augen. Wenn ich das ge-
rade mal durchschauen darf, weil ich jetzt natür-
lich nicht genau weiß, was - - 

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 
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Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Das meiste ist schwarz. Das ist klar, weil da geht 
es um Klimaschutz - gut, da hat das Ministerium 
nicht so viel zu sagen - und andere Dinge, wo 
man nicht mal die Überschrift erkennen kann. 
Aber Punkt fünf und sechs von elf, da geht es um 
die Infrastrukturabgabe. Und meine Frage wäre 
an Sie nur: Würden Sie das, ein solch umfängli-
ches Dokument, als kurz bezeichnen? Weil Sie 
eben gesagt haben, diese Tagesinformationen 
seien kurze Informationen. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter, 
es ist Ihnen jetzt gelungen, ein Beispiel aufzuneh-
men, wo es mal anders ist. Ich meine, es ist wie 
im richtigen Leben: 90-mal geht es gut, und ein-
mal geht es dann am Ende schief. - Also, natür-
lich, hier habe ich mal etwas mehr ausgeführt. 
Aber wenn Sie standardmäßig die anderen Texte 
sich anschauen: Die sind in der Regel kurz. - Nun 
kann man über „kurz“ streiten. Jedenfalls habe 
ich mich bemüht, immer zusammengefasst das 
darzustellen. Und das hier sind auch Zusammen-
fassungen - wenn Sie sehen: „das von der FDP 
beauftragte Gutachten“, dass man das nutzen 
kann. Da habe ich natürlich ein paar Dinge - - 
Manchmal kann man nicht ganz kurz schreiben, 
weil es dann der Betroffene nicht versteht. Man-
che Dinge kann man mit einem Stichwort be-
schreiben.  

Also, ich bitte schon, mir abzunehmen, dass die 
Masse meiner Tagesinformationen kurz ist. 
Manchmal vielleicht - und Sie haben jetzt gerade 
einen Fall, am 1. September, gefunden, den ich 
etwas länger ausgeführt habe - - vielleicht manch-
mal auch aus Bequemlichkeitsgründen, dass man 
es irgendwo abschreibt. Denn das wissen Sie sel-
ber auch: Ein kurzer Text ist schwieriger verfasst 
als ein langer. - Das Erstellen von Tagesinformati-
onen ist eine sehr, sehr schwierige Aufgabe, mit 
wenigen Worten einen komplexen Sachverhalt 
manchmal zu beschreiben oder zu umschreiben. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann kommen wir jetzt zur zweiten Runde. Und 
nach dieser zweiten Runde, würde ich vorschla-
gen, machen wir dann auch die Pause, die Herr 
Görrissen erbeten hat. - Herr Kollege Lange. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja, danke schön. - Herr 
Görrissen, ich möchte noch mal ganz kurz einha-
ken in den Juni 2015. Da leitete die Kommission 
ja das Vertragsverletzungsverfahren wegen der 
Infrastrukturabgabe ein, und im BMVI hat Bun-
desminister Dobrindt dann entschieden, dass die 
Vergabeverfahren zwar intern vorbereitet werden, 
die Umsetzung jedoch erst vorgenommen wird, 
wenn die europarechtliche Klärung erfolgt ist. 
Wissen Sie heute noch, warum man sich zu die-
sem Schritt entschieden hatte, hier zunächst 
mal - das ist das, was ich vorhin meinte mit „de-
fensiv“ - defensiv damit umzugehen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Jetzt verstehe ich 
Ihre Frage; aber ich kann Ihnen es trotzdem nicht 
erklären, weil ich das nicht erinnere, ob wir das 
diskutiert haben. Ich glaube eher, dass es eine 
fachliche Geschichte war. Und ich habe ja ver-
sucht, in meinen Einführungen zu sagen, dass ich 
in diesen fachlichen Diskussionen nicht dabei 
war. Also, ich kann Ihnen da als Zeuge jetzt 
keine Dinge benennen, die diese Frage beantwor-
ten. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Es gab dann in der 
Folge ja einen durchaus regen Austausch mit der 
Kommission, mit der Kommissarin. Am Ende des 
Jahres, also 1. Dezember 2016, fand man dann 
auch einen Kompromiss. Bei diesem Kompro-
miss ging es jetzt hier im Untersuchungsaus-
schuss auch durchaus um die Frage: Welche Zu-
geständnisse gab es, und welche Qualität hatte 
dieser Kompromiss? Ist es ein rein politischer 
Kompromiss gewesen? Ist es ein politisch-juristi-
scher Kompromiss mit der Kommission gewesen? 
Die Kommission hat ja dann am Ende auch das 
Vertragsverletzungsverfahren eingestellt und die 
Klage zurückgenommen. Wie hat man das auf Ih-
rer Seite und auch in der Kommunikation beur-
teilt? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Wir haben natürlich 
sehr begrüßt, dass am Ende Frau Bulc in einer 
Presseerklärung - am 1. Dezember war es, glaube 
ich - deutlich gemacht hat, dass sie bestätigt hat, 
dass das ein europarechtskonformes Vorgehen 
ist, und sie hat dann ja auch das Vertragsverlet-
zungsverfahren eingestellt.  



 Vorläufiges Stenografisches Protokoll 19/41 I 

  

 
2. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 34 von 111 

 

Es hat im Vorfeld viele Gespräche gegeben. Ich 
habe bereits gesagt, dass ich eigentlich an fast 
keinem teilgenommen habe; aber es hat Gesprä-
che gegeben, von denen ich weiß, insbesondere 
auch mit dem Juristischen Dienst, auch mit Herrn 
Selmayr - Sie haben ihn ja als Zeugen vernom-
men -, wo wir bestimmte Dinge erörtert haben. 

Dieses Gespräch mit der Frau Bulc, wo wir an-
geblich Zugeständnisse gemacht haben: Ich habe 
das nicht so mehr in Erinnerung, sondern meines 
Erachtens war das ein politisches Zugeständnis, 
dass man gesagt hat: Die Frau Bulc bestätigt, dass 
das Vertragsverletzungsverfahren auch rechtlich 
sauber in dieser Variante der Änderung des Ge-
setzes abgearbeitet ist, und wir haben politisch 
gesagt - aber das muss Herr Dobrindt Ihnen näher 
darstellen -: Wir unterstützen die Bemühungen 
der Kommission bei der Eurovignetten-Richtli-
nie, natürlich nur so, wie wir es politisch durch-
setzen können. - Sie haben ja miterlebt, dass wir 
jetzt gerade im Rahmen unserer EU-Ratspräsi-
dentschaft die EU-Richtlinie, die Eurovignetten-
Richtlinie, versuchen anzupassen, und Sie haben 
auch miterlebt, wie schwer es ist, innerhalb der 
Bundesregierung zu einer Positionierung zu kom-
men. Und insofern war das für mich eine politi-
sche Zusage, die man gemacht hat: Wir bemühen 
uns auf den europäischen Ebenen. - Jeder Ver-
kehrsministerrat hatte diese Eurovignetten-Richt-
linie auf der Tagesordnung, und es war das große 
Bestreben von Frau Bulc, das zu einem Ende zu 
bringen, was sie aber nicht mehr in ihrer Amts-
zeit geschafft hat - lag aber teilweise auch an ih-
rer Unnahbarkeit bei bestimmten Themen. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Darf ich an dieser 
Stelle einfach noch mal nachfragen? Ich weiß 
nicht, ob Sie dabei waren oder ob das überhaupt 
ein Thema in diesen Gesprächen war: Der Herr 
Selmayr hat hier ausgesagt, man habe quasi von 
Deutschland oder aus dem BMVI eine Zusage zu 
einer sogenannten Interoperabilität mit dem eu-
ropäischen System und damit zu einer strecken-
bezogenen Maut bekommen und sei deswegen 
enttäuscht gewesen, dass sich Deutschland dann 
gegen eine streckenbezogene Maut ausgespro-
chen hätte. Waren Sie da in irgendwelche Ge-
spräche involviert, oder ist Ihnen davon irgendet-
was bekannt? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich war in keines 
dieser Gespräche involviert. Ich habe mit Herrn 
Selmayr nie ein Gespräch geführt oder war nie 
dabei, als mit ihm Gespräche geführt wurden, 
kann mir allerdings auch nicht vorstellen, dass 
wir eine streckengebundene Maut zugesagt ha-
ben, weil - Herr Lange, Sie wissen es selber - ich 
seit 30 Jahren im Umfeld der CSU tätig bin und 
ich weiß, dass es in Flächenländern - als jemand, 
der aus Schleswig-Holstein kommt, vielleicht 
nicht ganz so bedeutsam - halt mit der strecken-
gebundenen Maut ein Riesenproblem gibt. Aber 
ich habe keine Detailkenntnisse. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja, danke schön. - 
Dann mache ich jetzt einen relativ großen Sprung 
in das Jahr 2018. Am 17. Oktober 2018 kam das 
finale Angebot, mehrfach ja schon benannt und 
bekannt. Wurden Sie über den Eingang dieses fi-
nalen und einzigen Angebotes informiert? Hat 
man Sie informiert über die große Diskrepanz 
zwischen dem finalen Angebot und dem, was im 
Haushalt eingestellt war? In welcher Form waren 
Sie in diesen Informationskreislauf und, wenn, 
zu welchen Zeitpunkten eingebunden? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich war in diesen 
Informationskreislauf nicht eingebunden. Mir 
waren die Termine nicht bekannt. Ich habe dann 
in immer wieder stattfindenden Gesprächen - 
aber das waren keine geplanten Gespräche, son-
dern es waren Gespräche, die man halt immer 
wieder geführt hat - - von Herrn Dr. Schulz zwi-
schenunterrichtet, sage ich mal, über den Stand: 
„Es läuft“ oder „Es sind Angebote da“. Aber ich 
habe keine Erkenntnisse, zu denen ich jetzt etwas 
konkret aussagen könnte, wie diese Vergabever-
fahren - - Das waren Verwaltungsverfahren, die 
eigentlich in der Zuständigkeit der Staatssekre-
täre laufen und gar nicht über meinen Tisch in ir-
gendeiner Form liefen. 

Und, wie gesagt, vielfach hat der Herr Schulz 
dann auch direkt den Minister unterrichtet. Ich 
habe immer nur kurze Hinweise von Herrn 
Schulz bekommen über den Stand der Verfahren, 
aber keine Details, wer angeboten hat oder zu 
welchen Konditionen. 
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Ulrich Lange (CDU/CSU): Dann möchte ich jetzt 
noch mal genauer auf den 2. Oktober 2018 einge-
hen. Da erhielten Sie eine Einladung für ein Ge-
spräch mit dem Minister zum Thema Infrastruk-
turabgabe; MAT A BMVI-5/2-a, Blatt 1. Haben 
Sie, wenn Sie jetzt die Einladung sehen, am 
2. Oktober, falls erinnerlich, an einem Gespräch 
teilgenommen, und, wenn ja, was wurde dabei 
besprochen, und ging es dabei eventuell um das 
Treffen am 3. Oktober 2018 mit Herrn Kapsch 
und Herrn Schneble? Das war ja am Tag darauf. 

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: An diese Einladung 
habe ich keinerlei Erinnerung, und ich meine 
auch, ich hätte daran nicht teilgenommen. Ich 
kann es jetzt nicht ganz genau sagen; aber gerade 
der 3. Oktober ist für mich eigentlich immer so 
ein Tag, wo ich, weil es meistens irgendwo Brü-
ckentage dann gibt, dieses gerne ausnutze, um in 
meine Zweitwohnung nach Husum zu fahren, 
weil ich ab und zu einfach mal ein paar Tage der 
Erholung brauche, und da ist der 3. Oktober ei-
gentlich immer ein Standardtermin. Also, ich 
kann mich nicht daran erinnern, dass ich daran 
teilgenommen habe. An Inhalte könnte ich mich 
schon überhaupt nicht erinnern. Auf jeden Fall 
diente es nicht der Vorbereitung, weil dann war 
ich nämlich in Husum. 

Wo ich mich noch wiederum gut dran erinnere: 
Ich war in Husum, weil hinter meiner Wohnung 
dort ein neues Einkaufszentrum eröffnet wurde, 
und aufgrund der langen Lärmbelästigung in der 
Bauphase war ich dort eingeladen und war ein 
Ehrengast, und ich habe, wenn ich ganz ehrlich 
sein soll, diese Rolle ein wenig genossen. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja. Vielleicht gab es da 
sogar Krabbenbrötchen, die ich nicht gegessen 
hätte. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein, leider nicht. 
Herr Lange, ich weiß, dass Sie das nicht essen 
würden. Nein, es gab ganz banale Dinge, die Sie 
auch gegessen hätten. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Herr Görrissen und ich 
haben das schon verstanden, was wir hier gerade 
gemeint haben. - Am 29. November 18 fand dann 
ja auch ein in der Presse vieldiskutiertes Ge-
spräch statt mit dem Bundesminister, den Herren 
Schulenberg und Kapsch. Hat der Minister Ihnen 
in irgendeiner Form darüber berichtet, oder hat 
er Ihnen erzählt: „Die haben jetzt angeboten, das 
alles auszusetzen, bis der EuGH entschieden 
habe“? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Sie haben zu Recht 
die Teilnehmer benannt. Ich selber war nicht da-
bei. Sie kennen mich: Ich wäre natürlich als neu-
gieriger Mensch gerne dabei gewesen; aber es war 
klüger, nicht dabei zu sein, weil dann hätten 
auch noch andere dabei sein wollen wie zum 
Beispiel Herr Schneble oder Sonstige. Wir haben 
über diesen Termin weder eine Vorbereitung ge-
troffen noch Sonstiges.  

Der Minister hatte immer mal den Wunsch geäu-
ßert, er würde gerne seine Vertragspartner ken-
nenlernen. Ich weiß gar nicht, ob er zum damali-
gen Zeitpunkt den Herrn Kapsch persönlich 
kannte; ich glaube es aus irgendeiner Geschichte 
im deutsch-österreichischen Grenzraum. Auf je-
den Fall, der Herr Schulenberg war uns allen 
nicht bekannt, und es war für uns natürlich 
schon eine leicht überraschende Situation, dass 
ein Unternehmer wie Schulenberg, den wir von 
Eventim, also Konzertkarten usw., kannten, jetzt 
sich für ein derartiges Projekt interessiert. 

Der Minister hat immer wieder mal gesagt: Ich 
möchte gerne wissen: Wie will der das handha-
ben? Wir haben immerhin geredet über 41 Millio-
nen Bescheide, die hätten verfasst werden müs-
sen. Klappt das? Kann man sich auf den 

verlassen- - Ist das ein Vertragspartner, mit dem 
man vernünftig arbeiten kann? - Uns allen 
steckten natürlich in den Gliedern die Entsteh-
ungsgeschichte und die Anlaufphase der Lkw-
Maut, wo man schlechte Erfahrungen hatte, und 
eine derartige Situation wollten wir vermeiden.

Also, ich habe über dieses Gespräch nur im 
Nachhinein noch mal kurz mit Herrn Schulz ge-
sprochen, der gesagt hat: Och, lief ganz gut; die 
scheinen einen ganz vernünftigen Eindruck zu 
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machen. - Dieser Umstand, den Sie jetzt nennen, 
dass man das nicht unterzeichnet oder irgend-
wie, ist mir nie bekannt gewesen; ich habe nichts 
davon gehört. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja. Danke schön. - 
Dann mache ich einen Sprung zum Dezem-
ber 2018. Sie haben vorhin in Ihrer Einleitung 
schon gesagt, dass Sie in diese Vertragsverhand-
lungen nicht eingebunden waren. Deswegen nur 
noch mal die Frage - das Ganze lief über den 
Herrn Schulz; mehrfach schon beschrieben -: War 
im Rahmen des Aufstellungsverfahrens Haushalt 
2019 das Thema „Abschluss der Verträge“ ir-
gendwie in Ihrem Umfeld mal adressiert worden, 
dass man gesagt hat: „Ja, da müssen wir noch auf-
passen; da brauchen wir vielleicht in 19 noch 
mal Geld; wir wissen nicht, ob wir in 18 die Ver-
träge zustande kriegen“, oder war das auf der 
Ebene „Koordinierung der Informationen“ zu 
dem Zeitpunkt kein Thema? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Das war auf meiner 
Ebene, in meiner Zuständigkeit kein Thema, weil 
der Haushalt - - Die Haushaltsunterlagen waren 
dort, und es war klar, welcher Finanzrahmen vor-
gesehen war. Und mir zumindest war eigentlich 
auch klar, dass man keinen Erfolg haben würde, 
noch einmal mehr Geld zu organisieren. Aber ich 
war damit nicht befasst, und - Sie haben es ge-
rade gesagt - Ende 2018 habe ich mich einfach 
mal für ein paar Wochen ausgeklinkt, weil da fiel 
hinein mein 65. Geburtstag, und da mein 60. in 
einer Reha landete, habe ich mir gesagt: Du 
möchtest noch einmal mit Freunden wirklich ei-
nen Geburtstag feiern, den es zu feiern lohnt. - 
Das habe ich da an diesem Jahresende gemacht 
und habe auch dem Minister gesagt und Herrn 
Schulz: Ihr könnt mir schicken, was ihr wollt; 
mich interessiert das jetzt nicht. Ich habe Ge-
burtstag. - Aber ich habe zu den Haushaltsdingen 
keine Details. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Danke schön. - Dann 
springe ich. Weil ich das auch richtig verstanden 
habe, dass Sie auch die Verträge im Vorfeld nicht 
weiter gekannt haben oder sie besprochen wur-
den, nehme ich das jetzt einfach so und würde 
wirklich auch zu diesem 18./19. Juni zu sprechen 

kommen, also der Tag, als das Urteil kam. Kön-
nen Sie uns bitte schildern, wie dann Ihr Erst-
kontakt mit dem Minister lief, was Sie bespro-
chen haben, wie man jetzt vorgehen will, wen 
man auch sonst aus dem politischen Bereich jetzt 
informieren und mit wem man sich abstimmen 
möchte, wen man im rechtlichen Bereich 
braucht? Wie sind Sie an diesem Tag dann mit 
der ja doch unerwarteten Situation umgegangen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Das Urteil wurde, 
glaube ich, um 9.30 Uhr verkündet. Der Minister 
war nicht in Berlin anwesend, sondern war in 
seinem Wahlkreis und hatte mir kurz vorher 
schon eine SMS geschickt: „Sind alle aufmerk-
sam dabei und beobachten das Urteil?“, und ich 
konnte ihm berichten: „Alle, die damit befasst 
sind, werden sich jetzt diese Urteilsverkündung 
genau anschauen“, weil wir ja auch dachten, es 
wird jetzt auf Details ankommen, was wir für 
eine Umsetzung brauchen. Dass es so klar wird, 
war nicht denkbar.  

Ein paar Minuten nach der Urteilsverkündung - 
aufgrund der Klarheit - hat der Minister angeru-
fen. Ich hatte die Kollegen, meine beiden Unter-
abteilungsleiter, bei mir, und wir haben dann ge-
meinsam mit dem Minister kurz nur besprochen. 
Und ich sagte ja schon eingangs: Es waren zwei 
Entscheidungen, die der Minister getroffen hat. 
Einmal: Stoppt bitte alle Maßnahmen, die noch 
laufen. - Da ging es ja auch um Grundstücksdinge 
oder Gebäude, Beschaffung für Personal beim 
KBA - das lief bei mir, in meiner Heimat in Nord-
friesland; da gab es Überlegungen - und auch an-
dere Dinge. Und das Zweite war eben das Einset-
zen dieser Taskforce; das war die klare Entschei-
dung des Ministers. 

Wir haben dann gesagt: Wir werden nachher 
noch mal eine Telefonschalte machen mit den 
Verkehrspolitikern aus der Fraktion. - Das waren 
ja damals - Herr Lange, Sie werden sich erin-
nern - im Wesentlichen CSU-Politiker, mit denen 
wir dann eine kurze Schalte - - Ich kann nicht 
mehr beurteilen, wer da jetzt alles drin war; das 
hat das Vorzimmer koordiniert. Wir haben dann 
noch mal alle informiert. Aber, wie gesagt, die In-
formationen waren ja über die Ticker schon ge-
laufen. 
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Wir haben dann verschiedene Gespräche geführt. 
Der Minister hat sicher viele Leute informiert - 
das weiß ich nicht, weil er nicht da war -, und 
wir haben dann, wie Sie sicher auch alle wissen, 
diese Pressekonferenz vorbereitet, die am Flugha-
fen München stattfand, weil die Presse natürlich 
drängte und Statements haben wollte. Das hätte 
zu lange gedauert, bis der Minister wieder in Ber-
lin gewesen wäre, und er wäre dann auch in die 
Fraktionssitzung usw. hineingeplatzt. Also, wir 
mussten da ein wenig improvisieren und haben 
dann diese Gesprächsrunden, von denen ich 
eben schon in der Fragestellung von Herrn 
Dr. Jung berichtet habe, einberufen. Die Taskforce 
hat getagt, auch unter Beteiligung von Fachleuten 
usw., und wir haben dann abends die Bewertung 
vorgenommen. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja. - Die Bewertung ist 
für mich jetzt auch ein Stichwort. Sie haben sich 
dann mit dem Minister in einem kleineren Perso-
nenkreis an diesem 18. Juni in das Büro des Mi-
nisters noch zurückgezogen - so hat es zumindest 
die Zeugin Bethge hier berichtet -, also nicht die 
gesamte Taskforce, sondern eine kleinere Runde, 
an der auch Sie teilgenommen haben sollen. Kön-
nen Sie uns bitte kurz berichten, was man in die-
ser kleinen Runde besprochen hat und - man kam 
ja dann mit einem Ergebnis auch aus dieser 
Runde - wie man zur Abwägung und dann zu 
diesem Ergebnis für das weitere Vorgehen ge-
kommen ist? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich hatte ja schon 
berichtet, dass es vorher noch mal den Termin 
der Taskforce mit dem Minister gab, wo die ein-
zelnen Bereiche dargestellt haben, was sie im 
Laufe des Tages erörtert haben, was sie für recht-
liche Bewertungen vorgenommen haben, was sie 
für Schlussfolgerungen vorbereitet haben, was sie 
veranlasst haben, um weitergehende Dinge, die 
beim KBA oder beim BAG gelaufen sind, zu stop-
pen. Wir haben dann gesagt: „Das hat jetzt keinen 
Sinn in dieser großen Runde, wo dann jeder noch 
mal wieder meint, noch mal wieder was sagen zu 
sollen“, sondern die Positionen waren darge-
stellt; der Minister hatte sich das dort angehört. 

Wir haben gesagt: „Das müssen wir jetzt bewer-
ten und zu einer Idee kommen, wie wir mit dem 

Ganzen weiter umgehen“, und haben uns dann in 
der Tat in diese kleinere Runde zurückgezogen 
im Büro des Ministers, die ja aus - ich kann es 
jetzt nicht ganz genau sagen - sieben, acht Leuten 
bestand, und haben dort noch einmal Revue pas-
sieren lassen, was jetzt das Urteil konkret bedeu-
tet, und haben uns insbesondere auch durch den 
anwesenden Rechtsberater Herrn Dr. Neumann 
noch mal Empfehlungen geben lassen, was man 
machen kann: die Kündigung aus ordnungspoliti-
schen Gründen auf der einen Seite, aber vor al-
lem auch den weiteren Kündigungsgrund wegen 
der Schlechtleistung, der ja zu vollkommen ande-
ren Rechtsfolgen auch führt. 

Wir haben das alles noch einmal abgewogen, ha-
ben uns die Dinge noch mal vorgestellt und dar-
gestellt, was rechtlich geht, was man machen 
könnte, wie die Verfahrenswege vor allem sind. 
Es gibt ja in dem Vertragswerk auch sehr genaue 
Kündigungsregelungen und Zustellungsbestim-
mungen. Über all diese Dinge haben wir uns un-
terhalten, und am Schluss bestand das Einver-
nehmen. Also, es ist jetzt nicht abgestimmt wor-
den, oder irgendeiner hat gesagt: „So machen wir 
es“, sondern es ist, wie bei Herrn Scheuer häufig 
üblich, die Frage: Hat noch einer eine andere 
Meinung? Hat noch einer eine andere Position? 

Und es war eigentlich die einhellige Meinung: 
Nein, wir müssen zu der Erkenntnis kommen - -
Wir müssen kurzfristig - - Der Rechtsberater hatte 
gesagt: Wir haben vielleicht auch ein paar Tage 
Zeit. - Aber uns hatte eine Mail besonders verun-
sichert, die am Tag vorher versandt worden war, 
am 17. Juni, nämlich von der Kanzlei Noerr und 
Stiefenhofer - wie sie genau heißt, weiß ich jetzt 
nicht -, in der ja sinngemäß mitgeteilt wurde:

„Wir sind dabei, diese Feindokumentationspla-
nung Feinplanungsdokumentation [sic!] zu 
betreiben, aber jetzt kommt ihr mit ganz anderen 
Forderungen noch, die auch vom Vertragswerk 
nicht gedeckt sind“, also wo man wittern könnte - 
Sie selber, Herr Lange, sind Ju-rist; Sie können 
das besser als ich als Nichtjurist bewerten -, wo 
man auch herauslesen konnte: Na, jetzt wollen sie 
noch Geld machen. Jetzt wollen
sie uns noch aufdrücken, dass die Forderungen, 
die wir stellen, wo wir meinen, dass sie richtig 

sind für die Feinplanungsdokumentation
Feinplanungsdokumentaion, dass
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die noch - - Das hat uns sehr nachdenklich ge-
stimmt, und wir haben gesagt: Bevor wir jetzt 
hier lange Zeit ins Land gehen lassen, entschei-
den wir, dass diese Kündigungen jetzt vorgenom-
men werden aus den beiden genannten Gründen. 
Später ist ja dann noch ein weiterer Kündigungs-
grund dazugekommen. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja, danke, Herr Görris-
sen. Damit haben Sie den zweiten Teil meiner 
Frage vorweggenommen und mir die Möglichkeit 
gegeben, in der Zeit zu bleiben. - Danke. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Das tut mir leid, 
Herr Lange; aber das ahnte ich nicht. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Perfekt. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann hat jetzt der 
Kollege Mrosek das Wort. 

Andreas Mrosek (AfD): Ja, recht vielen Dank. - 
Herr Görrissen, ich habe noch mal eine kurze 
Frage. Die Frau Lühmann hatte vorhin erklärt, 
ich sage mal, dass Sie da, nachdem der Minister 
Dobrindt im Amt war, Warnungen gekriegt hat-
ten - habe ich das so richtig verstanden, Frau 
Lühmann? -, und zwar - ich gehe noch mal da-
rauf ein - saß der Kollege Ramsauer hier und 
hatte von sich gegeben, dass er vor dem Koaliti-
onsvertrag gewarnt hatte, dass das so nicht geht, 
wie man das wollte. Dann war er kein Minister 
mehr; es wurde Herr Dobrindt Minister. Sie hat-
ten dann Nachrichten bekommen, dass gewarnt 
wurde, dass das so nicht geht, und Sie sagten, 
wenn ich es richtig wahrgenommen habe: Wir 
wollen den Minister nicht mit so was bombardie-
ren, was nicht geht, sondern wir wollen eine Lö-
sung haben. - So haben Sie das auch wahrgenom-
men, ne? 

(Abg. Kirsten Lühmann 
(SPD) nickt) 

Jetzt ist ja das Ganze auch in die Hose gegangen - 
das wissen wir ja nun -, und Sie sagten: Einen 
Plan B gab es nicht. - Deswegen frage ich: Warum 
gab es denn keinen Plan B? Denn uns liegen hier 

auch Mails vor, so eine Art Pressemitteilungen, 
die gemacht werden sollten - nicht von Ihnen, 
von jemand anders -, wo die Pressemitteilung po-
sitiv ist, wenn das EuGH-Urteil für Deutschland 
gut ausfällt, aber die Pressemitteilung auch an-
ders aussieht, wenn das EuGH-Urteil nicht gut 
für Deutschland ausfällt. Das heißt, man hatte 
sich ja im BMVI damit beschäftigt. Und deswe-
gen war die Frage: ein Plan B. Wieso hatte man 
die Warnungen nicht aufgegriffen und doch 
schon an einem Plan B gearbeitet, anstatt sofort 
den ganzen Firmen zu kündigen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter, 
ich habe jetzt nicht genau verstanden, welche 
Presseentwürfe Sie dort meinen, wer diese ver-
fasst hat. Ich kenne sie nicht. Insofern kann ich 
dazu auch nichts sagen. 

Ich will nur eins sagen: Sie vermengen jetzt 
„Warnungen“, wie Sie es nennen - - Ich würde es 
anders bezeichnen. Es waren Stellungnahmen,
wie Europäer typisch sich äußern: ja nicht ver-
bindlich, sondern immer noch mit der Abwä-
gung, es könnte sein, aber es müsste nicht sein. 
Und das war im Jahre 2014, glaube ich, während 
das Urteil vier Jahre später kam. Also, insofern 
kann man, glaube ich, diese Verbindung nicht 

herstellen. Dazwischen - ich habe es versucht 
darzu-stellen - ist vier Jahre lang - entschuldigen 
Sie, wenn ich es so sage - verdammt viel passiert - 
ich habe es versucht darzustellen -: durch das 
Ver-halten des Bundespräsidenten, durch 
Gesetzge-bungsverfahren, durch die 
Positionierung der Kommission oder die 
Veränderung der Positio-nierung. Und insofern 
kann ich jetzt zwischen diesem Vermerk, den Sie 
haben, der in der An-fangsphase der Amtszeit von 
Herrn Dobrindt er-stellt wurde - in Unkenntnis 
des Lösungsmodells, das Herr Dobrindt anstrebt -, 
und den „Warnun-gen“, die Sie hier nennen, die 
wir dann bei Ver-kündung des Urteils in Form 
eines Plans B hätten berücksichtigen müssen - - 
Ich sehe da keinerlei zeitlichen Zusammenhang, 
geschweige denn ei-nen inhaltlichen.

Andreas Mrosek (AfD): Keine weiteren Fragen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann hat jetzt die Kollegin Lühmann das Wort. 
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Kirsten Lühmann (SPD): Danke schön. - Herr 
Görrissen, ich habe noch mal eine Frage zu der 
Art und Weise, wie Herr Scheuer eingebunden 
wurde. Wie Herr Dobrindt eingebunden wurde, 
da haben wir drüber geredet - aber wie Herr 
Scheuer eingebunden wurde. Welche Rolle 
wollte er einnehmen? Wie stark wollte er einge-
bunden werden? Was für eine Rolle hatte 
Dr. Schulz, und was für eine Rolle sollten Sie 
einnehmen? Könnten Sie uns das mal kurz schil-
dern? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Das Schwerste ist 
jetzt, meine eigene Rolle darzustellen, weil das 

können besser Sie als Außenstehende nehmen
machen. Die Rolle von Herrn Dr. Schulz ist 
klar: Er war der zuständige Staatssekretär, 
jedenfalls in der letzten Phase, vorher der 
zuständige Abteilungs-leiter. Vor allem, Frau 
Lühmann: Es geht ja in vielen Dingen um reine 
Verwaltungsverfahren, wo in der Regel der 
Staatssekretär auch der Letztentscheider ist. 
Und auch das hat Herr Schulz in vielen Fällen 
getan, gerade in dem gan-zen Bereich des 
Vergabeverfahrens. Das ist kein Verfahren 
üblicherweise, wo man einen Minister mit 
befasst; dann wäre ein Minister, glaube ich, 
auch überfordert. Und viele der Dinge sind 
eben über den zuständigen Staatssekretär 
gelaufen, der in unserem speziellen Fall nun 
auch wirklich der absolute Fachmann ist. Dem 
konnte keiner so ohne Weiteres Paroli bieten.

Und das hatte sich bereits in der Amtszeit von 
Herrn Dobrindt so eingespielt, dass Herr 
Dobrindt gerne es ausgenutzt hat und gesagt hat: 
Schulz soll zu mir kommen, soll mir das erläu-
tern, und zwar nicht jetzt in Form von einem 
vierseitigen Vermerk, sondern persönliches Er-
scheinen. - Und der Minister hat Fragen gestellt, 
und Herr Schulz hat sie beantwortet, wo man 
sonst wahrscheinlich auch wegen der Hierarchie 
lange Zeit gebraucht hätte, um erst mal auf der 
Arbeitsebene einen Vermerk zu machen, der 
dann hätte die Hühnerleiter herauflaufen müs-
sen, und es hätte lange Verfahren gebraucht. 

Hier war es so: Herr Schulz kam oft bei mir auch 
vorbei - Sie wissen, räumlich sitzen wir ja alle 
nicht weit auseinander -, ist bei mir kurz reinge-
kommen, hat gesagt: Ich muss mal wieder zum 

Chef und ihm die Details erläutern; da ist irgend-
eine Frage aufgetreten im Zusammenhang mit ei-
ner Presseanfrage oder einer kleinen oder schrift-
lichen Frage eines Abgeordneten. - Und, wie ge-
sagt, bevor Herr Schulz dann einen langen Ver-
merk hat fertigen lassen, ist er halt mit den Un-
terlagen zum Minister gegangen und hat ihn in-
formiert. 

Ich war in der Regel nicht dabei, weil - das sage 
ich ganz offen - das sehr viel Kleinkram war. 
Wenn ich mich damit auch noch hätte beschäfti-
gen müssen - - Ich habe immer das Gefühl, dass 
mein Bauchladen groß genug ist, wenn ich da ei-
nigermaßen à jour sein will. Und insofern war 
dort ein sehr guter und verlässlicher Informati-
onsfluss gestartet zwischen Schulz und Dobrindt, 
fortgeführt zwischen Schulz und Scheuer. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke sehr. - Jetzt gab 
es aber bei Herrn Dobrindt trotzdem einige Mi-
nistervorlagen, und uns ist aufgefallen: Bei Herrn 
Scheuer gab es deutlich weniger. Am Tag der Er-
nennung von Herrn Scheuer zum Bundesminister 
erstellte das Mautreferat am 13. März 2018 so 
eine Vorlage; das ist die MAT A BMVI-6/50, 
Blatt 42 und 43. Diese Vorlage war an den Minis-
ter und an Sie adressiert, wurde jedoch weder 
von Ihnen noch von dem Minister gezeichnet. 
Meine Frage ist: Kennen Sie die? Sind die später 
noch gezeichnet worden? 

Ich sage Ihnen auch den Hintergrund meiner 
Frage: Das am 13. März war eine Ministervorlage, 
von der wir nicht wissen, ob der Minister sie zur 
Kenntnis genommen hat, und die nächste war 
vom 14. Januar 2019, also nach Unterzeichnung 
des Vertrages. Also, meine erste Frage ist: Diese 
erste Ministervorlage vom 13. März 2018, hat er 
die irgendwann noch zur Kenntnis genommen, 
und haben Sie die zur Kenntnis genommen? 
Denn beide Vermerke fehlen. 

RA Dr. Daniel Krause: Frau Abgeordnete, könn-
ten Sie bitte so freundlich sein, noch mal die ge-
naue Fundstelle zu bezeichnen? Das bereitet hier 
Schwierigkeiten, die zu finden. 
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Kirsten Lühmann (SPD): MAT A BMVI-6/5o - 
klein Otto, Entschuldigung -, Blatt 42/43; mein 
Fehler. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Frau Lühmann, ich 
muss mir das gerade mal anschauen, - 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: - weil auf Anhieb 
sagt mir diese Vorlage nichts. 

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Also, ich kann mich an diese Vorlage nicht erin-
nern. Ich könnte jetzt nicht sagen, dass ich sie je-
mals gesehen habe oder bewertet habe oder ir-
gendwie was. Also, mir ist sie nicht bekannt. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke sehr. - Das finde 
ich spannend, weil sie ja auch an Sie adressiert 
ist. Gut, jetzt kann es sein, dass im - - 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Na ja, Sie müssen 
nur schauen: Sie ist an mich adressiert nach dem 
Herrn Bomba. Aber auf dem Exemplar, was Sie 
haben, hat Herr Bomba nicht abgezeichnet. 

Kirsten Lühmann (SPD): Also, da könnte es hän-
gen geblieben sein? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Da ist die Frage: Hat 
Herr Bomba sie jemals weitergeben? Vielleicht 
hat er sie schon nicht weitergegeben, weil er ge-
sagt hat: Das werde ich dem Minister persönlich 
sagen. - Das gab es ja auch.  

Entschuldigung, ich darf das einmal so offen sa-
gen: Es gab natürlich auch gewisse Rivalitäten. 
Der Umstand, dass Herr Schulz - damals noch, 
wie Sie sehen, Abteilungsleiter - direkten Infor-
mationszugang sozusagen hatte zum Minister, ge-
fiel nicht unbedingt dem Staatssekretär, dem Mi-
nister schon. Und insofern mag es Fälle geben, 

wo Vorlagen auch an diesen "bösen Görrissen"
nicht erst gegeben wurden, sondern die der 
Staatssekretär dann direkt mal dem Minister ge-
geben hat. Das kann ich aber nicht beurteilen.

Kirsten Lühmann (SPD): Ja. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nur, Sie können 
mich jetzt nicht als Empfänger bezeichnen; denn 
der Empfänger wäre ich erst nach Bomba gewor-
den. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja. - Ich formuliere neu: 
Sie stehen unter dem Adressatenkreis. - Aber es 
hat Sie nicht erreicht, wie wir jetzt gehört haben. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Also, ich kann mich 
jedenfalls nicht daran erinnern. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Auch jetzt durch 
Lektüre des Inhalts verfestigt sich kein Eindruck 
bei mir. 

Kirsten Lühmann (SPD): Dann stelle ich fest, 
dass die erste Ministervorlage tatsächlich, die 
den Minister nachweislich erreicht hat, nach der 
Vertragsunterzeichnung ist. 

Jetzt haben Sie gesagt verschiedene Dinge; das 
habe ich mitgenommen. Das Erste ist, dass Sie ge-
sagt haben: Der Minister hat eine Fülle von Infor-
mationen, da geht einiges unter, darum habe ich 
diese Tagesmeldungen auf seinen MdB-Account 
geschickt, und das waren aber keine fachlichen 
Sachen, sondern eher politische, um ihn zu infor-
mieren, wie man damit umgeht. - Und für das 
Fachliche war Herr Schulz zuständig - so habe 
ich Sie verstanden -, und der ist öfter gekommen 
und hat gesagt: Ich muss mal wieder zum Minis-
ter und zu der einen oder anderen Frage referie-
ren. - So habe ich das aufgenommen.  

Meine Frage ist jetzt nur: Wie hat der Minister 
denn Informationen gekriegt, die er nicht persön-
lich angefordert hat, also zum Beispiel die Tatsa-
che, dass ein Bieter nach dem anderen ausgestie-
gen ist, bis auf das Telefonat mit Herrn Höttges, 
der dem Minister persönlich mitgeteilt hat, dass 
T-Systems und AGES kein finales Angebot abge-
ben werden? Das wusste er nun von dem persön-
lich. Aber die anderen Sachen, die hat er ja gar 
nicht mitgekriegt, und deswegen kann er auch 
nicht danach fragen. Deshalb kann er auch nicht 
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Herrn Schulz bitten, zu einem Termin zu kom-
men und ihm darüber was zu erzählen.  

Also, wie ist sichergestellt worden, dass der Mi-
nister über die problematischen Punkte - - Und 
Sie haben gerade eben gesagt: „Na ja, das ist eine 
reine Rechtsfrage“, Vergaberecht oder so. Aber 
ich sage mal: Sie sind lange genug im Geschäft, 
um zu wissen, dass die Tatsache, dass es zum 
Schluss nur noch einen Bieter gibt, keine rein 
vergaberechtliche, sondern auch eine politische 
ist. Also, meine Frage: Wie ist denn der Minister 
informiert worden, wenn es kein strukturelles 
Verfahren wie das von Ministervorlagen gab? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Frau Lühmann, Sie 
haben gesagt, ich mache meine Tagesinformatio-
nen, da sonst einiges untergeht. Das ist natürlich 
nicht die richtige Beschreibung. 

Kirsten Lühmann (SPD): „Könnte“ habe ich ge-
sagt. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: „Könnte.“ Es ist 
teilweise auch richtig. - Nein, es sind Informatio-
nen, die ich bekomme, wenn ich zum Beispiel 
mit der Abgeordneten Frau Lühmann über ir-
gendwas spreche und sie mir beiläufig sagt: Da 
und da ist das und das. - Das wäre zum Beispiel 
etwas, wo ich sage: Mensch, das muss der Minis-
ter wissen, weil: Wenn Frau Lühmann nächste 
Woche auf ihn trifft, dann kommt sie wieder da-
mit und dann ist er vorgewarnt und sagt: Ja, Sie 
haben doch schon dem unbedeutenden Görrissen 
das gesagt. - Also, es war der Versuch, eine Infor-
mationsquelle für ihn zu sein. 

Jetzt ist es ja nicht so, dass ein Minister alleine 
durch Vorlagen informiert wird, sondern die 
Routine - die haben wir damals noch relativ 
streng eingehalten - des Hauses war, dass man 
einmal die Woche, am Mittwochnachmittag, eine 
sogenannte Leitungsrunde hatte - oder hat. Das 
klappt leider nicht immer durch die Strukturen, 
die jetzt im Parlament etwas anders geworden 
sind: dass wir häufig mittwochs schon parlamen-
tarische Tagesordnungspunkte haben. Aber es 
war damals zumindest bei Dobrindt und auch 
später bei Scheuer in der Anfangsphase gang und 

gäbe, dass wir am Mittwoch Leitungsrunde ha-
ben, und da berichtet jeder Abteilungsleiter über 
die Punkte, die aus seiner Sicht wichtig sind - 
plus die vier Staatssekretäre.  

Und da kann ich jetzt nicht im Einzelnen sagen: 
„Das war dann und dann gewesen“; aber natür-
lich wird in diesen Runden auch intensiv über 
die Themen, die dann gerade aktuell sind - - Und 
sicher wird dort auch berichtet worden sein: Wir 
haben jetzt nur noch ein Angebot vorliegen, 
nachdem die anderen uns nichts mehr anbieten 
werden oder kein Letztangebot mehr machen 
werden. - Also, es gibt auch noch ganz andere 
Quellen, und es ist auch nicht so, dass der Minis-
ter von sich aus gesagt hat: „Ich brauche jetzt mal 
den Schulz“, sondern eben Schulz auch gesagt 
hat: „Da ist jetzt ein neuer Fall, eine Situation 
eingetreten.“  

Und bevor ich da jetzt die ganze Maschinerie ar-
beiten lasse und einen Vermerk schreiben las-
se - - Denn so Vermerke - wissen Sie auch -, die 
beginnen dann ja: „Die Einführung der Infra-
strukturabgabe wurde im Jahre sowieso ange-
dacht, und jetzt ist die Situation“, sondern das 
ging halt schneller, indem der wirklich erfahrene 
Dr. Gerhard Schulz zum Minister gegangen ist 
mit seinen aktuellen Unterlagen, hat gesagt: Hier, 
Herr Minister, das und das ist jetzt die Situation. 
Da brauchen wir jetzt eine Entscheidung. - Oder 
er hat es selber entschieden. Ich sagte ja: Das sind 
Verwaltungsverfahren gewesen, die ja eigentlich 
in der Kompetenz eines Staatssekretärs auch lie-
gen. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke sehr. - Übrigens, 
aus eigener Erfahrung im Team kann ich Ihnen 
sagen: Die Schreiben von solchen Vermerken, bei 
denen erst bei Adam und Eva angefangen wird, 
bevor man zum Punkt kommt, kann man durch-
aus verändern. Das funktioniert. 

Die letzte Frage in dieser Runde bezieht sich auf 
den 3. Oktober 2018. Da trafen sich Minister 
Scheuer und Staatssekretär Dr. Schulz mit Herrn 
Kapsch am Flughafen Tegel. Wann haben Sie von 
diesem Treffen Kenntnis erlangt? Denn Sie haben 
an demselben Tag, also am 3. Oktober, eine Mail 
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an die persönliche Referentin des Ministers, Frau 
Teufert, mit folgendem Text - -  

Weißt Du übrigens, daß sich Sts S 
heute auf dem Flughafen wegen 
Maut mit Min. 

Und Frau Teufert antwortete:  

Nein. Wusste ich nicht. Ko-
misch… 

Das ist die MAT A BMVI-5/2-a, Blatt 2. Also, 
wann haben Sie zum ersten Mal davon erfahren, 
und warum haben Sie diese Mail an Frau Teufert 
geschrieben? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich darf es mir ge-
rade noch mal anschauen, Frau Lühmann.  

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Also, ich habe das ja gerade schon auf die Frage 
von Herrn Abgeordneten Lange gesagt, dass das 
wieder so ein Fall war, wo ich ganz gerne die 
Zeit einmal nutze mit einem Brückentag - - ver-
bringe ich meinen Aufenthalt dann in Husum in 
einer behindertengerechten Wohnung, die ich 
mir dort gekauft habe. Und ich brauche ab und 
zu einfach mal so ein paar Tage der Entspan-
nung. Das heißt, ich hatte in den Tagen - ich 
glaube, ich habe die ganze Woche Urlaub gehabt - 
mich nicht mit dem Tagesgeschäft beschäftigt.  

Aber ich bin ein Mensch, der dann doch nicht 
lassen kann und irgendwann dann wieder 
schaut, und so habe ich, so meine ich mich zu er-
innern, noch mal in den Kalender geschaut: Was 
ist jetzt eigentlich in den nächsten Tagen, was er-
wartet dich, oder was versäumst du? - Und dann 
habe ich gesehen diesen Termin im Kalender, 
dass der Minister sich mit Herrn Schulz auf dem 
Flughafen trifft. Das war ja an dem Tag, glaube 
ich, wo der Minister zu den deutsch-israelischen 
Konsultationen abreiste, wiederum eine gute Ge-
legenheit für mich, mal nicht da zu sein, weil er 
auch nicht da war, und habe dann gesehen die-
sen Termin und habe gedacht: Was ist denn das? 
Kein Mensch hat dir davon berichtet. - Und dann 

habe ich die Frau Teufert, die damals schon, 
glaube ich, persönliche Referentin war - vorher 
ja, wie Sie wissen, meine engste Mitarbeiterin -, 
befragt, ob sie mir das erklären kann, und sie 
wusste es auch nicht.  

Es war dann ja, wie sich herausgestellt hat, ein 
Termin, den der Leiter des Ministerbüros mit 
Herrn Schneble vereinbart hat. Es wurde ja sogar 
gesagt: angeblich sogar unter geheimem Namen 
vereinbart hat, was aber alles nicht stimmt, son-
dern die haben halt einen Raum in Tegel ange-
mietet, weil eben die Herren der Betreiberseite - 
die haben ja den Luxus von Privatfliegern - dort-
hin geflogen sind und der Minister auf dem Flug-
hafen war, weil er von dort dann direkt rüber 
zum militärischen Teil - - um nach Israel zu flie-
gen.  

Das gehörte zu dem, was ich eingangs schon auch 
zu Herrn Lange sagte: dass der Minister immer 
mal gesagt hat: Ich will wissen, mit welchen Be-
treibern ich es hier zu tun habe, ob das Firmen 
sind, die mir wirklich zuverlässig garantieren 
können, dieses, ja, ich sage mal, Mammutprojekt 
mit über 40 Millionen Steuerbescheiden usw. in 
den Griff zu kriegen. - Und dazu hat dieses Ge-
spräch gedient. Inhalte darüber sind mir nicht be-
kannt, und ich hatte vorher auch keine Kenntnis 
von diesem Termin. Aber bedingt dadurch, dass 
ich - - Frau Lühmann, was Sie bei mir selten ken-
nen - Sie rügen es auch jedes Mal, wenn ich mal 
nicht da bin -: Da war ich einfach mal nicht da. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Gut. - Dann hat jetzt 
der Kollege Jung das Wort für die FDP.  

Dr. Christian Jung (FDP): Sehr geehrter Herr Gör-
rissen, ich finde es ja immer interessant, wenn 
man sich sozusagen - in Anführungszeichen - als 
„unbedeutend“ bezeichnet. Ich bin da von Land-
räten aus Baden-Württemberg von der CDU ganz 
anderes gewohnt, die mir immer sagen, wenn sie 
was wollen, dann rufen sie erst mal Sie an in Ber-
lin. Also, so unbedeutend können Sie nicht sein. 

Aber die Frage, die ich jetzt habe an Sie - -  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Aber, Herr Dr. Jung, 
das sagt nur Ihr Landrat, mein Freund Riegger. 
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Das rührt aber daher, dass wir alte Freunde sind 
und schon mal Kollegen in den Landesvertretun-
gen waren. Sonst kann das keiner in Baden-Würt-
temberg als Landrat von mir behaupten. 

Dr. Christian Jung (FDP): Der hat das zum Bei-
spiel gesagt; das stimmt, ja.  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Das war mir klar. 

Dr. Christian Jung (FDP): Der hat mir aber auch 
selbst bestätigt, dass Sie nicht so unbedeutend 
sind, wie Sie jetzt hier sich darstellen. - Aber 
Spaß beiseite: Haben Sie sich mit dem Herrn 
Dr. Feser im Vorfeld der heutigen Veranstaltung 
besprochen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Dr. Feser ist 
mir natürlich seit rund 30 Jahren bekannt, weil 
ich mal dafür verantwortlich war, dass er eine 
Tätigkeit in der CSU-Landesgruppe aufgenom-
men hat. Auf gut Deutsch: Ich habe ihn damals 
eingestellt, bin ab und zu dafür beschimpft wor-
den und auch wieder gelobt worden. Aber so ist 
es nun mal: Mit seinem Tun wird man manchmal 
gelobt, manchmal geschimpft.  

Ich habe mich mit Herrn Feser im Vorfeld des 
Untersuchungsausschusses, also im Vorfeld der 
Einrichtung des Untersuchungsausschusses, un-
terhalten, weil wir, wie gesagt, alte Fahrensleute 
sind. Und ich behaupte: Wir waren in der Frak-
tion immer diejenigen, die vielleicht ein bisschen 
Ahnung vom PUAG hatten. - Ich habe festgestellt, 
dass viele gar nicht wissen, was das PUAG ist, 
geschweige denn die Inhalte kannten. Und Feser 
und ich sind da alte Leidenskumpane. Wir haben 
die Entstehungsgeschichte dieses Gesetzes mitge-
macht. 

Ich hatte damals den Kontakt mit Herrn Feser 
wegen dieser Frage des Ermittlungsbeauftragten. 
Das waren nicht - ich verrate ja keine Geheim-
nisse - die Herren Krischer und Cezanne, die da-
mals in der Presse den Eindruck vermittelt hat-
ten, es könne auch ein Ermittlungsbeauftragter - 
oder sie haben es, glaube ich, damals in den ers-
ten Medienberichten „Sonderermittler“ genannt - 
eingesetzt werden, ohne dass es einen Ausschuss 
gibt - etwas, was eigentlich sehr sympathisch 

war. Ich habe da auch die leicht ironische Bemer-
kung gemacht, das würde dann ja der Deutsche 
Bundestag bezahlen, den ganzen Aufwand, weil 
das so die Vorkehrungen sind. - Ich habe mit 
Herrn Feser gesprochen.  

Ich habe dann bewusst keinen Kontakt mehr mit 
Herrn Feser gehabt, was ich sehr bedaure, was 
nämlich, Herr Dr. Jung, auch dazu geführt hat, 
dass ich ihm nicht mal zu seinem 60. Geburtstag 
gratuliert habe, was ich mir eigentlich als schwe-
ren Fehler vorwerfe. Aber ich habe mir geschwo-
ren: Wenn der Untersuchungsausschuss zu Ende 
ist, werde ich dieses würdig nachholen. Und in-
sofern habe ich aber sonst mit ihm keinen Kon-
takt mehr gehabt, um ihn nicht in Schwierigkei-
ten zu bringen und mich auch nicht. 

Dr. Christian Jung (FDP): Gut. Das ist auch sehr 
lobenswert, auch aus Fürsorgegründen gegenüber 
dem Herrn Dr. Feser. Hätte ja sein können, dass 
Sie gestern irgendwie mit ihm gesprochen hätten.  

Jetzt hatten sie den 18.06. noch mal ausführlich 
beschrieben. Wie viele SMS haben Sie denn am 
18.06. von dem Minister etwa bekommen? Sie 
haben ja sehr viel Kontakt an dem Tag gehabt. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich habe morgens 
eine bekommen, die da eben sagte: „Sind alle Ge-
wehr bei Fuß? Also, kümmert ihr euch auch?“, 
also, so eine, wissen Sie, nach dem Motto: Ich 
glaube ja schon, dass der Görrissen was tut, aber 
ich kontrolliere ihn noch mal. - Und dann weiß 
ich nicht. Möglicherweise habe ich im Laufe des 
Tages noch mal eine bekommen, nämlich zu der 
Frage: Wann kommen denn jetzt Kapsch und 
Eventim? - Denn das war einer der Punkte - das 
habe ich Ihnen unterschlagen - -  

Der Minister hatte dann auch gesagt: Vielleicht 
ist es klug, wenn wir uns mit denen noch mal un-
terhalten. - Und das hatten wir dann für den 18. 
vereinbart, Herr Schneble und ich. Und dann hat 
sich herausgestellt, dass das alles sich hinzieht 
bei uns durch diese Gespräche und Beratungen 
und Überlegungen in der Taskforce, und wir ha-
ben dann den Termin abgesagt. Und wir hatten 
im Rahmen der Taskforce-Überlegungen am 
Abend dann noch mal die Frage uns gestellt - 
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und ich habe sie selber auch; Sie wollen ja auch 
darauf hinaus, dass ich doch bedeutender bin, als 
ich tue -, ob es sinnvoll ist, sich am 19. noch mal 
mit den beiden Herren zu treffen. Und es wurde 
dann auch anwaltlicherseits gesagt: Ja, es kann 
nicht schaden, dass man sich noch mal unterhält, 
dass man sich noch mal in die Augen schaut und 
miteinander redet. - Aber sonst war der Tag auch 
gar nicht dafür geeignet, sich SMS-mäßig auszu-
tauschen, weil wir da einfach - - Wir haben mehr-
fach telefoniert. Der Minister war im Flieger, also 
nicht erreichbar, und wir haben dann auch viele 
Stunden eben zusammengesessen. Da brauchten 
wir uns ja nicht austauschen. 

Dr. Christian Jung (FDP): Ich frage deswegen, 
Herr Görrissen: Sie hatten jetzt ja gesagt - etwa 
drei SMS oder vielleicht auch nur eine -: „Sind 
alle an Bord?“, sinngemäß. Diese SMS, diese Un-
terlagen liegen uns allerdings nicht vor. Wir ha-
ben gerade noch mal nachgeschaut in unseren 
Unterlagen. Sie haben ja, das Ministerium, eine 
Vollständigkeitserklärung auch über diese Unter-
lagen abgegeben. Das liegt uns leider nicht vor. 
Haben Sie das möglicherweise mit einem priva-
ten Handy gemacht oder - - 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein. Mit meinem 
privaten Handy - das ist ein Uraltgerät; da wür-
den Sie sich schämen, wenn Sie so ein Gerät be-
nutzen müssten - habe ich - - Ich habe nur immer 
meine dienstlichen - - Aber, wie gesagt - -  

Dr. Christian Jung (FDP): Ich frage deswegen, 
weil wir verschiedene Vollständigkeitserklärun-
gen immer abgerufen haben, und diese Unterla-
gen liegen jetzt leider nicht vor. Ich bin jetzt ein 
bisschen verwirrt, weil wir immer -  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich weiß jetzt nicht, 
welche Unterlagen Sie meinen. 

Dr. Christian Jung (FDP): - die Mutmaßung ha-
ben, dass uns alle Unterlagen vorliegen. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich weiß jetzt nicht, 
was Sie mit „welche Unterlagen?“ meinen. Ich 
sage ja: Ich erinnere nur diese Morgen- - Das 
kann sein, dass die irgendwo, weil sie nun über-
haupt keinen Bezug - - „Sind alle an Bord?“ Gut, 

das hätte man auch fragen können: „Sind alle ge-
sund?“ oder: „Hast du einen Krankenstand?“ 
Also, ich habe meine SMSen sehr sorgfältig ge-
prüft und auch rechtlich bewerten lassen; ich 
habe es Ihnen ja gesagt. Also, da sehe ich jetzt 
keinen Fehler, dass da irgendwie Ihnen etwas 
nicht mitgeteilt worden ist. 

Dr. Christian Jung (FDP): Jetzt hatten Sie ja über 
die Taskforce gesprochen, an der Sie ja, wie Sie 
gesagt haben, erst später teilgenommen haben: 
am Abend, als der Minister auch da war. Gab es 
denn insgesamt einen schriftlichen Arbeitsauf-
trag für die Taskforce? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Also, ich weiß 
nicht, ob jemand einen schriftlichen verfasst hat. 
Mir ist keiner bekannt. 

Dr. Christian Jung (FDP): Haben Sie denn einem 
Teilnehmer oder einer Teilnehmerin der 
Taskforce explizit gesagt: „Wir brauchen kein 
Protokoll davon“? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich weiß jetzt nicht 
genau, wo Sie mit Ihrer Frage hinwollen. Warum 
hätte ich das sagen sollen? 

Dr. Christian Jung (FDP): Also, könnte es sein, 
dass Sie extra gesagt haben zu Mitarbeitern von 
Ihnen: „Wir brauchen an diesem Tag kein Proto-
koll“?  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Also, Sie machen es 
mir jetzt schwer, Herr Dr. Jung. Das Einzige 
war - - Ich habe Ihnen ja gesagt: Ich selber bin 
nicht in diese Taskforce hineingegangen, weil ich 
die Zeit auch gar nicht gehabt hätte. - Und, wie 
gesagt, mein Beitrag hätte da auch nicht sehr viel 
weitergeholfen.  

Ich hatte in meiner Vertretung die Frau Bethge 
gebeten oder auch der Minister hat sie gebeten, 
an dieser Taskforce teilzunehmen. Und wir ha-
ben uns, Frau Bethge und ich, darüber unterhal-
ten: Wie machen wir das? - Und da mag es sein, 
dass ich am Anfang zu ihr gesagt habe: „Schrei-
ben Sie mal ein bisschen was auf“, wobei ich 
jetzt nicht formal von einem Protokoll, ich 
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glaube, gesprochen habe, weil: Was soll ein Pro-
tokoll bei allen Teilnehmern, die die entschei-
denden Dinge treffen? Aber ich wollte vielleicht 
eine kleine Gedankenskizze haben: „Was ist dort 
erörtert worden?“, weil - - Ich habe Ihnen ja ge-
sagt: Der Minister war in seinem Wahlkreis un-
terwegs, war dann auf dem Weg nach München 
und von München dann nach Berlin. - Und Sie 
wissen auch, von Passau nach München bist du 
schon mal lang unterwegs und dann wieder wei-
ter. Das war alles nicht so schnell. Und ständig 
wollte er natürlich mit irgendeinem informiert 
sein - - dass ich ihr gesagt habe: Wenn es da was 
zu berichten gibt, schreiben Sie es auf. 

Und dann habe ich irgendwann auch wieder ge-
sagt: „Es hat eh keinen Sinn, weil das wird wahr-
scheinlich so hin- und hergehen, und wir müssen 
uns abends ja doch noch mal zusammensetzen“, 
sodass also von einem Protokoll jetzt in dem 
Sinne „Meier sagt dies, Jung sagt das; Meier will 
gar nicht mehr - - habe ich nicht ge- - 

Dr. Christian Jung (FDP): Ich war aber nicht da-
bei. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Sie waren nicht da-
bei, nee. Sehen Sie. - Sie hätten natürlich ein Pro-
tokoll in Auftrag gegeben, aber ich habe es nicht. 
Also, ich habe nur erst gedacht, dass sie mir ein 
paar Stichworte schreibt, weil ich nämlich auch 
ein bequemer Beamter bin, und was man auf dem 
Papier hat, kann man mit nach Hause tragen. 
Nein, aber ein Protokoll habe ich nicht gefordert. 

Dr. Christian Jung (FDP): Okay. - Vielen Dank. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann hätte jetzt der Kollege Cezanne das Wort. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Danke schön, Herr 
Vorsitzender. - Herr Görrissen, ich gehe auch 
noch mal auf den 18. Juni, also den Tag des 
EuGH-Urteils, ein. Sie haben um 11.13 Uhr eine 
E-Mail von Herrn Molitor erhalten mit einer 
schnellen Übersicht über die Kündigungsmög-
lichkeiten, die sich aus dem Vertrag ergeben. 
Wenn Sie wollen, kann ich die MAT-Nummer - 
können Sie sich gerne noch mal angucken - - 
MAT A BMVI-5/2-a, Blatt 151, und dann eben 

der entsprechende Anhang. Mich würde jetzt in-
teressieren, mit wem Sie sich ausgetauscht haben 
bezüglich der rechtlichen Folgen einer Kündi-
gung. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter, 
ich muss mir das mal gerade anschauen, weil ich 
das jetzt nicht erinnere, was Sie - - Wir haben es 
aber hier. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Gerne. 

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich kann, Herr Ab-
geordneter Cezanne, dazu nur Folgendes sagen: 
Ich habe damals, an dem 18. Juni, ja auch die 
Frage gestellt, welche europarechtlichen Beden-
ken oder Punkte da jetzt zu berücksichtigen sind, 
weil wir ja wussten: Wir müssen gerüstet sein. - 
Und meine damalige Informantin, sage ich jetzt 
mal, im Hause war die Frau Dr. Gebauer, die die-
ses Verfahren begleitet hat und die auch immer 
sehr präzise - juristisch zwar etwas unmutig 
manchmal in der Abschlussdefinition - war, aber 
mir immer gut berichtet hat. Und das war hier 
jetzt ein Vermerk, wo noch mal die einzelnen 
Punkte dargestellt sind, die ich einfach haben 
wollte, um für weitere Gespräche, weitere Infor-
mationen - -  

Denn ich hatte es ja gerade auch schon gegenüber 
Herrn Abgeordneten Lange gesagt: Wir haben 
dann eine Reihe von Telefonschalten noch ge-
macht und Telefonate geführt, dass man einfach 
noch mal diese Dinge - - und auch in Vorberei-
tung auf die Frage „Was kommt noch?“ gerüstet 
ist - - haben wir uns dieses von unseren Europa-
rechtlern und der Frau Brändike, die damals ja - 
ich weiß gar nicht, ob die, ja, heute ist sie auch 
noch da, in dem Referat tätig ist - - zusammenge-
stellt sind. Das war ein Informationsvermerk, mit 
dem ich eigentlich gar nicht gearbeitet hatte, son-
dern der einfach vorrätig war, um auf mögliche 
Nachfragen antworten zu können, weil - das habe 
ich ja anfangs deutlich gemacht - ich selber kein 
Jurist bin und mich deswegen immer im Sinne 
von Horst Seehofer verhalte als Erfahrungsjurist. 
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Aber da haut nicht immer alles hin; deswegen 
müssen wir ein bisschen juristischen Beistand 
haben. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Danke schön. - Sie ha-
ben dann am Nachmittag noch mal ein Telefonat 
geführt mit Rechtsanwalt Graf von Westphalen - 
zumindest mit Juristen dort -, um sich über deren 
Bewertung der möglichen Kündigung noch mal - 
was weiß ich, wie sagt man? - eine zweite Mei-
nung einzuholen. Warum haben Sie das getan, 
und was wurde Ihnen dort mitgeteilt? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Sie haben das rich-
tige Stichwort genannt: „zweite Meinung“. Wir 
haben natürlich die Meinung im Hause und auch 
die Meinung unserer Rechtsberater gehabt. Aber 
da auch Herr Scheuer ja kein Jurist ist - und wir 
hatten gerade in einem vollkommen anderen Zu-
sammenhang mit der Kanzlei von Westphalen 
Kontakt, und ich hatte dem Minister über einige 
Dinge in den Tagen vorher berichtet, wo die Kol-
legen der Kanzlei mir einige Tipps gegeben hat-
ten zu, wie gesagt, vollkommen anderen Din-
gen - - Und dann sagte er: So, ruf die doch ein-
fach noch mal an, und frag, wie die das sehen 
würden. - Nun war es so, da habe ich natürlich in 
ein Wespennest geknipst. Denn dann wurde mir 
gleich gesagt: Ja, da müssen wir noch mal den 
Kollegen Sowieso und den Kollegen Sowieso ho-
len. - Und im Prinzip haben sie mir das weitge-
hend noch mal so bestätigt, was ich schon 
wusste.  

Es war einfach noch mal eine zweite Meinung 
holen, weil natürlich bei uns im Hause die Kolle-
gen und auch die Rechtsberater, die sich damit 
befassten, ja nun ständig - - Und dann noch mal 
jemanden zu hören, der vollkommen neu sich in 
dieses Thema hineinkniet - - ob der jetzt sagt: Na, 
Moment, das ist ja vollkommen anders oder so. - 
Aber es war im Prinzip eine Bestätigung, und 
deswegen sind wir auch nicht weiter auf die 
Kanzlei von Westphalen zugegangen, und Kosten 
hat es auch nicht verursacht, weil es ein kollegia-
les Gespräch war - aber einfach noch mal eine 
Absicherung für einen Nichtjuristen. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Danke schön. - Sie ha-
ben selber das Schreiben der Kanzlei Noerr für 

die Betreiber angesprochen. Wann ist Ihnen das 
denn bekannt geworden, und wann haben Sie die 
Bewertung, dass dort eine problematische For-
mulierung drinsteht, wahrgenommen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: „Wahrgenommen“ 
in dem Sinne habe ich sie gar nicht - zunächst 
nicht. Ich habe nur von Herrn Dr. Neumann - - 
der hat uns an dem 18. abends davon berichtet, 
dass diese Kanzlei Noerr, was uns auch etwas 
verwundert hatte, weil normalerweise oder - -  

Ich muss noch anders anfangen. Wir haben am 
18. abends ja alles überlegt, und dann habe ich ir-
gendwo, glaube ich, so salopp gesagt: Na ja, die 
Betreiber werden ja jetzt auch nicht sitzen und 
nur Däumchen drehen, sondern sie werden sich 
ja auch etwas überlegen. - Und es hat dann einer 
aus dem Kreise gesagt: Na ja, aber die trinken, 
wahrscheinlich jedenfalls, einen ordentlichen 
Rotwein dabei. - Und dann kam plötzlich: Na, 
Moment, wir müssen noch mal diese Notiz des 
Anwalts Frevert oder wie er heißt - ich weiß 
nicht; das ist der, glaube ich, der das Verfahren 
dort betreut hatte, aber es dann nicht mehr be-
treute plötzlich, was auch etwas verwunderlich 
war - - Aber jedenfalls, dort ist diese Mail, die am 
Morgen, glaube ich, des 18., so berichtete Herr 
Neumann, eingegangen war, erörtert worden und 
ist uns dort vorgelesen worden. Ich habe sie mir 
dann später noch mal besorgt, einfach um das zu 
begreifen. Und da steht so sinngemäß - ich kann 
es nur sinngemäß wiedergeben, aber Sie haben 
sie ja scheinbar vorliegen; Sie können es dann ge-
nau noch mal durchlesen -, dass da irgendwo 
Forderungen geltend gemacht werden, wenn man 
wirklich die Feinplanungsthematik bis zum Ende 
durchgeht. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Ja, das ist ja genau die 
interessante Frage für uns: Wann ist denn die 
Frage aufgetaucht, ob man noch einen weiteren 
Kündigungsgrund geltend machen kann - außer 
den ordnungspolitischen, die nach dem Urteil ja 
völlig offen zutage lagen? Also, das würde mich 
jetzt noch mal interessieren.  

Sie haben in der Besprechung durch Herrn 
Neumann von diesem Schreiben Kenntnis ge-
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nommen. In den Bewertungen von der Frau Ge-
bauer war ja jetzt aber von so einer Kündigung 
wegen Schlechtleistung noch gar nicht die Rede. 
Ist das dann tatsächlich erst in der Situation in 
der verkleinerten Taskforce dann von Herrn 
Dr. Neumann eingebracht worden? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich habe Ihnen ja 
gesagt, dass ich nicht Mitglied der Taskforce war. 
Aber ich bin eigentlich davon ausgegangen, dass 
diese Frage des zweiten Kündigungsgrundes be-
reits in der Taskforce erörtert worden ist und 
dass dann im zusammenfassenden Bericht von 
Herrn Dr. Neumann gesagt wurde: Neben dem 
Kündigungsgrund „ordnungspolitische Gründe“ 
gibt es noch einen zweiten, nämlich die 
Schlechtleistung. - Und das war ja ein Punkt, 
weil wir das auch in der Runde dann juristisch 
noch mal deutlich erörtert haben. Da gab es ja die 
Fristenfragen, bis zu welchem Termin das geheilt 
werden sollte oder nicht. Und insofern, fand ich, 
war dieser Hinweis vom 17. Juni, von dem ich 
nicht weiß, wer ihn genau -  das haben Sie, aber 
ich habe ihn jetzt im Moment nicht vor Augen; 
Sie haben ihn ja vor sich liegen - - an wen er ge-
richtet war und von wem er weitergeleitet wor-
den ist.  

Wie gesagt, er ist dort eingeführt worden viel-
leicht schon am Nachmittag in der Runde - das 
weiß ich aber nicht, weil ich nicht dabei war -, 
aber dann am Abend zumindest noch mal wie-
derholt worden. Und es war eigentlich einer der 
entscheidenden Punkte auch mit für den zweiten 
Kündigungsgrund, den wir ja an diesem Abend 
auch vertieft erörtert haben - sehr vertieft sogar. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Danke schön. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann hat jetzt der Kollege Krischer das Wort. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Danke schön. - Herr Görrissen, ich komme noch 
mal - -  

RA Dr. Daniel Krause: Verzeihen Sie, wenn ich 
da noch mal unterbreche. Wir haben jetzt nach 
meiner Uhr drei Minuten vor eins. Wenn Herr 
Abgeordneter Krischer im Zusammenhang seine 

Fragen stellen möchte und man andererseits dem 
Wunsch von Herrn Görrissen, den er eingangs 
nannte, Rechnung tragen möchte, dann ist viel-
leicht jetzt doch noch eine Zäsur vorzunehmen, 
die sich vor der Pause anbieten würde. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Also, wenn der Herr 
Görrissen jetzt sagt: „Wir machen jetzt die Pause, 
und die sechs Minuten, die der Herr Krischer 
jetzt noch nutzen könnte, wollen wir erst nach 
der Pause machen - - Ansonsten hätten wir die 
Berliner Runde in sechs Minuten dann abge-
schlossen. Das überlassen wir Ihnen gerne. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Schließen wir die 
Runde da ab. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Bitte? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Wir können die 
Runde abschließen, Herr Vorsitzender. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Wir werden die 
Runde abschließen, und dann, denke ich, haben 
wir kurz nach 13 Uhr die sechs Minuten auch 
von Herrn Krischer, und dann machen wir eine 
Stunde Pause. Wäre das okay für Sie, Herr Görris-
sen, eine Stunde? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ist so in Ordnung.  

Vorsitzender Udo Schiefner: Gut, okay. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. Herzlichen Dank, Herr Vorsitzender. - Herr 
Görrissen, ich komme noch mal zu den Tagesin-
formationen, zu der, die ich eben auch schon auf-
gerufen habe. Das ist MAT A BMVI-5/12, 
Blatt 37. Da heißt es unter den Informationen, die 
Sie geben:  

5. Infrastrukturabgabe 
… 

b) Klare Argumentationslinie zu 
den Aussagen im Gutachten, die 
Schadensersatzregelung sei unüb-
lich (nachteilig) und überra-
schend. 

Es geht um ein Gutachten der FDP. 
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Dies sollte nicht Unsere bisherige 
(befangene) Kanzlei machen, son-
dern ein Außenstehender (Prof. 
Altmeppen?). 

Das geht ja weit über eine Information hinaus, 
sondern Sie machen hier einen konkreten Vor-
schlag, wo ein Gutachter beauftragt werden soll. 
Mich würde interessieren: Wie hat Herr Scheuer 
denn darauf geantwortet?  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Also, die Frage Alt-
meppen war eine andere Konstellation. Herr 
Scheuer hat bei Herrn Altmeppen mal ein Semes-
ter studiert und kannte ihn und hat gesagt: Das 
wäre vielleicht mal ganz interessant, wenn der 
sich das mal anschaut. - Ich hatte ihm weit vor-
her gesagt: Ich halte den Herrn Professor Altmep-
pen, den ich persönlich nicht kenne, für nicht so 
richtig geeignet, weil der eigentlich auf einem 
vollkommen anderen Gebiet tätig war. - Aber hier 
war es jetzt etwas - - Schadensersatz, hätte man 
vielleicht sagen können: Na ja, das kann viel-
leicht der Altmeppen sich mal angucken. - Der 
sollte eigentlich mehr eine juristische Bewertung 
vorher mal machen.  

Und das war einfach die Frage, weil es damals ja 
um die verschiedenen Gutachten ging, die uns 
um die Ohren gehauen wurden. Sie selber, Herr 
Krischer, Ihre Fraktion hat ja auch ein Gutachten 
gemacht, die FDP hat ein Gutachten gemacht - 
mit unterschiedlichen Inhalten und Bewertun-
gen, sage ich mal. Für uns war es halt so: Jetzt 
dieselben Leute, also die, die das Verfahren ge-
macht haben, die uns Vorschläge gemacht haben, 
immer wieder zu beauftragen - - Es wäre halt 
sinnvoll, mal - ich habe das gerade eben mit 
Herrn Cezanne erörtert - eine Zweitmeinung zu 
hören. Und da war diese Vorstellung, dass der 
Minister ganz gerne gesehen hätte, dass Herr Alt-
meppen sich das mal anschaut. - War ein Ge-
danke, der mir da kam, den ich da reingebracht 
habe. Daraus ist aber nichts geworden. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
die Frage ist ja - - Es ist ja gut, dass sich jetzt man 
mal überlegt, jemand anders zu beauftragen, 
nachdem Herr Professor Hillgruber jahrelang der 
einzige Vertreter war. Aber da war das Kind ja 

schon in den Brunnen gefallen. Warum ist man 
denn nicht mal früher auf die Idee gekommen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Hillgruber war 
nicht der Vertreter für diese Fragestellung. Das ist 
ja eine vollkommen andere Fragestellung, Scha-
densersatz. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Na 
gut, Herr Hillgruber hat das ganze Verfahren vor 
dem EuGH vertreten; aber gut. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Er arbeitet in eine 
vollkommen andere Richtung. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. - Aber Herr Altmeppen wurde also dann 
nicht beauftragt. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Genau. Genau so ist 
es. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Aber Sie haben den Minister ja gefragt, haben das 
ja selber vorgeschlagen. So anders kann man die 
Tagesinformationen ja nicht verstehen. Wie ist 
denn dann die Kommunikation zu Ihnen gegan-
gen? Der Minister muss ja da irgendwie reagiert 
haben, weil: Wenn Sie ihm eine Frage stellen, 
dann muss ja irgendwo eine Antwort erfolgen.  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Muss nicht zwin-
gend, aber ist hilfreich. Ich habe das ja eingangs 
berichtet in meinem Statement, dass ich gesagt 
habe: Es gibt immer wieder mal Hinweise, dass 
der Minister meine Fragen beantwortet hat.  

Aber Sie müssen sich das jetzt auch so vorstellen, 
Herr Krischer: Mein Problem war, an den Minis-
ter ranzukommen. Sein Problem, an mich ranzu-
kommen, gab es nicht. Das heißt: Wir haben über 
diese Tagesinformationen, wenn ich sie ihm 
dann zugeleitet habe - - entweder durch ganz 
kurze Reaktionen, dass er mal gesagt hat: „Okay“ 
oder: „Nein, lass es“, bzw. ich wusste: Wenn er 
gar nicht reagiert, dann gefällt ihm das nicht. - Es 
ist ja nicht so, dass alle meine Ideen immer 
gleich toll waren, sondern vieles hat ihm auch 
nicht gefallen. Da hat er dann einfach nicht rea-
giert.  
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Aber wir haben eben in der Regel auch über diese 
Tagesinformationen in einer regulären Rückspra-
che oder bei einem Termin oder in einer Morgen-
lage - - dass der Minister gesagt hat: „Also, das 
mit dem Vorschlag Altmeppen: Das machen wir 
mal nicht“, oder ich selber dann auch wieder 
mich korrigiert habe und habe mal gesagt: Na ja, 
vielleicht brauchen wir es auch gar nicht mehr. 

Also, Sie müssen sich mehrere Wege - - Mir ging 
es ja immer nur um den Weg: Wie bekomme ich 
eine Information an den Minister ran? Wie wir 
damit weiterarbeiten, da gab es verschiedene 
Wege, dass wir das im Rahmen von Besprechun-
gen, von Terminen erörtert haben oder eben - - 
Ich meine, nach so vielen Jahren der Zusammen-
arbeit weiß man auch: Wenn jemand auf irgend-
was spontan reagiert, findet er es gut; wenn er 
lange braucht bis zur Reaktion, findet er es nicht 
gut; wenn er gar nicht reagiert, findet er es über-
haupt nicht gut. Insofern gab es - -  

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Also, ich verstehe das richtig: Das ist so eine Art 
informelle Führung. Wenn der Minister nicht re-
agiert, dann wurde es halt nicht gemacht. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein, so kann man 
das - - Das ist jetzt eine sehr vereinfachte Infor-
mation. Dann habe ich - -  

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Das haben Sie aber gerade zu dem Beispiel ge-
sagt. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ja, gut. Das wurde 
nicht gemacht. Wenn ich es hätte machen wol-
len, wenn ich es für - - Es war ja nur ein Ge-
danke. Ich meine, ich liege ja mit Herrn Jung ein 
wenig im Clinch, ob ich bedeutend bin oder 
nicht bedeutend bin.  

(Dr. Christian Jung (FDP): 
Das ist doch kein Clinch! 
Ich weiß, dass Sie bedeu-

tend sind!) 

Ich habe mich jetzt auch nie für so bedeutend ge-
halten, dass jeder Vorschlag, den ich mache, toll 
ist und übernommen werden muss, sondern ich 

kenne, kannte meine Chefs. Wenn ich bestimmte 
Dinge nicht beantwortet bekommen habe, dann 
weiß ich, dass sie es nicht wollten oder es ver-
worfen haben. Also, wissen Sie, man vertraut 
sich auch und sagt: Wenn er - - Oder es war halt 
Stillschweigen, das ich interpretiert habe: Na ja, 
das will er schon so.  

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay.  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Also, Sie werden 
nicht jetzt überall ein klares Ja oder Nein oder 
eine schriftliche Antwort bekommen. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Dann möchte ich in dem Themenkomplex blei-
ben, aber etwa ein Jahr zurückspringen, und 
zwar - - 

Vorsitzender Udo Schiefner: Können wir das in 
der nächsten Runde - - 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Würde ich vorschla-
gen. Ich weiß nicht, wie viel Fragen sich sonst 
anschließen. Dann wäre das nachher - - Dann 
würde ich jetzt vorschlagen, dass wir um vier 
nach 13 Uhr die Pause machen. „Eine Stunde“, 
hatten wir gesagt. Ich würde sagen: Bis 14 Uhr o-
der 14.05 Uhr unterbreche ich dann die Befra-
gung. Wir sehen uns dann später hier wieder. - 
Danke. 

(Unterbrechung von 13.04 
bis 14.07 Uhr) 

Vorsitzender Udo Schiefner: Meine Damen und 
Herren, dann können wir mit der Sitzung fortfah-
ren. - Können Sie wieder alles so weit verfolgen, 
Herr Görrissen? Die technischen Bedingungen 
sind so weit klar? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Jawohl. Es ist alles 
in Ordnung, Herr Vorsitzender. 
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Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann kommen wir zur nächsten Fragerunde. Die 
CDU/CSU hätte das Wort.  

Nina Warken (CDU/CSU): Wir haben momentan 
keine Fragen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Hat keine Fragen. - 
Dann kommt der Kollege Wiehle für die AfD. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Herr Vorsitzender, Herr 
Görrissen, vielen Dank für das Wort zunächst. - 
Ich habe das Staffelholz vom Kollegen Mrosek 
übernommen und mir auch sagen lassen, was 
schon besprochen ist. Ich hoffe also, dass ich 
keine Fragen doppelt stelle. Ich bitte aber um 
Nachsicht, wenn es an der einen oder anderen 
Ecke doch passieren sollte. 

Zunächst geht es mir um den Zeitpunkt vor der 
notariellen Beurkundung des Vertrags. Da liegt 
mir eine E-Mail von Ihnen vor an den Herrn Mi-
nister vom 22. November. Das ist fürs Protokoll 
MAT A BMVI-5/12, Blatt 5. Da geht es um die Ta-
gesinfo eben vom 22. November. Da ist geschrie-
ben unter Ziffer 1: 

Kapsch verlangt wohl stärkere Ga-
rantien, wenn sie mit dem Ange-
bot runtergehen soll. 

Meine Frage an dieser Stelle ist ganz einfach: 
Hatten Sie Kenntnis davon, welche stärkeren Ga-
rantien Kapsch verlangt hat? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter 
Wiehle, zu Ihrer Frage kann ich nur sagen: Ich 
hatte keine Detailkenntnisse. Das war ein Hin-
weis von Herrn Dr. Schulz. Ich hatte das heute 
Morgen ja wiederholt gesagt, dass Herr 
Dr. Schulz mich immer wieder einmal informiert 
hat. Er hatte mir den Hinweis gegeben: Wir müs-
sen da noch nachbessern, damit wir auf die 
Summe kommen, die haushalterisch verantwort-
bar ist. - Aber Details waren mir nicht bekannt. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Dann darf ich zu einer 
E-Mail von einem späteren Zeitpunkt, ebenfalls 
an den Herrn Minister, Ihnen noch eine Frage 

stellen. Es geht jetzt diesmal um die Tagesinfor-
mation vom 10. Dezember 2018. Ich gebe hier 
auch noch mal die MAT-Nummer. Wenn ich 
richtig sehe, ist es das gleiche Dokument, aber 
jetzt Blatt 10. Da ist unter Ziffer 4 b auch die Inf-
rastrukturabgabe genannt, insbesondere mit dem 
Stichwort - ich zitiere das ganz schnell; halbe 
Zeile -: „Unterzeichnung der ISA-Verträge am 
30.12.18“.  

Jetzt ist Ihre E-Mail vom 10.12., zu einem Zeit-
punkt also, wo das Angebot noch gar nicht abge-
geben war. Wissen Sie, wie es dazu kam, dass an 
diesem Tag schon die Terminierung für den 
30.12. vorgenommen wurde, obwohl ja noch gar 
kein zuschlagsreifes Angebot vorlag?  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Auch das, Herr Ab-
geordneter Wiehle, kann ich Ihnen nicht im De-
tail sagen. Das ist auch die Wiedergabe, wie ich 
es heute Morgen ja schon mal versucht habe dar-
zustellen, einer Information, die mir Herr Staats-
sekretär Dr. Schulz gegeben hat, so nach dem 
Motto: „Sagst du dem Chef Bescheid, oder infor-
mierst du ihn?“, aber ohne das jetzt im Detail zu 
hinterfragen oder was. Das kann ich nicht sagen. 
Das waren die Planinformationen, die ich aus der 
Abteilung StV über den Staatssekretär bekommen 
habe. Aber ich kann das nicht im Detail - - Das 
müssen die Fachleute Ihnen sagen. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Dann erst mal danke für 
Ihre Auskunft. Dann werden wir den Herrn 
Staatssekretär Dr. Schulz danach auch fragen.  

Dann komme ich auf einen anderen Zeitpunkt, 
nämlich auf die Kündigung der Betreiberverträge 
nach dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs. 
Ganz konkret geht es mir darum: Wer hat wann 
die Entscheidung getroffen, nach dem Urteil des 
EuGH die Betreiberverträge zu kündigen?  

Und insbesondere geht es mir darum zunächst 
mal - ich habe dann noch eine zweite Frage -: 
Warum wurde nicht ins Auge gefasst, das Infra-
strukturabgabengesetz anzupassen entsprechend 
dem, was der Europäische Gerichtshof moniert 
hatte? Auch dazu habe ich noch eine MAT-Num-
mer, jetzt fürs Protokoll - ich werde Ihnen auch 
ganz kurz in Erinnerung rufen, was das war; Sie 
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werden das sicher kennen -: MAT A BMVI-6-20a, 
Blatt 7. Da geht es speziell um eine Mail von dem 
Herrn Strater an den Herrn S  mit zwei ver-
schiedenen, je nach Urteil, Reaktionen an die 
Presse, also Sprachregelungen für den Herrn Mi-
nister, je nachdem, ob der EuGH die Klage von 
Österreich zurückweist oder ihr stattgibt. Das war 
also vorbereitet in die eine oder in die andere 
Richtung.  

Für den Fall, dass das Gericht gegen Deutschland 
urteilt, war hier im letzten Satz dann auch formu-
liert - das darf ich kurz zitieren -: 

Klar bleibt: Die Pkw-Maut lebt. 
Wir werden alle uns zur Verfü-
gung stehenden Hebel in Bewe-
gung setzen, um unsere Regelun-
gen europarechtskonform anzu-
passen. 

Das war - Stand 14.06., also vier Tage vor dem 
Urteil - die Idee, wie man auf ein eventuelles ne-
gatives Urteil reagiert. Später kam dann aber die 
Kündigung und nicht mehr der Versuch, das ISA-
Gesetz anzupassen. Das also jetzt der Hinter-
grund.  

Meine Frage an Sie, Herr Görrissen: Welche 
Kenntnisse haben Sie dazu? Warum wurde die 
Entscheidung so getroffen, nicht mehr weiter zu 
versuchen, ISA umzusetzen, sondern in die Kün-
digung zu gehen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter, 
vielleicht fange ich mal rückwärts mit Ihren, 
wenn ich es richtig gezählt habe, drei Fragen an. - 
Diese Pressevorbereitung, die Sie zitiert haben, 
die ich hier auch lese, war auf der Arbeitsebene 
im Vorfeld entstanden, allerdings - das habe ich 
ja heute Morgen schon gesagt - ohne Kenntnis 
des Urteils. Das heißt: Das war etwas, was man 
einfach mal so aufgeschrieben hat: Wie könnte es 
ausgehen? Diese hat keinerlei Relevanz gehabt. 
Es war einfach mal ein Arbeitsdokument, das 
man hingelegt hat für den Fall, dass man es 
braucht. Wir haben es aber nicht gebraucht, weil 
es zu dem eigentlichen Urteil gar nicht passte. 

Die zweite Frage, die Sie gefragt haben, wie man 
das Gesetz anpasst oder ob man das Gesetz an-
passt: Das Urteil war so eindeutig, dass man eine 
Anpassung des Gesetzes nicht vornehmen 
konnte. Natürlich war das eine Überlegung im 
Vorfeld immer gewesen, wenn mal was kommt. 
Aber bei dem klaren Urteil - - Und für uns war ja 
Grundlage - ich habe das heute Vormittag bereits 
auch zu einer Frage von Frau Lühmann ausge-
führt - - war ja der Umstand, dass wir keinen 
deutschen Autofahrer schlechterstellen durften, 
als er im Vorfeld gestanden war. Also, insofern 
hätte eine Modifikation des Gesetzes uns in kei-
ner Weise weitergeholfen. Es wäre ein Verstoß 
gegen den Koalitionsvertrag gewesen und vor al-
lem eine Regelung gewesen, die innerhalb der 
Koalition keinerlei Mehrheit gefunden hätte.  

Das Dritte war, glaube ich, Ihre Frage, wer am 
Abend des 18. Juni oder überhaupt am 18. ent-

schieden hat, die Klagen [sic!] zu erheben
Kündigung auszusprechen. Wir haben - das 
hatte ich heute Morgen ja auch be-reits versucht 
darzustellen - die Taskforce einge-setzt, die sehr 
ausführlich gearbeitet hat. Wir ha-ben uns dann 
am Abend in einem etwas kleine-ren Kreis im 
Büro des Ministers getroffen und ha-ben noch 
mal genau abgewogen, welche Kriterien da sind, 
die beiden Kündigungsgründe, die wir dann auch 
relevant gezogen haben, und haben in dem Kreise 
entschieden, dass der Kündigungs-weg der 
richtige Weg ist. Also, keine Entschei-dung einer 
einzelnen Person oder aufgrund ir-gendeiner 
Vorlage, sondern im Gespräch und in der 
Replizierung des Ergebnisses der Taskforce war 
das das Ergebnis, die Kündigung aus den ord- 
nungspolitischen Gründen und aus dem Grund 
der Schlechtleistung umgehend zu vollziehen.

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. Ihre 
Zeit - -  

Wolfgang Wiehle (AfD): Ich hätte noch eine 
Nachfrage. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Eine Nachfrage; 
okay. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Das ist jetzt eine Frage - - 
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Vorsitzender Udo Schiefner: Oder in der nächs-
ten Runde dann auch. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Wir können das in die 
nächste Runde nehmen; ich könnte sie jetzt stel-
len. Das überlasse ich Ihnen, Herr Kollege Schief-
ner. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Haben Sie noch 
viele Fragen in der nächsten Runde? 

Wolfgang Wiehle (AfD): Nein, ich habe nur noch 
diese eine Frage. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann machen wir 
sie noch. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Auch im gleichen Zu-
sammenhang. Herr Görrissen, hat vielleicht für 
die Kündigung auch eine Rolle gespielt, dass es 
noch bei der Umsetzung der ISA Probleme gege-
ben hätte oder die absehbar gewesen wären, auch 
im Bereich der Vollstreckung?  

Dazu habe ich auch hier eine Nachricht vorliegen 
vom Herrn Staatssekretär Dr. Schulz an das BMF, 
an den Herrn Dr. Bösinger. Das stammt vom 
02.08.2018; MAT A BMVI-5/4a, Blatt 40. Da stellt 
der Herr Dr. Schulz dar, dass das BMVI die Voll-
streckungsaufgaben nicht übernehmen kann, son-
dern dass das schon auch wegen der Einheitlich-
keit der Anwendung beim BMF liegen müsste.  

Aber zu dem betreffenden Zeitpunkt war jeden-
falls nicht klar, ob es eine Einigung zwischen 
dem BMVI und dem BMF über diese Frage gibt. 
Wenn diese Unklarheit, was ich jetzt nicht weiß 
und Sie hiermit fragen möchte, zum 18.06.19 
noch bestand: War das vielleicht auch ein Grund, 
jetzt dann aufzustecken und das Projekt zu been-
den? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter 
Wiehle, soweit ich das erinnere, hat das am 
18. Juni keinerlei Rolle gespielt. Dies war eine 
vollkommen andere Diskussion, weil es ist in der 
Bundesverwaltung üblich, dass die Vollstreckung 
durch die Zollverwaltung erfolgt. Hier hat man 
aber gesagt, der Herr Bösinger und auch andere: 

Das ist uns zu aufwendig, weil wir haben 41 Mil-
lionen Fälle. Und es ist zu erwarten, dass es ganz, 
ganz viele Fälle gibt. - Da hat das BMF gesagt: 
„Das schaffen wir mit dem vorhandenen Personal 
nicht; ihr müsst als BMVI eine eigene Vollstre-
ckung aufbauen“, was ein Riesenaufwand ist und 
was auch sehr ungewöhnlich ist, aber was in An-
griff genommen worden wäre. Für die Kündi-
gung, also Ihre eigentliche Frage, hat das keiner-
lei Rolle gespielt. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Herzlichen Dank. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann hat die Kollegin Lühmann nun das Wort. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke sehr. - Herr Gör-
rissen, am 17. Oktober 2018 ging nur ein Angebot 
für den Betreibervertrag „Erhebung“ ein, und das 
lag mehr als 1 Milliarde über dem zur Verfügung 
stehenden Haushaltsrahmen. Von wem und 
wann erfuhren Sie davon, dass dieses Angebot 
eingegangen ist und deutlich über dem Haus-
haltsrahmen lag? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Also, von wem ich 
das erfahren habe, war Herr Dr. Schulz, dass es 
deutlich über dem Haushaltsrahmen lag, im Prin-
zip 1 Milliarde drüber. Wann ich das erfahren 
habe, Frau Lühmann, kann ich Ihnen nicht sagen; 
das weiß ich nicht. Es war keine formelle Infor-
mation durch eine Vorlage oder irgendwas, son-
dern das hat er mir halt in einem unserer - ich 
habe es ja heute Vormittag schon gesagt - zahlrei-
chen Gespräche berichtet, dass die Situation ein-
getreten ist, dass wir nur ein Angebot haben, das 
wesentlich überhöht ist. Und wir haben uns dann 
darüber unterhalten, woher das kommen kann, 
woran das liegen kann, ob die geahnt haben, dass 
sie der einzige Anbieter sind usw. Aber wann das 
genau war, vermag ich nicht zu sagen, beim bes-
ten Willen nicht. 

Kirsten Lühmann (SPD): Nun haben wir hier 
Zeugen gehabt, Frau Geese und Herrn Molitor, 
die übereinstimmend berichtet haben, dass Herr 
Schulz erst Mitte November, also vier Wochen 
nach Eingang dieses Angebotes, realisiert hat, 
dass es noch ein gewaltiges Problem gibt. Und 
dann hat er auch ein Treffen gemacht, und das 
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wurde da besprochen. Er hat sich ziemlich aufge-
regt. Am Tag davor, am 13. November, traf Staats-
sekretär Dr. Schulz laut seines Terminkalenders 
Minister Scheuer. Waren Sie da mit dabei, bei 
dem Treffen? Wissen Sie, worum es da ging? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich kann mich jetzt 
da an kein konkretes Treffen erinnern, wobei - 
ich habe es ja heute auch schon gesagt -: Wir ha-
ben ständig Termine gehabt, wo wir uns getroffen 
haben. Aber hier jetzt konkret - ich habe keinerlei 
Erinnerung. 

Ich war auch - und da bin ich ziemlich über-
zeugt - nirgendwo dabei, wo wir über das Thema 
gesprochen haben. Ich habe das ja schon einlei-
tend gesagt: In diese Fachdinge hinein, in das ei-
gentliche Vergabeverfahren usw., war ich über-
haupt nicht involviert. Ich habe immer nur so die 
Gesamtzusammenhänge mir berichten lassen. 
Aber hier habe ich keinerlei Detailkenntnisse. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja, jetzt ist aber für mich 
der Fakt, dass drei Wochen vor Vertragsunter-
zeichnung, geplanter Vertragsunterzeichnung - 
der Minister hat ja immer gesagt, er will noch im 
Jahre 2018 den Vertrag unterzeichnen, aus haus-
haltsrechtlichen Gründen - - also drei Wochen 
vor Vertragsunterzeichnung ist die Summe, die 
im Angebot steht, 1 Milliarde über dem, was zur 
Verfügung steht. Das ist ein Drittel. Das ist aus 
meiner Sicht nicht Schräubchenkunde einer 
Fachdiskussion, sondern das ist eine handfeste 
politische Diskussion: Wie sollen wir in drei Wo-
chen ein Angebot 1 Milliarde runterverhandeln? 
Trotzdem sagen Sie, Sie waren nicht eingebun-
den in diese Diskussion. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Frau Abgeordnete 
Lühmann, wenn Sie sich daran erinnern, habe 
ich heute Morgen gesagt, dass ich mich in einer 
koordinierenden Rolle gesehen habe, aber jetzt 
nicht in der Rolle eines Fachabteilungsleiters, der 
sich um bestimmte Dinge kümmert. Das war eine 
Frage, die zwischen der Haushaltsabteilung auf 
der einen Seite und der Fachabteilung StV auf 
der anderen Seite mit dem Staatssekretär behan-
delt wurde.  

Ich bin vielleicht hier und da über ein paar 
Punkte informiert worden, aber ich war nicht be-
teiligt an diesem Gespräch. Ich hätte auch nichts 
dazu beitragen können; denn Sie haben ja gese-
hen: Auch wenn es nur eine Spanne von drei 
Wochen war, aber es ist ja gelungen, dieses Ver-
handlungsergebnis so zu verändern, dass wir 
eine Basis hatten, die dem Haushaltsrecht ent-
sprochen hat. - Ich war nicht beteiligt an diesem 
Gespräch. Ich kann deswegen auch in meiner 
Zeugenrolle hier keine Informationen dazu ge-
ben. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja. - Zu Ihrer letzten 
Aussage haben wir unterschiedliche Zeugenaus-
sagen bezüglich des Haushaltsrechtes; nur fürs 
Protokoll. 

Der Kollege Wiehle hat zwei von Ihren Tagesin-
formationsschreiben zitiert, die ich auch zitiert 
hätte. Sie haben es erklärt: Herr Schulz hat Sie 
gebeten, dem Minister das mitzuteilen. - Jetzt 
frage ich mich: Sie haben vorhin gesagt, Herr 
Schulz hat dem Minister immer direkt berichtet, 
auch häufig ohne dass Sie das wussten. Jetzt ha-
ben wir aber die Situation, dass Herr Schulz Sie 
gebeten hat, dem Minister gewisse Dinge mitzu-
teilen. Das passt für mich nicht ganz zusammen. 
Das ist die erste Frage. 

Und die zweite Frage ist: Was ist denn danach 
passiert? Also, das waren ja wieder Dinge, und 
das war ja exakt das, wo Sie gesagt haben, da ha-
ben Sie eigentlich gar nichts mit zu tun, nämlich 
so ein Klein-Klein.  

Kapsch verlangt wohl stärkere Ga-
rantien … 

Das ist für mich Klein-Klein, übrigens mehr 
Klein-Klein als 1 Milliarde, die ich noch finden 
muss.  

Und dann ging es - das ist ja auch schon gefragt 
worden - um den Zeitpunkt der Unterzeichnung. 
Also, was ist hinterher passiert, und warum ist in 
diesem Fall davon abgewichen worden, dass Sie 
sich um solches Klein-Klein kümmern und Herr 
Schulz nicht direkt an den Minister gegangen ist? 
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Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Frau Lühmann, Ihre 
Aussage, dass das nicht zusammenpasst, kann 
ich nicht teilen, weil - ich habe das ja auch schon 
versucht zu erklären - es gibt natürlich viele In-
formationswege. Ich habe den Minister auf mei-
nem Weg informiert. Parallel sind andere Infor-
mationen gelaufen. Herr Schulz hatte auch nicht 
immer Gelegenheit, an den Minister ranzukom-
men, und hat manches dann mir mal gesagt: 
Kannst du ihm das schnell mal mitteilen? - Oder 
es war halt beiläufig ein Bericht, den er mir gege-
ben hat, und ich meinte: Ich muss es dem Minis-
ter weiter mitteilen. - Aber es gab andere The-
men, wo Herr Schulz gesagt hat: Das will ich dem 
Chef selber darstellen. - Und so war auch meine 
Notiz, die der Schulz mir kurz berichtet hatte. Im 
weiteren Verlauf haben dann Gespräche stattge-
funden, wo Herr Schulz das dann dem Minister 
auch intensiver erläutert hat bzw. worüber dann 
gesprochen wurde.  

Kirsten Lühmann (SPD): Danke. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich bin sozusagen 
in der Rolle eines Mediators gewesen, der einfach 
nur dafür sorgt, dass Informationen von A nach B 
kommen, und irgendwo Wege findet. Denn Sie 
wissen selber, wie es im Ministerium zugeht: 
Man hat manchmal Tage, wo man überhaupt 
keine Chance hat, irgendwelche Informationen 
im Hause zu verteilen; dann gibt es wieder Tage, 
wo man stundenlang zusammensitzt und alles 
berichten könnte und man hat nichts mehr zu be-
richten. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja. Danke schön. - Ich 
komme noch mal auf den Dezember 2018, etwas 
später, zurück. Sie haben gesagt, da haben Sie 
sich irgendwann in den Urlaub ausgeklinkt, weil 
Sie Geburtstag hatten. Aber am 20. Dezember - es 
kann also durchaus sein, dass Sie das nicht auf-
genommen haben; ich frage Sie aber trotzdem - 
haben Sie einen Vermerk von Frau Gebauer aus 
dem Mautreferat bekommen. Der Vermerk kommt 
am Ende zu folgendem Fazit: 

Aus den Fragen der Richter und 
des Generalanwalts ließ sich keine 
abschließende Tendenz für den 
Ausgang des Verfahrens erkennen. 

Ich lasse jetzt einen Satz aus. Der letzte Satz lau-
tete: 

Der Ausgang des Verfahrens er-
scheint nach der mündlichen Ver-
handlung zumindest offen. 

Das ist hier schon sehr oft zitiert worden; trotz-
dem noch mal: MAT A BMVI-7-1e, Blatt 133 bis 
138. - Haben Sie diese Bewertung zur Kenntnis 
genommen, oder war das auch eine von denen, 
wo Sie gesagt haben: „Da habe ich im Urlaub 
nicht so draufgeguckt“? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Lassen Sie uns das 
gerade mal hier aufmachen. 

(Der Zeuge blickt auf einen 
Bildschirm) 

Wir haben sie leider noch nicht gefunden. Herr 
Simon sucht noch. - Frau Lühmann, würden Sie 
freundlicherweise die Nummer noch mal wieder-
holen? 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja. MAT A BMVI-7-1e, 
Blatt 133 bis 138. Ich gucke mal, ob da ein Über-
tragungsfehler ist, was ich aber nicht glaube.  

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Frau Lühmann, ich 
kenne diesen Vermerk. Ich bin mir aber ziemlich 
sicher, dass ich ihn nicht am 20. Dezember gele-
sen habe, weil ich da wirklich - - Ich weiß, dass 
das jetzt etwas eigenartig klingt; aber Sie können 
sich vorstellen: Ich war in einer ziemlich schwie-
rigen Situation nach meinem Schlaganfall. Und 
ich hatte mir jetzt wirklich vorgenommen: Diesen 
65. - es gab Momente, da habe ich gedacht: den 
wirst du nicht erleben -, den wirst du jetzt feiern, 
und da können dir Frau Gebauer und sonst wie 
Leute Mails schicken; die sind halt alle da, aber 
die sind auch nach diesem Geburtstag noch da.  

Ich habe diesen Vermerk später mal gelesen; das 
erinnere ich sehr gut. Und ich kann Ihnen auch 
sagen, dass dieser letzte Satz für Frau Dr. Ge-
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bauer typisch ist: Ja keine klare Position darstel-
len. Es könnte ja später sein, dass man verhaftet 
wird und es heißt - wenn es jetzt anders ausge-
gangen wäre -: Aber Sie haben doch damals in Ih-
rem Vermerk gesagt: So und so erwarte ich den 
Ausgang.  

Ich habe vor allem über diese mündliche Ver-
handlung, an der ich persönlich natürlich nicht 
teilgenommen habe, mit Herrn Dr. Schulz gespro-
chen. Der kam mit einem recht guten Gefühl aus 
dieser mündlichen Verhandlung zurück. Ich habe 
das vorhin ja schon mal angedeutet. Er hatte vor 
allem den Eindruck, dass allein schon durch die 
Zuweisung an die Große Kammer und die Art 
und Weise der Fragestellung dort durch den 
Richter oder die Richter es in diese Richtung ge-
hen könnte, dass es ein Grundsatzurteil geben 
wird zur Pkw-Maut, zur Eurovignetten-Richtlinie 
usw. Aus dem Grunde war er sehr optimistisch, 
dass es ein positives Ergebnis gibt.  

Diese besorgte Formulierung von Frau Dr. Ge-
bauer ist leider typisch für unsere Europäer so 
nach dem Motto: Ja nicht klare Farbe bekennen; 
wir lassen das mal offen. - Das war aber nicht der 
Gesamteindruck anderer Teilnehmer aus dieser 
Runde. 

Kirsten Lühmann (SPD): Wir werden die anderen 
dann dazu befragen. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Das ist eine Mög-
lichkeit. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ich gehe jetzt mal - - 
Nach der Vertragsunterzeichnung, und zwar am 
11. Januar 2019, forderte das Mautreferat bei der 
rechtlichen Beratung eine Ausarbeitung zu der 
Frage an, welche Möglichkeiten bestehen, den 
Betreibervertrag nach einem negativen EuGH-Ur-
teil zu kündigen, und welche Entschädigungs-
zahlungen in einem solchen Falle drohen. Aus 
meiner Sicht ist das eigentlich eine ganz zentrale 
Frage. Die stelle ich mir immer, wenn ich irgend-
ein Haus kaufe, ein Auto kaufe, einen Arbeitsver-
trag mache. Ich gehe immer davon aus: Das läuft 
alles super, die Abzahlungsraten funktionieren. 

Aber ich mache mir immer Gedanken: Was ist ei-
gentlich der Worst Case? Was passiert, wenn 
doch etwas dazwischenkommt?  

Nun ist das das erste Mal, dass wir in irgendeiner 
Art und Weise das gefunden haben, ganz konkret 
die Frage: Was passiert denn eigentlich, und was 
für Entschädigungszahlungen sind dann zu leis-
ten? Sie haben gesagt, Sie haben koordinierende 
Aufgaben innegehabt; aber aus meiner Sicht ist 
das ja nun auch eine Frage, die koordiniert wer-
den könnte: Was passiert eigentlich, wenn der 
Worst Case eintritt? Haben Sie irgendwann dieses 
Thema „Was passiert eigentlich, wenn der Ver-
trag gekündigt wird, und was für Entschädi-
gungszahlungen sind fällig?“ gehört in Ihrer Ar-
beit? Waren Sie da am 11. Januar eingebunden? 
Was ist danach passiert? Ist das danach etwas 
vertieft diskutiert worden, oder ist das gar nicht 
an Sie rangetragen worden? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Können Sie mir das 
vielleicht einmal vorhalten, was Sie gerade zitiert 
haben, weil mir das im Moment nichts sagt? 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja, das ist MAT A 
BMVI-6-1a-16, Blatt 298 bis 309. Das ist eine Vor-
lage, die ist - - Also, wir haben keine Hinweise in 
den Akten, dass das an Sie herangetragen wurde. 
Da das aber so ein wichtiges Thema ist, ist meine 
Frage: Haben Sie mit dem Minister oder Staats-
sekretär darüber gesprochen? Ist das irgendwie 
mal Thema gewesen nach diesem 11. Januar? 
Und die erste Frage war ja: Ist davor schon mal 
irgendwann darüber geredet worden, wie das mit 
möglichen Entschädigungen aussieht? 

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Also, das ist, wie 
ich vermutet habe, Frau Lühmann, eine Notiz, 
die, glaube ich, gemacht wurde für den Minister 
zur Vorbereitung des Ausschusses. Ich selber 
habe mich nicht damit befasst; wir haben es auch 
nicht erörtert. Aber es waren ja Fragen, die im 
Vorfeld der Ausschussberatung auch gestellt 
wurden, die eben auch öffentlich gestellt wur-
den. Und das war eine Vorbereitung. Sie wissen, 
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dass immer viele Dinge prophylaktisch aufberei-
tet werden. Ein Minister geht mit einer Riesen-
mappe in den Ausschuss, und am Ende werden 
ganz andere Fragen gestellt. Aber ich bin mit der 
Thematik als solche nicht befasst gewesen, son-
dern nur im Vorfeld der Vorbereitung der Aus-
schusssitzung. 

Kirsten Lühmann (SPD): Und vorher war das nie 
Thema? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Als das im Aus-
schuss erörtert worden ist; das wissen Sie viel-
leicht sogar besser als ich. 

Kirsten Lühmann (SPD): Entschuldigung, vorher 
war das nie Thema? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein, ich hatte ja 
gesagt, wir sind immer davon ausgegangen, dass 
dieses Urteil im positiven Sinne für uns ausge-
hen wird. Und wir haben uns immer wieder 
deutlich gemacht, dass es eigentlich keine 
Gründe geben kann. Ich habe die einzelnen Be-
reiche heute Morgen ja schon mal genannt, die 
uns eigentlich immer wieder bestätigt haben: Das 
wird nicht schiefgehen. - Ich sage ja: Wir haben 
keine Anhaltspunkte gehabt. Jetzt im Nachherein 
zu sagen „Ja, das haben wir doch immer schon 
gewusst“: Das ist leider Gottes auf Gottes Erdbo-
den immer so, dass man danach klüger ist. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann hat jetzt der 
Kollege Jung das Wort. 

Dr. Christian Jung (FDP): So, also wieder herz-
lich willkommen aus der Mittagspause! Ich will 
jetzt nicht mit Ihnen streiten, wie bedeutend Sie 
sich selbst finden. Aber ich glaube, Sie sind - das 
kann man vielleicht festhalten, auch nach ver-
schiedenen Berichten, auch über Sie -  schon ein 
Mensch, der sehr strategisch ist.  

Was ich jetzt nicht verstehe nach dem, was Sie 
gesagt haben, und was ich gern noch besser ver-
stehen würde, ist: Warum wurde damals der orts-
abwesende Staatssekretär Beermann vom Minis-
ter mit der Leitung dieser Taskforce beauftragt? 
Und Sie haben ja berichtet, dass Sie den ganzen 
Tag sozusagen da gar nicht dran teilgenommen 

haben. Also, das heißt, diese Taskforce war offen-
bar ohne irgendeine Leitung und hat da vor sich 
hin gewurschtelt. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter 
Dr. Jung, dazu kann ich Ihnen ganz klar Folgen-
des sagen: Die Idee, diese Taskforce einzurichten, 
ist in dem ersten Telefonat nach Bekanntwerden 
des Urteils gefallen: Richtet unter Leitung des zu-
ständigen Staatssekretärs eine Taskforce ein. - 
Der zuständige Staatssekretär war zu dem dama-
ligen Zeitpunkt Guido Beermann. Jetzt haben 
manche die Terminkalender aller Staatssekretäre 
usw. - auch wenn sie bedeutend sind - im Kopf. 
Ich beherrsche dieses nicht, sondern ich bin noch 
ein Mensch des Papiers; ich schaue nach. So, 
und dann habe ich den Herrn Beermann angeru-
fen und ihn zwar erreicht, aber er hat mir gesagt: 
„Du, ich kann heute nicht; wir haben“ - ich bitte 
um Nachsicht, wenn ich mich da jetzt vertue - 
„heute“ - ich glaube, vielleicht auch sogar schon 
den Tag vorher - „eine Strategieklausur des Auf-
sichtsrates der Deutschen Bahn AG.“ Sie wissen 
als Verkehrspolitiker, dass das BMVI die Koordi-
nierung der Position des Bundes dort vornimmt. 
Das heißt, Guido Beermann musste als Vertreter 
des Bundes in diese Strategiesitzung, die eben ja 
im großen Kreise des Aufsichtsrates lief.  

Und daher war es logisch, dass in seiner Vertre-
tung - so ist es in der Geschäftsordnung vorgese-
hen - der Stellvertreter, nämlich Staatssekretär 
Dr. Michael Güntner, das sofort übernommen hat 
und unter seiner Leitung dann diese Taskforce 
einberufen wurde. Die bestand eben nicht - - fi-
xiert auf bestimmte Leute, sondern das wurde de-
nen anheimgegeben, was sie gerade - - Der Herr 
Güntner selber ist auch Jurist, kennt sich also 
auch in vielen Dingen aus, und er hat dann die 
Leute zusammengetrommelt oder zusammen-
trommeln lassen, die sich daran beteiligt haben.  

Ich selber habe das deutlich gemacht: Ich war 
nicht beteiligt, weil ich erstens nicht viel hätte 
beitragen können, wenn es um all diese Fragen 
aus dem Vertragswerk ging. Zum Zweiten wäre 
es mir zeitlich gar nicht möglich gewesen, weil es 
jetzt ja darum ging, viele Gespräche zu führen. 
Ich will damit nicht meine Bedeutung unter-
schlagen. Wenn Sie meinen, dass ich bedeutend 
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bin, können Sie sich vorstellen, dass mich dann 
auch plötzlich ganz viele Leute angerufen haben. 
Also, insofern war ich auch als Gesprächspartner 
gefragt und habe dann meine Meinung vertreten 
und Informationen gegeben an viele Stellen in-
nerhalb und außerhalb des Hauses. 

Dr. Christian Jung (FDP): Dann halte ich fest 
nach dem, was Sie gesagt haben, dass der Herr 
Dr. Güntner bis zum Eintreffen von dem Herrn 
Beermann dann sozusagen die Leitung der 
Taskforce offiziell hatte. Das heißt, es waren - -  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Es ist richtig, Herr 
Abgeordneter: Herr Beermann ist am späten 

Abend (akustisch unverständlich) zugestoßen 
und hat dann den Vorsitz quasi übernommen 
und hat in den Folgetagen dann das auch 
weitergeführt.
Dr. Christian Jung (FDP): Das heißt, als Volljuris-
ten waren dann bis zum Eintreffen zum Beispiel 
der Herr Dr. Neumann dabei. Von der Frau 
Bethge wissen wir, dass sie Volljuristin ist, von 
dem Herrn Dr. Güntner. Waren da noch weitere 
Volljuristen dabei, bei diesen Besprechungen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich kann Ihnen jetzt 
nicht - - Ich weiß auch nicht bei jedem, wer jetzt 
Volljurist ist oder nicht. Ich glaube, Frau Dr. Ge-
bauer war dabei; soweit ich weiß, ist sie auch 
Volljuristin. Es war Herr Zielke weitgehend oder 
teilweise - das kann man jetzt unterschiedlich se-
hen - dabei, der Volljurist ist. Herr Molitor war in 
weiten Zügen dabei, der Volljurist ist. Also, es 
waren sehr viele Juristen dabei. 

Dr. Christian Jung (FDP): Jetzt hatten Sie ja schon 
heute gesagt, dass es aus verschiedenen Gründen 
kein Protokoll dieses Tages gab und Sie auch 
selbst nicht durchgehend dabei waren. Jetzt hat-
ten Sie vorhin gesagt, dass Sie dann gemeinsam 
mit dem Minister auf Basis der Beratungsergeb-
nisse dann eine gemeinsame Entscheidung gefällt 
haben. Wie haben Sie denn das gemacht? Haben 
Sie die Entscheidung gefällt oder der Minister? 
Wer hat das gemacht? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Das ist relativ ein-
fach zu beantworten. Ich habe das auch in mei-
nem Eingangsstatement deutlich gemacht, dass 

ich keine Entscheidungen zu fällen habe, son-
dern wir haben am Ende der Taskforce - - Also, 
diese Taskforce hat getagt den Tag über in unter-
schiedlicher Besetzung, hat sich mit den Themen 
befasst bis etwa - da muss ich jetzt spekulieren - 
halb sechs oder wann es war.  

So am Abend hin sind der Minister und ich - ich 
weiß nicht, ob noch ein, zwei mehr mitgekom-
men sind - in diese Taskforce hineingegangen 
und haben uns über die Beratungen, die im Laufe 
des Tages stattgefunden haben, unterrichten las-
sen. Dort wurde dann vorgetragen von den Kolle-
gen, die dort schon länger zusammen waren, was 
sie für Kündigungsgründe, was sie für all diese 
Fragestellungen, die sich halt - - Der Herr Minis-
ter hat dann hier und da auch wieder nachge-
fragt.  

Wir haben uns dann, wie Sie es schon berichtet 
haben, auch in die kleinere Runde zurückgezo-
gen und haben da noch einmal eine abschlie-
ßende Bewertung dieser Aufgaben oder dieser Er-
gebnisse der Taskforce, die in der Tat jetzt nicht 
aufgeschrieben waren - weil wir hätten sie ja für 
uns selber nur aufgeschrieben; es waren ja immer 
dieselben Leute wieder dabei - - die sind noch 
mal zusammengeführt worden. Und aufgrund 
dieser Ergebnisse haben wir im Kollegium, wenn 
Sie so wollen, eine Gesamtentscheidung herbei-
geführt. 

Dr. Christian Jung (FDP): Aber das heißt, es gab 
jetzt keine schriftlich ausgearbeitete und auch ju-
ristisch noch mal überprüfte Zusammenfassung, 
die als Entscheidungsgrundlage diente. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Die Entscheidungs-
grundlage wurde von den Juristen vorgetragen. 
Nun sind wir noch in der Lage, einige Dinge auf-
zunehmen, und das haben wir auch verstanden. 
Man hätte es aufschreiben können - das hätte viel 
Zeit gebraucht -, und die hätten uns das noch mal 
vorlesen können. Statt des Vorlesens haben sie 
uns vorgetragen, und das hatte die gleiche Wir-
kung. Es war nämlich überzeugend dargestellt, 
dass es Kündigungsgründe gab. Die beiden haben 
wir schon genannt. Insofern wäre die Verferti-
gung eines Papieres eigentlich eine überflüssige 
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Tat gewesen, die viel Zeit gekostet hätte und al-
lenfalls wieder einen hierarchischen Gang ausge-
löst hätte, dass noch mehrere Instanzen das hät-
ten sich anschauen müssen. Und hier waren alle 
vertreten, immerhin auch ein Staatssekretär, der 
als Jurist - und ich kenne den Herrn Dr. Güntner 
auch seit vielen Jahren, und ich darf mir erlauben 
zu sagen: als wirklich guter Jurist - auch mit In-
formationen dazu beitragen konnte, zu einer ver-
nünftigen Entscheidung zu kommen. 

Dr. Christian Jung (FDP): Ich habe nur deswegen 
gefragt, weil es natürlich oftmals so ist, dass viele 
Dinge sehr lange rechtlich geprüft werden. Hier 
hat man bei einer Sache von erheblicher Bedeu-
tung diese lange Prüfungszeit wegen den ganzen 
Persönlichkeiten, die da waren, so nicht ge-
braucht. - Das war eine Frage.  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Kann ich nur bestä-
tigen. 

Dr. Christian Jung (FDP): Gut. - Ich habe noch 
weitere Fragen in der nächsten Runde. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann hat der Kollege Cezanne das Wort. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Danke, Herr Vorsit-
zender. - Herr Görrissen, ich setze daran gleich 
noch mal an. Also auch, wenn da jetzt lauter qua-
lifizierte Leute um einen Tisch sitzen: Man weiß, 
man ist von einem Urteil am Vormittag über-
rascht; man weiß jetzt, nachdem man einen Tag 
lang daran gearbeitet hat, es gäbe den offensicht-
lichen Kündigungsgrund und es gibt noch einen 
zusätzlichen Kündigungsgrund wegen der 
Schlechtleistung. Beide Kündigungsgründe erga-
ben aber keinen Zeitdruck oder keine Notwendig-
keit, das unbedingt an diesem Tag zu entschei-
den. Was war denn aus Ihrer Erinnerung der aus-
schlaggebende Grund, warum Sie in dieser 
Runde am Abend dieses Tages sich dann schon 
für die Kündigung entschieden haben? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Aus meiner Erinne-
rung heraus war der entscheidende Grund, dass 
wir eben in der Tat, was Sie jetzt sagen, uns auch 
gefragt haben: Wie viel Zeit haben wir? Der 
Rechtsberater hat dann gesagt: Na ja, ein paar 

Tage kann man drüber nachdenken. - Aber ich 
habe das ja schon erwähnt: Sehr nachdenklich 
hat uns dieser Mailverkehr des Anwalts Frevert 
von Noerr gestimmt, der ja schon tags vorher, 
also unabhängig auch von dem Urteil, gekommen 
war, wo er Bedenken äußerte. Und wir haben uns 
eben auch gesagt: Die Gegenseite wird ja auch et-
was überlegen. - Und sie haben ja dann im Nach-
herein - das wussten wir nicht an dem Abend, 
aber wir haben ja später gesehen - die Unterauf-
tragnehmerverträge noch verändert; das kam ja 
dann ein paar Tage später.  

Und insofern haben wir gesagt: Es ist vielleicht 
besser, das jetzt schnell zu machen, als jetzt ei-
nen langen Abwägungsprozess darzustellen, wo 
auch die Gegenseite dann vielleicht irgendwel-
che anderen Schritte geht. Wir hatten hier zwei 
aus unserer Sicht klare Kündigungsgründe, näm-
lich das Urteil und diese Schlechtleistung, die 
uns eigentlich bestätigt worden war noch mal 
durch die Gespräche am Nachmittag in der 
Taskforce und eben auch durch diese Mail vom 
Tag vorher über die Anwaltskanzlei. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Nun hat der Herr Sch-
neble, mit dem Sie an diesem Tag nach seiner Er-
innerung dreimal telefoniert haben, hier bei uns 
ausgesagt, dass er in diesen Gesprächen die Be-
reitschaft der Betreiber ausgesprochen habe, in 
veränderter Form, wie auch immer, weiter an 
dem Projekt zu arbeiten. Das muss Ihnen doch - - 
Also, zumindest nach den Aussagen von Herrn 
Schneble war Ihnen bekannt, dass die Betreiber 
interessiert sind, das Projekt fortzusetzen, unab-
hängig davon, was in dem Schreiben von der 
Kanzlei Noerr und Herrn Frevert steht. Wie ha-
ben Sie das denn miteinander in Einklang ge-
bracht, dann hinterher trotzdem zu sagen: „Nee, 
wir kündigen jetzt, und zwar auf der Stelle“? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich bin mir gar 
nicht mal bewusst, ob Herr Schneble zu dem 
Zeitpunkt das Schreiben der Kanzlei Noerr ge-
kannt hat. Herr Schneble war Geschäftsführer seit 
kurzer Zeit. Ich kannte ihn als Lobbyisten. Inso-
fern weiß ich nicht, inwieweit und in welcher 
Tiefe er in dieser Thematik insgesamt drin war, 
weil das ja auch ganz andere Leute dann inhalt-
lich gesteuert haben. Das ist das eine.  
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Zum Zweiten habe ich in der Tat mit Herrn Sch-
neble an dem Tag - Sie sagen, er sagt dreimal; ich 
bin mir nicht ganz sicher, ob zwei- oder dreimal; 
aber egal - - Wir haben miteinander telefoniert. 
Und - das habe ich ja schon gesagt - es war die 
Überlegung, man trifft sich noch mal und unter-
hält sich.  

Es gab dann auch in der öffentlichen Diskussion, 
die ja ganz schnell begann, die Frage: Gibt es 
nicht die Möglichkeit, diese Maut zu ändern, in 
eine Ökomaut umzuwandeln? Das war eine Sa-
che, die man politisch vielleicht hätte machen 
können; sie wäre aber enorm schwierig gewesen. 
Und wir haben relativ schnell auch in den Ge-
sprächen, die wir in Vorbereitung auf die Kündi-
gung an dem Abend geführt haben, festgestellt, 
dass wir eine veränderte Maut mit veränderten 
Strukturen oder die Einführung einer Ökomaut - - 
die wäre nie möglich gewesen, ohne den deut-
schen Autofahrer zu belasten. Und damit war die 
Bereitschaft innerhalb der Koalition nicht vor-
handen, da Änderungen herbeizuführen.  

Das Urteil war leider so vernichtend, dass man 
eben sagen musste: Es bietet keine Chance mehr, 
jetzt zu einer Änderung zu kommen. - Dass die 
Unternehmen Kapsch und Eventim natürlich da-
ran interessiert waren, ein gutes Geschäft zu ma-
chen - denn das wäre es ja, wenn es funktioniert 
hätte, geworden -, war klar, und dass sie sich 
auch bemühten und sagten: Wir müssen noch 
einmal überlegen. - Aber es gab für uns - und das 
war leider Gottes der Tenor dieses Urteils - - so 
eindeutig, dass das, was der Koalitionsvertrag 
uns vorgab, nicht hätte realisiert werden können. 
Aus dem Grunde brauchten wir da auch nicht 
mehr lange über Alternativen oder derartige 
Dinge nachzudenken. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Dennoch hat Herr 
Scheuer - jetzt muss ich allerdings aus dem Ge-
dächtnis arbeiten; da kann ich Ihnen jetzt keine 
Vorhaltung machen - am kommenden Tag, am 
Mittwoch dann, im Kabinett die Frage ja offen-
sichtlich noch mal aufgeworfen und hat dann be-
richtet, dass es - das stimmt; da haben Sie dann 
das, wie soll ich sagen, vorausgeahnt am Diens-
tagabend - im Kabinett keine Bereitschaft gibt, 
das Thema weiterzuverfolgen. Aber wäre das 

nicht ein relativ logischer Schritt gewesen, am 
Dienstag zu sagen: „Also jetzt, Leute, macht mal 
halblang; morgen ist Kabinettssitzung, da können 
wir das ja noch mal mit den Kollegen aus der Re-
gierung besprechen“? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Sie wissen und Sie 
vermuten ja sicher auch, dass Herr Scheuer am 
Tag selber schon mit einigen in der Regierung ge-
sprochen hatte, und insofern war das eigentlich 
ziemlich eindeutig. Die Kabinettsberichterstat-
tung war halt einfach, die Kollegen, die sich 
nicht mit der Thematik befassen, aber natürlich 
politisch von so einer wegweisenden Entschei-
dung auch betroffen sind, noch einmal zu infor-
mieren und auch sicher noch mal das gesamte 
Stimmungsbild zu sehen. Aber es war für uns re-
lativ eindeutig, dass wir in der Phase keine 
Chance hatten auf der Basis des vorhandenen Ko-
alitionsvertrages. Und, Herr Abgeordneter 
Cezanne, Sie wissen selber, dass diese Maut auch 
innerhalb der Koalition begrenzte Freunde hatte. 
Also, das war eine schwierige Diskussion. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Danke sehr. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Herr Kollege Kri-
scher hat dann das Wort. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
Herr Görrissen, ich bleibe bei diesem Tag und 
dem Thema Taskforce. Ich habe, ehrlich gesagt, 
immer noch nicht verstanden: Wer hat denn am 
18. - und was dann im Laufe des Tages passierte - 
die Teilnehmer ausgewählt? Wie ist da entschie-
den worden, wer dort hinkommen soll? Wie pas-
sierte das? War das Ihre Aufgabe? Waren Sie da-
mit befasst? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich habe das ja ver-
sucht schon darzustellen. Meine Aufgabe bestand 
darin, den Wunsch des Ministers, eine Taskforce 
einzusetzen, weiterzugeben. Dieses habe ich wei-
tergegeben an den zuständigen Staatssekretär o-
der an sein Büro, wo sich aber dann heraus-
stellte, dass Herr Beermann eben nicht da ist und 
auch nicht verfügbar ist. Und er hat dann mit sei-
nem Stellvertreter, dem zweiten Staatssekretär 
unseres Hauses, gesprochen. Und Herr Güntner 
hat dann entschieden, wer dazukommt. Ich will 
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nicht ausschließen, dass Herr Güntner mich zwi-
schendurch noch mal gefragt hat: Wen, meinst 
du, sollte man noch dazuholen? - Aber wir haben 
dann natürlich auch gesagt: Das weiß Herr 
Zielke. - Der Herr Zielke hat seine Leute geholt, 
die seit Jahr und Tag in der Abteilung StV daran 
arbeiteten. Es sind die Europarechtler dazuge-
kommen; es sind, glaube ich, vom Haushalt ei-
nige dazugekommen. Aber ich kann Ihnen nicht 
sagen - -  

Ich habe da auch nichts mitentschieden, sondern 
ich habe nur gesagt: Der Minister möchte gerne 
eine Taskforce, die nicht aus einer festen Zusam-
mensetzung besteht, wo man sagt: „1 bis 17 sind 
die Leute“, sondern ihr sollt euch die zusammen-
holen, auch unter Beteiligung der Rechtsberater 
bzw. der Berater - wir haben ja neben den Rechts-
beratern auch noch andere gehabt, die sich mit 
dieser Thematik befasst haben, die das Vertrags-
werk kannten und die sich inhaltlich mit der 
Thematik beschäftigt haben - - dass sie dort eine 
Zusammenstellung machen der Kollegen, die 
man dafür braucht, egal welche Ebene, ob Sach-
bearbeiter oder Referatsleiter oder Unterabtei-
lungsleiter. Und so wurde halt diese Taskforce, 
soweit ich weiß - wie gesagt, ich bin selber ja 
nicht dabei gewesen -, auch in unterschiedlicher 
Zusammensetzung - - Sie werden sich das thema-
tisch etwas aufgeteilt haben. Die Wortführung, 
vermute ich mal, werden im Wesentlichen Herr 
Zielke und der Herr Molitor als die Kernabtei-
lung, die für die Maut zuständig ist, gehabt ha-
ben. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Hat es Sie nicht gewundert? Da kommt jetzt ein 
Urteil, und das ist ja wie eine Bombe eingeschla-
gen, hat alle überrascht. Sie haben halt mit etwas 
anderem gerechnet; das hören wir von allen hier. 
Was mich wundert, ist, dass der Prozessbevoll-
mächtigte, der beim EuGH das Haus vertreten 
hat, nicht dabei ist. Warum? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter 
Krischer, das kann ich Ihnen nicht sagen, weil - 
ich hatte es gerade gesagt - ich war für die Zu-
sammensetzung nicht verantwortlich. Nun war 
der Prozessbevollmächtigte ja auch nicht am Ort. 
Ich weiß aber nicht, ob mit ihm telefonischer 

Kontakt oder was gehalten wurde. Ich sage ja: Ich 
habe mich weder in die Zusammensetzung der 
Taskforce noch in die Arbeit dieser Taskforce in 
irgendeiner Form eingemischt.  

Die anderen Fragen, die dort wegen des - - Das 
hätten Sie Herrn Zielke fragen können. Ich weiß 
nicht, ob Herr Hillgruber oder ob andere Betei-
ligte, die wir eingeschaltet hatten, die wir betei-
ligt haben - - Und vieles ist eben auch über die 
Kanzleien gelaufen. Also, wie gesagt: Das kann 
ich Ihnen nicht sagen, weil ich nicht beteiligt 
war.  

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Wir haben Herrn Zielke gefragt. Er kann es auch 
nicht sagen.  

Ich komme dann auf den 20. Juni und habe da 
eine Vorlage. Das ist MAT A BMVI-5/2-a, 
Blatt 231. Da gibt es einen Mailverkehr. - Gucken 
Sie erst mal, wenn Sie schauen möchten. 

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Aber was ist jetzt 
Ihre Frage, Herr Abgeordneter? 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Meine Frage zielt darauf ab, dass Staatssekretär 
Beermann Sie am 20. zur „Task Force Maut“ am 
21. einlädt. Und da steht drunter:  

Ihre persönliche Teilnahme ist er-
forderlich. 

Das ist fett unterstrichen.  

Dann fragt Sie Frau Julie Heinl, ob Sie da hinge-
hen, und Sie sagen: „Nö, gehe ich nicht hin“, ob-
wohl es eine Aufforderung - würde ich es mal so 
formulieren -, keine Einladung ist, dort zu er-
scheinen. Und Sie schreiben - das finde ich sehr 
bemerkenswert - an die Frau Julie Heinl:  

Ehrlich gesagt, würde ich es Ihnen 
nicht empfehlen, ich gehe nicht 
hin. 
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Die ist auch eingeladen, die Julie Heinl.  

Ich finde das sehr bemerkenswert, dass man vom 
Staatssekretär aufgefordert wird - kann man 
schon sagen -, persönlich zu erscheinen, und 
dann sagt: Ich gehe da nicht hin.  

Jetzt haben Sie eben erläutert, Sie seien da nicht 
so ganz involviert gewesen. Aber wenn der 
Staatssekretär Sie auffordert und Sie gehen ein-
fach nicht hin und dann sagen Sie auch noch 
Kollegen: „Geht ihr auch mal nicht hin“: Finde 
ich komisch. Können Sie mir das erläutern? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Das will ich gerne 
versuchen Ihnen zu erläutern. Das ist eine Stan-
dardeinladung, die Herr Beermann ja an viele an-
dere geschickt hat. Das heißt also, das ist keine 
persönliche Aufforderung an mich, zu erschei-
nen, sondern er hatte um Präsenz gebeten. Wir 
hatten aber bereits - - Also, das ist büromäßig ab-
gelaufen. Ich hatte von vornherein gesagt: Ich 
werde mich an diesen Taskforce-Sitzungen nicht 
beteiligen, weil ich das zeitlich einfach nicht 
schaffen kann.  

Und dann ist immer die Frage: Wenn in so einer 
Taskforce, die sich inhaltlich mit den Themen 
beschäftigt, Vertreter der Pressestelle dabei sind 
und dann kommen Presseanfragen, dann muss 
man auch vernünftige Antworten geben können. 
Und deswegen war meine Empfehlung: Lasst uns 
lieber die Ergebnisse nachher haben, dann müs-
sen wir auch nicht sagen: Ja, wir wissen das alles, 
aber wir sagen nichts.  

Ich habe von vornherein ausgeschlossen, dass ich 
an einer Taskforce-Sitzung teilnehme, weil ich, 
wie gesagt, inhaltlich nichts hätte beitragen kön-
nen und im Übrigen auch einfach nicht den Zeit-
rahmen zur Verfügung hatte, mich dort auch 
noch stundenlang im Zweifel zu beschäftigen. 
Die Aufforderung, persönlich zu erscheinen, war 
ja nicht an mich persönlich gerichtet, sondern an 
eine ganze Reihe von Teilnehmern. Und das ist 
in unserem Hause leider so üblich, dass man den 
Abteilungsleiter L, wenn man ihn mit in die Ver-
antwortung nehmen will, gerne mit einlädt und 
auch erwartet, dass er kommt. Aber das ist die 
Ubiquität, Herr Abgeordneter Krischer, die ich 

noch nicht schaffe. … (akustisch unverständlich) 
von vornherein klargestellt: Ich werde mich da 
nicht beteiligen. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. Dann frage ich in der nächsten Runde wei-
ter, weil ich glaube, meine Zeit ist um, Herr Vor-
sitzender. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann hat jetzt das Wort der Kollege Lange. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Keine Wiederholungen 
und keine Fragen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Kollege Wiehle? 

Wolfgang Wiehle (AfD): Ich bin gerade noch da-
bei, was zu klären. Bitte am Ende der Runde 
noch mal fragen. - Danke. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke. - Kollegin 
Lühmann? 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke schön. - Herr 
Görrissen, nachdem der Vertrag unterschrieben 
war, haben Sie in Ihren Tagesinformationen noch 
dreimal das Thema Vertrag oder Vertragspartner 
erwähnt; das Thema Feinplanungsdokumenta-
tion kommt nicht ein einziges Mal vor. Ist bis zur 
Kündigung des Vertrages das Thema „Probleme 
bei der Feinplanungsdokumentation“ bei Ihnen 
aufgelaufen, vielleicht dass Herr Schulz gekom-
men ist auf dem Weg zum Minister und Ihnen 
das mitgeteilt hat, dass Ihnen andere das mitge-
teilt haben mit der Bitte, es dem Minister zu sa-
gen? Also dieses Thema „Probleme bei Feinpla-
nungsdokumentation“ bis zum Tag der Kündi-
gung: Haben Sie davon irgendetwas gehört? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke. - Dann habe ich 
noch einige Fragen zu der Situation nach der 
Kündigung oder nach dem EuGH-Urteil. Nach 
dem Tag der Kündigung - wir haben ja eben dar-
über geredet: was passierte an dem Tag? Task-
force, Sie haben nicht teilgenommen; Entschei-
dung -, an dem Tag nach dem Urteil und nach 
der Kündigung kam es am 19. Juni 2019 von 
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12.30 bis 13.30 Uhr zu einem Treffen zwischen 
Ministeriumsspitze und Betreiber. Dieses Tref-
fen - das haben wir auch gehört - ist erst für den 
Tag davor um 18 Uhr angesetzt worden, ist dann 
verlegt worden. Und zwar haben da laut Proto-
koll des Betreibers teilgenommen: Minister 
Scheuer, Staatssekretär Beermann und Sie und 
aufseiten des Betreibers Herr Laux, Herr Schulen-
berg, Herr Blum und Herr Schneble. Das Doku-
ment, auf das ich mich beziehe, hat die Nummer 
MAT A D-1/6, Blatt 6 und 7. Ist die Darstellung 
des Teilnehmerkreises so zutreffend? Haben Sie 
da teilgenommen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Wir schauen erst 
mal, was Sie jetzt gerade als Material meinten.  

Kirsten Lühmann (SPD): Ja. 

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Frau Lühmann, ich 
glaube, Sie haben gerade bei der Auflistung den 
Herrn Ruoff vergessen gehabt, der hier im Text 
steht und der mir auch erinnerlich ist, aber nicht 
jetzt als groß Beitragenden, sondern dass er dabei 
war.  

Kirsten Lühmann (SPD): Stimmt, habe ich ver-
gessen. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Sonst ist der Teil-
nehmerkreis dort richtig wiedergegeben.  

Kirsten Lühmann (SPD): Was erinnern Sie sich 
noch? Wie ist dieses Gespräch abgelaufen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nun gut, es war ein 
Gespräch, über das man vorher sich überlegt 
hatte: Führen wir es überhaupt noch, oder führen 
wir es nicht? Wir haben dann gesagt: Wir führen 
das noch mal. - Der Minister hat seine Ausfüh-
rungen gemacht und noch mal die ganze Lage 
dargestellt, auch die Problematik, die sich nach 
dem Urteil ergibt. Und Sie haben mir ja jetzt ge-
rade hier eingespielt diesen Vermerk, den, wenn 
ich es richtig sehe, die Kollegen Schneble und 
Dr. Blum gemacht haben. Ich hatte ihn auch 

schon einmal wahrgenommen, weil er auch pres-
semäßig schon verkauft worden ist.  

Mich hat in diesem Vermerk etwas überrascht die 
Bedeutung, die Herr Schneble dort plötzlich sich 
selbst zuschreibt. Die ist mir so nicht erinnerlich, 
sondern es war mehr ein Gespräch zwischen 
Herrn Minister Scheuer und Herrn Schulenberg, 
bei dem es insbesondere natürlich - und dieser 
Begriff ist in diesem Vermerk auch nicht aufge-
führt - um das Thema Schlechtleistung geht. Ich 
verstehe, dass Herr Schneble und Herr Blum das 
nicht in ihren Vermerk hineinschreiben wollten, 
weil das ja auch für sie nicht gerade ein Aushän-
geschild jetzt war, dass dort Schlechtleistung er-
bracht worden ist. Übrigens der Begriff 
„Schlechtleistung“, wie ihn der Minister in dem 
Gespräch verwandt hat, hat bei Herrn Schulen-
burg zu ziemlicher Aufregung geführt, weil er 
sich in seiner kaufmännischen Ehre gekränkt 
fühlte und es nicht akzeptieren wollte, dass er 
nun Schlechtleistung vollbracht hat. Und die 
Kollegen schreiben ja auch lieber „Feinplanung“; 
aber wir haben das eben als Schlechtleistung be-
zeichnet. Und insofern war die Atmosphäre für 
dieses Gespräch nicht ganz optimal.  

Natürlich haben die Betreiber versucht, noch ein-
mal darzustellen, dass sie alles tun werden, um 
das in Griff zu bekommen. Wir haben unsere Po-
sition dargestellt. Und es war halt eine Stunde, 
die wir uns miteinander unterhalten haben, die 
aber zu keinerlei Ergebnissen geführt hat und die 
eben deutlich gemacht hat die Verärgerung auf 
unserer Seite, die schwierige Situation, die sich 
nach dem Urteil ergibt, und das Bemühen, sage 
ich jetzt mal, von den Herren Laux und Ruoff, die 
im Zweifel nicht viel gesagt haben - Herr Schne-
ble hat etwas mehr gesagt; Herr Blum hat meines 
Wissens fast gar nichts gesagt -, die sich versuch-
ten zu rechtfertigen und zu sagen: Na, so 
schlimm ist das alles nicht; wir kriegen das 
schon irgendwie hin.  

Das ist so meine grobe Erinnerung an diese 
Stunde, die wir dort miteinander zusammensa-
ßen.  



 Vorläufiges Stenografisches Protokoll 19/41 I 

  

 
2. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 63 von 111 

 

Kirsten Lühmann (SPD): Der Zeuge Schulenberg 
hat hier erklärt, dass entweder er oder Herr Sch-
neble - das wusste er nicht mehr so genau - am 
Ende des Gesprächs den Minister gefragt haben, 
was sie jetzt noch tun könnten, also vonseiten 
der Betreibenden; das ist im vorläufigen Proto-
koll vom 01.10., Seite 80 und 81. Wissen Sie 
noch, wie der Minister auf die Frage geantwortet 
hat? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein. Wir schauen 
gerade mal in den Text, Frau Lühmann, bitte. 

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Kirsten Lühmann (SPD): Seite 82 [sic!], links, 
zweiter Absatz. Er endet mit einem - -  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Gefunden.  

Kirsten Lühmann (SPD): Gut. 

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Soweit ich das erin-
nere, war das der Kollege Schneble, der gesagt 
hat: Was können wir noch machen? - Und, ja 
Gott, es war nicht mehr viel zu machen. Also, das 
war mehr so eine Floskel, wie man halt sagt: Hör 
mal, irgendwie - - Und wir haben ja, wenn Sie 
sich erinnern - so ist es, glaube ich, auch in dem 
Vermerk notiert -, gesagt: Wir wollen uns noch 
mal wieder treffen. - Und insofern hätte man 
noch mal überlegen können, ob man noch irgend-
was besprechen kann. Aber richtig klare Vorstel-
lungen, was das hätte sein können, hatte zu dem 
Zeitpunkt, glaube ich, niemand. Ich habe das 
mehr als Höflichkeitsgeschichte gesehen. 

Kirsten Lühmann (SPD): Sie haben ja die Presse 
erwähnt, die unter anderem die Formulierung, 
die gefallen sein soll, der Minister könne seinen 
Bericht im Ausschuss so oder so ausfallen lassen, 
zum Inhalt hatte. Können Sie sich an die Äuße-
rung des Ministers erinnern? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Eine wirkliche Erin-
nerung an diese Äußerung habe ich nicht. Es 
könnte sinngemäß so gewesen sein, dass er gesagt 
hat: Wir werden mal sehen, wie ich es im Aus-
schuss darstelle. - Man kann ja - so wie ich es ge-
rade versucht habe in den Vermerk hineinzuin-
terpretieren - von Fehlern in der Feinplanung 
sprechen; man hätte aber auch von Schlechtleis-
tung sprechen können. Und das war vielleicht, je 
nachdem, wie gehen wir jetzt insgesamt damit 
um, ja auch - und das ist Tage später dann in die 
Medien gegangen - die Frage des Schadensersat-
zes. Es kursierten ja dann unterschiedliche Sum-
men in den nächsten Tagen. Und das war, glaube 
ich, so zu verstehen. Dass das irgendwas anderes 
war, habe ich nicht so wahrgenommen. 

Kirsten Lühmann (SPD): Also, Sie haben es nicht 
wahrgenommen. Also, Sie wissen nicht, ob es 
passiert ist; denn Sie wissen ja: In den Medien 
stand, dass der Minister das von einer Bedingung 
abhängig gemacht haben soll, ob er in dem Ver-
kehrsausschuss so oder so aussagt. Ob es diese 
Bedingung gegeben hat, daran können Sie sich 
nicht erinnern. Habe ich Sie so richtig verstan-
den? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Da haben Sie mich 
richtig verstanden. Ich habe daran keinerlei Erin-
nerung. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke. - Ich habe jetzt 
eine MAT-Nummer, die ich Ihnen gerne vorhal-
ten möchte: Das ist die MAT A BMVI-5/12, Blatt 
35 bis 37. Da geht es um eine Tagesinformation 
von Ihnen, die sich mit der maximal möglichen 
Transparenz beschäftigt, die ja der Minister nach 
der Kündigung der Öffentlichkeit und insbeson-
dere auch dem Ausschuss versprochen hat. Und 
da schreiben Sie: 

Unsere Strategie der Transparenz 
hilft m.E. nicht mehr weiter. Sie 
führt dazu, dass die Gegenseite 
immer neue Felder aufmacht, wo 
wir nicht ausreichend vorgelegt 
haben. 

Sie können es ja gleich noch mal lesen; das geht 
ja noch etwas weiter. 
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Das heißt, die Strategie der Transparenz - - Wenn 
Sie schreiben: „Es kommen Fragen nach Dingen, 
die nicht vorgelegt wurden“, ist das ja nicht ma-
ximale Transparenz, weil augenscheinlich ja 
Dinge nicht vorgelegt wurden. Aber der Kern 
meiner Frage geht dahin: Ist also schon im Sep-
tember diese Strategie wieder aufgegeben wor-
den? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Also, die Strategie 
der maximalen Transparenz - das habe ich mir 
geschworen -, die werde ich nie wieder vorschla-
gen, 

(Heiterkeit der Abg. Nina 
Warken (CDU/CSU) und 
Kirsten Lühmann (SPD) - 
Kirsten Lühmann (SPD): 

Sehr gut!) 

weil ich habe gelernt, dass man darüber befinden 
muss, was Transparenz oder maximale Transpa-
renz ist, und habe gelernt, dass wir darüber nicht 
hätten befinden können, sondern dass Sie - ich 
meine Sie jetzt nicht persönlich, Frau Abgeord-
nete Lühmann, aber Ihre Kollegen usw. - darüber 
befunden haben. Und Sie hätten nie erklärt: Das 
reicht uns jetzt. - Aber es wäre immer noch wie-
der irgendwo etwas gekommen. 

Und deswegen habe ich so versucht darzustellen: 
Leute, es hat keinen Sinn, jetzt ständig von dieser 
maximalen oder vollständigen Transparenz zu 
sprechen; es wird immer wieder irgendeiner 
kommen und sagen: „Moment, das fehlt aber 
noch“ usw. Und deswegen würde ich nicht sa-
gen, dass wir sie aufgegeben haben. Es war ein 
Versuch, möglichst das, wo wir meinten, dass es 
mit dem Untersuchungsgegenstand zu tun hat, 
was man braucht, um den Sachverhalt aufzuklä-
ren, das aber auch aus Ihrer Sicht dazugehört, 
weil ich irgendwo formuliert habe: „Herr Luksic 
hat wieder eine Frage gestellt - - Das war für mich 
nicht Teil einer maximalen Transparenz, weil ich 
das für ziemlich albern gehalten habe. Ich habe 
ihn aber auch gefragt: Warum sollte ich den Chef 
unterrichten? - Aber ich habe es gemacht, damit 
er weiß, wenn am Samstag wieder in den Zeitun-
gen steht: „FDP fordert …“, wo kommt das her, 

dass ich ihm sagen konnte: Das kommt aus dieser 
Anfrage heraus. 

Also das war eine Strategie. In meinem zweiten 
Berufsleben - ich weiß nicht, wo ich es dann be-
ginne - werde ich diesen Vorschlag nicht wieder 
machen. 

Kirsten Lühmann (SPD): Aufgenommen. - Ich 
habe noch eine Frage; dann bin ich auch durch. 
Das geht wieder um eine Materialnummer, und 
zwar MAT A BMVI-5/12, Blatt 40 und 41. Das ist 
ein Papier vom 13. September 2019. Und da kam 
der Minister mit der Idee an Sie heran, doch 
noch eine Vereinbarung mit dem Betreiber zu be-
schließen. Es geht mir nicht um den Inhalt, son-
dern es geht mir um das Verfahren. Möchten Sie 
Zeit haben, um den Inhalt noch mal zu lesen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Schon aufgemacht 
hier. Ich will es nur ganz kurz einmal durchle-
sen, - 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: - wenn Sie gestat-
ten. 

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

So, jetzt bitte ich aber, Frau Lühmann, noch mal 
die Frage zu stellen, die ich jetzt nicht mehr ganz 
präsent habe. 

Kirsten Lühmann (SPD): Nee, ich hatte sie noch 
gar nicht gestellt. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ach so. Dann habe 
ich sie auch in der Tat ja nicht verstehen können. 

Kirsten Lühmann (SPD): Richtig. - Ich habe dazu 
zwei Fragen. Die erste: Wessen Idee war das? War 
das die Idee des Ministers, das, was da drinsteht, 
oder hat er die von jemand anders? Wenn von je-
mand anders: Von wem? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Da bringen Sie 
mich jetzt in eine leichte Schwierigkeit, weil ich 
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das nicht genau sagen kann. Ich meine, zu erin-
nern - aber ich meine es wirklich nur; ich weiß es 
nicht -, dass das eine Idee war, die der Minister 
mit Herrn Kollegen Zielke im Gespräch entwi-
ckelt hat. Sie wissen ja, dass die Verträge - - Wir 
haben sie gekündigt, aber die Kündigung wurde 
ja erst im September wirksam. Und es war im 
Vorfeld dieses Kündigungsdatums, also der Wirk-
samkeit der Kündigung am 30.09., dass dieses 
Thema mal diskutiert wurde.  

Es ist ja dort das Stichwort des Moratoriums, und 
es war die Frage: Können wir das hinauszögern, 
dass man eventuell noch zu einer anderen ver-
traglichen Vereinbarung kommt? Das war auch, 
glaube ich, zu sehen in dem Gesamtzusammen-
hang mit der ökologischen Maut, dass man gesagt 
hat: Vielleicht ergeben sich noch mal weitere 
Entwicklungen. - Die Zeit war ja schon weiterge-
gangen, und das ist ja heute auch ein Thema. 
Aber ich kann nicht hundertprozentig sagen - - 
Ich meine, zu erinnern, es wäre eine Idee gewe-
sen, die so in einem Gespräch - - Der Kollege 
Zielke hat immer interessante Ideen gehabt. 

Und Sie merken vielleicht an meiner Rückfrage 
bei Herrn Dr. Schulz: Ich war sehr skeptisch, ob 
das überhaupt funktionieren kann und funktio-
nieren wird. Und das hat ja Herr Schulz in seiner 
kurzen Erwiderung - - Denn den hatte ich, weil 
ich, wie gesagt, rechtlich das überhaupt nicht be-
werten konnte, noch mal gebeten um sein Testat, 
wie er das sieht. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke. - Das ist nämlich 
jetzt genau meine zweite und letzte Frage: Wa-
rum Herr Schulz? Der war zu dem Zeitpunkt 
nicht mehr Staatssekretär. Er war in einer Funk-
tion, die bei einer möglichen ökologisch ausge-
richteten Maut auch als Betreiber infrage kom-
men könnte. Sie merken den Hintergrund meiner 
Frage: Ich sehe da einen Interessenkonflikt. Und 
im Hause gab es ja wohl genug juristischen Sach-
verstand, um das auch im Haus prüfen zu kön-
nen. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Das ist auch eine 
Frage des Vertrauens. Wenn man einen vertrauli-
chen Hinweis hat, eine vertrauliche Überlegung 
hat, dann muss man einmal schauen: Wie wird es 

gesehen? - Wenn meine Vermutung nicht ganz 
falsch ist, dass es vielleicht von Herrn Zielke 
kommt, hätten seine Mitarbeiter natürlich einen 
Teufel getan, das irgendwie zu bewerten; da hät-
ten sie sich gar nicht getraut. Und insofern war 
Herr Dr. Schulz - Sie haben recht - natürlich in 
einer neuen Funktion, aber war für mich ein ab-
soluter Spitzenfachmann, was dieses Thema an-
belangt, der in dieser Thematik drin war. Und ich 
brauchte, wie ich das heute Morgen schon mal 
sagte, noch mal eine zweite Meinung neben mei-
ner, um zu hören: Ist das überhaupt ein gangbarer 
Weg? Denn ich hielt ihn für nicht gangbar; aber 
ich konnte es nicht so wirklich begründen. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ein - - 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: An einen Interes-
senkonflikt - 

Kirsten Lühmann (SPD): Genau. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: - habe ich in dem 
Zeitpunkt überhaupt nicht gedacht und ihn auch 
nicht in irgendeiner Weise gesehen. Es war ein-
fach ein kollegialer Rat. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann gebe ich das 
Wort dem Kollegen Jung. 

Dr. Christian Jung (FDP): Ja, vielen Dank, auch 
für die Ausführungen zu dem Innenleben des Mi-
nisteriums. Ich meine, man kann, glaube ich, 
festhalten: Kommunikation ist eine schwierige 
Sache.  

Was ich jetzt noch nicht so ganz nachvollziehen 
kann, weil Sie da sehr gesprungen sind und auch 
viele Gesprächspartner das erste Mal erwähnt 
worden sind: Könnten Sie bitte noch mal genau 
den Tagesablauf von Ihnen vom 18. Juni ab etwa 
9.30 Uhr sagen - vielleicht können Sie es chrono-
logisch machen - und, weil Sie ja sehr viele Tele-
fonate auch aufgeführt haben, mit wem Sie alles 
telefoniert haben? Sie haben zum Beispiel er-
wähnt, dass Sie sich mit den zuständigen Uni-
onsabgeordneten abgestimmt haben. Was ist bei 
diesen Gesprächen auch mit wem genau gespro-
chen worden? 
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Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Dr. Jung, ich 
kann mich sicher wiederholen; es wird aber nicht 
anders dadurch. Ich glaube, ich habe auf die 
Frage des Abgeordneten Lange versucht, deutlich 
zu machen, wie ungefähr der Tagesablauf war, 
wobei - jetzt muss ich doch wieder auf meine be-
scheidene Rolle zurückkommen - nicht ich diese 
Gespräche geführt habe, sondern ich habe dafür 
gesorgt, dass sie überhaupt geführt werden kön-
nen. Es waren teilweise Gespräche, die auch an-
dere geführt haben. Aber ich kann jetzt gerne 
noch einmal den ganzen 18. Ihnen vortragen.  

Dr. Christian Jung (FDP): Genau, bitte ganz konk-
ret und chronologisch. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Wir können uns 
aber auch ins … (akustisch unverständlich) set-
zen, dass Sie ins Protokoll schauen und dann 
noch einmal - - 

Dr. Christian Jung (FDP): Bitte ganz konkret und 
chronologisch. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ja, das ist morgens 
angefangen und hat abends aufgehört. Das ist nun 
mal die Chronologie eines Tages. Ich kann es, 
wie gesagt, noch mal gerne wiederholen. Das 
macht mir nichts aus, aber es hilft Ihnen keinen 
Deut. 

Dr. Christian Jung (FDP): Sehr gerne. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Wir sind morgens 
um halb zehn mit dem Urteil konfrontiert wor-
den. Ich saß mit Frau Bethge und Herrn Ainetter, 
meinen beiden Unterabteilungsleitern, zusam-
men, und wir haben dieses Urteil zur Kenntnis 
genommen. Wir haben daraufhin den Minister 
informiert. Der Minister hat das natürlich über 
Ticker - die Ticker sind immer schneller, als wir 
unsere Telefone hinbekommen - auch schon er-
fahren. Wir haben dann eine kurze Schalte ge-
macht mit allen Beteiligten, sprich: der Frau Ge-
bauer, glaube ich, dem Herrn Zielke und den bei-
den eben Genannten, haben noch einmal kurz 
Revue passieren lassen, dass er sozusagen noch 
mal hört. Und es war einvernehmlich ja klares 
Testat: Dieses Urteil ist so eindeutig; wir können 
da gar nichts machen. 

Der Minister hat entschieden, dass wir eine 
Taskforce einsetzen. Ich habe das gerade eben 
noch einmal geschildert, wie das erfolgt ist. Das, 
glaube ich, muss ich nicht noch mal wiederho-
len. Und der Minister hat entschieden, dass be-
stimmte Maßnahmen, die derzeit ergriffen wur-
den vom KBA und auch vom BAG, kurzfristig ge-
stoppt werden, damit nicht weitere Personalein-
stellungen erfolgen. Ich könnte Ihnen noch ein 
konkretes anderes Thema nennen - das ging um 
eine Liegenschaft in Schleswig-Holstein, wo das 
KBA sich ausbreiten wollte -, was auch gerade in 
der Schlussphase war. 

Wir haben dann, wie gesagt, eine Telefonschalte 
der Verkehrspolitiker der Union gemacht. Ich 
hatte das heute Morgen zu der Frage von Herrn 
Lange bereits gesagt: Das waren weitgehend halt 
CSU-Politiker, weil die damals in der Verantwor-
tung in der Fraktion waren. - Und dann hat es si-
cher bei mir viele Anrufe gegeben; das bin ich 
nicht in der Lage Ihnen zu sagen. Ich habe auch 
mit Herrn Schneble dazwischen gesprochen, wie 
wir schon festgestellt haben. 

Wir haben dann diese Taskforce tagen lassen. 
Wir sind dann am Nachmittag, am späten Nach-
mittag, der Minister und ich, in diese Taskforce 
hineingegangen, haben uns … (akustisch unver-
ständlich) lassen. Wir sind nach der Taskforce in 
sein Büro gegangen, in einem kleineren Kreis, 
und haben dort noch einmal konkret über die 
Kündigungsgründe und über die Kündigungsva-
rianten und das Verfahren gesprochen. Und ir-
gendwann, ein Stück weit nach Mitternacht, bin 
ich nach Hause gefahren, weil mir der Tag, ehr-
lich gesagt, reichte. Und bei mir heißt „nach 
Hause fahren“ noch lange nicht, dass ich im Bett 
liege. Das braucht immer noch ein bisschen.  

Dr. Christian Jung (FDP): Und am Ende dieses 
Tages hat dann der Minister diese Entscheidung 
als Verantwortlicher getroffen, zu kündigen?  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter 
Dr. Jung, ich habe das auch schon jetzt mehrfach 
gesagt: Wir haben in der Runde, in der wir zu-
sammensaßen, beraten, was man machen kann. 
Es lag dieser Vorschlag auf dem Tisch, diese bei-
den Kündigungen auszusprechen. Und wir haben 
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einvernehmlich - ich glaube, ich hatte eben den 
Begriff „Kollegialorgan“ gewählt - gesagt: Der 
Kündigungsweg, so wie wir ihn dargestellt be-
kommen haben, ist der richtige, und den gehen 
wir.  

Natürlich ist der Minister der Letztentschei-
dende; aber es ist eine Art bei Herrn Scheuer, 
dass er häufig fragt: „Gibt es noch jemand, der 
anderer Meinung ist?“ oder: „Habt ihr eine an-
dere Meinung?“ Es hatte jeder die Gelegenheit, 
sich da zu äußern; das ist auch erfolgt. Und wir 
waren einheitlich der Meinung, dass es der rich-
tige Weg ist, die Kündigung so, wie wir sie dort 
vorbesprochen haben, am nächsten Morgen for-
malisiert durchzuführen.  

Das ganze Verfahren, wie das formalisiert jetzt 
geht, glaube ich, muss ich nicht wiederholen, mit 
Zustellung und was weiß ich; war alles und ist 
alles im Vertragswerk geregelt. Genau so sind wir 
auseinandergegangen. Und wenn ich ganz ehr-
lich sein soll: Mir reichte es auch.  

Dr. Christian Jung (FDP): Ich frage deswegen, 
weil wir haben hier auch in einer der letzten Sit-
zungen eine Aussage gehabt eines hochrangigen 
Beamten des Ministeriums, dass der Minister 
selbst diese Entscheidung getroffen hätte. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Gut, das ist jetzt 
eine Interpretationsfrage. Natürlich ist ein Minis-
ter immer der, der die Letztentscheidung trifft. 
Ich habe das aber als ein Ergebnis einer intensi-
ven Beratung eines Kollegialorgans, das immer-
hin dann in der Schlussphase aus zwei beamte-
ten Staatssekretären und zwei Abteilungsleitern, 
mindestens einem Unterabteilungsleiter und 
noch zwei, drei anderen bestand, die in der Tat 
jetzt, wenn Sie mich nehmen - da sind wir beide 
uns ja nicht ganz einig, wie weit meine Bedeu-
tung geht - - Aber ich hätte eine derartige Ent-
scheidung nicht treffen dürfen, weil sie meiner 
Aufgabe nicht entspricht. Und insofern war mein 
Eindruck - und so bin ich aus dieser Runde ge-
gangen, und er ist auch heute noch mein Ein-
druck -, dass wir alle, die wir dort saßen - und es 
gab kein Gegenvotum -, der Meinung waren: Es 
ist der richtige Weg, diesen Kündigungsweg zu 
beschreiten und das in dieser formalisierten 

Form, wie wir es dort erörtert hatten, nun auch 
zu tun. 

Dr. Christian Jung (FDP): Was Sie jetzt ja gesagt 
haben: Der Minister ist jemand, der sich gerne in 
seinem Umfeld noch mal rückversichert. - Hat er 
sich denn auch mit Ihrer Hilfe noch anderweitig 
zurückversichert? Sie haben ja exzellente Kon-
takte aus Ihrer Karriere in die CSU. Mit welchen 
Politikern der CSU hat er sich rückversichert? 
Hat er mit der Bundeskanzlerin gesprochen? Hat 
er mit dem Vizekanzler gesprochen? Weil diese 
Entscheidung trifft man ja nicht so einfach. Und 
der Herr Scheuer ist ja jemand, wie Sie ja zu 
Recht gesagt haben, der sich gerne rückversi-
chert. Bei wem hat er sich denn über Ihnen noch 
rückversichert?  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter 
Dr. Jung, diese Frage kann ich Ihnen nicht beant-
worten, weil ich es nicht weiß. Ich habe ja gesagt: 
Der Minister war den ganzen Tag auch unter-
wegs. Es werden viele Gespräche stattgefunden 
haben, aber ich bin nicht über die Details infor-
miert, mit wem er da geredet hat. Das weiß ich 
nicht. 

Dr. Christian Jung (FDP): Sie haben auch zu 
CSU-Spitzenpolitikern an diesem Tag keinerlei 
Kontakte gehabt? Sie haben ja da sehr enge Bezie-
hungen, auch aus der Vergangenheit, zu einzel-
nen Persönlichkeiten. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Mit „Sie“ meinen 
Sie mich jetzt, also großgeschrieben?  

Dr. Christian Jung (FDP): Ja, ich meine Sie. Ich 
meine Sie, ja.  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein, nicht gehabt. 
Ich habe nur diese Telefonschalte, von der ich 
sprach, bei der einige Verkehrspolitiker dabei 
waren. Und für mich sind auch Verkehrspolitiker 
bereits hochrangige Politiker.  

Dr. Christian Jung (FDP): Gut. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Wenn Sie an Partei-
vorsitz oder Ähnliches denken - oder Generalsek-
retär -: Habe ich keine da gehabt.  
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Dr. Christian Jung (FDP): Okay. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann hat der Kollege Cezanne nun das Wort.  

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Danke schön, Herr 
Vorsitzender. - Herr Görrissen, auch da knüpfe 
ich gleich noch mal an. Herr Seehofer hat bei sei-
ner Befragung hier ausgesagt, dass er, nachdem er 
von dem Urteil Kenntnis genommen hatte, den 
Herrn Dobrindt angerufen habe und sich mit ihm 
verständigt habe, dass damit das Thema Maut 
jetzt mal gut sei - also, das ist jetzt meine Formu-
lierung -, und sich mit Herrn Dobrindt auch ver-
ständigt, dass der sich mit dem Parteivorsitzen-
den in Bayern in Verbindung setzt. Haben Sie 
Kenntnis darüber, ob aus diesem Kreis der drei 
Herren auch mit Herrn Scheuer gesprochen wor-
den ist?  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Klare Antwort, danke 
schön. - Am 28. August 2019 gab es ein Gespräch 
bei Minister Scheuer, an dem Sie, Staatssekretär 
Beermann und weitere Personen teilnahmen. Da 
ging es um die Geltendmachung von Vertragsstra-
fen. Ich sage auch mal die MAT-Nummer. Also 
das ist MAT A BMVI-5/1_b-3, Blatt 208. 

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm - Zuruf des RA 
Dr. Daniel Krause) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Entschuldigung 
bitte, Herr Abgeordneter, könnten Sie noch mal 
genau sagen, was Sie vorhalten wollen inhalt-
lich?  

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Nein, die Frage habe 
ich noch nicht gehabt, aber es geht um die Einla-
dung zu diesem Gespräch am 28.08.: 

Betreff: Sts Be Gespräch mit Mi-
nister, Herr Görrissen, Herr Moli-
tor zu „Vertragsstrafen“  

Und zu den Vertragsstrafen gab es eine Vorlage. 
Meine Frage wäre, was das Ergebnis des Ge-
sprächs war. Und dann würde ich gern noch eine 
Anschlussfrage stellen.  

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter, 
ich kann Ihnen nur sagen: Ich kenne das nicht. 
Ich kann mich auch nicht daran erinnern, dass 
wir uns da zusammengesetzt haben.  

Sie dürfen nicht immer, wenn mein Name drin-
steht - - Den schreibt man überall rein, immer 
nach dem Motto: Damit der ja nicht später kom-
men kann und sagen kann, er sei ja nicht infor-
miert gewesen.  

Aber ich kann mich an diese Notiz nicht erin-
nern, auch nicht sagen, was daraus erfolgt ist.  

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Na ja, dann ist es ja 
gut, dass wir Sie dann heute fragen können. - 
Trotzdem würde mich noch mal interessieren: 
Also, wir haben jetzt die offensichtliche Kündi-
gung aus ordnungspolitischen Gründen. Wir ha-
ben zusätzlich die Kündigung wegen Schlecht-
leistung. Dann hat man noch mal nachgesetzt we-
gen der Vergabe von Unterauftragnehmerverträ-
gen, die noch weiter ausgefertigt worden sind. 
Und jetzt setzt man mit den Vertragsstrafen noch 
mal einen drauf. Hat denn bei Ihnen im Ministe-
rium in der Diskussion nie mal eine Rolle ge-
spielt, dass es für das Schiedsverfahren vielleicht 
taktisch klug sein könnte, nicht jede Eskalations-
stufe in dieser Auseinandersetzung zu betreten?  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Auch diese Frage 
kann ich Ihnen nicht beantworten; ich weiß es 
nicht. Dieses Thema Vertragsstrafen, das ist ir-
gendwie in der Fachabteilung hochgekommen; 
dazu kann ich Ihnen keine Informationen geben. 
Ich kann mich … (akustisch unverständlich) Be-
teiligung oder Gespräche erinnern.  

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Danke schön. - Und 
eine letzte Frage von mir noch mal zu der - wie 
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soll ich sagen? - Erfindung der Transparenzstrate-
gie. Da geht es jetzt um zwei Dokumente. Aber 
wesentlich wäre, glaube ich, hier MAT A BMVI-
5/12, Blatt 19. 

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Was ist jetzt Ihre 
konkrete Frage, Herr Abgeordneter? 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Ja, mich würde inte-
ressieren - - Also, das ist ja jetzt eine E-Mail, die 
Sie am Samstag an den MdB-Account von Herrn 
Scheuer geschickt haben mit Vorschlägen, wie 
er - wie soll ich sagen? - befreundete Abgeordnete 
informieren könnte. 

Das eine, was mich interessiert: Was haben denn 
die Kollegen Lange, Ludwig, Lühmann und der 
Landesgruppenvorsitzende am Montag als Muni-
tion erhalten? Das ist der letzte Absatz. Könnte 
ich natürlich auch Kirsten Lühmann fragen oder 
den Herrn Lange. 

Und die zweite Frage ist: Also das ist ja jetzt, sa-
gen wir mal - - Also, wie ist denn die Abwägung? 
Weil eigentlich können Sie den Kollegen ja nur 
Sachen zur Verfügung stellen, die Sie im Zwei-
felsfalle auch mir oder dem Herrn Krischer geben 
müssten. Wie funktioniert denn die Abwägung, 
wie man dann im Ministerium mit solchen Sa-
chen umgeht? 

(Oliver Krischer (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): Fände 

ich gut übrigens!) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich kann Ihnen jetzt 
nicht sagen, was wir da für Unterlagen wirklich 
genau weitergegeben haben. Es war - - Wann war 
der Zeitpunkt dieses - - 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Das war am 22. Juni 
2019.  

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Denn das - - Auslö-
ser waren ja Briefe aus der Opposition, wo sie 
uns mit Forderungen überhäuft haben. Und da 

war natürlich und ist natürlich auch, dass inner-
halb der Koalition darüber eine Meinungsbildung 
herbeigeführt werden musste oder eine Informa-
tion, was denn da wirklich Gegenstand war, da-
mit wir sozusagen wieder Waffengleichheit hat-
ten. Aber ich kann im Detail Ihnen das nicht sa-
gen, was daraus geworden ist oder was wir da zu-
geleitet haben. Das weiß ich nicht mehr.  

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Herzlichen Dank. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann kommen wir jetzt zu Kollege Krischer. Bitte 
schön. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich habe heute schon mal viel gelernt. Dass es 
Kollegialorgane in Ministerien gibt, wusste ich 
auch noch nicht; aber das war interessant.  

Ich hätte aber eine konkrete Frage noch mal zu 
einer Vorlage aus dem Jahr 2018. Ich würde auch 
gleich die Nummer sagen: MAT A BMVI-6/5x, 
Blatt 235.  

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Vorsitzender Udo Schiefner: Fragen Sie Ihre 
Frage, Herr Krischer, bitte. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Genau. - Das ist eine Vorlage, die Frau Henke ge-
schrieben hat, und da geht es darum - so verstehe 
ich das -, dass im nachgeordneten Bereich beim 
KBA und BAG ungefähr 300 Stellen fehlen, die 
geschaffen werden müssen, um die Infrastruktur-
abgabe umzusetzen und abzuwickeln. Es wird 
detailliert erläutert, was da alles problematisch 
ist und eigentlich noch zu tun ist, und es wird 
darauf gedrängt, dass diese Stellen dann auch 
beim Finanzministerium zu akquirieren sind. Die 
ist über Herrn Zielke gegangen, und der hat 
draufgeschrieben: „am 19.06. bei AL L“ - das sind 
Sie, gehe ich mal davon aus - „abgegeben. Er 
spricht mit Min.“ Also Minister, gehe ich mal 
von aus, heißt das.  
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Wir haben Herrn Zielke dazu gefragt. Der hat ge-
sagt, er kann sich an diese Vorlage erinnern und 
erinnert sich daran, dass er die bei Ihnen persön-
lich abgegeben hat. Da ist der Auftrag drin, mit 
dem Minister über diese Frage zu reden, wie 
denn der Personalbedarf geregelt werden soll. 
Herr Zielke konnte am Ende nicht so wirklich be-
antworten, ob das Problem denn geregelt wurde 
oder nicht. 

Mich würde einfach interessieren: Was ist da-
nach passiert, was haben Sie mit dieser Vorlage 
gemacht? Wie haben Sie danach mit dem Minis-
ter über dieses ja nicht kleine Problem oder Her-
ausforderung zu dieser Zeit gesprochen, und was 
geschah dann? 

(Der Zeuge liest in einem 
Dokument auf einem Bild-

schirm) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Also, Sie sehen ja - 
und da sind wir wieder bei der Kernproblematik 
Leitungsvorlagen -: Das ist eine Leitungsvorlage, 
die an den Staatssekretär gegangen ist. Der Kol-
lege Zielke hatte den Eindruck, dass er das gerne 
noch mal ein bisschen nachsteuern wollte und 
dass er auch gerne wollte, dass der Minister dar-
über informiert ist, und hat deswegen eine Ko-
pie - das ist ja nicht das Original; das lagert ja bei 
Herrn Schulz - mir gegeben mit der Bitte, das 
dem Minister noch mal zu sagen, dass dort ein 
Problem besteht, was übrigens niemanden über-
raschte; denn das war ja auch gerade das Thema, 
was wir schon mal hatten bei der Vollstreckung, 
dass wir da zusätzliches Personal brauchten, 
wenn die OFDen oder vielmehr der Zoll das 
nicht macht. Was daraus jetzt geworden ist, kann 
ich aus der Erinnerung nicht mehr genau sagen.  

Das waren so Vorgänge, die man dann in einer 
der nächsten Besprechungen entweder mit Herrn 
Dr. Schulz oder mit dem Minister zusammen 
noch mal erörtert hat, und wir haben das, glaube 
ich, sogar dann in einer Leitungsrunde oder ir-
gendwie noch mal auch mit der Abteilung Z, 
weil die ja für die Beschaffung des Personals oder 
für die Beschaffung der Stellen zuständig ist, er-
örtert. Aber was da jetzt konkret - -  

Ich meine, Sie haben gerade formuliert, das war 
ein Auftrag an mich. Das ist kein Auftrag; das ist 
eine Bitte, eine begleitende Bitte, so in der Hoff-
nung: Wenn der Görrissen das dem Minister sagt, 
dann hat das vielleicht noch ein bisschen mehr 
Nachdruck, und alle sehen, dass da objektiv was 
kommt. 

Es war uns allen klar, dass wir noch einen ziem-
lichen Personalbedarf haben. Und das war ja ei-
ner der Punkte, wo ich gesagt habe: Nach der 
Kündigung hat der Minister gesagt: Stoppt diese 
ganze Maschinerie, damit da nicht weitere Leute 
eingestellt werden und Geld verursachen. - Aber 
das ist ein Verfahren - - Sie haben gerade eben ge-
sagt, Sie lernen vieles Neues über ein Ministe-
rium. Herr Krischer, wenn man wie ich 40 Jahre 
in dem Geschäft ist, dann lernt man ganz fürch-
terlich viel, jeden Tag. Also, das ist ein Vorgang, 
der einfach noch mal zur Bekräftigung des Anlie-
gens der Fachabteilung an mich herangetragen 
wurde mit der Bitte um Unterstützung, dass dort 
wirklich Personalstellen geschaffen werden. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Aber ich kann davon ausgehen, dass diese Vor-
lage der Minister nicht gesehen hat? Das ist da 
nicht weitergeleitet worden? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Das kann ich Ihnen 
nicht sagen. Ich kann Ihnen allenfalls sagen: Sie 
können davon ausgehen, dass wir das Thema im 
Hause weiter behandelt haben. Entweder hat 
Herr Dr. Schulz es direkt gelöst. Und ich würde 
hier sogar vermuten, dass ich mit Herrn Schulz 
darüber gesprochen habe und gesagt habe: Pass 
auf, was können wir denn da machen? - Es war ja 
nicht so, dass das nicht allen bewusst war, son-
dern es war einfach noch mal der Versuch, noch 
mal auf einer zweiten Schiene vielleicht ein biss-
chen Schnelligkeit hineinzubringen, damit es et-
was schneller geht. Ich weiß nicht, ob der Minis-
ter - - Also, der Minister ist mit dem Thema si-
cher befasst gewesen. Ob er diese Vorlage gese-
hen hat, das weiß ich nicht. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. - Dann würde mich zum Thema Leitungs-
vorlagen - das ist auch meine letzte Frage zu dem 
Thema - noch mal interessieren: Sie haben ja 
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eben die Tagesinformationen - - die haben Sie an 
den MdB-Account geschickt. Hat es denn per 
E-Mail noch irgendwelche andere Kommunika-
tion mit dem Minister gegeben? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein. Ich habe ja 
keine direkte E-Mail-Kommunikation mit dem 
Minister, sondern die Vorlagen, die bei mir ein-
gehen, gehen dann an seinen Schreibtisch oder 
über seinen Schreibtisch. Es war halt nur diese 
Tagesinformation, die Möglichkeit zu haben, ver-
trauliche Informationen an den Minister heranzu-
tragen, auch wenn er nicht für mich auf die 
Schnelle erreichbar war. Das hätte man auch al-
les telefonisch machen können. Aber das wäre 
nie gelungen, weil ich ihn so oft gar nicht ans Te-
lefon bekommen hätte und auch die Geduld ei-
nes Ministers irgendwann erschöpft ist, wenn 
nun irgendjemand immer redet, aber andererseits 
auch die Unzufriedenheit da ist, wenn man nicht 
informiert wird. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Völlig klar. Aber das heißt, per E-Mail haben Sie 
außer über den MdB-Account mit ihm nicht kom-
muniziert? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Per E-Mail habe ich 
nicht mit ihm kommuniziert, weil das wäre ja al-
bern gewesen. Was hätte ich da ihm schreiben 
sollen? Das waren ja Dinge, die - - Wir sitzen ja 
fast Tür an Tür. Also, wenn Sie jetzt klassisch 
hierarchisch in ein Ministerium hineinschauen, 
müssen Sie sich vorstellen: Bei uns war es ein 
bisschen anders und ist es ein bisschen anders. 
Der Minister oder - ich will sagen: - die Minis-
ter - es war bei Herrn Dobrindt genauso - kom-
men auch zu mir, und wir nutzen dann die Gele-
genheit, uns schnell mal zusammenzusetzen, ir-
gendwas zu besprechen, einfach auch in Rück-
sichtnahme auf meinen Gesundheitszustand, 
weil ich halt immer gleich ein bisschen mühsam 
erst unterwegs bin. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Völlig okay. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Also, das ist ein en-
ger Informations- und Kommunikationsaus-
tausch. Da bedarf es keines E-Mail-Verkehrs. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
gut. Aber Sie haben ja die Tagesinformation 
schon per E-Mail verschickt. Aber okay. Da habe 
ich jetzt verstanden.  

Ich hätte dann noch eine Frage zu Herrn Schulz. 
Frau Lühmann hat eben von einem möglichen In-
teressenkonflikt gesprochen. Sie haben - das hat 
mich etwas überrascht - in Ihrem Eingangsstate-
ment vom „Mister Maut“ gesprochen in Bezug 
auf Herrn Schulz. Können Sie mir erläutern, wie 
Herr Schulz eigentlich von der einen Funktion 
als Staatssekretär in die andere gelangt ist, wie 
die Entscheidungen getroffen sind? Weil das ist 
ja in dem Zusammenhang vielleicht nicht ganz 
unrelevant. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Das kann ich Ihnen 
im Näheren nicht erläutern. Er hat sich für diese 
Position interessiert gezeigt. Und ich meine, der 
Begriff „Mister Maut“ ist keine Erfindung von 
mir. Gucken Sie mal Wikipedia sich an, und Sie 
werden dort das sehen. Ich habe das also nur 
nachgeplappert. Ich bitte also, nicht da mich jetzt 
als Erfinder eines neuen Begriffes zu verakten, 
sondern das habe ich nur - -  

Herr Schulz hat - ja, ich will fast mal sagen - sein 
ganzes Berufsleben lang sich mit Mautfragen be-
schäftigt, vor allem auch mit der Lkw-Maut. Und 
dass so jemand, wenn er Interesse zeigt, sagt: „Ich 
könnte mir vorstellen, auch dieses Unternehmen 
zu leiten - - dass ein Minister dann sagt: 
„Mensch, das ist eine kluge Entscheidung, jeman-
den zu nehmen, der Ahnung von der Sache hat.“ 

Hätten wir da jemand anders hingesetzt, hätten 
Sie heute kritisiert, wie man so eine unfähige 
Person da hinsetzen kann, weil das Toll Collect 
ein etwas schwieriges Unternehmen war in der 
Anfangsphase, das sich dann aber toll entwickelt 
hat und auch heute einen wirklich tollen Job 
macht. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - Sie 
sagen mir bitte wieder Bescheid, Herr Görrissen, 
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wenn Sie eine Pause wünschen. - Ansonsten ge-
hen wir jetzt in der Runde noch zum Abschluss 
zu Herrn Wiehle. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Ja, Herr Vorsitzender, 
vielen Dank. - Herr Görrissen, ich habe noch eine 
Frage im Zusammenhang mit der Einschätzung 
der Europarechtskonformität des Infrastrukturab-
gabengesetzes, und zwar Folgendes: Sie sagten 
vorhin, wenn ich das richtig weiß, es gab keinen 
Anlass, anzunehmen in Ihrem Hause, dass das 
EuGH-Urteil negativ ausfällt. 

Jetzt erinnere ich mich an die letzte Video-
zeugenvernehmung, die wir hier im Ausschuss 
hatten. Da hatten wir den Herrn Martin Selmayr 
aus Wien zugeschaltet. Ich verweise dazu auf das 
Protokoll, ohne jetzt eine Seitennummer zu ha-
ben. Aber ich denke, die Kollegen hier im Aus-
schuss erinnern sich auch daran, dass Herr Sel-
mayr sagte: Nach dem ersten Vertragsverletzungs-
verfahren hatte sich ja die Bundesregierung mit 
der EU-Kommission auf einen Lösungsansatz ver-
ständigt, und aus der Sicht der EU-Kommission 
sei dann aber die Anpassung des Infrastrukturab-
gabengesetzes in 2017 nicht so gewesen, wie man 
sich es dort vorgestellt hätte. 

Jetzt hat ja möglicherweise das BMVI in der Zeit, 
wo dieses neue Gesetz erarbeitet wurde, also 
mutmaßlich Anfang 17, auch bestimmte Gestal-
tungsspielräume gesehen und ausgeschöpft, viel-
leicht dabei aber auch Bedenken gehabt, ob das 
jetzt der Absprache mit der EU-Kommission ent-
spricht. Können Sie sich daran erinnern, dass in 
Ihrem Hause über solche Fragen gesprochen 
wurde: „Passt das noch zu der Verabredung mit 
der EU-Kommission oder nicht?“? Und wie wa-
ren Sie da selber drin involviert? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter 
Wiehle, Sie waren heute Vormittag nicht dabei, 
als Herr Abgeordneter Lange eine Frage zu die-
sem Komplex gestellt hat, die ich beantwortet 
habe, was diese Verbindung der Zusage von Frau 
Bulc auf der einen Seite und der Erwartungen 
von Frau Bulc - - Die Äußerungen von Selmayr 
habe ich in der Presse gelesen. Sie haben mich 
sehr verwundert, muss ich ganz ehrlich sagen. 
Aber ich sehe da keinerlei Zusammenhang, dass 

sich da irgendetwas verändert hat. Wir haben da 
eine klare Linie gefahren. Und ich kann also das, 
was Sie jetzt dort vermuten, nicht bestätigen.  

Ich habe aber auch an diesen Gesprächen - - Das 
war auch meine Eingangsbemerkung, dass ich 
aus gesundheitlichen Gründen nicht in der Lage 
war, diese Europatermine mit wahrzunehmen. 
Ich war nirgendwo dabei. Insofern kann ich we-
der die Wahrnehmung von Herrn Selmayr bestä-
tigen noch mich erinnern, dass das irgendwie ein 
Thema so war in der Form. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Danke schön. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann steigen wir jetzt ein in die nächste Runde. 
CDU/CSU-Fraktion? - Keine Fragen mehr. - 
AfD? - Keine Fragen mehr. - SPD? - Keine Fragen 
mehr. - Herr Kollege Jung. 

Dr. Christian Jung (FDP): Ja, vielen Dank. - Ich 
hätte noch einige Fragen, weil wir natürlich 
auch, Herr Görrissen, immer wieder auch die 
Aussagen mit denen von anderen vergleichen 
müssen. Und deswegen wollte ich von Ihnen 
noch mal wissen - Sie hatten ja gesagt, dass Sie 
da bei den abendlichen Sitzungen auch vor der 
sogenannten Kollegialentscheidung dabei gewe-
sen seien -: Welche Beiträge gab es denn von den 
einzelnen Teilnehmern, an die Sie sich noch gut 
erinnern können, vor allem bei dieser abendli-
chen Sitzung mit dem Minister? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Abgeordneter 
Dr. Jung, das fällt mir jetzt schwer, darzustellen, 
welche Beiträge die einzelnen Kollegen gegeben 
haben. Ich habe ja gesagt: Es war ein Brainstor-
ming auf der einen Seite und auf der anderen 
Seite die Zusammenfassung der Ergebnisse vom 
Tag. - Dazu bin ich jetzt nicht in der Lage, zu sa-
gen, wer was gesagt hat, wer welche Idee entwi-
ckelt hat. Ich kann mich nur erinnern, dass wir 
über viele Fragestellungen geredet haben und 
viele Fragen an Herrn Dr. Neumann gerichtet ha-
ben, die sich auf das Vertragswerk bezogen, weil 
die Details des Vertragswerkes kannten im Prin-

zip nur Herr Mudlo Molitor (?) und Herr Dr. 
Neumann. Aber wer jetzt was gefragt hat - -
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Ich kann mich sehr gut erinnern, dass ich am 
Schluss die Frage gestellt habe, ob es sinnvoll ist, 
tags darauf sich noch mal mit den Herren 
Schulenberg und Kapsch zu treffen. Und ich
kann mich daran erinnern, dass wir eine relativ 
lange Diskussion über die Frage der Zustellung 
hatten: Wie macht man das? Wie geht es, dass
das auch formal richtig ist, dass es später nicht 
heißt: „Das ist nicht zugestellt worden“? Und das 
steht leider sehr detailliert in dem Vertragswerk 
drin. Das hatten wir nicht gleich auf Anhieb pa-
rat. Aber was für Beiträge da jetzt im Einzelnen 
gegeben wurden - - Das ist einfach eine breite Pa-
lette der Darstellung der Kündigungsgründe. Da 
hat jeder seinen Beitrag geliefert, jeder gesagt,
was er davon hält. Aber es gab keine dominanten 

Personen- - Ich sage ja: Die Hauptrolle hat sicher 
der Herr Neumann gespielt, weil er der Informant 
war, der uns unterrichtet hat über die Abläufe, 
auch gerade über die Entwicklung dieser Feinpla-
nung, wie da der Stand ist. - Aber verstehen Sie 
bitte, dass ich das jetzt nicht im Detail den ein-
zelnen Personen zuordnen kann. Das könnte ich 
dann auch nur fälschlicherweise.

Dr. Christian Jung (FDP): Wenn Sie jetzt sich 
mehr so allgemein erinnern können: Wie waren 
denn Ihre persönlichen wesentlichen Wortbei-
träge bei dieser Entscheidungsfindung? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Auch da kann ich 
Ihnen ja nur sagen, was ich gerade schon ausge-
führt habe, dass ich mich über die Zustellungs-
dinge ein bisschen - - Weil ich war früher mal im 
Land Schleswig-Holstein für Landesverwaltungs-
recht auch zuständig und habe da Zustellungsbe-
stimmungen gemacht. Insofern kenne ich mich 
da ein bisschen aus. Darüber habe ich mich etwas 
intensiver mit Herrn Dr. Neumann ausgetauscht. 

Und wie gesagt: Einer der weiteren Beiträge war 
es, die Frage zu stellen, ob wir am nächsten Tag 
noch - - ob es Rechtsgründe gebe, die dagegen 
sprächen, sich mit Schulenberg und Kapsch zu 
treffen. Ansonsten, wie gesagt, war es eine Dis-
kussion, in der wir immer wieder uns ausge-
tauscht haben. Da habe ich sicher nicht die domi-
nante Rolle gespielt, weil als Nichtjurist muss 
man manchmal auch Stillschweigen bewahren 

und sich auf das verlassen, was die Juristen ge-
rade in solchen Rechtsfragen einem raten. 

Dr. Christian Jung (FDP): Jetzt hatten wir von der 
Frau Bethge ja auch hier eine Zeugenaussage. 
Und ich habe dazu noch einige sozusagen Er-
kenntnislücken, die Sie vielleicht mir helfen kön-
nen dann zu beseitigen. Und da können Sie si-
cherlich mit Ihrer Expertise beitragen. Ich will 
mich mal beziehen auf das Stenografische Proto-
koll 19/34 I vom 15.11.2020 [sic!], die Seite 66. 
Wir können Ihnen das bestimmt auch vorlegen. 
Ich würde es aber schon mal zitieren. Zitat, Zeu-
gin Bethge sagt - dann fängt das Zitat an -:  

Ich meine, mich erinnern zu kön-
nen, dass Herr Zielke zum Bei-
spiel sich zum Koalitionsvertrag 
und zu der politischen Landschaft 
geäußert hatte, was andere Maut-
konzepte, also insbesondere eine 
streckenbezogene Mautvariante, 
angeht. 

Zitat Ende. 

Herr Zielke hat in seiner Zeugenaussage, die ich 
hier jetzt eigentlich nicht verlesen möchte - aber 
kann ich gern auch machen -, erklärt, er habe 
diese Punkte nach seiner Erinnerung nicht ange-
sprochen. - Stenografisches Protokoll der 40. Sit-
zung in der vorläufigen Fassung vom 10. Dezem-
ber 2020, Seite 121.  

Und ich wollte Sie jetzt einfach fragen: Wie war 
das jetzt mit dem Herrn Zielke? Hat der jetzt hier 
Ausführungen gemacht, wie das die Frau Bethge 
gesagt hat, zu anderen Mautkonzepten und insbe-
sondere zur politischen Landschaft? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Also, das kann ich 
jetzt nicht aus der Erinnerung genau sagen. Ich 
glaube sehr wohl, dass wir, wie es Frau Bethge 
hier formuliert hat, über dieses Thema gespro-
chen haben. Ich habe das ja vorhin auch schon 
mal angedeutet, dass natürlich bei der Frage Al-
ternativen - welche Möglichkeiten gibt es? - man 
immer sehr schnell bei der streckengebundenen 
Maut landet, was ja auch die EU-Kommission 
will, aber was für Flächenländer Teufelszeug ist. 
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Aber dass wir das jetzt vertieft dort erörtert ha-
ben - - und zumindest waren es keine Punkte, die 
entscheidend jetzt für die Kündigung waren.  

Also, das ist, glaube ich, schon angesprochen 
worden, so ähnlich, wie Frau Bethge es darstellt. 
Aber ich kann es nicht zuordnen, und ich weiß 
es nicht, ob wir das wirklich nur mal so am 
Rande besprochen haben. Wenn man dann über-
legt hat: „Welche Alternative haben wir, oder ha-
ben wir überhaupt Alternativen?“, dann ist ja im-
mer sehr schnell wieder das Ergebnis gekommen: 
„Nein, wir haben eigentlich keine Alternativen, 
weil alles, was zu einer streckengebundenen 
Maut führt, führt uns in die Irre.“ Aber ich kann 
jetzt den Dissens - das hätten Sie die beiden dann 
fragen müssen -, wer was da - - Ich kann es nicht 
genau erinnern. 

Dr. Christian Jung (FDP): Eine wichtige Frage für 
mich. Die Frau Bethge war aber bei diesen Sit-
zungen auch dabei? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Frau Bethge war da-
bei, ich glaube, nicht ganz bis zum bitteren Ende. 
Aber sie war ja in der Taskforce dabei auf meine 
Bitte hin, und sie war am Abend auch dabei. 

Dr. Christian Jung (FDP): Ich frage nur deswegen, 
weil der Herr Zielke fast ein Bein geschworen 
hätte, dass sie nicht dabei gewesen wäre; zumin-
dest konnte er sich nicht daran erinnern, dass sie 
dabei gewesen wäre. Was kann denn die Frau 
Bethge damit gemeint haben, dass der Herr Ziel-
ke gesprochen habe über die politische Land-
schaft? Um was ging es da? „Politische Land-
schaft“ verstehe ich nicht so ganz. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Da bitte ich aber 
jetzt um Verständnis. Ich bin hier nicht der Inter-
preteur von Frau Bethge oder von Herrn Zielke. 
Ich erinnere den Begriff nicht. Also, das kann ich 
Ihnen jetzt - - Das könnte ich jetzt spekulieren. 
Aber das ist nicht meine Aufgabe als Zeuge. 

Dr. Christian Jung (FDP): Also, „politische Land-
schaft“ könnte zum Beispiel bedeuten, dass man 
sich hätte überlegen können, dass man sozusagen 
eine grüne Maut macht, dass man zum Beispiel 
auch hier anwesende Kolleginnen oder Kollegen 

von den Grünen anruft und versucht, sozusagen 
dieses CSU-Projekt noch zusammen mit den Grü-
nen zu retten. Haben Sie denn darüber diskutiert, 
oder hat man gleich gesagt: „Wir kündigen jetzt“? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich glaube, Herr Ab-
geordneter, dass wir zu dem Zeitpunkt nicht 
Überlegungen angestellt haben, eine Maut mit 
den Grünen zusammen zu retten. 

(Heiterkeit) 

Dr. Christian Jung (FDP): Es hätte ja sein können, 
weil das war ja durchaus eine Option. Ich meine, 
wenn man so strategisch auch vorgeht, wie Sie 
das vielleicht auch tun, dann wäre es ... (akus-
tisch unverständlich) 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Es war schon 
schwer, Mautfachmann der FDP zu werden. 

Vorsitzender Udo Schiefner: So, jetzt haben wir 
8:15 Minuten. Sie können gleich gerne noch mal 
in der nächsten Runde. - Herr Kollege Cezanne. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Ja, danke, Herr Vorsit-
zender. - Ich habe noch zwei Fragen, Herr Görris-
sen. Die eine Frage, ganz praktisch - das habe ich 
vorhin vergessen -: An dem 18.06., hatten Sie 
denn da - oder am 19. - auch ein persönliches Ge-
spräch noch mal mit dem Herrn Dr. Schulz zu 
der Frage: „Wie umgehen mit der Kündigung?“? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein, hatte ich 
nicht. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Hatten Sie nicht. - 
Und eine abschließende Frage. Bei der Entschei-
dung über die Kündigung: Kannten Sie die Posi-
tion des Kraftfahrt-Bundesamtes, das zunächst 
noch von einer Klärung der Situation und dann 
einer weiteren, weiterführenden Zusammenarbeit 
der Umsetzung der Infrastrukturabgabe ausging? 
Also, der Beleg wäre da unter anderem eine 
E-Mail von Herrn Blumenberg am 19. Juni. Wenn 
Sie sich das angucken wollen: eine sehr lange 
Materialnummer: MAT A BMVI 6/20 Unterord-
ner 2019 I/06 JUN/P850 800 20190619. Aber die 
Frage in Kurzfassung ist eben: Kannten Sie die 
Position des KBA und, wie gesagt, von Herrn 
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Blumenberg, dass man da eigentlich am 19.06. 
noch davon ausging, dass man die Situation klärt 
und dann eine weiterführende Zusammenarbeit 
zur Umsetzung der ISA möglich sei? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein, das kannte 
ich nicht. Ich kannte auch Herrn Blumenberg 
nicht. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Danke schön. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann hat der Kol-
lege Krischer jetzt das Wort. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
ich habe noch eine Frage, und zwar schließt das 
genau an den Komplex an, zu dem der Herr Kol-
lege Cezanne gerade gefragt hat. Sie haben uns 
eben sehr ausführlich erläutert, was man in die-
sen Tagen der Kündigung auch in der Gruppe be-
sprochen hat. Sie haben geschildert: Da ging es 
um Fragen der Zustellung. - Also, das überrascht 
ja ein bisschen, dass man in einem so hochrangig 
besetzten Kreis dann über Zustellungsfragen dis-
kutiert.  

Mich würde in dem Zusammenhang interessie-
ren: Es gab ja durchaus auch vom KBA Nachfrist-
setzungen zur Behebung der Probleme und der - - 
was dann vonseiten des Ministeriums als 
Schlechtleistung, vonseiten der Betreiber als 
Feinplanungsdokumentation beschrieben worden 
ist. Sie haben ja auch die Begriffe erläutert, wo-
her sie kommen. Ist das diskutiert worden? Weil 
es ist ja ein bisschen merkwürdig, wenn man 
sagt, auf der einen Seite setzen wir Nachfristen, 
dass bestimmte Probleme behoben werden kön-
nen; auf der anderen Seite kündigt man. Das ent-
spricht eigentlich nicht dem üblichen Verfahren. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Über diese Nach-
fristen ist natürlich gesprochen worden, und ich 
hatte das ja versucht deutlich zu machen. Diese 
Mail der Kanzlei Noerr hat uns eher verunsichert, 
weil in der Tat es ja Hinweise gab, dass man sich 
bemüht, die Nachfristen zu erfüllen. Es wurden 
aber auch immer wieder Probleme dargestellt, 
jetzt im Rahmen dieser Taskforce, deren Ergeb-
nisse wir uns haben dann berichten lassen. Das 
war dort Gegenstand der Erörterungen. Und es ist 

vor allem bei uns dann nachdenkliche Meinung 
hervorgerufen durch diese Mail vom 17., wo es 
hieß: Na ja, da ist noch so viel, was ihr euch jetzt 
vorstellt. Das können wir vielleicht korrigieren, 
aber, Moment, es passt nicht zum Vertragswerk. - 
Also, als Nichtjurist sage ich mal: Das hieß doch: 
Also, wir werden die Hand aufhalten; wir wollen 
noch mal Geld nachgefordert bekommen. - Und 
insofern: Das ist erörtert worden. Das ist auch be-
handelt worden, welche Wirkungen das auf die 
Kündigungen hat usw. - Aber das sind jetzt juris-
tische Fragen, Herr Krischer. Das bitte ich dann 
lieber die Juristen zu fragen als mich. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. Danke schön. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. - 
Dann kämen wir in die nächste Runde. 
CDU/CSU-Fraktion? - Keine Fragen mehr. - 
AfD? - Keine Fragen mehr. - SPD? - Keine Fragen 
mehr. - Herr Kollege Jung. 

Dr. Christian Jung (FDP): Herr Görrissen, bitte 
schildern Sie noch, nachdem der Staatssekretär 
Beermann dann eingetroffen ist, was dann dessen 
Beiträge waren bis zu der gemeinsamen Entschei-
dung der Kündigung. Was hat er jetzt gesagt? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Soweit ich das erin-
nere, ist Herr Beermann zu einem Zeitpunkt ein-
getroffen, wo eigentlich wir weitgehend die 
Punkte erörtert hatten. Ich glaube, irgendjemand 
hat ihm noch mal kurz gesagt, wie der Stand un-
serer Gespräche war. Aber Sie haben ja noch das 
Vergnügen, ihn heute zu befragen. Ich kann nicht 
erinnern, dass er sich da noch groß geäußert hat, 
was auch keinen Sinn ergeben hätte, wenn Sie 
überlegen, dass man stundenlang über ein Thema 
redet und dann kommt jemand neu hinein und 
der soll dann noch einmal anfangen. Also, es war 
mehr eine Information, die wir ihm gegeben ha-
ben, damit er weiß - - Und er hat das dann bekräf-
tigt, aber nicht noch, dass er ins Detail gegangen 
ist. Aber dann sollten Sie ihn fragen, ob er noch 
aus seiner Sicht wichtige Beiträge meint dazuge-
geben zu haben. Ich kann es nicht erinnern. 

Dr. Christian Jung (FDP): Die Frage stellt sich 
nämlich für mich immer wieder. Man hat ja dann 
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diese Entscheidung getroffen. Aber man hätte ja 
auch durchaus versuchen können - ich habe das 
ja schon angedeutet, wie man das hätte machen 
können; wir versuchen, uns ja auch immer sozu-
sagen in Sie oder andere mehr oder weniger 
wichtige Spitzenbeamte hineinzudenken -, dass 
man dieses ganze Projekt hätte retten können. 
Hat man denn gar nicht überlegt: „Wie können 
wir“, ich sage mal, „dieses CSU-Jahrhundertpro-
jekt überhaupt gemeinsam retten?“? Weil immer 
innerhalb von einem Tag so was aufzugeben - - 
Ich meine, wenn man jetzt lange verheiratet ist, 
lässt man sich ja auch nicht innerhalb von einem 
Tag scheiden. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Kommt immer da-
rauf an. 

Dr. Christian Jung (FDP): Einige haben anschei-
nend andere Erfahrungen hier im Raum; aber ich 
spreche jetzt mal von mir. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Also, Herr Abgeord-
neter, ich wollte gerade sagen: Das weiß ich jetzt 
nicht. Da muss jeder seine Erfahrungen nehmen. 
Ich bin 35 Jahre verheiratet mit ein und derselben 
Frau - 

Dr. Christian Jung (FDP): Sehr gut. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: - und würde mir 
das nicht innerhalb von ein, zwei Tagen überle-
gen. 

Das Projekt zu retten: Ja, klar. Haben Sie eine 
Idee gehabt? Und retten Sie mal etwas, wenn Sie 
Nichtschwimmer sind wie ich und haben nie-
manden dabei, der sich wirklich darum bemüht. 
Denn innerhalb der Koalition gab es, glaube ich, 
viele, die ganz glücklich waren, dass das Ding 
weg war; bei Ihnen in der Opposition sowieso. 
Und insofern: Wir haben keine Idee gehabt, wie 
man es retten hätte können. Wenn da jemand ge-
wesen wäre, der hätte sich sehr verdient ge-
macht. Aber da muss ich jetzt wieder sagen in al-
ler Bescheidenheit: So weit reicht mein Einfluss 
auch nicht. Ich habe auch keine Idee gehabt. Ich 
hätte es gerne ger- -  

Dr. Christian Jung (FDP): Ich will nur wissen - 
weil Sie verstehen ja anscheinend, auf was ich 
hinauswill -: Wenn man jetzt so viel Arbeit da 
hineininvestiert hat - und auch Sie haben ja da 
sich wirklich lange die Sache überlegt - und dann 
innerhalb von wenigen Stunden kündigt man 
dann am gleichen Tag noch, da würde ich jetzt 
immer sagen, auch aus vielem Hintergrundwis-
sen: Da ist ja durchaus die Frage: Gab es da nicht 
wirklich noch eine andere Möglichkeit? - Weil 
Sie waren ja völlig überrascht morgens. Und 
dann kündigt man doch nicht eigentlich sofort, 
sondern dann wartet man doch vielleicht zwei, 
drei Tage oder versucht, das mit den wirklichen 
Spitzenpolitikern der CSU und der Koalition 
auch noch zu retten. Und dann habe ich ja ge-
sagt - das haben wir uns ja überlegt: was hätten 
wir vielleicht gemacht, wenn wir die CSU gewe-
sen wären? -: Wir hätten vielleicht die Grünen 
angerufen. Aber das wurde ja auch nicht ge-
macht. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Herr Kollege Jung, 
könnten Sie jetzt eine Frage stellen und nicht alle 
Dinge aufzählen, die man hätte machen können? 

Dr. Christian Jung (FDP): Ja. Haben Sie diese 
Überlegungen, die ich sozusagen gerade vorgetra-
gen habe, jemals gehabt, Herr Görrissen? 

Vorsitzender Udo Schiefner: „Hätte, hätte, Fahr-
radkette“, gab es mal. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Herr Vorsitzender, 
Sie haben jetzt - - 

Dr. Christian Jung (FDP): Herr Vorsitzender, ich 
habe eine Frage gestellt und möchte hier nicht lä-
cherlich gemacht werden, ja? Das interessiert die 
deutsche Öffentlichkeit, Herr Vorsitzender, ja? 

Vorsitzender Udo Schiefner: Ja, weiß ich. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Ich kann dazu lei-
der keine andere Antwort geben, als ich es getan 
habe. Wir hatten keine Lösung. Und, Herr Abge-
ordneter Jung, Sie sehen bis heute: Wir haben bis 
heute keine. - Wenn uns was eingefallen wäre - - 
Und Sie müssen immer sehen: Der Ausgangs-
punkt war: Kein deutscher Autofahrer darf mehr 



 Vorläufiges Stenografisches Protokoll 19/41 I 

  

 
2. Untersuchungsausschuss 

  Nur zur dienstlichen Verwendung 
 
 

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 77 von 111 

 

belastet werden. - Das war schon mal eine ver-
dammt schwierige Hürde zu nehmen. Ich weiß 
keine Lösung. Und da hätte man jetzt - - Da sind 
wir wieder bei „hätte“ und bei „man“. „Man“ ist 
immer ein Schreibfehler, weil den gibt es gar 
nicht; Thomas Mann schrieb sich mit zwei n. 
Also, wir können da nicht irgendwo jetzt fach-
simpeln, was man hätte machen können. 

Ich glaube, die Grünen anzurufen, wäre eine 
ziemlich - entschuldigen Sie -, ich will nicht sa-
gen: alberne Nummer, aber eine unergiebige 
Nummer gewesen. Wir waren nämlich in einer 
Koalition. Und ich kenne viele Koalitionen. Ich 
habe auch eine Vier-Jahre-Koalition mit der FDP 
sehr erfolgreich gehabt. Da war man koalitions-
treu. Und wenn etwas nicht ging, dann ging et-
was nicht. 

Also, hier hat es keine Lösung gegeben. Sie mö-
gen recht haben mit den Überlegungen aus heuti-
ger Sicht. Wenn Sie heute im Rahmen der Dis-
kussion über Klima und Klimaschutz - - Einer Ih-
rer Kollegen hat vorhin gesagt, Klimaschutz 
spiele ja beim Verkehrsministerium keine Rolle. 
Ich war schon geneigt, Ihnen zu widersprechen. 
Aber ich habe es dann nicht getan, weil es nicht 
mein Recht ist, als Zeuge Ihnen zu widerspre-
chen. Aber wir haben keine andere Lösung ge-
habt. Da hätten wir noch tagelang drüber nach-
denken können. Wenn die jemand gefunden 
hätte - gehe ich jede Wette mit Ihnen ein -, hätte 
man sie vorgebracht und hätte versucht, sie um-
zusetzen. 

Dr. Christian Jung (FDP): Zum Abschluss hätte 
ich gerne noch von Ihnen gewusst: Bevor jetzt die 
Entscheidung getroffen worden ist, die ja immer 
dann - - Im Endeffekt ist der Minister dafür ver-
antwortlich, für die Entscheidung, auch wenn sie 
gemeinsam getroffen worden ist. Wie hat er denn 
jetzt diese Entscheidung begründet? Hat er dann 
gesagt: „Wir müssen das jetzt so machen“ oder: 
„Wir sind uns alle einig“? Wie hat er jetzt diese 
Entscheidung, die man vielleicht auch im Nach-
hinein anders getroffen hätte, genau begründet 
vor allen? Sie sind ja dann gemeinsam noch mal 
rausgegangen zu der großen Taskforce und haben 
dann die Entscheidung auch bekannt gegeben. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Wir sind nicht 
mehr gemeinsam rausgegangen, sondern wir ha-
ben das dort in dem kleinen Kreis abschlie-
ßend - - Und das habe ich Ihnen ja gesagt. Sie 
nehmen mich jetzt so ein bisschen auf den Arm 
mit dem Begriff „Kollegialorgan“. Natürlich ent-
scheidet ein Minister. Aber wir haben in unserem 
Hause die Praxis - - Und gerade am Wochenende 
war der Begriff, mein Minister sei „beratungsre-
sistent“. Ich kann nur sagen: Das war er nicht, 
und das ist er nicht, sondern er lässt sich beraten. 
Und wir haben in diesem Kreis - das können Sie 
jetzt „Kollegialorgan“ nennen; ich habe es „Kolle-
gium“ genannt -, also der leitenden Mitarbeiter 
des Hauses, gemeinsam ein Projekt beschlossen. 
Wir haben ein gemeinsames Ergebnis in dieser 
Runde vereinbart und haben das dargestellt. Wir 
sind nicht nach draußen gegangen und haben es 
noch mal den Mitarbeitern, die dort waren, be-
gründet oder irgendwas, sondern wir haben es 
vollzogen. Und wenn Sie jetzt sagen: Man hätte 
alles - - Und da bedanke ich mich für den Hin-
weis des Vorsitzenden: Es ist halt: Hätte, hätte, 
Fahrradkette. 

Dr. Christian Jung (FDP): Vielen Dank. - Mit dem 
Begriff „Beratungsresistenz“ habe ich persönlich 
oder auch die FDP nichts zu tun; wollte ich nur 
noch mal klarstellen. Das kommt aus einer ande-
ren Ecke. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Das „sie“ war klein-
geschrieben, Herr Jung. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann hat der Kol-
lege Cezanne jetzt das Wort. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Keine Fragen mehr. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Kollege Krischer? - 
Keine Fragen mehr. - CDU/CSU? - AfD? - SPD? - 
Kollege Jung? 

Dr. Christian Jung (FDP): Nein. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann frage ich 
nach: Sind noch Fragen offen, die nichtöffentlich 
oder gegebenenfalls in eingestufter Sitzung zu be-
antworten sind? - Haben wir nicht. Dann sind wir 
am Ende der Zeugenvernehmung. 
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Nach seiner Fertigstellung wird Ihnen vom Sek-
retariat das Stenografische Protokoll übersandt. 
Sie haben dann zwei Wochen Zeit, Korrekturen 
an der Übertragung vorzunehmen oder Richtig-
stellungen und Ergänzungen Ihrer Aussage mit-
zuteilen. Erst nach Ablauf dieser Frist oder wenn 
Sie auf die Einhaltung dieser Frist verzichten, 
kann der Abschluss Ihrer Zeugenvernehmung 
durch den Untersuchungsausschuss beschlossen 
werden. Über diesen Beschluss erhalten Sie eine 
separate Mitteilung. 

Nach Abschluss der Vernehmung kann der Tat-
bestand einer falschen uneidlichen Aussage ge-
mäß § 153 des Strafgesetzbuches vollendet sein. - 
Haben Sie dazu noch Fragen, Herr Görrissen? 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Nein, Herr Vorsit-
zender, das habe ich nicht. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann darf ich mich 
noch mal ganz recht herzlich bei Ihnen bedanken 
für Ihre Ausführungen und wünsche Ihnen alles 
Gute. 

Zeuge Karl-Heinz Görrissen: Vielen Dank. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann werden wir 
gleich Herrn Minister Beermann hier befragen 
mit seinem Rechtsbeistand Herrn Dr. Krause, der 
dann auch hier anwesend sein wird. Dann kön-
nen wir ihn hier begrüßen. Und bis dahin unter-
breche ich die Sitzung. Das Sekretariat geht da-
von aus: 20 bis 30 Minuten. - Ihnen noch mal 
herzlichen Dank. 

Die Sitzung ist dann hiermit unterbrochen. 

(Unterbrechung der Sit-
zungsteils Zeugenverneh-
mung, Öffentlich: 16.10 
Uhr - Folgt Beratungssit-

zung) 
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(Wiederbeginn des Sit- 
zungsteils Zeugenverneh- 
mung, Öffentlich: 16.56 

Uhr) 

Vernehmung des Zeugen 
Guido Beermann 

Vorsitzender Udo Schiefner: Damit setzen wir 
nun die Befragung des heutigen Tages fort, und 
ich begrüße nun den Zeugen Herrn Minister 
Guido Beermann - herzlich willkommen! - mit 
seinem Rechtsbeistand Herrn  Dr.  Krause, der 
auch eben als Rechtsbeistand im BMVI anwesend 
war bei der Vernehmung des Herrn Görrissen. 

Herr Beermann, der Ausschuss hat eben be-
schlossen, Ton- und Bildaufnahmen dieser Be-
weisaufnahme in einen anderen Sitzungssaal -
heute ist es der Raum PLH E 800 - zu übertragen -
sind Sie hiermit einverstanden? -, weil eben die 
Öffentlichkeit heute nicht hier in diesem Raum 
auf der Besuchertribüne teilnimmt, sondern in 
diesem Raum. - Ich sehe, Sie nicken zustimmend; 
Sie sind damit einverstanden. 

Ich stelle fest, dass Sie ordnungsgemäß geladen 
wurden und dass der Erhalt der Ladung auf den 
heutigen Sitzungstag am 24.11.20 bestätigt 
wurde. - Zunächst noch mal herzlichen Dank. 

Ich habe Sie darauf hinzuweisen, dass die Bun-
destagsverwaltung eine Tonbandaufnahme der 
Sitzung fertigt. Diese dient ausschließlich dem 
Zweck, die stenografische Aufzeichnung der Sit-
zung zu erleichtern. Die Aufnahme wird nach Er-
stellung des Protokolls gelöscht. 

Das Protokoll dieser Anhörung wird Ihnen nach 
Fertigstellung zugestellt. Sie haben, falls dies ge-
wünscht ist, die Möglichkeit, innerhalb von zwei 
Wochen Korrekturen und Ergänzungen vorzu-
nehmen. - Haben Sie dazu noch Fragen? 

Zeuge Guido Beermann: Nein. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Okay. Keine Fra-
gen. - Dann möchte ich Sie nochmals darauf hin-
weisen, Herr Rechtsanwalt  Dr.  Krause, dass Sie 
den Zeugen zwar beraten dürfen, Ihnen selbst je- 

doch kein Rede- oder Fragerecht zusteht. Insbe-
sondere dürfen Sie Ihrem Mandanten während 
seiner Aussage keine inhaltlichen Hinweise ge-
ben. Gegebenenfalls kann Ihr Mandant eine kurze 
Unterbrechung zum Zwecke der Beratung mit 
Ihnen hier beantragen. 

Herr Minister Beermann, vor Ihrer Anhörung 
habe ich Sie zunächst zu belehren. 

Sie sind als Zeuge geladen worden. Als Zeuge 
sind Sie verpflichtet, die Wahrheit zu sagen. Ihre 
Aussagen müssen richtig und vollständig sein. 
Sie dürfen nichts weglassen, was zur Sache ge-
hört, und nichts hinzufügen, was der Wahrheit 
widerspricht. 

Ich habe Sie außerdem auf die möglichen straf-
rechtlichen Folgen eines Verstoßes gegen die 
Wahrheitspflicht hinzuweisen. Wer vor dem Un-
tersuchungsausschuss uneidlich falsch aussagt, 
kann gemäß § 162 in Verbindung mit § 153 des 
Strafgesetzbuches mit Freiheitsstrafe von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft werden. 

Nach § 22 Absatz 2 des Untersuchungsausschuss-
gesetzes können Sie die Auskunft auf solche Fra-
gen verweigern, deren Beantwortung Sie selbst o-
der Angehörige im Sinne des § 52 Absatz 1 der 
Strafprozessordnung der Gefahr aussetzen würde, 
einer Untersuchung nach einem gesetzlich geord-
neten Verfahren ausgesetzt zu werden. Dies be-
trifft neben Verfahren wegen einer Straftat oder 
Ordnungswidrigkeit auch Disziplinarverfahren. 

Sollten Teile Ihrer Aussage aus Gründen des 
Schutzes von Dienst-, Privat- oder Geschäftsge-
heimnissen nur in einer nichtöffentlichen oder 
eingestuften Sitzung möglich sein, bitte ich Sie 
um einen Hinweis, damit der Ausschuss dann ge-
gebenenfalls einen Beschluss nach § 14 oder § 15 
Untersuchungsausschussgesetz fassen kann. 

Haben Sie dazu noch Fragen? 

Zeuge Guido Beermann: Keine Fragen. 
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Ich darf Sie bitten, sich dem Ausschuss mit Na-
inen, Alter, Beruf und einer ladungsfähigen An- 
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Vorsitzender Udo Schiefner: Nein, Sie haben 
keine Fragen. - Nach diesen notwendigen Vorbe-
merkungen darf ich Ihnen den geplanten Ablauf 
kurz vorstellen. Eingangs habe ich Sie zur Person 
zu befragen. Zu Beginn der Vernehmung zur Sa-
che haben Sie nach § 24 Absatz 4 des Untersu-
chungsausschussgesetzes Gelegenheit, zum Be-
weisthema im Zusammenhang vorzutragen. An-
schließend erhalten die Mitglieder des Ausschus-
ses das Wort für Nachfragen. Dies geschieht nach 
dein Stärkeverhältnis der Fraktionen. - Gibt es 
dazu Ihrerseits noch Fragen? - Das ist nicht der 
Fall. 

Falls Sie nach einer längeren Befragungsdauer 
eine kurze Unterbrechung wünschen, lassen Sie 
mich das wissen. Dann machen wir eine kurze 
Pause, am besten immer nach einer kompletten 
Berliner Runde. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Vielen Dank. - Zu-
nächst möchte ich Ihnen, wenn Sie dies wün-
schen, entsprechend § 24 Absatz 4 des Untersu-
chungsausschussgesetzes Gelegenheit geben, sich 
im Zusammenhang zum Gegenstand Ihrer Ver-
nehmung zu äußern. In diesem Statement bitte 
ich Sie nun auch, wenn Sie davon Gebrauch ma-
chen, dem Ausschuss kurz darzustellen, wie Sie 
sich auf die Sitzung vorbereitet haben. Konnten 
Sie irgendwelche Unterlagen einsehen? Haben 
Sie noch Gespräche geführt vor der Vernehmung 
zum Thema, und ist Ihnen Hilfestellung angebo-
ten bzw. gegeben worden? 

Ich gehe mal davon aus, dass Sie von Ihrem 
Recht Gebrauch machen wollen, und gebe Ihnen 
dann das Wort. Bitte schön, Herr Minister. 

Zeuge Guido Beermann: Vielen herzlichen 
Dank. - Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren Abgeordnete! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, die jedenfalls digital 
zugeschaltet sind! Ich bin finit Wirkung vorn 19. 
März 2018 vom Bundesministerium für Gesund-
heit an das Bundesministerium für Verkehr und 
Infrastruktur versetzt und am 21. März 2018 zum 
Staatssekretär ernannt worden. Im BMVI über-
nahm ich die Zuständigkeit für folgende Abtei-
lungen: die Abteilung G, Grundsatzangelegenhei-
ten, die Abteilung DG, Digitale Gesellschaft, Ab-
teilung LF, Luftfahrt, und die Abteilung WS, 
Wasserstraßen und Schifffahrt. Gleichzeitig über-
nahm ich Mandate in den jeweiligen Aufsichtsrä-
ten der Deutschen Bahn AG und des Münchner 
Flughafens. Zudem war ich Mitglied des Kurato-
riums der Deutschen Bundesstiftung Umwelt. 

Zu Beginn der laufenden Legislaturperiode 
wurde Herr  Dr.  Gerhard Schulz zum Staatssekre-
tär im BMVI ernannt. In seine Zuständigkeiten 
fielen folgende Abteilungen: die Abteilung Z, 
Zentralabteilung, die Abteilung StB, Bundesfern-
straßen, die Abteilung StV, Straßenverkehr, und 
die Abteilung E, Eisenbahnen. Nach dem Wech-
sel von Herrn  Dr.  Schulz zu Toll  Collect  im März 
2019 wurde Herr  Dr.  Michael Güntner zum 
Staatssekretär ernannt. Mit seiner Ernennung gab 
es eine Veränderung in der Zuständigkeit. Ich gab 
die Abteilung WS, Wasserstraßen und Schiff-
fahrt, an den neuen Staatssekretär  Dr.  Güntner ab 
und übernahen die Abteilung StV, Straßenver-
kehr. 

Am 20. November 2019 wurde ich ~rrrL-andtaad 
zum Minister für Infrastruktur und Landespla-
nung des Landes Brandenburg ernannt. Dement-
sprechend lag rund acht Monate die Zuständig-
keit für die Abteilung StV bei mir. Diese umfasste 
unter anderem das Thema „Infrastrukturabgabe 
für Pkw". Weder davor noch danach befasste ich 
mich mit dem Thema bzw. war das Thema Ge-
genstand meiner Tätigkeit. 

l~ 
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Insbesondere nach der Ernennung zum Minister 
in Brandenburg und der Übernahme der neuen 
Aufgabe war das Thema Pkw-Maut für mich ab-
geschlossen. Das heißt, letztmalig im November 
2019 war ich mit dein Thema befasst, seitdem 
nicht mehr. Zum Zeitpunkt meines Ausscheidens 
waren Schadensersatzforderungen nicht konkret 
geltend gemacht worden. Es gab auch noch kein 
Schiedsverfahren. 

Meine Damen und Herren, bis zum Urteil des 
EuGH am 18. Juni 2019 war das Thema Maut ei-
nes unter zahlreichen und vielfältigen Themen, 
die in meiner Zuständigkeit lagen. An besondere 
Termine, Vorlagen, Vermerke oder Vorkomm-
nisse in der Zeit bis zum Urteil habe ich heute 
keine Erinnerung mehr. Ich habe lediglich eine 
vage Erinnerung an eine Lenkungskreissitzung. 
An Einzelheiten, die dort erörtert wurden, kann 
ich mich aber nicht erinnern. 

Am 18. Juni 2019, dein Tag des EuGH-Urteils, be-
fand ich mich ganztägig in Potsdam auf einer 
Strategiesitzung des Aufsichtsrates der Deut-
schen Bahn AG. Diese Sitzung begann morgens 
und dauerte bis in den Abend. Nach meiner Erin-
nerung wurde ich im Laufe des Tages von Herrn 
Staatssekretär  Dr.  Güntner von der Entscheidung 
des EuGH unterrichtet. Die Entscheidung des 
EuGH war für uns alle - und damit auch für 
mich - überraschend. Da ich an der Aufsichtsrats-
sitzung der Deutschen Bahn AG teilnahm, über-
nahm Staatssekretär  Dr.  Güntner die weitere Ko-
ordinierung im ummittelbaren Nachgang zum Er-
gehen der EuGH-Entscheidung. Details kann ich 
nicht nennen und habe auch keine in Erinne-
rung. 

Ich erinnere mich, dass ich am späten Abend im 
Anschluss an die Strategiesitzung ins BMVI ge-
fahren bin. Dort kam ich zu später Stunde an und 
bin zu einer Besprechung im Büro des Ministers 
gestoßen. An den genauen Teilnehmerkreis kann 
ich mich heute nicht mehr erinnern. Allerdings 
erinnere ich mich daran, dass, als ich eintraf, die 
Frage der Versendung bzw. Zustellung einer 
Kündigung an die Auftragnehmer besprochen 
wurde. Details dazu habe ich nicht in Erinne-
rung. Grundsätzliche Fragen zu einer Kündigung 
wurden nach meiner Erinnerung während meiner  

Teilnahme an der Besprechung nicht erörtert. Die 
Runde löste sich nach meinem Hinzutreten dann 
auch bald auf. 

Am nächsten Tag, dem 19. Juni 2019, Hatte ich 
nach meiner Erinnerung am Vormittag eine wei-
tere Sitzung des Aufsichtsrats der Deutschen 
Bahn. In der Mittagszeit nahm ich an einem Tref-
fen mit Vertretern der Betreiberfirmen teil. Neben 
dem Bundesminister und mir war das BMVI nach 
meiner Erinnerung nur noch durch Herrn Görris-
sen, Leiter der Abteilung „Leitung und Kommu-
nikation", vertreten. An die Vertreter des Konsor-
tiums habe ich nur eine vage Erinnerung, da ich 
diese dort nach meiner Wahrnehmung zum ers-
ten Mal persönlich getroffen habe. Ich kann mich 
an Herrn Schulenberg erinnern. Ob ich heute die 
anderen Teilnehmer mit Namen zuordnen könn-
te, bezweifle ich, da ich mit diesen im Anschluss 
an dieses Treffen bis zu meinem Wechsel nach 
Brandenburg im November 2019 nach meiner Er-
innerung nicht mehr zusammengetroffen bin. 

Insgesamt ist mir das Gespräch und sein Verlauf 
nicht in bleibender Erinnerung, nur so viel, dass 
seitens des Ministers über den aktuellen Stand 
seit dem Urteil berichtet wurde, und ich erinnere 
mich, dass seitens der Vertreter des Konsortiums 
die Kündigung kritisiert wurde. Von wem was 
gesagt wurde, kann ich heute nicht mehr sagen. 

Meine Damen und Herren, der Minister hatte 
nach der EuGH-Entscheidung eine Taskforce ein-
gerichtet. Diese Taskforce traf sich nach konkre-
tem Bedarf, wobei sich die Zusammensetzung 
nach den konkret anstehenden Themen richtete. 
Nach meiner Erinnerung hatte ich mich vor allem 
finit Herrn Rechtsanwalt Neumann, Herrn  Molitor  
als zuständigem Unterabteilungsleiter und Herrn  
Stadler  als zuständigem Referatsleiter in der 
Taskforce ausgetauscht. 

Insbesondere in der ersten Zeit nach dem Urteil 
waren noch weitere Teilnehmer dabei. Die Auf-
gaben der Taskforce bestanden insbesondere da-
rin, die erforderlichen Vorbereitungen für das 
Parlament, die anstanden, zu koordinieren. Erör-
tert wurden auch Fragen zum weiteren Vorgehen, 
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zum Beispiel die Frage weiterer Kündigungser-
klärungen oder die Frage der Geltendmachung 
von Vertragsstrafen. 

Mit fortschreitender Zeit nahm die Zahl der Tref-
fen der Taskforce ab. Erinnerungen an die Zu-
sammensetzungen, Abläufe und Diskussionsver-
läufe einzelner Sitzungen der Taskforce habe ich 
nicht mehr. 

Auch wenn ich mich an viele Einzelheiten nicht 
mehr erinnern kann, weil diese hinter meinen ak-
tuellen Aufgaben zurücktreten bzw. von diesen 
verdrängt worden sind, unterstütze ich Ihre Un-
tersuchung gerne und stehe nun gerne für Ihre 
Fragen zur Verfügung. - Vielen Dank. 

Vielleicht erlauben Sie mir noch ganz kurz, weil 
Sie das gefragt haben, zum Thema Vorberei-
tung - - In der Tat habe ich mir noch mal einen 
Überblick verschafft und habe dazu, ich glaube, 
es waren ha-clr« die in meinem E-Mail-Verkehr 
waren, die Ihnen vorgelegt wurden, und Vermer-
ke, mit denen ich zu tun hatte, mir angeschaut 
undrkursorischUangeguckt. Gespräche inhaltlicher 
Art habe ich nicht geführt. Ich habe natürlich mit 
Frau Bethge Kontakt gehabt, weil ich wissen 
wollte, wie die Dinge im Ablauf sind; das ist, 
glaube ich, selbstverständlich. Und ich habe 
heute Herrn  Dr.  Krause gebeten, mitzukommen, 
weil ich natürlich auch in einem Gespräch mit 
ihm darüber gesprochen habe - die Frage, die Sie 
auch schon angerissen haben -: „Wie verhält es 
sich finit öffentlichen, nichtöffentlichen Sitzun-
gen?", weil ich natürlich an der Stelle schon da-
rauf achten möchte, dass ich hier in öffentlicher 
Sitzung das sage, was in die öffentliche Sitzung 
gehört - - aber auch dann, wenn etwas in die 
nichtöffentliche Sitzung gehört, dass das dann 
auch dort erörtert wird. - Ich glaube, das waren 
die Fragen, die Sie mir gestellt hatten. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. -
Dann können wir in die erste Fragerunde einstei-
gen, und das Wort hat für die CDU/CSU-Fraktion 
der Kollege Lange. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja, danke schön. - Herr 
Beermann, ich fasse das jetzt mal relativ knapp  

zusammen: Als Sie ins Haus gekommen sind, wa-
ren die wesentlichen Entscheidungen getroffen. 
Und dann kam der Juni 2019 mit einem Urteil, 
wie wir es heute schon gehört haben, finit dem 
keiner gerechnet hatte. 

Ich fange jetzt trotzdem noch mal an mit dem 
Zeitpunkt, als Sie ins Haus gekommen sind und 
vorn damaligen Staatssekretär Schulz die Aufga-
ben übernommen haben. Sie haben ja schon ge-
sagt, Sie haben eigentlich finit der Maut an sich -
oder Infrastrukturabgabe, wie es korrekterweise 
heißt - nichts zu tun gehabt. Uns würde nur inte-
ressieren: Gab es bei der Übergabe quasi ein Brie-
fing: „Hier stehen wir; hier haben wir noch - -
Hier sehen wir ein Risiko; an dein und dein 
Punkt ist noch nachzuarbeiten oder nachzusteu-
ern", oder gab es eine Übergabe, indem man ge-
sagt hat: „Die Maut kommt"? 

Zeuge Guido Beermann: Also, ich habe an ein 
solches Briefing, ein solches Gespräch mit dem 
Staatssekretär Schulz keine Erinnerung; deswe-
gen kann ich dazu nichts sagen. Aber vielleicht 
erlauben Sie mir, dass ich eins anmerken kann: 
Was ich in Erinnerung habe, das war am Anfang, 
dass ich irgendwann mal ein Gespräch hatte mit 
dem zuständigen Unterabteilungsleiter; aber auch 
da habe ich, ehrlich gesagt, keine konkreteren Er-
innerungen zu dem Thema. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Danke schön. - Dann 
gehe ich auch gleich auf den 18. Juni, weil da da-
zwischen keine Entscheidungen in dein Sinn ja 
anstanden. Sie haben jetzt selber schon gesagt, 
Sie sind am 18. Juni dann abends in diese Runde 
dazugestoßen. Können Sie uns vielleicht trotz-
dem noch ein bisschen genauer erläutern, wie Sie 
über das Urteil - - auch wenn man in einer Sit-
zung sitzt, kriegt man natürlich dann irgendwann 
mal so eine Mitteilung: da läuft heute was nicht 
so, wie es hätte laufen sollen -, wie sich der Tag 
gestaltet hat, wie Sie sich entschieden haben oder 
wann Sie sich entschieden haben, zu dieser Sit-
zung dazuzustoßen? Gab es einen Zwischenkon-
takt mit dem Minister, dass man gesagt hat: „Jetzt 
müssen wir zumindest anal diesen oder jenen 
Schritt gehen"? Vielleicht können Sie uns das ein 
bisschen schildern, wie sich der Tag aus Ihrer 
Sicht dargestellt hat. 
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Zeuge Guido Beermann: Ja, ich will das gerne 
' 	versuchen. - Also, wie ich das in meinem Ein-

gangsstatement ja schon dargestellt habe, hatten 
wir an dem Tag eine Strategiesitzung aer-Bah, 
die morgens begann. lpas w-ar-in-Potsdam,-und 
dort-'bin-ich dann-auc'ii hingefahren/ Und ich 
kann Ihnen leider aus meiner Erinnerung nicht 
mehr sagen, wann das Gespräch mit Herrn Günt-
ner stattgefunden hat. Ich habe nur in Erinne-
rung, dass er mich angerufen hat und dann aar 

t,C 	übergerichtet hat und dass aber dann auch klar 

	

fl 	war, dass ich ~ c4~ bei der Strategiesitzung in 

	

E 	Potsdam bleibe, weil wir in Bezug auf die Bahn 
wichtige Themen äai4~zu erörtern hatten. Und 
die Entscheidung habe ich dann abends getrof-
fen, also nach der Strategiesitzung, dass ich noch 
mal in das BMVI fahre. bnqj~inen Kontakt - das 
war, glaube ich, noch eine Frage, die Sie gestellt 
haben - zum Minister habe ich nach meiner Erin-
nerung an dem Tag nicht gehabt. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Sie hatten auch schon 
geschildert, dass die Entscheidung zur Kündi-
gung, als Sie zu der Besprechung dazugestoßen 
sind - das war wohl die Besprechung im Minis-
terbüro an diesem Abend; - 

Zeuge Guido Beermann: Ach so, ja. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): - das war schon gar 
nicht mehr die große Runde -, schon gefallen 
war. War zu dein Zeitpunkt auch schon klar, dass 
nicht nur aus einem, sondern aus weiteren Grün-
den gekündigt werden sollte, oder wurde hier 
noch abgewogen und diskutiert? 

Zeuge Guido Beermann: Also - Entschuldigung, 
das habe ich vergessen vorhin darzustellen -, in 
der Tat: Ich bin - aber das hatte ich, glaube ich, 
im Eingangsstatement gesagt - in das Büro des 
Ministers dazugestoßen. Und wie ich das gesagt 
habe: Eine Diskussion oder eine weitere Debatte 
über die Frage der Kündigung habe ich dort nicht 
in Erinnerung. Und ich habe auch nur in Erinne-
rung - in der Tat -, dass dort die Kündigungs-
gründe dann auch im Raum standen, die Sie be-
schrieben haben. Also, ich habe eine Diskussion -
das kann ich dazu sagen - nicht mehr in Erinne-
rung. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Am Folgetag - von 
Ihnen auch schon angesprochen - fand dann das 
Gespräch mit den Betreibern statt. Sie sollen ge-
sagt haben, dass man auf das Verbindende 
schauen soll, statt im Streit auseinanderzugehen;  
MAT  A D-1/6, Blatt 6 f. Vielleicht können Sie 
uns, vielleicht auch aus der Erinnerung, ohne 
dass wir jetzt - ich weiß nicht, ob die Vorlage je-
mand hat - die Vorlage - - einfach nur aus der Er-
innerung schildern, wie Sie dieses Gespräch er-
lebt haben und was Sie finit dieser Aussage ge-
meint haben könnten. 

Zeuge Guido Beermann: Herr Abgeordneter, mir 
ist die Vorlage, die Sie gerade beschrieben haben, 
nicht bekannt. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Ja, Moment. 

Zeuge Guido Beermann: Deswegen kann ich 
dazu nichts sagen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Die kriegen Sie, Mo-
ment. - Klar, wenn Sie etwas einsehen wollen, 
bitte ich um den Hinweis. Das ist klar, dass Sie 
dann - - 

(Dein Zeugen werden Un-
terlagen vorgelegt - Der 

Zeuge und sein Rechtsbei-
stand nehmen Einblick) 

Zeuge Guido Beermann: Also, ich habe es jetzt 
kurz überflogen, ich habe es jetzt nicht im Detail 
gelesen. Aber ich möchte zuerst anmerken, dass 
mir dieses Papier nicht bekannt ist; ich sehe, dass 
das auch von, unten stellt drunter, Herrn  Blum  
und Herrn Schneble angeblich geschrieben 
wurde. Und dieses Papier lag mir auch nicht vor 
nach meiner Erinnerung. Also, deswegen kann 
ich zu der Qualität und der Aussage des Papiers 
nichts sagen. 

Zu den Abläufen, wie gesagt, habe ich wirklich r 	p 
nur - also das, was ich vorhin i~ -der-Erin'nerun 1 ~t4t ~1~. 
gesagt habe - in Erinnerung, dass der Minister  
dort dargestellt hat, was nach dem Ergehen des 
EuGH-Urteils passiert ist. Ich habe noch in Erin- 
nerung, dass es seitens der Betreiber dort eine 
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Kritik gab hinsichtlich der Kündigung. Und ehr-
lich gesagt: Dass ich das hier angeblich gesagt 
habe, habe ich auch nicht mehr in Erinnerung; 
kann ich jetzt nicht bestätigen, aber ich kann es 
auch nicht dementieren. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ebenfalls auf Aussage 
der Betreiber beruhte ein Vermerk oder ein Hin-
weis, dass der Minister gesagt habe, er, der Mi-
nister, könne sich im bevorstehenden Verkehrs-
ausschuss „so oder so" zu den Kündigungsgrün-
den äußern. Der Herr Schulenberg hat hier dann 
dargestellt, dass er das Ganze als eine Art Dro-
hung durch den Minister verstanden haben 
wollte. Ist Ihnen dazu noch irgendetwas in Erin-
nerung? Ergibt sich zum einen aus der gleichen 
Unterlage, die, wie gesagt, von den Betreibern 
stammt, bzw. aus der Aussage von Herrn 
Schulenberg hier, dass sich der Minister in dro-
hender Art gegenüber den Betreibern geäußert 
hätte. 

Zeuge Guido Beermann: Also, zu der Aussage 
von Herrn Schulenberg, die Sie gerade zitieren, 
kann ich nichts sagen; die liegt mir nicht vor. 
Und deswegen - - Ich war ja auch nicht dabei, als 
er die getätigt hat; da fehlt mir dann auch der 
Kontext. Zu der Frage - und deswegen kann ich 
mich ja nur auf die Fakten beziehen, die Sie an-
sprechen -, ob eine entsprechende Aussage getä-
tigt wurde, kann ich sagen, dass ich das nicht in 
Erinnerung habe. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Danke schön. - Dann 
vielleicht nur noch zum Abschluss und grund-
sätzlichen Verständnis: Sie haben selber Ihre Ar-
beit in der Taskforce schon beschrieben. Können 
Sie uns noch ein bisschen erklären, wer in der 
Taskforce sozusagen den Hut aufhatte? War das 
eher Ihre Seite? Oder wer war eigentlich die steu-
ernde und lenkende Kraft dann in der Taskforce? 

Zeuge Guido Beermann: Also, wie ich einleitend 
gesagt habe: Die Taskforce setzte sich je nach 
Aufgabe und Thema, das dort erörtert wurde, mit 
unterschiedlichen Personen zusammen. Und die 
Leitung der Taskforce lag bei mir. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Danke schön. - Damit 
wäre ich auch bereits am Ende. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. -
Dann hat der Kollege Wiehle jetzt das Wort. 

Wolfgang Wiehle WD): Herr Vorsitzender, vie-
len Dank für das Wort. - Herr Minister Beermann, 
vielen Dank, dass Sie zur Verfügung stehen heute 
für unsere Befragung. - Darf ich Sie höflich fra-
gen, ob Sie dem Ausschuss Ihr Eingangsstate-
ment zur Verfügung stellen könnten? Gelegent-
lich hatten wir das schon gemacht, dass wir so 
ein Eingangsstatement, wenn es zur Verfügung 
steht, zum Nachlesen gleich kopiert haben. Das 
würde vielleicht die ein oder andere Frage abkür-
zen helfen. 

Zeuge Guido Beermann: Ich werde das gerne am 
Ende der Sitzung entscheiden, wenn Sie einver-
standen sind. 

Wolfgang Wiehle (AM): Ja, ist recht. - Dann darf 
ich zunächst in die Vergangenheit ein -Stückchen 
zurückblicken. Ihr Lebenslauf weist ja eine ganze 
Menge Stationen auf, an denen Sie vielleicht 
schon mit der Pkw-Maut oder jedenfalls mit 
Mautfragen in allgemeinerer Weise zu tun hätten 
haben können. Sie waren ja beispielsweise von 
1994 bis 2002 Referent im Bundeskanzleramt, 
und möglicherweise hatten Sie dann schon zu 
tun mit der Lkw-Maut, die ja zunächst am EuGH 
gescheitert war und dann nachgebessert wurde 
und schließlich 2005 in Kraft getreten ist. Haben 
Sie da noch Erinnerungen an diese ganzen Vor-
gänge, wenn Sie damit zu tun hatten, und 
Schwierigkeiten, die finit der Einführung der 
Lkw-Maut verbunden waren? 

Zeuge Guido Beermann: Herr Abgeordneter, ich 
habe nicht in Erinnerung, dass ich mit dem 
Thema Lkw-Maut in der von Ihnen beschriebe-
nen Zeit zu tun hatte. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Danke für Ihre kurze und 
knappe Antwort. - Dann ein bisschen weiter auf 
dem Zeitstrahl. Sie waren ja dann auch Referent 
bei der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, wenn 
meine Unterlagen das richtig sagen, von 2002 bis 
05, und dann später Leiter des Büros des Staats-
ministers im Bundeskanzleramt, bis 2012. 
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In dieser Zeit wurde die Idee einer Pkw-Maut 
schon betrachtet, und zwar im Zusammenhang 
finit einem möglichen Verkauf der Bundesautob-
ahnen an private Investoren. In welcher Weise 
hatten Sie denn in dieser Zeit finit dieser Ver-
kaufsidee und einer Idee einer Pkw-Maut zu tun? 

Zeuge Guido Beermann: Sowohl in der zuerst be-
schriebenen Zeit in der CDU/CSU-Fraktion hatte 
ich mit dem Thema nach meiner Erinnerung 
keine Berührungspunkte, und auch in der zwei-
ten Zeit, als ich das Büro des Staatsministers ge-
leitet habe, lag in meiner Zuständigkeit nicht das 
Thema Lkw-Maut, sodass ich auch da keine Erin-
nerung habe, mich damit irgendwie beschäftigt 
zu haben, auch finit der Pkw-Maut nicht. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Das heißt also, wenn ich 
das noch mal konkretisieren darf in der Nach-
frage, Sie hatten finit dem Thema Pkw-Maut da 
gar nichts zu tun in diesen beiden Zeiten, von de-
nen ich gesprochen habe? 

Zeuge Guido Beermann: Ja, es ist so, wie ich es 
geschildert habe. Also, ich kann mich nicht erin-
nern, dass ich da mit dem Thema intensiver be-
schäftigt war. 

Wolfgang Wielile (AfD): Mhm. Danke schön. -
Später waren Sie dann in anderen Bereichen, in 
Berlin und auf Bundesebene, bis Sie dann zum 
BMVI gekommen sind. Darüber hatten wir hier 
gerade schon gesprochen, auch über Ihre Zustän-
digkeiten. Und sind Sie denn gelegentlich, am 
Rande zunächst, auch ab Beginn Ihrer Tätigkeit 
im BMVI finit Pkw-Maut-Themen befasst worden, 
schon ab März 18? 

Zeuge Guido Beermann: Nach meiner Erinne-
rung bin ich mit den Themen nicht befasst wor-
den. Sie lagen ja auch nicht in meiner Zuständig-
keit. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Hatten Sie in irgendeiner 
Weise mit den Aufklärungs- und Verhandlungs-
gesprächen im November 18 zu tun? Wenn ja, 
können Sie uns dazu bitte etwas sagen? 

Zeuge Guido Beermann: Auch da kann ich nur 
nach meiner Erinnerung sagen, dass ich damit 
nichts zu tun hatte. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Waren Sie in irgendeiner 
Weise beschäftigt finit dein zweiten finalen Ange-
bot in dein Bereich Erhebung und vielleicht mit 
haushaltrechtlichen Fragen, also insbesondere 
dein Thema, dass bestimmte Leistungen auf an-
dere Weise im Haushalt untergebracht werden 
mussten, also beispielsweise Portokosten? 

Zeuge Guido Beermann: Wee,(äuch da: Nach mei-
ner Erinnerung kann ich nur sagen, dass ich da-
mit nicht befasst war. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Dann komme ich zu dein 
Tag finit dem EuGH-Urteil und mit der Kündi-
gung. Da haben ja Sie dann nach den Unterlagen, 
die mir vorliegen - und hier habe ich fürs Proto-
koll jetzt auch eine  MAT-Nummer, nämlich  
MAT  A BMVI-5/1_a-4, Blatt 75 - - Da haben Sie 
die Ermächtigung an  Greenberg  Traurig ausge-
stellt, die Verträge zu Entwicklung, Aufbau und 
Betrieb des Mautsystems zu kündigen. 

Zeuge Guido Beermann: Wenn Sie mir das vorle-
gen könnten, wäre ich Ihnen dankbar. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Ja, gerne. Ich habe das 
hier auch als Papier. Das können wir Ihnen ge-
rade anal geben. 

(Dem Zeugen werden Un- 
terlagen vorgelegt - Der 

Zeuge und sein Rechtsbei- 
stand nehmen Einblick) 

Sie haben ja schon dargestellt, bei welchen Ge-
sprächen Sie jetzt persönlich dabei waren und 
bei welchen vorher nicht, weil Sie auf dieser 
Strategietagung der Bahn waren. Haben Sie sich 
denn in irgendeiner Weise Gedanken drüber ge-
macht und die auch geäußert, eine Kündigung 
abzuwenden und das Projekt Pkw-Maut noch zu 
retten, also zum Beispiel, indem man ökologische 
Aspekte in das Vignetten-System mit einbaut? 

Zeuge Guido Beermann: Nach meiner Erinne-
rung war das nicht der Fall. 

, 
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Wolfgang Wiehle (AfD): Haben - - Also, an der 
Taskforce-Sitzung - da möchte ich noch mal 
nachfragen, um es sicher richtig verstanden zu 
haben -, die dann am Nachmittag war, haben Sie 
auch gar nicht teilgenommen. Da waren Sie noch 
Potsdam. Stimmt das? 

Zeuge Guido Beermann: So ist es, 

(Kirsten Lühmann (SPD): 
Das kann ich bestätigen!) 

Wolfgang Wiehle (AfD): Frau Lühmann kann be-
stätigen, weil sie im Aufsichtsrat bei der Bahn 
saß. - Und waren Sie überhaupt der Auffassung, 
dass man in irgendeiner Weise die Kündigung 
der Betreiberverträge noch hätte vermeiden kön-
nen? Also, auch wenn Ihnen das quasi auf den 
Tisch gelegt wurde, dass die Entscheidung schon 
gefallen war. Aber hatten Sie da Zweifel dran, 
dass das so sein musste? 

Zeuge Guido Beermann: Können Sie die Frage 
noch mal präzisieren? Das habe ich jetzt, ehrlich 
gesagt, doch nicht so ganz - - 

Wolfgang Wiehle (AfD): Also, ich habe Sie vor-
hin so verstanden, dass zu dein Zeitpunkt, wo 
Sie dann zu der Sitzung im Ministerbüro am 
Abend - oder finit dem Minister am Abend - hin-
zustießen, die Entscheidung über die Kündigung 
schon gefallen war. Und mich beschäftigt jetzt 
die Frage - die stelle ich Ihnen -, ob Sie denn, 
auch wenn Sie das vielleicht nicht geäußert ha-
ben, noch Zweifel gehabt hatten, dass diese Kün-
digung sein muss. 

Zeuge Guido Beermann: Die Entscheidung war ja 
gefällt. Wie ich vorhin dargestellt habe, war ich 
zu dem Zeitpunkt auch nicht mit dabei. Ich bin 
zu einem Zeitpunkt gekommen, als es um die 
Frage der Zustellung ging. Und deswegen habe 
ich -- n der Entscheidungsfindung -Wann 	iGh 
weni"u-sagen—habe-ic,h-j~nicht mitgewirkt. 

Wolfgang Wiehle (AM): Und Sie hatten also auch 
keine privaten Zweifel jetzt, die Sie dann zurück-
genommen haben? 

Zeuge Guido Beermann: Nein, ich hatte keine - -  

Wolfgang Wiehle (AfD): Nicht mehr geäußert. 

Zeuge Guido Beermann: Nein, in der Sache hatte 
ich keine privaten Zweifel, die ich hätte zurück-
nehmen müssen. 

Wolfgang Wiehle (AfD): Danke schön. - So viel 
für diese Runde. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann gebe ich jetzt 
der Kollegin Lühmann das Wort. 

Kirsten Lühmann (SPD): Hallo, IIerr Beermann! 

Zeuge Guido Beermann: Hallo, Frau Lühmann! 

Kirsten Lühmann (SPD): Ich fange mal an einem 
Zeitpunkt an, wo Sie gerade ausgeführt haben, 
dass Sie finit der Pkw-Maut noch nichts zu tun 
hatten. Und zwar habe ich hier ein Schreiben von 
Ihnen vom 11. Oktober 2018. Das ist die  MAT  A 
BMVI-6/5p, Blatt 6 bis 21. Das ist ein Schreiben 
von Ihnen an den Abgeordneten Rehberg von der 
CDU/CSU aus dem Haushaltsausschuss. Und in 
dem Schreiben melden Sie Bedarf für Stellen im 
BMVI, KBA und  BAG  für die Infrastrukturabgabe 
an. Das können wir Ihnen auch vorlegen, wenn 
Sie es möchten. 

Zeuge Guido Beermann: Gerne. 

Kirsten Lühmann (SPD). Gerne? Gut, machen 
wir. 

(Dem Zeugen werden Un- 
terlagen vorgelegt) 

Meine Frage ist, warum Sie dieses Schreiben ge-
schickt haben, wobei weder Haushalt noch Maut 
in Ihrem Zuständigkeitsbereich sind. Sondern 
aus unserer Sicht hätte es ja eigentlich Herr 
Schulz schreiben müssen. 

(Der Zeuge und sein 
Rechtsbeistand nehmen 

Einblick in die Unterlagen) 

Zeuge Guido Beermann: Ja, also, das Schreiben 
ist eindeutig von mir unterschrieben. Ich habe 
jetzt keine konkrete Erinnerung, warum ich das 
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unterschrieben habe. Es ist nur so - das kann ich 
allgemein schildern -, dass wir uns natürlich ge-
genseitig vertreten haben, wenn zum Beispiel ei-
ner nicht da war oder im Urlaub war. Also, das 
kann ich jetzt schlecht sagen. Das ist jetzt - das 
kann ich sagen - kein sehr außergewöhnlicher 
Vorgang. 

Kirsten Lühmann (SPD): Okay. - Sie haben eben 
gesagt, als Sie Staatssekretär wurden, ist Ihnen 
das zwar berichtet worden, dass die Maut jetzt in 
Ihren Zuständigkeitsbereich fällt; aber Sie konn-
ten auf die Frage - ich weiß gar nicht, wer sie ge-
stellt hat - nichts Besonderes sagen, was Ihnen 
nun berichtet wurde, als Sie das Amt übernah-
men, zum Beispiel von Herrn  Molitor.  

Ich versuche es jetzt noch mal ein bisschen kon-
kreter. Wir haben wieder eine Vorlage für Sie, 
und zwar die  MAT  A BMVI-5/1 b-5, Blatt 40 bis 
42. Da hat Ihnen das Ma:utreferat für die Lei-
tungsklausur des BMVI Unterlagen zur Pkw-Maut 
zusammengestellt. Und darin heißt es - Sie wer-
den es gleich sehen -, dass die Feinplanungsdo-
kumentation am 01.04.2019 eingereicht worden 
sei und dass die Arbeiten zur Systemeinrichtung 
der Infrastrukturabgabe planmäßig voranschrei-
ten. - Meine Frage ist: Haben Sie vorher schon 
mal von der Feinplanungsdokumentation gehört? 
Und nach Kenntnisnahme dieses Schreibens: 
Was war Ihr Eindruck bezüglich dieses Punktes 
des Projektes? 

(Dem Zeugen werden Un-
terlagen vorgelegt - Der 

Zeuge und sein Rechtsbei-
stand nehmen Einblick) 

Zeuge Guido Beermann: Also, ich habe, ehrlich 
gesagt, keine Erinnerung mehr daran. Ich sehe 
den Vorgang; das ist richtig. Das ist ein Sprech-
zettel für die Leitungsklausur, die wir offensicht-
lich am 10. April hatten. Und deswegen: Da kann 
ich, ehrlich gesagt, wenig zu sagen. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ich hätte jetzt noch wei-
tere Materialien, die ich Ihnen gebe. Aber ich ver-
suche es anal andersrum. Sieben Tage später ha-
ben Sie wieder Unterlagen bekommen, in denen 
drinsteht, dass eine erste Prüfung ergab, dass die  

Feinplanungsdokumentation bezüglich Form und 
Inhaltstiefe nicht die Erwartungshaltung des 
Bundes erfüllt. Das ist also eine Woche später. 
Ich zeige Ihnen das jetzt nicht. Aber meine Frage 
ist: Stichwort „Feinplanungsdokumentation": 
Was fällt Ihnen zu dieseln Stichwort ein? - Viel-
leicht versuchen wir es so rum. 

Zeuge Guido Beermann: Na gut, das ist natürlich 
eine sehr allgemeine Frage. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja, richtig. Aber wenn 
ich jetzt konkret nach bestimmten Sachen frage, 
dann sagen Sie mir - - Also, jetzt mach ich es anal 
ganz global. 

Zeuge Guido Beermann: Ja, das ist in Ordnung, 
Frau Lühmann. Gerne. - Das Thema Feinplanung: 
Wenn ich-in-ir-dae-in-meimer-Erinnerung--  vör Au-
gen--führe-d-anp habe ich in Erinnerung, dass das 
natürlich ein Grund war oder einer der wesentli-
chen Gründe, weswegen wir gekündigt haben: 
weil eben die Feinplanungsdokumentation nicht 
leistungsgerecht vorlag. Das ist die Erinnerung, 
die ich daran habe. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja. Und wie kamen Sie 
dadrauf? Also, es ist ja Ihr Zuständigkeitsberitt 
gewesen. Ich hatte Ihnen eben ein Dokument vor-
gelegt, da stand noch drin: Alles in Ordnung. -
Sieben Tage später - ich könnte es Ihnen vorle-
gen, wenn Sie es haben wollen - steht drin: Es 
gab Probleme. - Und da Sie ja zuständig sind und 
das ein ganz wichtiges Projekt ist und wenn in 
diesem Projekt Probleme auftauchen, bin ich da-
von ausgegangen, dass sich dann der zuständige 
Staatssekretär zumindest berichten lässt, wie es 
finit den Problemen weitergegangen ist. Und das 
war meine Frage. 

Dass ganz am Ende die Kündigung unter ande-
rem aufgrund dieses Punktes ausgesprochen 
wurde, das wissen wir; das haben wir von ganz 
vielen Zeugen hier schon gehört. Meine Frage ist 
einfach der Weg dahin. Von dem Dokument 
10. April, wo drinsteht: „in Ordnung", bis hin zu 
dem Punkt: „Es ist ein Kündigungsgrund", das ist 
ja ein weiter Weg. Und da würde ich gerne mehr 
von Ihnen hören, was Sie da gemacht haben, wie 
Sie sich informiert haben, wie der Fortgang der 
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Dinge war, wie gravierend Ihnen das geschildert 
wurde, wer es Ihnen gravierend geschildert hat. 

Zeuge Guido Beermann: Also, daran habe ich 
keine Erinnerungen mehr, wie mit dem Thema 
weiter umgegangen wurde und wie ich mich da-
mit befasst habe. Ich bitte um Nachsicht, da kann 
ich nichts zu sagen. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja, ich versuche es aber 
trotzdem noch mal. Sie haben eben gesagt, das 
war ein Grund - diese mangelnde Feinplanungs-
dokumentation - für eine Kündigung. Das ist ja 
ein sehr gravierender Vorgang, wenn ich aus 
Schlechtleistung kündige. Ist das wirklich das 
Einzige, an das Sie sich erinnern bei dem Thema 
Feinplanungsdokumentation: „Es war so gravie-
rend, dass wir deshalb gekündigt wurden  [sic!]"?  
Warum es so gravierend ist, was ich in der Zeit 
gemacht habe: kann ich mich nicht mehr erin-
nern. Das Einzige, was ich weiß - - Ich bin gerade 
ein bisschen - Sie merken das - fordernd; aber die 
Frage bewegt mich schon, dass das das Einzige 
ist, was Sie wissen: Es war so gravierend; aber 
warum, weiß ich nicht mehr. 

Zeuge Guido Beermann: Also, Stand heute, wenn 
ich diese Frage beantworten soll, kann ich Ihnen 
nur das sagen, was ich gesagt habe. Und, ja - - 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke. - Dann muss ich 
ein paar Seiten weiterblättern, weil einige Fragen 
wegfallen. - Ich komme jetzt zu der Vorbereitung 
des 18. Juni. Und wir haben ein Dokument von 
Ihrer persönlichen Referentin. Die hat Ihnen das 
am 17. Juni, also einen Tag vor dem Gerichtsur-
teil, geschickt. Das ist  MAT  A BMVI-5/1_b-2, 
Blatt 5 bis 9. 

Und da schickt Ihnen die Presseabteilung meh-
rere Sprachregelungen für den Folgetag - jeweils 
für die verschiedenen Möglichkeiten des Aus-
gangs des EuGH-Urteils. 

Ich gebe Ihnen noch mal Zeit, das zu lesen; viel-
leicht erinnern Sie sich dann an den Vorgang. 

(Dem Zeugen werden Un- 
terlagen vorgelegt - Der 

Zeuge und sein Rechtsbei- 
stand nehmen Einblick) 

Zeuge Guido Beermann: Ich habe es überflogen, 
ja. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke. - Also, das ist ja 
augenscheinlich das, was man sinnvollerweise 
macht - eine Vorbereitung auf den nächsten 
Tag -, dass man nicht völlig überrascht wird, und 
mehrere Möglichkeiten wurden da durchgespielt. 
Was ist mit diesen Vorschlägen der Pressestelle 
Ihrer Erinnerung nach passiert? 

Zeuge Guido Beermann: Also, wenn ich die Vor-
lage nehme, steht drauf: Es ist mir zur Kenntnis 
gegeben worden. Ich habe keine Erinnerung, ob 
ich es zur Kenntnis genommen habe, und deswe-
gen kann ich dazu auch wenig sagen. 

Kirsten Lühmann (SPD): Als Sie dann am Abend 
zurückkamen von unserer Klausursitzung, da gab 
es ja zu irgendeinem Zeitpunkt eine Situation, 
dass sich der Minister mit Ihnen und Herrn  
Dr.  Neumann in das Ministerbüro zurückgezogen 
hat. Zumindest haben wir Dokumente, die das 
aussagen. Können Sie sich daran erinnern? 

Zeuge Guido Beermann: Moment! Wer hat sich 
mit wein zurückgezogen? 

Kirsten Lühmann (SPD): Der Minister mit Ihnen 
und Iierrn  Dr.  Neumann - in das Ministerbüro. 

Zeuge Guido Beermann: Das würde ja bedeuten -
nur als Verständnis -, also, dass ich irgendwo mit 
denen war, wo ich hingegangen bin dann. 

Kirsten Lühmann (SPD): Na ja, Sie waren ja 
schon im Ministerium, und da war eine große 
Runde. Und aus der großen Runde - das haben 
Zeugen gesagt; müsste ich noch mal nachgucken, 
wo - sollen Sie sich mit Herrn  Dr.  Neumann und 
dem Minister dann noch mal in das Minister-
büro - also, keine Ahnung, Nachbarzimmer, über-
nächstes Zimmer - zu einer kleineren Runde zu- 
rückgezogen haben. 

Zeuge Guido Beermann: Also, nach meiner Erin-
nerung bin ich ins Ministerbüro gekommen. 
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Kirsten Lühmann (SPD): Direkt? 

Zeuge Guido Beermann: Das war - - 

Kirsten Lühmann (SPD): Und da waren mehr 
Leute? 

Zeuge Guido Beermann: Das war meine Erinne-
rung. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja. 

Zeuge Guido Beermann: Und nach meiner Erin-
nerung - also, da bin ich mir definitiv sicher - wa-
ren dort mehrere Leute. Aber ich kann Ihnen 
nicht mehr sagen, wer alles dabei war. 

Kirsten Lühmann (SPD): Ja. - Und es gab keine 
Situation, dass sich noch eine kleinere Gruppe, 
der Sie angehört haben, separiert hat von der gro-
ßen Gruppe? 

Zeuge Guido Beermann: Kann ich mich nicht 
dran erinnern. 

Kirsten Lühmann (SPD): Mhm. - Was war die 
Rolle von  Dr.  Neumann, an die Sie sich erinnern? 
War er Wortführer? Ist er nur - - Hat er nur gere-
det, wenn er gefragt wurde? Hat er an der Ent-
scheidungsfindung deutlichen Anteil gehabt? 

Zeuge Guido Beermann: Wie gesagt: Als ich kam, 
ging es um die Frage - daran kann ich mich ent-
sinnen - - um die Versendung, um die Zustel-
lung. Und ich habe nicht in Erinnerung, dass es 
da irgendwie eine Wortführung oder Ähnliches 
gab. 

Kirsten Lühmann (SPD): Können Sie sich noch 
erinnern, dass man eine Öffentlichkeitsstrategie 
abgestimmt hat und, wenn ja, welche? Denn die 
Frage muss ja auch gekommen sein: Was mache 
ich jetzt mit der Öffentlichkeit? - Der Minister 
hatte ja am Nachmittag - - oder hatte der Presse ja 
schon eine Stellungnahme gegeben, und jetzt 
musste ja nach der Kündigung auch irgendetwas 
folgen. Ist darüber geredet worden? 

Zeuge Guido Beermann: Habe ich auch nicht in 
Erinnerung. 

Kirsten Lühmann (SPD): Gut. - Dann habe ich 
nur noch eine Frage zu einem ganz anderen 
Thema, und zwar gab es ja den BRH-Bericht et-
was später. Und der BRH-Bericht: Da gab es eine 
Antwort aus dein Ministerium drauf. - Und die 
Zeugin  Geese  berichtete von einem Treffen am 
30. Oktober 2019, in welchem mit dem Minister 
über die Stellungnahme auf dem Berichtsentwurf 
des BRII diskutiert wurde. - Da gibt es ein Doku-
ment zu; das ist die  MAT  A BMVI-4/1b4, 
Blatt 47. 

Wir geben Ihnen das, und meine Frage ist, ob Sie 
sich an das Treffen erinnern. Und dann habe 
ich - - Wenn ja, habe ich dazu eine Frage. 

(Dem Zeugen werden Un-
terlagen vorgelegt - Der 

Zeuge und sein Rechtsbei-
stand nehmen Einblick) 

Zeuge Guido Beermann: Also, ich sehe da die 
E-Mail und erkenne, dass die auch an mein Büro 
gegangen ist, also  „Sts-Be".  Und es steht unten 
drunter: 

Für eine kurze Rückmeldung be- 
züglich Ihrer Teilnahme wäre ich 
Ihnen dankbar. 

Ich habe leider keine Erinnerung, ob ich daran 
teilgenommen habe. 

Ich bitte wirklich um Verständnis - ich glaube, 
ich muss das hier noch anal sagen -: Es ist für 
mich aufgrund - ich habe es vorhin einleitend ge-
sagt - der Tätigkeit, die ich jetzt habe, und der 
Veränderungen, die damit verbunden sind, wirk-
lich eine Zeit, die für mich sehr weit zurückliegt 
und wo ich die Dinge einfach nicht mehr gegen-
wärtig habe. Und deswegen habe ich auch nicht 
gegenwärtig, ob ich an der Besprechung teilge-
nommen habe. Also, ich müsste da mutmaßen. 

Kirsten Lühmann (SPD): Damit erübrigt sich 
auch meine Frage zu dem Inhalt. - Keine Fragen 
mehr, Herr Vorsitzender. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Danke schön. -
Dann hat jetzt der Kollege Jung das Wort. 
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Dr.  Christian Jung (FDP): So, guten Abend, Herr 
Minister! Schön, Sie mal persönlich zu sehen. 
Wir hatten, glaube ich, noch nie miteinander zu 
tun direkt. 

Was mich jetzt ein bisschen irritiert an dem, was 
Sie bisher sagen: Sie waren damals, als Sie 
Staatssekretär waren - verbeamteter Staatssekre-
tär -, für dieses Thema „PKW-Maut" zuständig, o-
der? 

Zeuge Guido Beermann: So wie ich das geschil-
dert habe, habe ich die Abteilung StV übernom-
men. Und eines der Themen dort war die Infra-
strukturabgabe genau in dem Zeitraum, wie ich 
ihn beschrieben habe. Wenn man es über den 
Daumen reißt: acht Monate.  

Dr.  Christian Jung (FDP): Weil was mich ein biss-
chen stutzig macht: Sie haben ja geschildert, dass 
Sie bei einer Strategietagung der Deutschen Bahn 
in Potsdam waren. Das war jetzt ja nicht in Stutt-
gart oder in Honolulu, sondern in Potsdam. Und 
was mich sehr irritiert die ganze Zeit bei dein, 
was Sie sagen: Warum sind Sie nicht sofort, als 
das EuGH-Urteil kam, ins Ministerium gekom-
men? Weil bei dieser Auf- - bei dieser Strategieta-
gung: Das war ja keine Aufsichtsratssitzung, wo 
Beschlüsse gefasst worden sind, wo man Sie viel-
leicht auch gebraucht hätte, sondern es war nur -
in Anführungszeichen - eine Strategietagung. Wa-
rum sind Sie nicht ins Ministerium zurückge-
kommen? 

Zeuge Guido Beermann: Also, Herr Abgeordne-
ter - -  

Dr.  Christian Jung (FDP): Weil Sie waren ja zu-
ständig, haben Sie gesagt. 

Zeuge Guido Beermann: Ja. - Herr btnEjAbgeord-
neter jurr~, zu ä.-e~fBewertung kann ich jetzt 
nichts sagen. Das ist eine Bewertung; die können 
Sie treffen. Ich hatte das vorhin geschildert, dass 
mir das beschrieben wurde und dass wir die Ent-
scheidung getroffen haben, das so zu machen, 
wie wir das getan haben. 

Dr.  Christian Jung (FDP): Ja, ich habe ja nur 
meine Verwunderung ausgedrückt, weil Sie da ja 
der verbeamtete Staatssekretär waren. - Okay. 

Ich habe einige Fragen, weil wir haben ja viele 
Zeugen schon auch gehört, und es gibt da immer 
wieder so ein bisschen abweichende Beiträge. 
Und deswegen wollte ich einfach mal Ihre Sicht-
weise hören. 

Wir haben ja von diesem Tag X - EuGH-Urteil - -
haben wir ja keine Protokolle, und deswegen 
können wir auch nichts Genaues sagen über die 
Entscheidungsfindung. Wir hatten heute zum 
Beispiel den Zeugen Görrissen, der uns da inte-
ressante Sachen auch dazu gesagt hat, die wir si-
cherlich auch später - jetzt auch nach Ihrer Befra-
gung - dann noch ausführlich würdigen werden. 

Was ich Sie jetzt fragen wollte: Sie kommen also 
dann gegen Abend aus Potsdam. Und was waren 
jetzt die Grundlagen für die Entscheidungsfin-
dung? War das sozusagen, wie ich das jetzt inter-
pretiere, so ein unstrukturierter Stuhlkreis, wo 
immer wieder Leute dazugekommen sind, oder 
gab es wirklich handfeste Sachen, die zur Ent-
scheidungsfindung herbeigefü- - also, die diese 
Entscheidungsfindung dann herbeigeführt ha-
ben? Oder Sie sind dann auch dazugekommen, 
und dann hat man einfach kollektiv entschieden, 
was man dann macht? 

Zeuge Guido Beermann: Na ja, ich bin ja, wie ich 
beschrieben habe, zu einem späten Zeitpunkt da-
zugekommen. Über das Thema wurde dort, was 
die Entscheidungsgründe - - Ich vermute, Sie 
spielen auf das weitere Vorgehen in Sachen Kün-
digung an. Ich war ja nicht dabei. Deswegen kann 
ich dazu nichts sagen, zu der Entscheidungsfin-
dung.  

Dr.  Christian Jung (FDP): Gut. - Aber Sie kom-
men dann dorthin, und dann wird dann - - Wird 
Ihnen dann nur das Ergebnis präsentiert, oder 
wird noch mal gemeinsam mit dem zuständigen 
Staatssekretär reflektiert, wie die Entscheidung 
jetzt gemacht wird? Oder sind Sie sozusagen nur 
derjenige, der kommt, und der kriegt die Ent-
scheidung mitgeteilt, und das tragen Sie dann 
mit? 
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i  Zeuge Guido Beermann: Ich kann Ihnen wie  d4  
t, 	konkretejVerlauf ab dem Zeitpunkt, ab dein ich 

da war -r'-W-ie-daß war-k-an-rrieh-Ihnen leider 
nicht schildern, weil ich daran keine konkrete Er-
innerung mehr habe.  

Dr.  Christian Jung (FDP): Aber Sie waren da bei 
Besprechungen dabei! Also, das irritiert mich 
jetzt auch ein bisschen, dass Sie da gar nichts 
mehr drüber wissen. Waren da - - Also, wer war 
denn da alles dabei bei den Gesprächen, wo Sie 
dabei waren? 

Zeuge Guido Beermann: Ich bin zu später 
Stunde, wie ich das geschildert habe, in das Mi-
nisterbüro - so meine Erinnerung - dazugekom-
men, und ich habe leider keine konkrete Erinne-
rung mehr daran, wer alles dabei war in der 
Runde. Und ich kann nur wiederholen, dass, als 
ich dazukam, über dieses Thema der Zustellung 
der Kündigung gesprochen wurde. Und ich habe 
keine konkrete Erinnerung daran, ob über andere 
Sachen dort gesprochen wurde,  

Dr.  Christian Jung (FDP): Wissen Sie denn noch, 
wer die Teilnehmer waren an der Besprechung, 
wo Sie dabei waren? Es war ja anscheinend nur 
ein kleiner, überschaubarer Kreis. 

Zeuge Guido Beermann: Wie ich sagte: Ich habe 
keine Erinnerung daran, wer jetzt konkret alles 
dabei war. Also, ich kann - -  

Dr.  Christian Jung (FDP): War zum Beispiel der 
Minister dabei? 

Zeuge Guido Beermann: Ich kann sagen, dass der 
Minister dabei war, dass Herr Neumann dabei 
war; das habe ich in Erinnerung. Und ich habe in 
Erinnerung - -  

Dr.  Christian Jung (FDP): War Herr Görrissen da-
bei, zum Beispiel? 

Zeuge Guido Beermann: Ich habe in Erinnerung, 
dass Herr Görrissen dabei war, aber ich kann 
Ihnen bricht 	sagen; ob-n—u li weitere Lbi te däbei 

rui waren. -Also; =es-war-jetz-t 	ach meiner Erinne- 
rung War-der-Kreis-schon-über-d-iese-.hinaus;-aber 
ieh-kann-Ihnen! nicht rsagen, wer alles dabeisaß.  

Um es so zu sagen: Ich habe es leider, bedauerli-
cherweise nicht vor meinem inneren Auge.  

Dr.  Christian jung (FDP): Aber man könnte jetzt 
den Eindruck haben, dass es jetzt - also zumin-
dest gegenüber Ihnen - nicht komplett struktu-
riert war. Also, Sie kommen da hin, und dann 
wird eine Entscheidung bekannt gegeben. Also, 
Sie sind ja anscheinend an der Entscheidungsfin-
dung als zuständiger Staatssekretär in keinster 
Weise beteiligt gewesen. 

Also, mich irritiert das, ehrlich gesagt, sehr stark, 
weil Sie sind ja auch heute immerhin Landesmi-
nister, und vielleicht würden Sie ja, wenn jetzt so 
was wieder passieren würde, da auch erwarten, 
dass der zuständige Staatssekretär da auch einge-
bunden wird. Also, mich irritiert das wirklich 
sehr stark. 

Zeuge Guido Beermann: Herr Abgeordneter, das 
ist eine Wertung, die Sie vornehmen können. 
Die, glaube ich, muss ich nicht kommentieren; 
das ist nicht meine Aufgabe. Ansonsten, glaube 
ich, habe ich die Abläufe dargestellt.  

Dr.  Christian Jung (FDP): Dann habe ich für diese 
Fragerunde erst mal keine Fragen. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Herr Kollege 
Cezanne. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Danke, Herr Vorsit-
zender. - Herr Minister Beermann, schönen guten 
Abend! Vielen Dank, dass Sie da sind. 

Ich wähle anal einen anderen Einstieg. Mich 
würde noch mal interessieren, wie Sie den Ar-
beite- und Organisationszusammenhang im Mi-
nisterium - - Also, wie haben Sie mit dem Minis-
ter, wie haben Sie mit dem Staatssekretär Schulz, 
unter Umständen auch mit dem Herrn Görrissen -
sich denn - - Wie haben Sie kommuniziert? Wie 
haben Sie sich abgestimmt? Gab es regelmäßige 
Leitungssitzungen? Gab es irgendwie eine mor-
gendliche Tageslage oder dergleichen? Also, wie 
sind die - - Wie ist die inhaltliche Zusammenar-
beit und Abstimmung zwischen Ihnen sicherge-
stellt worden? 
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Zeuge Guido Beermann: Es gab verschiedene KAb-
stimrnti2-aWii~unden, wenn man so will: 

Ich habe in Erinnerung, dass es eine Leitungs-
runde gab, die immer am Mittwoch stattfand. Ich 
kann Ihnen allerdings nicht sagen - das habe ich 
jetzt nicht mehr vor Augen -, ob die einmal im 
Monat war oder wie das immer geplant war. Ja, 
ich weiß nur, dass in dieser Leitungsrunde die 
Abteilungsleiter dabeisaßen, die Staatssekretäre, 
parlamentarischen Staatssekretäre, der Minister 
natürlich hn--nuch-da-n-n-----Herr-Görrisserrwer 
dabei-a-l-s-Abteil-ur-~gsletei;~das-ist ri-clitig;~ 

Es gab das Format einer Morgenlage, die aller-
dings sehr unregelmäßig stattfand, eigentlich, 
wenn ich das recht in Erinnerung habe,/zuin4n-
dest4arrg4Zeit sehr, sehr selten. 

Und dann gab es ein Format, wo ich mich mit 
Herrn Görrissen und dem anderen Staatssekretär 
getroffen habe. - Kiy, Oas war, meine ich, immer 
montags ~riehti 4, und das war relativ regelmä-
ßig. 

Ansonsten, glaube ich, dass sich das nicht unter-
scheidet, dass also die Verwaltungsvorgänge 
dann natürlich im Papier auch zwischen den Bü-
ros hin- und herlaufen. 

Und das waren im Wesentlichen die Abläufe. 
Ansonsten müsste man konkret darüber reden, 
worauf Sie abzielen. 

Ich weiß nicht, ob Ihnen das reicht. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): Können Sie noch mal 
etwas näher drauf eingehen, was in dieser Mon-
tagsrunde zwischen Herrn Görrissen, Herrn 
Schulz und Ihnen so die üblichen Themen waren 
oder was - - Also der Inhalt im Vergleich zum 
Beispiel zu der Leitungsrunde mit den Abtei-
lungsleitern? 

Zeuge Guido Beermann: Also, da habe ich keine 
konkrete Erinnerung mehr daran, was wir in den 
Runden besprochen haben, und deswegen kann 
ich da auch zu einzelnen Dingen jetzt nichts sa-
gen. Aber 4s-w-ei-aueh—( das kann ich sagen — 
kein*-I - Es gab keine Tagesordnung ~,n dem 

Wn-q nach meiner Erinnerung, und deswegen 
hat man da sicherlich verschiedene Dinge be- 
sprochen.  

(Dr.  Christian Jung (FDP): 
Herr Vorsitzender, wir wür- 

den gerne eine sofortige 
Sitzungsunterbrechung be- 
antragen, eine Beratungssit- 

zung beantragen!) 

Vorsitzender Udo Schiefner: Können wir gerne 
machen, wenn es keinen Widerspruch gibt. - Wie 
viel Zeit brauchen wir dafür?  

Dr.  Christian Jung (FDP): 10 bis 15 Minuten. 

Vorsitzender Udo Schiefner: Gut. - Wenn es kei-
nen Widerspruch gibt, dann unterbrechen wir die 
Befragung. Dann wird die Öffentlichkeit zunächst 
mal wieder von der Videotechnik abgekoppelt, 
und wir können zunächst die Beratungssitzung 
machen, und dann wird die Befragung weiter 
fortgeführt. 

(Unterbrechung des Sit- 
zungsteils Zeugenverneh- 

mung, Öffentlich: 
17.57 Uhr - Folgt Bera- 

tungssitzung) 

(Wiederbeginn des Sit- 
zungsteils Zeugenverneh- 

mung, Öffentlich: 
18.05 Uhr) 

Fortsetzung der Verneh- 
mung des Zeugen Guido 

Beermann 

Vorsitzender Udo Schiefner: Dann setzen wir die 
öffentliche Befragung des Zeugen Beermann fort. 

Ich kann dazu sagen: Wir hatten eine Beratungs-
sitzung, und als Ergebnis möchte ich Sie natür-
lich auch hier noch mal, weil das Diskussions-
punkt war, an die Belehrung erinnern, dass Sie 
natürlich wahrheitsgemäß zu antworten haben 
und nichts hinzufügen dürfen, was der Wahrheit 
widerspricht, oder auch Dinge zurückhalten dür-
fen  [sic!],  die zur Wahrheitsfindung beitragen, 
weil es natürlich schon, Herr Minister Beermann, 
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auffällig ist, dass Sie doch sehr oft - das ist Ihr 
gutes Recht; Sie sollen ja auch, nach Ihren Ein-
drücken gefragt, wahrheitsgemäß antworten -, ja, 
ich nenne es mal so, Erinnerungslücken an kon-
kretere Dinge haben. Und darum möchte ich Sie 
da noch mal an die Belehrung erinnern, dass Sie 
eben wahrheitsgemäß antworten sollen. Ich 
möchte Sie auch nicht hier irgendwie verleiten, 
etwas zu sagen, woran Sie sich nicht mehr erin-
nern können, und womöglich was dazuzuma-
chen. Aber das war halt auch eben Gegenstand 
der Diskussion in der Beratungssitzung. - Dies 
noch mal als Hinweis. 

Also, ich habe jetzt nicht angesetzt, hier einen 
Vortrag zu halten, was ich alles für Themen 
hatte, aber ich hatte wirklich eine ganze Reihe an 
Aufgaben. Sie werden sich entsinnen, dass wir in 
dein Jahr das Thema Klima vor allem sehr stark 
im Fokus hatten. Wir hatten sehr intensive Bera- 
tungen, /tLr-au-Lüh-man4, was das Thema Bahn be- 
trifft. Wir haben eine ganze Reihe an Gesetzesvor- 
haben gehabt. 	 Bei mir lag lieclr_das__ 	

41, pn-zoFh~eina initdem Ausbau Mobilfunknetz ,~ ~~  
usw. usf. Also, i;ch könnte die Reihe jetzt W  
glaublich' fortsetzen~,ja./A-Ise-.-d-a-wai wirkl1,cli 
eine ganze Menga 1~j~infac,-h-dg. 	1' Ei (,/&,, 	a~ 177ü(„(„ 

1 

,• %il  

Und auf der anderen Seite bitte ich um Verständ- 
nis ~_aber-ich-werde_mir-dann-einen-Augenblick 
Zeit--nehmen--  f : Ich möchte euc—Wungerne speku-
lieren),7a?Das entspricht nicht meiner Art,_ und 
ich glaube, dasl!,  st/auch das, was Sie #isrCgesagt  
haben, Herr Schiefner, was Sie ja nun auch nicht  
am Ende wollen, dass ich das mache,Inel 	v 

Zeuge Guido Beermann: Herr Schiefner, wenn 
ich was dazu sagen darf? 

Vorsitzender Udo Schiefner: ja. 

Zeuge Guido Beermann: Vielen Dank noch anal 
für den Hinweis. Ich hatte das ja auch bewusst 
bei mir in mein Eingangsstatement reingenom-
men,[ü,m.;deut-lich zu-machen—dass-in-der—Tat 
zwei Dinge, glaube--ieh;  einf-ach- =  butte  -iehrmi-t-
ZURBh ienFr.- r 

t- 	1 	ix"9  .,  

Das eine ist, dass ich tim-eis q seit letztem Jahr 
Minister in Brandenburg bin und dort ein Minis-
terium übernommen habe und damit natürlich 
Aufgaben, ein  Portfolio,  was sich in einem völlig 
anderen Bereich bewegt. 

Und der Abgeordnete Wiehle hatte ja vorhin 
schon so ein bisschen angerissen, was ich in mei-
nem Leben gemacht habe. Vielleicht darf ich das 
so anal darstellen: Sie sehen ja, dass ich tatsäch-
lich öfters neue Aufgaben übernommen habe -
und das auch finit einem breiten Spektrum an 
Themen. end-man---lIch stürze mich dann da in 
diese Dinge rein, und ich bitte einfach um Nach-
sicht - das ist so -, dass dann plötzlich der Fokus 
auf anderen Sachen liegt. 

Hinzu kommt - auch das hatte ich gesagt -, dass 
das Thema Maut eines war, das ich damals über-
nommen habe aufgrund des Wechsels, der dort 
stattgefunden hat. Und das war alt ein Thema 
neben vielen. 

Ansonsten: Was man vielleicht machen kann, ist 
in der Tat, wenn es Vorhalte gibt oder so - - das 
mag ja sein, dass das, ~%zenn-----dass -da--rnöglieher-
weise-das-etwa$ hilfreiche ist. G 

I 

Vorsitzender Udo Schiefner: Sie sollen nach bes-
tem Wissen und Gewissen antworten. Und wenn 
Sie das tun, dann, denke ich - - Allerdings 
möchte ich auch nicht verhehlen, dass es hier 
halt Punkt war, dass man sehr, sehr oft eben die-
ses Argument auch hier von Ihnen gehört hat. 
Wenn es so ist - - Es ist schon bemerkenswert ein 
Stück weit, sage ich auch ganz offen: Wenn Sie 
Erinnerungslücken haben und sagen, Sie können 
sich nicht erinnern, dann kann Ihnen natürlich 
auch kein anderer hier - - Ich möchte noch mal 
eben an die Belehrung erinnern und an die ge-
wissenhafte Beantwortung der Fragen. 

Dann fahren wir jetzt fort. jetzt weiß ich nicht 
mehr - - Herr Kollege Cezanne ist mit der Befra-
gung - - Bitte. 

Jörg Cezanne (DIE LINKE) : Ja; danke, Herr Vorsit-
zender. - Minister Beermann, Sie hatten ja 
kurz - - Wir hatten ja die Frage angerissen, wie 
Sie sich untereinander verständigt haben. Jetzt 
noch mal: Wie sind denn Ergebnisse in diesen 

19. Wahlperiode 	 Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst 	 Seite 93 von 111 






































	Einfügen aus "41a.Protokoll.vorläufig_ö_Korrekturen_Beermann.pdf"
	Page 1
	Page 2
	Page 3
	Page 4
	Page 5
	Page 6
	Page 7
	Page 8
	Page 9
	Page 10
	Page 11
	Page 12
	Page 13
	Page 14
	Page 15


